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Zusammenfassung 

I. Lage der Agrarwirtschaft im Wirtschaftsjahr 1982/83 

Fortsetzung des Strukturwandels in der Landwirtschaft 

Nach einer rund drei Jahre andauernden Phase stagnierender und rückläufiger 
Wirtschaftsaktivität ist 1983 ein Erholungsprozeß in Gang gekommen. Auf dem 
Arbeitsmarkt mehrten sich seit dem Sommer 1983 die Anzeichen für eine all-
mähliche Besserung. Für Landwirte, die einer außerlandwirtschaftlichen Tätig-
keit nachgehen wollen, war es jedoch weiterhin schwierig, einen geeigneten 
Arbeitsplatz zu finden. Dennoch ist der Strukturwandel — im wesentlichen 
infolge altersbedingter Betriebsaufgabe — weitergegangen. Die betriebliche Ar-
beitsleistung, die als Maßstab für die Entwicklung der Beschäftigung im Agrar-
sektor verwandt wird, hat sich — gemessen in AK-Einheiten — gegenüber dem 
Vorjahr um 2,5% vermindert. Bei den im Betrieb vollbeschäftigten Familien-
arbeitskräften ist mit – 4,6% ein gegenüber dem Vorjahr stärkerer Rückgang 
festzustellen. Die Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe verringerte sich eben-
falls, und zwar um 2,7 %; die Abnahmerate lag damit geringfügig höher als im 
Durchschnitt der letzten zehn Jahre. 

Kräftiger Anstieg der Wertschöpfung und der Investitionen 

Der Produktionswert der Landwirtschaft erhöhte sich 1982/83 um 7,7 %. An Vor-
leistungen wendete die Landwirtschaft 3,6% mehr als im Vorjahr auf. Die Ausga-
ben für Futtermittel und Energie stiegen nur geringfügig. Bei Düngemitteln 
ergab sich sogar ein leichter Ausgabenrückgang. Überdurchschnittlich nahmen 
dagegen die Ausgaben für Dienstleistungen zu. Die Nettowertschöpfung erhöhte 
sich 1982/83 auf 20,8 Mrd. DM ( + 16,6 %); je AK wurden 21 229 DM erzielt. 

Anders als im vorausgegangenen Wirtschaftsjahr haben die Bruttoanlageinve-
stitionen (z. B. für Landmaschinen, Gebäude und Erhöhung der Viehbestände) 
1982/83 um 16,5% auf 10,1 Mrd. DM wieder zugenommen. Nach Abzug der 
Abschreibungen von den Bruttoanlageinvestitionen ergaben sich nach zwei 
Wirtschaftsjahren auch wieder positive Nettoinvestitionen. 

Verbesserung der Einkommenssituation in den landwirtschaftlichen Vollerwerbs

-

betrieben 

In den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben stieg der Gewinn je Familien-
AK 1982/83 gegenüber 1981/82 um 14,8% auf 26 282 DM. Damit konnten die bis-
her höchsten Ergebnisse des Jahres 1975/76 nicht nur wieder erreicht, sondern 
erstmals überschritten werden. 

Hinter diesen Durchschnittszahlen verbergen sich sehr unterschiedliche Ent-
wicklungen zwischen den verschiedenen Betriebsformen, Betriebsgrößen und 
Regionen. Eine überdurchschnittliche Zunahme des Gewinns je Familien-AK 
erzielten im Wirtschaftsjahr 1982/83 die Marktfruchtbetriebe (+ 17,0%) und die 
Futterbaubetriebe ( + 20,9 %), insbesondere als Folge einer außergewöhnlich gu-
ten Ernte und des Anstiegs der Erzeugerpreise für Milch und einige andere 
Erzeugnisse. Dagegen verzeichneten die Veredlungsbetriebe, die im Vorjahr an 
der Spitze der Einkommensskala lagen, ein um 4,3 % niedrigeres Einkommenser-
gebnis als im Vorjahr. Damit lagen sie jedoch immer noch erheblich über dem 
durchschnittlichen Gewinn aller Vollerwerbsbetriebe. Den höchsten Gewinn je 
Familien-AK erzielten die Marktfruchtbetriebe (33 118 DM). Ein deutlich niedri-
geres Einkommensniveau wiesen nach wie vor die Futterbaubetriebe 
(24 047 DM) und die Gemischtbetriebe (24 754 DM) auf. 

Bei den Dauerkulturbetrieben, die an den markt- und preisstützenden Maßnah

-

men weniger teilnehmen, wirken sich Angebotsänderungen direkt auf die Preise 
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aus. Bei relativ hohem AK-Besatz lag der Gewinn je Familien-AK bei 
29 222 DM. 

Die Darstellung der Einkommensergebnisse nach Ländern läßt für 1982/83 
einen überdurchschnittlichen Einkommenszuwachs der Vollerwerbsbetriebe in 
Schleswig-Holstein erkennen. Damit erreichte Schleswig-Holstein wieder die 
Spitzenposition früherer Jahre. Über dem Durchschnitt lagen die Gewinne 
1982/83 auch in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen. Die süddeutschen Län-
der — insbesondere Hessen — blieben dagegen unter dem Durchschnitt. 

Der Einkommensabstand zwischen dem untersten Viertel der Vollerwerbsbe-
triebe mit den niedrigsten und dem obersten Viertel mit den höchsten Gewinnen 
je Familien-AK hat 1982/83 absolut zugenommen und belief sich auf rd. 54 000 
DM; der relative Einkommensabstand wie auch die Einkommenskonzentration 
ist jedoch gegenüber dem Vorjahr leicht zurückgegangen. 

Bei der Beurteilung der Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1982/83 ist zu berück-
sichtigen, daß die Einkommen in der Landwirtschaft in enger Abhängigkeit von 
der Witterung, den Ernteerträgen und von der Situation auf den Agrarmärkten 
von Jahr zu Jahr erheblich schwanken (vgl. Abschnitt Vorschätzung). Eine län-
gerfristige Betrachtung der Einkommensentwicklung zeigt, daß der Gewinn je 
Familien-AK in den Vollerwerbsbetrieben im Durchschnitt der letzten zehn 
Jahre um 3,6 % und je Unternehmen um 4,6% angestiegen ist. 

Positive Einkommensentwicklung auch in den Zu - und Nebenerwerbsbetrieben 

In den (überwiegend größeren) landwirtschaftlichen Zuerwerbsbetrieben ent-
wickelten sich die Einkommen aus der Landwirtschaft 1982/83 ähnlich wie in 
den Vollerwerbsbetrieben. Mit 19 107 DM je Familie blieb der Gewinn allerdings 
deutlich unter dem der Vollerwerbsbetriebe (33 791 DM). Zusätzliches außerbe

-

triebliches Einkommen (45% des Gesamteinkommens) führte im Berichtsjahr zu 
einem durchschnittlichen Gesamteinkommen von 37 289 DM. 

Die wirtschaftliche Situation der Nebenerwerbsbetriebe wurde sowohl durch 
eine Zunahme der landwirtschaftlichen als auch der außerlandwirtschaftlichen 
Einkommen geprägt. Damit erzielten die Nebenerwerbsbetriebe ein durch-
schnittliches Gesamteinkommen je Familie von 37 378 DM. 40 % aller Betriebe 
waren 1983 Nebenerwerbsbetriebe. Sie bewirtschafteten aber nur 12,7 % der 
gesamten LF; ihr Anteil an den Verkaufserlösen lag bei 9,6 %. Die Flächenpro-
duktivität ist in Nebenerwerbsbetrieben weiterhin geringer als in Haupter-
werbsbetrieben. 

Alternativ bewirtschaftete Betriebe ebenfalls mit verbesserter Einkommenslage 

Die untersuchten alternativ bewirtschafteten Buchführungsbetriebe zeichneten 
sich insbesondere durch extrem niedrige Aufwendungen für Düngemittel und 
Pflanzenschutz, durch geringere Flächenerträge sowie hohe Verkaufspreise vor 
allem für Bodenerzeugnisse aus. Der Gewinn je Familien-AK war — bei ver-
gleichsweise höherem Arbeitskräfteeinsatz — mit 24 548 DM höher als im Vor-
jahr, jedoch weiterhin niedriger als in der Vergleichsgruppe. Längerfristig gül-
tige und gesicherte Aussagen über die relative Wirtschaftlichkeit dieser Betriebe 
sind jedoch erst mit den nächsten Jahresergebnissen möglich. 

Unterschiedliche Einkommensentwicklung im Wein - und Gartenbau 

Die Weinmosternte 1982 war mit 15,4 Millionen hl fast doppelt so hoch wie im 
mehrjährigen Durchschnitt. Wegen des großen Angebots gaben die Preise für 
Weinmost und ausgebaute Weine kräftig nach. Dennoch führte das gute Ernteer-
gebnis 1982/83 zu steigenden Gewinnen um rd. 18 % je Familien-AK (31 043 DM) 
und 22,6% je Unternehmen (46 947 DM). Zwischen den einzelnen Weinbaugebie-
ten zeigten sich jedoch erneut deutliche Unterschiede in der Ertragslage. 

Für den gesamten Betriebsbereich Gartenbau war ein Rückgang der durch

-

schnittlichen Gewinne gegenüber dem Vorjahr um 2,7 % zu verzeichnen. Die 
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Preise für einzelne Erzeugnisse des Gartenbaues haben sich unterschiedlich ent-
wickelt; entsprechend unterschiedlich waren die Einkommenswirkungen. Insge-
samt haben sich die Einkommensunterschiede zwischen den verschiedenen Pro-
duktionsrichtungen des Gartenbaues 1982/83 gegenüber dem Vorjahr verrin-
gert. 

Die Gemüsebaubetriebe erreichten je  Familien-AK einen Gewinn von 28 608 
DM, der in etwa dem Niveau des Vorjahres entsprach. 

Da sich der Unternehmensaufwand erhöhte und Produktivitätsfortschritte nur 
in begrenztem Maße realisiert wurden, ging der Gewinn je Familien-AK in den 
Zierpflanzenbetrieben insgesamt um 1,5% auf 29 859 DM zurück. Trotz der posi-
tiven Preisentwicklung ( + 3,3 % für Baumschulerzeugnisse) verschlechterte sich 
das Betriebsergebnis der Baumschulen. Der Gewinn betrug 1982/83 rund 56 400 
DM je Familien-AK und lag damit um 8,1% unter dem Vorjahreswert. Im Ein

-

kommensniveau liegen die Baumschulbetriebe dennoch unverändert weit über 
den anderen Gartenbaubetrieben. 

Die Betriebsergebnisse in den Obstbaubetrieben haben sich 1982/83 deutlich ver-
schlechtert. Die gute Obsternte des Jahres 1982 führte bei fast allen Obstarten zu 
einem überhöhten Angebot und zu einem starken Preisrückgang. Mit 24 050 DM 
lag der Gewinn je Familien-AK 1982/83 um 41,7% unter dem des Vorjahres. 
Somit haben sich die in dieser Betriebsgruppe bekannten jährlichen Schwan-
kungen fortgesetzt. 

Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1983/84 

Nach den gegenwärtig vorliegenden noch unvollständigen Informationen muß 
für das laufende Wirtschaftsjahr mit einer stark rückläufigen Einkommensent-
wicklung gerechnet werden. Entscheidend dafür sind mehrere Gründe. 

Im Vergleich zum Vorjahr führten schlechte Witterungsbedingungen zu einer 
insgesamt geringeren Ernte. Eine ungünstige Entwicklung bei den Erzeugerprei-
sen zeichnete sich schon in den letzten Monaten des abgelaufenen Wirtschafts-
jahres ab; sie hat sich inzwischen verstärkt. Insbesondere die Schlachtschwei

-

nepreise notieren weit unter dem Vorjahr. 

Die Betriebsmittel werden sich voraussichtlich weiter verteuern, allein die Fut-
termittelpreise werden um über 10 % ansteigen. Wegen der anhaltenden trocke-
nen Witterung des letzten Sommers blieb für viele Betriebe das wirtschaftsei-
gene Futteraufkommen unbefriedigend; es ist daher auch mit einem höheren 
Einsatz an Kraftfuttermitteln zu rechnen. 

Aufgrund der zu erwartenden Veränderungen der Preise und Mengen ist — auch 
unter Berücksichtigung der übrigen einkommenswirksamen Faktoren wie Stei-
gerung der Produktivität und Entwicklung der familieneigenen Arbeitskräfte — 
ein Einkommensrückgang um rd. 22 % zu erwarten. Die Vorschätzungsspanne 
reicht von – 20 bis etwa – 25 %. 

Nach Betriebsformen dürften die Gewinne in den Marktfrucht-, Veredlungs- und 
Gemischtbetrieben überdurchschnittlich zurückgehen. In den Futterbau- und 
Dauerkulturbetrieben ist eine nicht ganz so ungünstige Entwicklung zu erwar-
ten. 
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II. Ziele und Aktivitäten 

Die Agrar- und Ernährungspolitik ist Teil der Wirtschafts- und Gesellschaftspo-
litik der Bundesregierung, die es weiterhin als ihr zentrales Ziel ansieht, die 
Arbeitslosigkeit zu vermindern, die Wirtschaft wiederzubeleben und die Haus-
haltsdefizite zurückzuführen. 

Ziele und Aufgaben der Agrar- und Ernährungspolitik leiten sich unter Berück-
sichtigung der allgemeinen Rahmenbedingungen vor allem aus dem Landwirt-
schaftsgesetz und dem EWG-Vertrag ab. Angesichts abgeschwächter gesamt-
wirtschaftlicher Impulse, der schwierigen Arbeitsmarktlage und der eng be-
grenzten Anpassungsmöglichkeiten der Landwirtschaft kommt es zur Zeit be-
sonders darauf an, die wirtschaftliche Existenz einer möglichst großen Zahl bäu-
erlicher Betriebe zu sichern. 

Ziel der Bundesregierung ist es, die agrarpolitischen Maßnahmen im Bereich 
der Markt- und Preispolitik, der Agrarstrukturpolitik, der Steuerpolitik sowie 
der Agrarsozialpolitik stärker als bisher auf die bodenabhängig wirtschaftenden 
Familienbetriebe auszurichten. Im Rahmen der Grundprinzipien des gemeinsa-
men Marktes setzt sich die Bundesregierung besondes für Lösungen ein, die die 
Funktionsfähigkeit und Finanzierbarkeit der Agrarmarktpolitik sichern. 

Im Vordergrund des agrar- und ernährungspolitischen Interesses steht nach wie 
vor ein vielfältiges und kostengünstig erzeugtes Angebot hochwertiger Nah-
rungsmittel und Rohstoffe zu angemessenen Preisen bei optimaler Beschaffen-
heit. 

Zu den wesentlichen Zielen der Agrarpolitik gehören ferner, Boden und Wasser 
als Naturfaktoren und Produktionsgrundlagen vor negativen Umwelteinflüssen 
zu schützen, ökologisch wertvolle Teile von Natur und Landschaft zu erhalten 
sowie die Artenvielfalt von wildwachsenden Pflanzen und wildlebenden Tieren 
zu sichern, wobei der bedrohten Tierwelt besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
wird. Besondere Bedeutung hat der Schutz des Waldes vor einer weiteren Aus-
breitung der neuartigen Waldschäden erlangt. 

Schließlich ist die Agrar- und Ernährungspolitik in weltweitem Zusammenhang 
zu sehen und zu gestalten. 

Wiederherstellung der Gleichgewichte auf den Agrarmärkten und Finanzierbarkeit 
der Agrarpolitik 

Um das Agrarmarktsystem, das eine wesentliche Stütze des europäischen Eini-
gungswerks darstellt, nicht zu gefährden, muß der Zuwachs in der landwirt-
schaftlichen Produktion und der Anstieg der Marktordnungskosten begrenzt 
werden. 

Nach den Vorschlägen der EG-Kommission zur Anpassung der gemeinsamen 
Agrarpolitik ist ein Bündel von Maßnahmen erforderlich; sie reichen vom weite-
ren Ausbau der Garantieschwellen und einer restriktiven Preispolitik, Ein-
schränkungen bei Interventionsregelungen und Beihilfen bis hin zu einer Ga-
rantiemengenregelung bei Milch. Die Vorschläge der Kommission zur Lösung 
des drängendsten Problems der Milchüberschüsse gehen in die gleiche Richtung 
wie Überlegungen der Bundesregierung. Des weiteren setzt sich die Bundesre-
gierung für eine größere Haushaltsdisziplin ein. Nicht annehmbar sind für die 
Bundesregierung die Vorschläge zum kurzfristigen automatischen Abbau der 
positiven Währungsausgleichsbeträge sowie zur Einführung einer „Fettsteuer". 

Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländlichen Raum 

Agrar- und Ernährungspolitik ist eine Politik für den gesamten ländlichen 
Raum. Die agrarstrukturellen Maßnahmen dienen dazu, die Lebensverhältnisse 
im ländlichen Raum zu verbessern und die Voraussetzungen für eine Teilnahme 
der in der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei Tätigen an der allgemeinen 
Einkommens- und Wohlstandsentwicklung zu schaffen. Hierzu bedarf es geziel-
ter, auf die wirtschaftliche Situation und die gesellschaftlichen Erfordernisse 
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abgestimmter betrieblicher wie überbetrieblicher Maßnahmen. Zentrales Instru-
ment ist die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes". Das Ausgabevolumen für die Gesamtheit der einzelnen Maß-
nahmen betrug 1983 1,892 Mrd. DM (davon waren 1,155 Mrd. DM Bundesmittel, 
das sind + 105 Mio. DM gegenüber 1982). 

Im einzelbetrieblichen Bereich kann angesichts der Überschüsse im Agrarbe-
reich künftig das Schwergewicht nicht mehr auf den wachstumsfördernden Hil-
fen liegen. Durch das neue Agrarkreditprogramm werden im Jahre 1984 Investi-
tionen gefördert, die der Rationalisierung und Kostensenkung sowie der Arbeits-
erleichterung in kleineren und mittleren Betrieben dienen. Das einzelbetriebli-
che Investitionsförderungsprogramm wird fortgeführt. Die Förderungswürdig-
keit eines Betriebes hängt jedoch nicht mehr davon ab, ob im Zieljahr ein 
bestimmtes außerlandwirtschaftliches Einkommen erreicht wird; entscheidend 
ist die Erfüllung betriebswirtschaftlicher Kriterien. Investitionen zur Kapazi-
tätsausweitung in der Milchviehhaltung sind 1984 generell von der Förderung 
ausgeschlossen. 

Wesentliche Neuerung im überbetrieblichen Förderungsbereich ist die Wieder-
einführung eines Dorferneuerungsprogramms, mit dem nicht nur zur Verbesse-
rung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft 
beigetragen, sondern insgesamt eine Verbesserung der Lebensverhältnisse auf 
dem Lande erreicht werden soll. 

Die EG-Kommission hat 1983 eine Neuausrichtung der EG-Agrarstrukturpolitik 
vorgeschlagen; die Beratungen darüber dauern an. 

Eigenständige agrarsoziale Sicherung 

Das nach den Bedürfnissen der landwirtschaftlichen Bevölkerung gestaltete 
System der sozialen Sicherung hat sich bewährt. Die Bundesregierung spricht 
sich — wie der Deutsche Bundestag — für die Erhaltung dieses eigenständigen 
Sicherungssystems mit seinen zusätzlichen einkommens- und strukturpoliti-
schen Elementen aus. 

Das agrarsoziale Sicherungssystem hat in den letzten Jahren einen beachtlichen 
Beitrag zur Konsolidierung des Bundeshaushalts und zur Wiedergewinnung der 
wirtschaftlichen Stabilität geleistet. Dennoch betrugen die Aufwendungen des 
Bundes für die Agrarsozialpolitik 1983 3',501 Mrd. DM. In Zukunft wird es darauf 
ankommen, die Belastung landwirtschaftlicher Betriebe mit Beiträgen zur 
agrarsozialen Sicherung in Grenzen zu halten. Die Bundesregierung wird dazu 
1984 einen Gesetzentwurf vorlegen, der eine Beitragsentlastung der Inhaber 
kleinerer und mittlerer Betriebe ohne erhöhte Inanspruchnahme des Bundes-
haushalts bei der Altershilfe vorsieht. 

Das Ifo-Institut hat im November 1983 ein Gutachten zur landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung vorgelegt. In diesem Gutachten wird u. a. darauf hingewie-
sen, daß dem ständigen Rückgang der Zahl der Mitglieder keine entsprechende 
Abnahme der Rentenfälle gegenübersteht. Das Ifo-Institut leitet daraus einen 
strukturwandelbedingten Rentenüberhang (alte Last) her. Die Bundesregierung 
wird nach Prüfung des Gutachtens entscheiden, welche Folgerungen aus dem 
Gutachten zu ziehen sind. Die Landabgaberente wird ab 1984 nicht weiterge-
führt. 

Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 

Für die Bundesregierung ist die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
eine der wichtigsten politischen Aufgaben. Zu diesen Aufgaben gehören die 
Reinhaltung von Luft und Wasser, der Schutz von Boden, Natur und Landschaft 
sowie die Erhaltung der Artenvielfalt in der Pflanzen- und Tierwelt. 

Durch die Verordnung über Großfeuerungsanlagen, die seit dem 1. Juli 1983 gilt, 
und die bereits am 1. März 1983 in Kraft getretene Änderung der Technischen 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) wurden wichtige Maßnahmen zur 
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Luftreinhaltung im nationalen Bereich beschlossen. Diese haben nicht nur für 
den Fortbestand des Waldes eine zentrale Bedeutung, sondern dienen auch dem 
Schutz der landwirtschaftlichen Produktion, der Gewässer sowie der wildleben-
den Pflanzen- und Tierarten. 

Für die Landbewirtschaftung sind Schwermetalle und schwer abbaubare Stoffe 
besonders problematisch. Die am 1. April 1983 in Kraft getretene Verordnung 
über das Ausbringen von Klärschlämmen auf landwirtschaftlich, forstwirtschaft-
lich und gärtnerisch genutzten Flächen regelt u. a. Grenzwerte für Schwerme-
talle in Klärschlämmen und Böden. Damit sollen nicht nur Schadstoffanreiche-
rungen im Boden, sondern in der Folge auch Kontaminationen der Lebens- und 
Futtermittel möglichst gering gehalten werden. 

Angesichts der besonderen Bedeutung des Bodens als Lebensgrundlage arbeitet 
die Bundesregierung an einem umfassenden Konzept zum Schutz des Bodens. 
Die Errichtung und Sicherung schutzwürdiger Teile von Natur und Landschaft 
mit gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung wurde im Berichtsjahr fortge-
setzt. Die Bundesregierung unterstützt alle Bemühungen der Länder, den Schutz 
des Wattenmeeres zu verbessern. 1984 sollen durch einen Wettbewerb „Natur-
parke zwischen Naturschutz und Erholung" vorbildliche Lösungen für die zwi-
schen beiden Funktionen oftmals bestehenden Konflikte ausgezeichnet werden. 
Nationale Bemühungen zum Schutz der Natur und Landschaft werden durch 
eine Reihe internationaler Aktivitäten ergänzt. 

Schutz des Waldes 

Als Rohstofflieferant und wegen seiner Bedeutung für Umwelt und Erholung ist 
der Wald von hohem volkswirtschaftlichen und gesellschaftlichen Nutzen. 

Das derzeit gravierendste Problem für die Forstwirtschaft stellt die Zunahme 
von neuartigen Waldschäden dar. Die im Herbst 1983 durchgeführte Waldscha-
denserhebung ergab eine Schadensfläche von rd. 34 % an der gesamten Waldflä-
che; im Vorjahr waren erst rd. 8 % der Waldfläche als krank eingestuft worden. 
Trotz des noch fehlenden abschließenden wissenschaftlichen Nachweises spre-
chen die bisherigen Untersuchungsergebnisse dafür, daß Luftverunreinigungen 
und deren Umwandlungsprodukte eine wesentliche Ursache für diese Waldschä-
den sind. 

In ihrem Aktionsprogramm „Rettet den Wald" hat die Bundesregierung deutlich 
gemacht, daß sie den Maßnahmen zur Verbesserung der Luftreinhaltung natio-
nal und international höchste Priorität beimißt. 

Bis die Luftreinhaltepolitik nachhaltig Wirkung zeigen kann, muß mit forstwirt-
schaftlichen Maßnahmen (Voranbau, Unterbau, Wiederaufforstung, Düngung) 
soweit wie möglich die Widerstandskraft der Wälder gestärkt und damit der 
Schadensverlauf verzögert und in Grenzen gehalten werden. 1984 stehen zur 
Finanzierung dieser Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" an Bundesmitteln 
(Epl. 10) 20 Mio. DM zur Verfügung; hinzu kommen rd. 13 Mio. DM aus Landes-
mitteln. 

Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich 

Im Rahmen einer umfassenden Ernährungssicherung hat der Staat die Aufgabe, 
die Versorgung mit Nahrungsmitteln auch in Krisenzeiten zu gewährleisten. 
Darauf ist u. a. die im Berichtsjahr erlassene Landwirtschafts-Veranlagungsver-
ordnung abgestellt. Der Verbesserung der Lebensmittelqualität, der gesundheit-
lichen Unbedenklichkeit landwirtschaftlicher Produkte sowie insgesamt dem 
Verbraucherschutz dienen eine Reihe von Rechtsvorschriften; sie sind jeweils 
neueren wissenschaftlichen Erkenntnissen anzupassen. 

Das Informationsbedürfnis der Verbraucher hinsichtlich einer gesunden Ernäh

-

rung erstreckt sich neben den traditionell bedeutsamen Problembereichen der 
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Ernährungsökonomie und Warenkunde mehr und mehr auch auf Fragen der 
Lebensmittelqualität, Schadstoffbelastung sowie der Rückstandsproblematik. 
Dem ist mit einem verstärkten Informationsangebot Rechnung zu tragen. 

Produktion und Produktqualität 

Da die quantitative Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln sicherge-
stellt ist, bestimmen mehr und mehr qualitative Ansprüche der Verbraucher und 
des Umweltschutzes die Erzeugung von Nahrungsmitteln. Bei der Produktion 
sollte auf letzte Intensitäten verzichtet werden, um die Belange des Verbraucher-
schutzes, ökologische Belange sowie Erfordernisse des Tierschutzes angemessen 
zu berücksichtigen. 

Mit einer Vielzahl von Gesetzen und Verordnungen wird die pflanzliche und tie-
rische Produktion auf neuere Erkenntnisse in Wissenschaft und Praxis ausge-
richtet. So soll z. B. das neue Pflanzenschutzgesetz zur Verminderung der ökolo-
gischen Risiken des Pflanzenschutzes beitragen. Begleitet werden diese Be-
mühungen durch die Förderung neuer umweltschonender Pflanzenschutz

-

verfahren. 

Intensive Tierhaltungsformen und die damit verbundenen Probleme erfordern 
verstärkte Anstrengungen um einen tierschutzgerechten Umgang mit landwirt-
schaftlichen Nutztieren. Durch die Novellierung des Tierschutzgesetzes sollen 
u. a. die Tierversuche soweit wie möglich eingeschränkt und der Handel mit Tie-
ren an bestimmte Voraussetzungen gebunden werden. 

Internationaler Agrarhandel und Nahrungsmittelhilfe 

Durch ihre Außenwirtschaftspolitik will die Bundesregierung einen Beitrag zur 
Verbesserung der internationalen agrarischen Wirtschaftsbeziehungen und zur 
Lösung der Weltagrar- und -ernährungsprobleme leisten. Wichtige Aufgaben 
sind der Ausbau der Handelsbeziehungen zu den Drittländern, der Abbau von 
Handelshemmnissen, die Stabilisierung der Weltagrarmärkte und die Unterstüt-
zung von Aktivitäten auf dem Gebiet der internationalen Agrarpolitik. Die Bezie-
hungen der EG zu den USA müssen weiterhin von einer Politik des Interessen-
ausgleichs geprägt sein. 

Trotz gewisser Entspannungen der Welternährungslage ist die Ernährungssitua-
tion insbesondere in vielen afrikanischen Ländern südlich der Sahara, wo die 
Bevölkerung in der zweiten Jahreshälfte 1983 als Folge großer Trockenheit von 
Hunger bedroht war, weiterhin kritisch. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat im Jahr 1982 für Nahrungsmittelhilfe und 
für Ernährungssicherungsprogramme einen Betrag von insgesamt 565,6 Mio. 
DM bereitgestellt. Diese Summe schließt den Beitrag der Bundesrepublik 
Deutschland für das Nahrungsmittelhilfeprogramm der EG ein. 

Vorrangig muß den Entwicklungsländern jedoch dabei geholfen werden, die Pro-
duktion von Nahrungsmitteln im eigenen Lande zu steigern. Die Bundesregie-
rung bietet dazu technische und finanzielle Zusammenarbeit an und richtet ihre 
Unterstützung an den Bedürfnissen der ärmsten und besonders benachteiligten 
Länder aus. 

Fischwirtschaft 

Die Sicherung einer ausreichenden Versorgung der Bevölkerung mit Fischerei-
erzeugnissen zu angemessenen Preisen setzt die Erhaltung und Erweiterung 
von Fangmöglichkeiten für eine an die Entwicklung angepaßte leistungsfähige 
deutsche Seefischerei voraus. Voraussetzung ist weiterhin ein möglichst libera-
ler fischwirtschaftlicher Außenhandel. Durch die Sicherung der Rohwarenver-
sorgung soll gleichzeitig der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der fischverar-
beitenden Betriebe in den ansonsten strukturschwachen Küstenregionen Rech-
nung getragen werden. 
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Für die deutsche Seefischerei ist die am 25. Januar 1983 erzielte Einigung über 
die gemeinsame Fischereipolitik ein wichtiger Schritt zur Realisierung dieser 
Ziele, da die Hauptelemente des EG-Fischereiregimes in bedeutsamen Fangbe-
reichen geregelt werden konnten. 

Ungeklärt ist der künftige Status Grönlands nach dessen für Anfang 1985 zu 
erwartenden Ausscheiden aus der Gemeinschaft. Für die deutsche Hochseefi-
scherei sind befriedigende Fangmöglichkeiten vor Grönland von existentieller 
Bedeutung. Diese sind bei Berücksichtigung der besonderen fischwirtschaftli-
chen Anliegen Grönlands langfristig abzusichern. 

Erweiterung der Gemeinschaft 

Die Beitrittsverhandlungen mit Spanien und Portugal wurden 1983 fortgesetzt. 
Die EG-Kommission hat neue Überlegungen für die Gestaltung der Übergangs-
regelungen eingebracht. 

Als eine Voraussetzung für den erfolgreichen Abschluß der Beitrittsverhandlun-
gen wurde am 18. Oktober 1983 im Agrarrat eine Einigung über die Anpassung 
des gemeinsamen Besitzstandes für mediterrane Erzeugnisse erreicht. Die be-
schlossenen Änderungen betreffen im wesentlichen den Bereich Obst und Ge-
müse. Sie sollen in Kraft treten, wenn die Gemeinschaft ihre Erklärung zur 
Agrarpolitik gegenüber Spanien abgegeben hat. 

In der Fischerei haben die Verhandlungen mit Spanien und Portugal erst begon-
nen. Hier wirft die Anpassung insbesondere der großen spanischen Flotte an die 
begrenzten Fangmöglichkeiten der EG erhebliche Schwierigkeiten für Spanien 
und die EG auf. 

Finanzierung 

Der Bundeshaushalt 1984 sieht für den Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — Ausgaben 
in Höhe von 6,104 Mrd. DM (1983: 5,948 Mrd. DM) vor. Die Schwerpunkte liegen 
wiederum bei der Sozialpolitik (3,500 Mrd. DM), der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (1,175 Mrd. DM) und der 
Gasölverbilligung (660 Mio. DM). 

Hinzu kommen die unmittelbar aus dem EG-Haushalt finanzierten Ausgaben in 
der Bundesrepublik Deutschland für die EG-Marktordnungen (7,838 Mrd. DM). 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/980  

Teil A 

Lage der Agrarwirtschaft 

I. Landwirtschaft 

1 Lage und voraussichtliche Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland 

1.1 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung 

1. Die rd. drei Jahre andauernde Phase stagnie-
render oder rückläufiger Wirtschaftsaktivität ist an 
der Jahreswende 1982/83 zu Ende gegangen. Seit-
dem ist ein Erholungsprozeß in Gang gekommen, 
der zunächst allein von der Inlandsnachfrage, d. h. 
vor allem vom privaten Verbrauch und der privaten 
Investitionstätigkeit, getragen wurde. Vom Export 
gingen erst im späteren Jahresverlauf Wachstums-
impulse aus. Das reale Bruttosozialprodukt ist seit 
Jahresbeginn 1983 erstmals wieder gewachsen und 
überschritt im weiteren Jahresverlauf auch zuneh-
mend den entsprechenden Vorjahresstand. Im Jah-
resdurchschnitt 1983 betrug der Zuwachs 1,2 %. 

Auf dem Arbeitsmarkt, der auf eine Wirtschaftsbe-
lebung erfahrungsgemäß erst mit einer gewissen 
Verzögerung reagiert, mehrten sich seit den Som-
mermonaten ebenfalls die Anzeichen für eine all-
mähliche Besserung. So hat die Kurzarbeit im 
Laufe des Jahres 1983 kräftig abgenommen. Mit 
auslaufendem Beschäftigungsabbau trat auch ein 
erster Rückgang der Arbeitslosigkeit ein. Von Au-
gust bis Dezember 1983 ging die — saisonbereinigte 
— Arbeitslosenzahl um 90 000 zurück. Im Jahres-
durchschnitt schlägt sich dies allerdings noch nicht 
nieder. Im Durchschnitt des Jahres 1983 belief sich 
die Zahl der Arbeitslosen auf 2,26 Mio. (1982: 
1,83 Mio.). 

Im Einklang mit dem insgesamt deutlich verringer-
ten außen- und binnenwirtschaftlichen Kosten-
druck flachte sich der Preisanstieg auf den ver-
schiedenen Stufen des Wirtschaftsprozesses erheb-
lich ab. Die Teuerungsrate des privaten Verbrauchs, 
die — an der Abstandsrate zum Vorjahr gemessen 
— 1982 noch 5,3 % betragen hatte, ermäßigte sich im 
Jahresdurchschnitt 1983 auf 3,0%. In den letzten 
Monaten des Jahres lag sie sogar deutlich darun-
ter. 

Die Leistungsbilanz wies 1983 — wie schon 1982 
nach drei Jahren mit teilweise sehr hohen Defiziten 
— erneut einen Überschuß auf. Zu dem günstigen 
Ergebnis trug vor allem die Tatsache bei, daß die 
lange Zeit ständig gestiegenen Defizite im Bereich 
des Dienstleistungsverkehrs und der Übertragun-
gen erstmals deutlich abnahmen. Der Handelsbi-
lanzüberschuß fiel demgegenüber niedriger als 1982 
aus. 

Trotz der Vielzahl von Unwägbarkeiten und Risi-
ken vor allem im internationalen Bereich ist zu 
erwarten, daß sich der konjunkturelle Erholungs-
prozeß 1984 weiter fortsetzt. Der Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung erwartet ein Wachstum des realen 
Bruttosozialprodukts von 2,5 bis 3 %. Bei wieder zu-
nehmender Beschäftigung wird es im Jahresverlauf 
wahrscheinlich zu einem allmählichen Rückgang 
der Arbeitslosigkeit kommen. Die Preisentwicklung 
dürfte weiterhin ruhig verlaufen. 

1.2 Struktur der Landwirtschaft 

1.2.1 Arbeitskräfte 

2. Bei den Arbeitskräften, die in den landwirt-
schaftlichen Betrieben einschließlich der Haushalte 
der Betriebsinhaber beschäftigt sind, wird unter-
schieden zwischen den Familienarbeitskräften, zu 
denen die Betriebsinhaber und ihre mithelfenden 
Familienangehörigen zählen, und den familien-
fremden Arbeitskräften. Die Hauptgruppen setzen 
sich zusammen aus voll- und teilbeschäftigten bzw. 
ständigen und nichtständigen Arbeitskräften. 

Wegen der Teilzeitbeschäftigung von Arbeitskräf-
ten und der Verflechtung zwischen Privathaushalt 
und Betrieb gibt die Zahl der insgesamt in der 
Landwirtschaft beschäftigten Personen keine aus-
reichende Grundlage zur Beurteilung der in den 
landwirtschaftlichen Betrieben geleisteten Arbeit. 
Als Maßstab zur Entwicklung der Beschäftigung im 
Agrarsektor wird daher die betriebliche Arbeitslei-
stung — gemessen in AK-Einheiten — verwendet 
(vgl. Begriffsdefinitionen, MB S. 168). 

3. Die betriebliche Arbeitsleistung hat sich 1983 
gegenüber dem Vorjahr nach vorläufigen Angaben 
um 2,5% vermindert. Die Abnahme lag damit auf-
grund der ungünstigen allgemeinen Beschäfti-
gungslage deutlich unter der durchschnittlichen 
jährlichen Veränderung des Zeitraums 1970 bis 
1983 von 3,8% (Übersicht 1). Hinter der Abnahme 
der in AK-Einheiten ausgedrückten betrieblichen 
Arbeitsleistung verbergen sich sehr differenzierte 
Veränderungen in der Entwicklung und Zusam-
mensetzung des Arbeitskräftebestandes hinsicht-
lich voll- und teilbeschäftigter Familien- bzw. 
Fremdarbeitskräfte. 

Die Zahl der im Betrieb und/oder Haushalt beschäf

-

tigten Familienarbeitskräfte zeigt einen Rückgang 
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um 2,7 % gegenüber dem Vorjahr. Die Abnahmerate 
der im Betrieb vollbeschäftigten Familienarbeits-
kräfte liegt deutlich über derjenigen der teilbe-
schäftigten Familienarbeitskräfte und entspricht 
der längerfristigen Entwicklung. 

Die Zahl der anderweitig erwerbstätigen Betriebs-
inhaber und Familienangehörigen ist 1983 insge-
samt leicht zurückgegangen. Während 5,7% mehr 
Betriebsinhaber eine anderweitige Tätigkeit ausüb-
ten, waren es bei den Familienangehörigen 3,2 % 
weniger. Fast 30 % der Familienarbeitskräfte ein-
schließlich der Betriebsinhaber gehen einer außer-
betrieblichen Tätigkeit nach; bei den Betriebsinha-
bern sind es 43%. In rd. 61 % der landwirtschaftli-
chen Betriebe waren der Betriebsinhaber oder Fa-
milienangehörige anderweitig erwerbstätig. In den 
Betrieben unter 10 ha LF lag der Anteil bei 75%, in 
den Betrieben über 50 ha LF bei 23 % (MB Tabel-
le 5). 

4. Die Zahl der ständigen familienfremden Ar

-

beitskräfte (Lohnarbeitskräfte) hat nach dem vor-
läufigen Ergebnis der Arbeitskräfteerhebung 1983 

gegenüber dem Vorjahr um 1,8% abgenommen. 
Ständige Lohnarbeitskräfte waren 1982 nur noch in 
rd. 39 000 Betrieben tätig, darunter in 29 400 Betrie-
ben als vollbeschäftigte Arbeitnehmer. In den 
Haushalten der Betriebsinhaber werden etwa 4 000 
ständige familienfremde Arbeitskräfte beschäftigt. 

Einer vom Statistischen Bundesamt durchgeführ-
ten Sonderauswertung von Ergebnissen des Mikro-
zensus hinsichtlich Wanderungsbewegungen zwi-
schen den einzelnen Wirtschaftsbereichen ist zu 
entnehmen, daß 1981 im Bereich Land- und Forst-
wirtschaft einschließlich Fischerei einer Abwande-
rung von 247 000 Personen eine Zuwanderung von 
217 000 Personen gegenüber stand. Von den ab-
wandernden Personen gab der weitaus überwie-
gende Teil (70%) die Erwerbstätigkeit überhaupt 
auf. Parallel dazu nahmen viele Nichterwerbstätige 
- insbesondere Jugendliche - eine Tätigkeit in 
der Landwirtschaft auf. Der Austausch von Arbeits-
kräften zwischen der Landwirtschaft und anderen 
Wirtschaftsbereichen war dagegen vergleichsweise 
gering. 

Übersicht 1 

Arbeitskräfte in der Landwirtschaft 1 ) 

Jahr 2) 

Familienarbeitskräfte Familienfremde Arbeitskräfte 

Betriebliche 
Arbeits

-

leistung 

im Betrieb 
und/oder 

Haushalt des 
Betriebs

-

inhabers 
beschäftigt 

davon im Betrieb beschäftigt 
Ständige Arbeitskräfte 

Nichtständige 
Arbeits

-

kräfte 

im Betrieb 
und/oder 

Haushalt des 
Betriebs

-

inhabers 
beschäftigt 

davon im Betrieb beschäftigt 

voll

-

beschäftigt 
teil

-

beschäftigt 
voll

-

beschäftigt 
teil

-

beschäftigt 

1 000 Personen 1 000 AK- 
Einheiten 

1970 

1980 

1981 

1982 

1983 3) 

2 810,4 

2118,2 

2 066,1 

2 023,0 

1969,2 

873,8 	1 592,3 

494,6 	1326,6 

482,5 	1 288,3 

474,3 	1 260,5 

452,3 	1231,5 

134,3 

94,1 

99,4 

97,7 

95,9 

81,6 	45,0 

68,6 	21,5 

72,2 	22,9 

70,9 	22,4 

69,5 	21,6 

99,4 

84,9 

101,3 

91,8 

84,0 

1 516,5 

980,0 

968,0 

944,5 

920,6 

1983 gegen 

1970 4) 

1983 gegen 

1982 

jährliche Veränderung in 

-2,7 

-2,7 

-4,9 	-2,0 

-4,6 	-2,3 

-2,4 

-1,8 

-1,2 	-5,5 

-2,0 	-3,6 

-1,3 

-8,5 

-3,8 

-2,5 

1) in Betrieben der Hauptproduktionsrichtung Landwirtschaft (einschließlich Gartenbau-, aber ohne Forstbetriebe); ohne Stadtstaaten 
2) Arbeitskräfteerhebungen im April; 1970 Berichtsmonat Juli; Landwirtschaftszählung 1979 
3) vorläufig 
4) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

1.2.2 Betriebsgrößen 

5. Im Jahre 1983 gab es in der Bundesrepublik 
Deutschland 743 742 Betriebe ab 1 ha LF (Über-
sicht 2). Gegenüber 1982 hat sich ihre Zahl um 
20 381 verringert. Die Abnahmerate betrug somit 
2,7 % und lag etwa auf dem Niveau der letzten zehn 
Jahre (2,6 %; MB Tabelle 7). 

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche der Betriebe 
ab 1 ha LF belief sich im Jahre 1983 auf 11,98 Mio. 
ha. Das sind 67 900 ha oder 0,6% weniger als im Vor-
jahr und 0,61 Mio. ha weniger als im Jahre 1973. In 

den letzten zehn Jahren nahm somit die LF jährlich 
um 0,5% ab. 

Der Strukturwandel in der Landwirtschaft hat sich 
in den vergangenen Jahren deutlich verlangsamt, 
hält aber weiterhin an. In den unteren Größenklas-
sen verringerte sich auch 1983 die Zahl der Betriebe 
weiter. Deutliche Zunahmen sind seit einigen Jah-
ren nur noch in den Größenklassen mit 50 ha LF 
und mehr zu beobachten. Insgesamt erhöhte sich 
die durchschnittliche Betriebsgröße im Jahre 1983 
auf 16,1 ha LF. Das war eine Zunahme von rd. 0,3 ha 
gegenüber dem Vorjahr und von rd. 3,1 ha gegen- 
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Übersicht 2 

Landwirtschaftliche Betriebe 1 ) 
nach Größenklassen 

Betriebsgröße 
von ... bis 

unter ... ha LF 

1973 1982 1983 2) 
1983 gegen 

1973 3) 1982 
Zahl der Betriebe (1 000) % 

1 bis 10 ... 539,5 384,1 369,0 -3,7 -3,9 

10 bis 20 ... 231,0 172,1 167,0 -3,2 -2,9 

20 bis 30 ... 108,8 98,7 97,0 -1,1 -1,7 

30 bis 50... 64,7 75,8 76,0 +1,6 +0,3 

50 bis 100.. 20,2 28,8 29,9 +4,0 +3,8 

100 und mehr 3,6 4,7 4,8 +3,0 +2,7 

zusammen 967,8 764,1 743,7 -2,6 -2,7 

Betriebe 

unter 1 ha LF 65,2 39,2 41,9 - - 

1) Hauptproduktionsrichtung Landwirtschaft (einschließlich 
Gartenbau-, aber ohne Forstbetriebe) 

2) vorläufig 
3) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

über dem Jahr 1973 (MB Tabelle 7). Die einzelnen 
Betriebsformen unterscheiden sich hinsichtlich der 
durchschnittlichen Größe ihrer Betriebe beträcht-
lich. Relativ flächenreich sind im Durchschnitt Ge-
mischt-, Marktfrucht- und Futterbaubetriebe. Gar-
tenbau- und Dauerkulturbetriebe bewirtschaften 
dagegen vergleichsweise wenig Fläche. 

Wird die Betriebsgröße in Standardbetriebseinkom-
men (StBE; vgl. Begriffsdefinitionen, MB S. 168) ge-
messen, so zeigt sich ein anderes Bild. Gartenbau-
betriebe sind danach erheblich größer als Betriebe 
des Betriebsbereiches Landwirtschaft. Markt-
fruchtbetriebe haben ein vergleichsweise geringes 
StBE (MB Tabelle 10). Die Verschiebung in den 
Größenverhältnissen kommt dadurch zustande, daß 
im StBE auch die Einkommenskapazität des Vieh-
bestandes und der Sonderkulturen angemessen be-
rücksichtigt wird. 

6. Der größte Teil des Bodentransfers zwischen 
landwirtschaftlichen Betrieben wird über den 
Pachtmarkt abgewickelt. Im Jahre 1982/83 hatte die 
gepachtete LF in den landwirtschaftlichen Voller-
werbsbetrieben einen Umfang von durchschnittlich 
rd. 10 ha je Betrieb erreicht. Der Anteil des Pacht-
landes an der LF betrug in diesen Betrieben damit 
rd. 38 %. Der durchschnittliche Pachtpreis je ha be-
lief sich im Jahre 1982/83 auf 344 DM. Gegenüber 
dem Vorjahr stieg er um 3,9%. In den größeren Voll-
erwerbsbetrieben (50 000 DM StBE und mehr) ist 
sowohl der Anteil der Pachtfläche an der LF als 
auch der gezahlte Pachtpreis höher als in den mitt-
leren und kleinen Betrieben (MB Tabelle 12). 

Der Transfer von landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen über den Verkauf und Zukauf ist von geringer 
Bedeutung. Die Fläche, die den Eigentümer 
jährlich wechselt, blieb im Zeitablauf relativ kon-
stant. Im Jahr 1982 wurden 36 309 ha umgesetzt 
(1974 = 30 500 ha). Das waren nur etwa 0,3% der 
gesamten LF. Der Kaufpreis für Boden betrug im 
Durchschnitt des Jahres 1982 37 105 DM/ha (1974 

= 16 668 DM/ha). Die durchschnittliche Preissteige-
rung von 1974 bis 1981 lag bei 13%. Mit einem Preis-
rückgang von 5,5% im Jahre 1982 wurde die Auf-
wärtsentwicklung der Bodenpreise allerdings un-
terbrochen (MB Tabelle 28). 

7. Die Erhöhung der Einkommenskapazität der 
landwirtschaftlichen Betriebe hat sich in den letz-
ten zehn Jahren stärker über die Viehhaltung als 
über die Vergrößerung der Flächen vollzogen. Wäh-
rend die durchschnittliche Ausstattung der Be-
triebe mit LF etwa um 24 % anstieg, erhöhte sich 
z. B. der Bestand an Milchkühen und Mastschwei-
nen je Betrieb, in denen diese Tiere gehalten wur-
den, um rd. 70 %. 

Mit der Intensivierung ging auch eine Spezialisie-
rung und Konzentration in der Veredlungsproduk-
tion einher. Der Anteil viehloser Betriebe vergrö-
ßerte sich von 11 % im Jahre 1971 auf 16% im Jahre 
1981. In den Viehhaltungsbetrieben erhöhte sich im 
gleichen Zeitraum die durchschnittliche Bestands-
größe bei Milchkühen, Mastschweinen und Lege-
hennen beträchtlich (MB Tabelle 13). 

Die Konzentration der Tierhaltung auf wenige Be
-triebe ist bisher jedoch nur bei der Geflügelhaltung 

Schaubild 1 

Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebe 1) 
nach Betriebsgrößen 1949 bis 1983 
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Übersicht 3 

Betriebe mit größeren Produktionskapazitäten 1 ) 

1) Ergebnisse der Landwirtschaftszählung 1971 und Agrarberichterstattung 1981 
2) z. B. Milchkühe in Betrieben ab 60 Kühen in % der Milchkühe a ller Betriebe 

weit fortgeschritten (Übersicht 3). Wesentliche Ur-
sachen dafür dürften die bereits in den sechziger 
Jahren eingeführten Produktionstechniken, die bis 
1971 geltenden Regelungen des Einkommensteuer-
gesetzes und der Wettbewerbsdruck aus den übri-
gen EG-Ländern sowie den USA sein. Bei Legehen-
nen wurde im Jahre 1981 mehr als die Hälfte aller 
Tiere in Beständen mit 10 000 und mehr gehalten. 
Sie konzentrierte sich auf 0,2% aller Betriebe mit 
Legehennen. Im Bereich der Rindviehhaltung ist 
die Konzentration demgegenüber gering. In der 
Schweinehaltung hat sie im Zeitraum von 1971 bis 
1981 stark zugenommen. 

Die Konzentration in der Tierhaltung ist durch 
deutliche regionale Unterschiede gekennzeichnet. 
Sie nimmt an den bevorzugten Veredlungsstandor-
ten stärker zu als in anderen, überwiegend hafen-
und marktfernen Regionen. Für zahlreiche land-
wirtschaftliche Betriebe hat die tierische Veredlung 
eine zentrale Bedeutung. Sie muß vor allem den 
Betrieben mit ausreichender Eigenfuttererzeugung 

erhalten werden. Nach Aussage des Wissenschaftli-
chen Beirates beim BML ist jedoch die Einführung 
von Obergrenzen zur Einschränkung oder Erschwe-
rung des Größenwachstums von Tierbeständen 
höchst problematisch. 

1.2.3 Erwerbscharakter 

8. Von den landwirtschaftlichen Betrieben ab 1 ha 
LF wurden im Jahre 1983 50% im Voll-, 10 % im Zu- 
und 40 % im Nebenerwerb bewirtschaftet (Über-
sicht 4, MB Tabelle 9). Im Vergleich zum Vorjahr 
hat sich die Zahl der Zuerwerbsbetriebe besonders 
stark verringert. Die Abnahmerate der Vollerwerbs-
betriebe betrug im Jahre 1983 1,8 % und lag damit 
über dem langjährigen Durchschnitt. 

Die Vollerwerbsbetriebe haben den größten Anteil 
an der Agrarproduktion. Sie bewirtschafteten im 
Jahre 1983 78% der LF, hielten 83% aller Milchkühe 
und 82,5% aller Schweine. Von den landwirtschaft- 

Übersicht 4 
Landwirtschaftliche Betriebe nach Erwerbscharakter l) 

(in 1 000) 

Jahr 

Haupterwerb 
Nebenerwerb insgesamt 

Vollerwerb Zuerwerb zusammen 

Zahl 	% Zahl 	% Zahl 	% - Zahl 	% Zahl 	% 

1973 

1982 

1983 2)3 ) 

415,3 	42,9 

377,3 	49,4 

370,7 	49,8 

171,5 	17,7 

79,4 	10,4 

74,4 	10,0 

586,8 	60,6 

456,8 	59,8 

445,1 	59,8 

381,0 	39,4 

307,4 	40,2 

298,6 	40,2 

967,8 	100,0 

764,1 	100,0 

743,7 	100,0 

1983 3) gegen jährliche Veränderung in % 

1973 4 ) 

1982 

-1,1 

-1,8 

-8,0 

-6,3 

-2,7 

-2,6 

-2,4 

-2,8 

-2,6 

-2,7 

1) ab 1 ha LF. Zur Abgrenzung vgl. MB Tabelle 9 
2) außerdem 10 055 Voll-, 2 933 Zu- und 28 909 Nebenerwerbsbetriebe unter 1 ha LF 
3) vorläufig 
4) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 
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lichen Verkaufserlösen entfielen 80,7 % auf Voll-, 
9,7 % auf Zu- und 9,6 % auf Nebenerwerbsbetriebe 
(Übersicht 5). 

9. In mehr als der Hälfte aller landwirtschaftli-
chen Betriebe wird das betriebliche Einkommen 
durch Erwerbseinkommen aus außerbetrieblichen 
Quellen sowie in einigen Fällen auch aus Renten-
und Kapitaleinkommen ergänzt. Teilweise nehmen 
die außerlandwirtschaftlichen Einkommen einen 
beträchtlichen Umfang ein. Nach der Agrarbericht-
erstattung 1981 bezogen von den Betriebsinhabern 
und Ehegatten mit außerbetrieblichen Einkommen 
jährlich 

- 33% unter 10 000 DM, 

- 45% von 10 000 DM bis unter 20 000 DM, 

- 18% von 20 000 DM bis unter 30 000 DM und 

- 4% von 30 000 DM und mehr 

außerbetriebliche Einkommen. 

Aufgrund der Einkommensteuerneuregelung wur-
den vom Wirtschaftsjahr 1981/82 an viele landwirt-
schaftliche Betriebe erstmals steuerlich buchfüh-
rungspflichtig, so daß sich die Verbreitung der 
Buchführung auch nach 1981 weiter fortgesetzt hat. 
Im Jahre 1974 führten nur 7,3% aller Betriebe Bü- 

Übersicht 5 

Strukturdaten der landwirtschaftlichen Betriebe nach Erwerbscharakter 1) 
19832) 

Merkmal 

Betriebe ab 1 ha LF 

Betriebe 
unter 
1 ha LF 

Haupterwerb 

Neben

-
erwerb 

Haupt- 
und Neben- 
erwerb 

zusammen 

Vollerwerb 3) 
Zuerwerb 

Haupt

-
erwerb 

zusammen kleine 	mittlere 	größere zu
- sammen 

Betriebe 	  145 254 	108 357 	117 068 370 679 74 416 445 095 298 647 743 742 41 897 

Betriebsgröße 
- StBE in 1 000 DM 	 17,4 	37,8 	80,8 41,4 28,1 39,8 6,1 26,3 . 
- ha LF 	  13,8 	22,9 	41,5 25,2 14,9 23,5 5,1 16,1 0,5 

Flächen in 1000 ha 
- LF 	  2 001,0 	2 481,4 	4 858,3 9 340,7 1 108,7 10 449,4 1 528,2 11 977,6 20,9 
- Ackerland 	  1 089,8 	1 222,3 	3 462,4 5 774,5 577,0 6 351,5 845,2 7 196,7 13,4 
- Dauergrünland 	 853,0 	1 241,5 	1 396,2 3 490,7 506,6 3 997,3 625,0 4 622,3 3,5 

Arbeitskräfte 
- 1000 AK 	  173 	172 	225 570 89 659 237 896 25 
- AK/Betrieb 	  1,19 	1,59 	1,92 1,54 1,20 1,48 0,79 1,20 0,60 
- ha LF/AK 	  11,6 	14,4 	21,6 16,4 12,5 15,9 6,4 13,4 0,8 

Milchkühe 
- 1 000 Stück 	  1 139,3 	1 525,6 	1 967,0 4 631,9 508,3 5 140,2 448,0 5 588,2 7,3 
- Stück/Betrieb 	 7,8 	14,1 	16,8 12,5 6,8 11,5 1,5 7,5 0,2 

Schweine (ohne Ferkel) 
- 1 000 Stück 	  2 756,6 	4 314,7 	7 054,2 14 125,5 1 729,3 15 854,8 1 267,0 17 121,8 412,1 
- Stück/Betrieb 	 19,0 	39,8 	60,3 38,1 23,2 35,6 4,2 23,0 9,8 

Legehennen 
- 1 000 Stück 	  5 293 	4 294 	11 667 21 254 1 728 22 982 4 024 27 006 15 798 
- Stück/Betrieb 	 36 	40 	100 57 23 52 13 36 377 

Verteilung in 

Betriebe 	  19,5 	14,6 	15,7 49,8 10,0 59,8 40,2 100 - 

Arbeitskräfte 	  19,3 	19,2 	25,1 63,6 9,9 73,5 26,5 100 - 

LF 	  16,7 	20,7 	40,6 78,0 9,3 87,3 12,7 100 - 

Ackerland 	  15,2 	17,0 	48,1 80,2 8,0 88,3 11,7 100 - 

Dauergrünland 	  18,4 	26,9 	30,2 75,5 11,0 86,5 13,5 100 - 

Milchkühe 	  20,4 	27,3 	35,2 82,9 9,1 92,0 8,0 100 - 

Schweine (ohne Ferkel) 	 16,1 	25,2 	41,2 82,5 10,1 92,6 7,4 100 - 

Legehennen 	  19,6 	15,9 	43,2 78,7 6,4 85,1 14,9 100 - 

Marktanteil 4) 	  18,4 	24,7 	37,6 80,7 9,7 90,4 9,6 100 - 

1) Definitionen vgl. MB Tabelle 9 
2) vorläufig 
3) kleine = unter 30 000 DM StBE, mittlere = 30 000 bis unter 50 000 DM StBE, größere = 50 000 und mehr DM StBE je Betrieb 
4) Verkaufserlöse einschließlich Betriebe unter 1 ha LF 
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cher, 1981 waren es dagegen 12,8%. Unter den gro-
ßen Betrieben mit einem StBE von 50 000 DM und 
mehr war der Anteil buchführender Betriebe mit 
54,5% am höchsten (MB Tabelle 14). Ein großer Teil 
(68 %) der Betriebe führt aus steuerlichen Gründen 
Bücher. Die weitere Verbreitung der Buchführung 
verbessert die Informationsgrundlage für die Lei-
tung der Betriebe und liefert damit einen wichtigen 
Beitrag zu einer effizienten Wirtschaftsweise. 

1.3 Gesamtrechnung 

10. Die landwirtschaftliche Gesamtrechnung er-
faßt die Erzeugung aller landwirtschaftlichen Pro-
dukte sowie den damit verbundenen Aufwand so-
wohl in den landwirtschaftlichen Betrieben als 
auch in gewerblichen Unternehmen und privaten 
Haushalten mit landwirtschaftlicher Produktion. 
Mit den Ergebnissen können die wirtschaftliche 
Entwicklung des Sektors Landwirtschaft und seine 
gesamtwirtschaftliche Bedeutung dargestellt wer-
den. 

1.3.1 Wertschöpfung 

1.3.1.1 Ergebnis des Wi rtschaftsjahres 1982/83 

11. Die Landwirtschaft verzeichnete 1982 bei den 
meisten Feldfrüchten außergewöhnlich hohe Ern-
ten; bei Getreide, Ölsaaten, Obst, Weinmost und 
Hopfen wurde das bisher höchste Ergebnis über-
haupt erzielt (MB Tabelle 15). Die Qualitäten waren 
überwiegend gut bis sehr gut. Entsprechend wur-
den im vergangenen Wirtschaftsjahr bis auf Rog-
gen erheblich größere Mengen an Getreide, Ölsaa-
ten, Obst, Wein und Hopfen abgesetzt. Darüber hin-
aus stockten die Landwirte neben den Getreidevor-
räten auch die nach den letzten Ernten deutlich 
reduzierten Weinbestände spürbar auf. Das Ange-
bot aus dem Gemüseanbau nahm nur geringfügig 
zu. Dagegen wurden erntebedingt weniger Kartof-
feln und Zuckerrüben als 1981/82 abgesezt. 

In der Veredlungsproduktion stiegen die Verkaufs-
mengen sowohl bei Rindern und Kälbern als auch 
bei Schweinen im Jahresdurchschnitt nur geringfü-
gig an. Das Angebot an Schweinen zeigte allerdings 
zyklisch bedingt zunehmende Tendenz. Die Milch-
anlieferungen wurden weiter erhöht; die Zuwachs-
rate von 6,0% übertraf deutlich die der Vorjahre. Bei 
Eiern und Schlachtgeflügel ging die Erzeugung 
1982/83 dagegen gegenüber dem Vorjahr zurück. 

12. Die Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Pro-
dukte insgesamt waren 1982/83 erstmals seit eini-
gen Jahren wieder rückläufig. Dies ist auf die Ab-
schwächung der Preise für pflanzliche Erzeugnisse 
als Folge der außergewöhnlich guten Ernte zurück-
zuführen. Der Index der Erzeugerpreise für tieri-
sche Produkte erhöhte sich dagegen geringfügig 
(Übersicht 6). 

Am deutlichsten war der Preisrückgang bei Obst 
und Weinmost (MB Tabelle 18). Auch die von den 
Landwirten erzielten Preise für Speisekartoffeln 
und Hopfen blieben unter denen des Vorjahres. Bei 

Übersicht 6 

Index der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher 
Produkte und der Einkaufspreise 

landwirtschaftlicher Betriebsmittel l) 
ohne Mehrwertsteuer 

Gliederung 

Wirtschaftsjahr 

Juli bis 
Novem

-ber 2) 

1983 

Veränderung 

1980/81 1981/82 1982/83 1982/83 

Juli 
bis 

No

-v em-

ber 
1983 

1976 = 100 ± % gegen

-ü

ber Vorjahr 

Erzeug-
nisse 	.... 

davon: 

pflanz-
liche 	.. 

tierische 

Betriebs-
mittel 	. . 

Waren u. 
Dienst-
leistungen 

Neubau-
ten u. neue 
Maschinen 

100,2 

101,2 

99,8 

116,8 

115,7 

120,7 

107,6 

107,3 

107,7 

125,3 

124,8 

127,0 

106,6 

100,3 

109,1 

127,5 

126,1 

132,7 

106,7 3 ) 

103,4 

107,9 3 ) 

128,1 3 ) 

126,0 3 ) 

135,7 3) 

+0,9 	-1,7 

-6,5 	+1,0 

+1,3 	-2,7 

+1,8 	+0,6 

+1,0 	-0,2 

+4,5 	+3,2 

1) vgl. auch MB Tabellen 17 und 18 	3) vorläufig 
2) arithmetisches Mittel 

Getreide und Ölsaaten stiegen die administrativ ab-
gesicherten Preise trotz stark zugenommener Er-
zeugung, bei Zuckerrüben vor allem aufgrund des 
höheren Zuckergehalts. Auch beim Verkauf von 
Rindern, Kälbern und Milch konnte die Landwirt-
schaft u. a. aufgrund der Anhebung des Stützungs-
niveaus höhere Preise als vor Jahresfrist reali-
sieren. Die im Jahresdurchschnitt niedrigeren 
Schlachtschweinepreise waren eine Folge des grö-
ßeren Marktangebots. Bei Eiern und Schlachtgeflü-
gel führte insbesondere der andauernde Import-
druck trotz gleichzeitigem Produktionsrückgang zu 
einem Absinken der Erzeugerpreise unter das Vor-
jahresniveau (Übersicht 7). 

13. Die Verkaufserlöse stiegen im Wirtschaftsjahr 
1982/83 um 5,0% auf 58,2 Mrd. DM (MB Tabelle 19). 
Dabei erhöhten sich die Erlöse aus der pflanzlichen 
Produktion stärker als die Erlöse aus dem Verkauf 
tierischer Erzeugnisse. Nach Produkten war die ab-
solute Zunahme der Verkaufserlöse bei Milch am 
größten. Der Landwirtschaft verblieben nach Abzug 
der Mitverantwortungsabgabe noch Mehreinnah-
men in Höhe von 1,7 Mrd. DM. Der Produktionswert 
der Landwirtschaft (Verkaufserlöse zuzüglich Ei-
genverbrauch und Bestandsveränderungen) er-
höhte sich gegenüber dem Vorjahr um 7,7 % auf 63,9 
Mrd. DM. Preisbereinigt, d. h. in konstanten Preisen 
von 1976, nahm der Wert der Erzeugung noch deut-
licher zu (MB Tabellen 20 ff.). 

14. Der mengenmäßige Zukauf an Produktions-
mitteln hat sich 1982/83 insgesamt nur geringfügig 
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Übersicht 7 

Veränderung der Verkaufsmengen, Erzeugerpreise 
und Verkaufserlöse bei ausgewählten 

Agrarprodukten 
1982/83 gegen 1981/82 in % 

Erzeugnisse Verkaufs

-

mengen 
Erzeuger

-

preise 1) 
Verkaufs

-

erlöse 

Getreide 	 + 12,9 + 4,2 +17,6 

Zuckerrüben 	 - 6,8 + 7,1 2 ) - 0,2 2 ) 

- 6,8 + 5,0 3) - 2,1 3) 

Speisekartoffeln 	 - 0,8 - 8,8 - 9,5 

Gemüse 	 + 3,1 + 1,4 + 4,4 

Obst 	  +224,1 -55,2 +45,1 

Milch 	 + 6,0 +5,9 2) +12,2 2 ) 

+ 6,0 + 6,8 3 ) +13,2 3 ) 

Schlachtrinder 	 + 1,3 + 3,2 + 4,4 

Schlachtschweine 	 + 1,0 - 3,3 - 2,3 

Eier 	  - 1,0 -12,0 -12,8 

1) durchschnittliche Erzeugerpreise aller Qualitäten ohne Mehrwert-
steuer (Erlöspreise) 

2) vor Abzug der EG-Erzeugerabgaben 
3) nach Abzug der EG-Erzeugerabgaben 

erhöht. Der Bedarf an Saatgetreide ging nach den 
infolge Auswinterungsschäden starken Zukäufen 
des Vorjahres wieder leicht zurück. Düngemittel 
wurden dagegen stärker nachgefragt. Aufgrund der 
guten Eigenversorgung hielt sich trotz höherer 
Viehbestände die Nachfrageausweitung bei Futter-
mitteln in Grenzen. Für den Energieverbrauch er-
geben sich seit mehreren Jahren kaum noch Zu-
wachsraten. Die Nachfrage nach Reparaturarbeiten 
und anderen Dienstleistungen stieg weiter an. 

Die Einkaufspreise für Waren und Dienstleistungen 
für die laufende landwirtschaftliche Produktion er-
höhten sich 1982/83 weit schwächer als in den  Vor

-jahren (Übersicht 6). Dies beruht u. a. auf der gün-
stigen Preisentwicklung bei den Energieträgern. 
Dieselkraftstoff und Heizöl kosteten etwas weniger 
als im Vorjahr; die Strompreise zogen dagegen wei-
ter an. Der starke Wettbewerb der Anbieter hat bei 
hoher Marktsättigung zum Nachgeben der Dünge-
mittelpreise beigetragen. Aufgrund des günstigen 
Dollarkurses verbilligten sich auch die Einfuhren 
von Ölkuchen; dennoch stiegen die Preise für Fut-
termittel insgesamt geringfügig an. Außerdem ver-
teuerten sich wiederum Saatgut, Pflanzenbehand-
lungsmittel sowie die Unterhaltung der Gebäude 
und Maschinen. 

15. Im Wirtschaftsjahr 1982/83 mußte die Land-
wirtschaft an Vorleistungen mit insgesamt 33,7 
Mrd. DM 3,6% mehr aufwenden als im Jahr zuvor. 
Bei Futtermitteln, der wichtigsten Vorleistungsposi-
tion und bei Energie ergab sich ein geringerer An-
stieg. Die Ausgaben für Düngemittel gingen leicht 
zurück. Überdurchschnittlich erhöhten sich dage-
gen die Dienstleistungskosten, insbesondere für die 
Unterhaltung der Wirtschaftsgebäude (MB Tabelle 
24). 

16. Die Bruttowertschöpfung (Produktionswert 
abzüglich Vorleistungen) in jeweiligen Preisen 
nahm im Jahre 1982/83 um 12,6% zu (Übersicht 8; 
MB Tabelle 23). Auch nach Abzug der Preissteige-
rungen ergab sich eine überdurchschnittliche 
Wachstumsrate. Die Arbeitsproduktivität - gemes-
sen an der Bruttowertschöpfung je AK in Preisen 
von 1976 - erhöhte sich 1982/83 um 21,5%. In der 
übrigen Wirtschaft fiel diese Zuwachsrate je Er-
werbstätigen ausgehend von allerdings höherem 
Niveau geringer aus. Der Anteil der Landwirtschaft 
an der Bruttowertschöpfung aller Wirtschaftsberei-
che weist im langfristigen Durchschnitt eine rück-
läufige Tendenz auf. Im vergangenen Wirtschafts-
jahr ist er allerdings von 1,8% auf über 1,9% gestie-
gen. 

Übersicht 8 

Wertschöpfung der Landwirtschaft') 

Wirtschaftsjahr 

Produktionswert 
Vor

-

leistungen 
Bruttowert

-

schöpfung 
Abschrei

-

bungen 
Produktions

-

steuern 
Subven

-

tionen 

Nettowertschöpfung 

ins
-gesamt 

darunter 
Verkaufs

-

erlöse 
ins

-

gesamt je AK 

Millionen DM DM 

D 1971/72 bis 1973/74 

1977/78 

1980/81 

1981/82 

1982/83 2 ) 

39 415 	35 310 	17 698 	21 717 

51 733 	47 201 	25 813 	25 920 

55 299 	52 182 	31 058 	24 241 

59 369 	55 414 	32 505 	26 864 

63 916 	58 192 	33 673 	30 243 

5 103 	498 	2 890 	19 006 

7 300 	689 	2 204 	20 135 

8 880 	783 	1 769 	16 347 

9 410 	857 	1 245 	17 842 

9 840 	1 005 	1 406 	20 804 

14 217 

18 164 

15 920 

17 763 

21 229 

1982/83 gegen jährliche Veränderungen in % 

D 1971/72 bis 1973/74 3) 

1981/82 

+5,0 	+5,1 	+6,6 	+ 3,4 

+7,7 	+5,0 	+3,6 	+12,6 

+ 6,8 	+ 7,3 	— 7,0 	+ 0,9 

+ 4,6 	+ 17,3 	+ 12,9 	+ 16,6 

+ 4,1 

+19,5 

1 ) ohne Forstwirtschaft und Fischerei; in der Abgrenzung des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG), vgl. auch 
MB Tabelle 23 	2) vorläufig 	3) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 
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17. Die Nettowertschöpfung errechnet sich aus der 
Bruttowertschöpfung abzüglich der zu Wiederbe-
schaffungspreisen ermittelten Abschreibungen und 
der Produktionssteuern, zuzüglich der an die Land-
wirtschaft direkt gezahlten Subventionen. Sie er-
reichte im Jahre 1982/83 20,8 Mrd. DM und erhöhte 
sich im Vergleich zum Vorjahr um 16,6 %. Damit 
erzielte die Landwirtschaft das beste Ergebnis seit 
Jahren, das aber immer noch unter dem Niveau des 
Wirtschaftsjahres 1975/76 (22,4 Mrd. DM) blieb. Bei 
einem Rückgang der Zahl der landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte um 2,3 % erreichte die Nettowert-
schöpfung je AK mit 21 229 DM den bisher höch-
sten Stand (Übersicht 8, MB Tabelle 23). 

1.3.1.2 Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1983/84 

18. Die u. a. aufgrund des trockenen Sommers zu-
rückgegangenen Ernten des Jahres 1983 führten bei 
den meisten Feldfrüchten zu einem geringeren An-
gebot. Außerdem ist ein Abbau der Vorräte zu er-
warten. Bei Ölsaaten stiegen die Verkäufe infolge 
Anbauausdehnung weiter an. Der vermutlich grö-
ßere Weinabsatz wurde u. a. durch den hohen La-
gerbestand aus der Vorjahresernte ermöglicht. Die 
Getreidepreise zogen nur leicht an, dagegen setzte 
ein starker Preisanstieg bei Kartoffeln, Zuckerrü-
ben, Obst und Gemüse ein. Die Weinmostpreise gin-
gen nach einer wiederum hohen Erzeugung noch-
mals deutlich zurück. Aus dem Verkauf pflanzlicher 
Produkte dürfte die Landwirtschaft bei einem Wert 
von 16,3 bis 16,7 Mrd. DM etwa zwischen 4 und 5% 
weniger als 1982/83 erlösen. 

Die tierische Erzeugung ist im laufenden Wirt-
schaftsjahr durch weiter zunehmende Rinder- und 
Schweinebestände gekennzeichnet. Entsprechend 
wird das Schlachtviehangebot steigen. Bei Geflügel 
werden die Schlachtungen dagegen voraussichtlich 
zurückgehen, bei Eiern dürften die Verkäufe das 
bereits niedrige Niveau kaum weiter unterschrei-
ten. Es ist ein weiterer Anstieg der Milchanlieferun-
gen zu erwarten, der allerdings nicht ganz so hoch 
wie im Vorjahr ausfallen dürfte. Auch die Preisent-
wicklung zeigt bei den Veredlungsprodukten eine 
unterschiedliche Tendenz. Die Rinderpreise gehen 
wahrscheinlich nur geringfügig zurück, bei 
Schlachtschweinen ist ein starker Einbruch bis 
etwa auf den Stand von 1978/79 zu erwarten. Bei 
Milch ist infolge der nur geringen Anhebung der 
Stützungspreise eine Abschwächung des Erlös-
preisanstiegs zu beobachten. Während die Geflügel-
erzeuger nur mit geringen Preisaufschlägen rech-
nen können, dürften die Eierpreise im Jahresdurch-
schnitt kräftig anziehen. Die Landwirtschaft wird 
1983/84 aus dem Absatz tierischer Erzeugnisse vor-
aussichtlich Einnahmen in Höhe von 40,4 bis 40,8 
Mrd. DM erzielen und damit im Mittelwert lediglich 
geringfügig weniger als im vergangenen Wirt-
schaftsjahr. Ausschlaggebend für den Rückgang 
sind die Erlöseinbußen bei Schlachtschweinen von 
mehr als 1,5 Mrd. DM; diese werden durch die 
Mehreinnahmen aus der Milchproduktion, die sich 
im Vergleich zu 1982/83 etwa halbieren dürften, 
nicht ausgeglichen. 

Der Produktionswert, der neben den Verkaufserlö-
sen auch den Eigenverbrauch und die Bestandsver-
änderungen einschließt, wird für das laufende Wirt-
schaftsjahr auf 61,2 bis 62,0 Mrd. DM geschätzt, das 
sind etwa zwischen 3 und 4 % weniger gegenüber 
dem hohen Ergebnis des Vorjahres. 

Nach drei Jahren mit unterdurchschnittlichen An-
stiegsraten dürften sich die Vorleistungen 1983/84 
wieder deutlicher erhöhen. Sie werden voraussicht-
lich um 7 % auf etwa 35,8 bis 36,2 Mrd. DM steigen. 
Dieses Ergebnis wird von der Entwicklung bei den 
Futtermittelpreisen bestimmt; die Ölkucheneinfuh-
ren haben sich erheblich verteuert. Zusätzlich ist 
aufgrund der ungenügenden Grundfutterversor-
gung und der hohen Viehbestände mit vermehrter 
Nachfrage zu rechnen. Außer für Saatgut und Ener-
gie wird bei den übrigen Betriebsmitteln ebenfalls 
von einem höheren Bedarf ausgegangen. Die Ein-
kaufspreise für Energie und insbesondere für Dün-
gemittel dürften unter der Vorjahreshöhe liegen. 

Die Abschreibungen werden voraussichtlich in ähn-
licher Größenordnung wie 1982/83 weiter steigen 
und erstmals über 10 Mrd. DM hinausgehen. Bei 
den Produktionssteuern ist im Vorjahresvergleich 
mit einem geringeren Gesamtbetrag zu rechnen. 
Die abgeschlossene Umstellung des Auszahlungs-
verfahrens für die Gasölbeihilfe wird sich in höhe-
ren Subventionszahlungen niederschlagen. 

Unter Berücksichtigung der zuvor genannten Fak-
toren dürfte die Nettowertschöpfung 1983/84 auf 
15,7 bis 16,1 Mrd. DM zurückgehen. Die mittlere 
Abnahmerate wird dabei auf etwa 23 % geschätzt. 
Da sich die Zahl der landwirtschaftlichen Arbeits-
kräfte im laufenden Wirtschaftsjahr wiederum 
leicht verringern dürfte, wird der Rückgang je AK 
nicht ganz so hoch ausfallen. 

1.3.2 Investitionen 

19. Die Bruttoanlageinvestitionen der Landwirt-
schaft beliefen sich im Wirtschaftsjahr 1982/83 
auf insgesamt 10,1 Mrd. DM (Übersicht 9, MB Ta-
belle 26). Damit wurde das bisher höchste Niveau 
von 1979/80 wieder erreicht. In Preisen von 1976 
erhöhte sich das Investitionsvolumen um 12,3%. Be-
sonders deutlich war die Steigerung bei Acker-
schleppern, aber auch bei Bauten und bei den Vieh-
beständen. Als Erklärungsfaktoren dieser Entwick-
lung können insbesondere die verbesserte Einkom-
menssituation, das niedrigere Zinsniveau, nur mä-
ßige Preissteigerungen bei Investitionsgütern und 
die von der Bundesregierung gewährte Investitions-
zulage genannt werden. In den beiden Vorjahren 
waren aufgrund der ungünstigen Bedingungen In-
vestitionsvorhaben aufgeschoben worden. 

Nach Abzug der zu Wiederbeschaffungspreisen be-
rechneten Abschreibungen verblieben der Land-
wirtschaft 1982/83 Nettoinvestitionen in Höhe von 
knapp 300 Mio. DM. Zuvor hatte sich das Anlageka-
pital in zwei Wirtschaftsjahren vermindert. 

Inwieweit die Investitionen 1983/84 weiter steigen 
werden, läßt sich noch nicht abschließend beurtei- 
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len. Die Investitionszulage ist Ende 1983 ausgelau-
fen. Positive Wirkungen dürften von dem ab 1984 
aufgelegten Agrarkreditprogramm ausgehen. Einen 
gewissen Bremseffekt könnten dagegen die wieder 
zurückgehenden Einkommen haben. 

Übersicht 9 

Investitionen der Landwirtschaft  

Gliederung 
1980/81 1981/82 1982/83 1) 

1982/83 
gegen 
1981/82 

Mio. DM % 

Bruttoanlage- 
investitionen 	 8 341 8 700 10 138 +16,5 

darunter: 

Bauten 	 1 760 1 700 1910 +12,4 

Ausrüstungen 	 6 790 6 790 7 620 +12,2 

darunter: 

Ackerschlepper 	 1 410 1 650 2 140 +29,7 

Viehbestände 	 —280 +137 +579 . 

Abschreibungen 	 8 880 9 410 9 840 + 4,6 

Nettoinvestitionen 	 —539 —710 298 . 

1) vorläufig 

1.3.3 Fremdkapital und Vermögen 

20. Das Fremdkapital in der Landwirtschaft 
erreichte zum 30. Juni 1983 einen Stand von 
46,3 Mrd. DM (Schaubild 2, MB Tabelle 27). Gegen-
über 1982 betrug die Zunahme rd. 6%. Der kräftige 
Anstieg des Fremdkapitals im letzten Wirtschafts- 

Schaubild 2 

Guthaben und Fremdkapital der Landwirtschaft 1) 

jahr ist vornehmlich eine Folge der regen Investi-
tionstätigkeit, die sich aufgrund einer guten Er-
tragslage und günstiger Rahmenbedingungen ein-
stellte. 

Die langfristigen Verbindlichkeiten, die nach wie 
vor mit 60 % einen hohen Anteil des Fremdkapitals 
ausmachen, erhöhten sich dabei ebenso wie die 
kurzfristigen Verbindlichkeiten um rd. 5,5 %. Eine 
noch stärkere Zunahme war bei den mittelfristigen 
Verbindlichkeiten zu beobachten. 

Die Guthaben und Forderungen der Landwirtschaft 
betrugen 1983 insgesamt 8,8 Mrd. DM. Sie haben 
gegenüber dem Vorjahr um 0,6% abgenommen. Die 
Nettoverbindlichkeiten — 1983 etwa 37,5 Mrd. DM 
— sind demzufolge stärker als das Fremdkapital 
angestiegen. Der Anteil der Nettoverbindlichkeiten 
am gesamten landwirtschaftlichen Vermögen be-
trug 1983 rd. 16 % (Vorjahr: 14,9 %). 

Der Wert des landwirtschaftlichen Vermögens be-
lief sich 1983 einschließlich der Wohngebäude auf 
234,3 Mrd. DM. Das sind 0,2% mehr als im Vorjahr. 
Leichte Vermögensrückgänge traten bei Boden — 
insbesondere bedingt durch die Abnahme der LF — 
und bei Maschinen und Geräten ein. Zunahmen wa-
ren beim Vieh- und Umlaufvermögen festzustellen. 

Bei der Berechnung des Bodenwertes wurde von 
der unterschiedlichen wirtschaftlichen Ertragsfä-
higkeit der Böden ausgegangen, wie sie der Boden-
wertermittlung der Testbetriebe zugrunde liegt. Im 
Durchschnitt lag der Hektarsatz bei 7 650 DM und 
damit deutlich unter den durchschnittlichen Ver-
kehrswerten. Nach der Statistik der Kaufwerte für 
Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung (ohne 
Gebäude und Inventar) wurde 1982 ein durch-
schnittlicher Preis von 37 105 DM realisiert (MB 
Tabelle 28). Die übrigen Vermögensbestandteile 
wurden auf der Basis von Verkehrswerten berech-
net. 

1.4 Betriebsergebnisse 

21. Um für die Vielfalt der bäuerlichen Betriebe 
differenzierte Aussagen zu ermöglichen, werden die 
landwirtschaftlichen Testbetriebe nach sozialöko-
nomischen Kriterien in Voll-, Zu- und Nebener-
werbsbetriebe gegliedert. Dabei werden die in den 
Betrieben festgestellten Einkommens- und Tätig-
keitsmerkmale zur Abgrenzung verwendet (vgl. MB 
S. 170). 

Das wichtigste Merkmal zur Beschreibung der Ein-
kommenssituation ist der Gewinn, dessen Entwick-
lung, Niveau und Streuung im folgenden dargestellt 
werden. Hierbei steht der Gewinn je Familienar-
beitskraft (FAK) im Mittelpunkt der Betrachtung. 
Die exakte Ermittlung der betrieblichen Arbeits-
kräfte, besonders die Abgrenzung anteiliger Tätig-
keiten im außerbetrieblichen Bereich einschließlich 
Haushalt sowie die Bewertung der betrieblichen Ar-
beitsleistung nach dem Alter, ist jedoch schwierig 
und kann die Interpretation der Einkommensergeb-
nisse beeinträchtigen. Daher wird zusätzlich der 
Gewinn je Unternehmen zur Kennzeichnung der 
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Einkommenssituation herangezogen. Daneben wer-
den das außerbetriebliche Einkommen und das Ge-
samteinkommen, die Einkommensverwendung, ins-
besondere die Investitionen und deren Finanzie-
rung, sowie die Eigen- und Fremdkapitalentwick-
lung ermittelt und ausgewiesen. 

Die Auswahl der Testbetriebe, die verwendeten 
Kennzahlen sowie die Aufbereitung und Hochrech-
nung der Betriebsergebnisse sind in den methodi-
schen Erläuterungen sowie in den Begriffsdefinitio-
nen (MB S. 156 ff.) im einzelnen beschrieben. Me-
thodische Änderungen gegenüber dem Vorjahr 
wurden nicht vorgenommen. Eine weiter verbes-
serte Darstellung, insbesondere für Sonderbereiche, 
soll wie bisher über weitere Bemühungen bei der 
Gewinnung von Testbetrieben ermöglicht werden. 
Das Gesetz zur Neuregelung der Einkommensbe-
steuerung der Land- und Forstwirtschaft vom 
25. Juni 1980 hat ab 1. Juli 1981 zu einer starken 
Erhöhung der Zahl steuerlich buchführungspflichti-
ger Betriebe geführt. Nachdem dies im Wirtschafts-
jahr 1981/82 zu einer außergewöhnlichen Belastung 
der landwirtschaftlichen Buchstellen führte und 
diese teilweise nicht in der Lage waren, Testbe-
triebsabschlüsse termingerecht zu erstellen, haben 
sich im Berichtsjahr derartige Probleme kaum er-
geben. Somit konnte mit 9 186 landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetrieben die für das Wirtschaftsjahr 
1982/83 angestrebte Zahl etwa erreicht werden. 

1.4.1 Landwirtschaftliche Vollerwerbsbetriebe 

1.4.1.1 Ergebnisse des Wirtschaftsjahres 1982/83 

22. Eine außergewöhnlich gute Ernte 1982, teil-
weise verbesserte Erzeugerpreise und weniger 
stark als in den Vorjahren ansteigende Betriebsmit-
telpreise ermöglichten im Wirtschaftsjahr 1982/83 
wiederum eine Verbesserung der Ertragslage in 
den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben. Die 
bisher höchsten Ergebnisse des Ausnahmejahres 
1975/76 konnten erstmals übertroffen werden 
(Übersicht 10). 

Der Gewinn (verfügbar u. a. für private Entnahmen 
und die Eigenkapitalbildung) erhöhte sich im 
Durchschnitt der Vollerwerbsbetriebe um 14,8 % 
auf 26 282 DM je Familien-AK und um 18,2 % auf 
33 791 DM je Unternehmen. Der Unterschied zwi-
schen den Veränderungsraten erklärt sich aus ei-
ner geringen Zunahme der Familien-Arbeitskräfte 
in den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben, 
insbesondere in den Dauerkulturbetrieben. Bei der 
Interpretation der hohen Steigerungsrate der land-
wirtschaftlichen Einkommen ist die noch immer 
enge wirtschaftliche Abhängigkeit auch der moder-
nen Landwirtschaft von Witterung und Ernten zu 
berücksichtigen. Diese Abhängigkeit der Landwirt-
schaft führt in Verbindung mit der Lage auf den 
Märkten zu starken jährlichen Einkommens-
schwankungen, die durch Marktinterventionen 
zwar vermindert, nicht aber verhindert werden kön-
nen. Die Schwankungen sind wesentlich stärker als 
in anderen Wirtschaftsbereichen, so daß ein isolier-
ter Vergleich der Einkommen einzelner Jahre mit 
gezielt ausgewählten Daten besonders guter oder 

Übersicht 10 
Gewinn der landwirtschaftlichen 

Vollerwerbsbetriebe 

Gewinn 

Wirtschaftsjahr 
Veränderung Veränderung 

DM/FAK gegen Vor- DM/Untern. gegen Vor- 
jahr % jahr % 

D 1971/72 bis 
1973/74 18 514 21 551 . 

1968/69 12 050 . 16 528 . 

1969/70 13 161 + 9,2 17 255 + 4,4 

1970/71 11 724 -10,9 14 739 -14,6 

1971/72 16 480 +40,6 19 331 +31,2 

1972/73 19 577 +18,8 22 571 +16,8 

1973/74 19 485 - 0,5 22 751 + 0,8 

1974/75 21 010 + 7,8 25 127 +10,4 

1975/76 25 263 +20,2 31 251 +24,4 

1976/77 21 842 -13,5 28 085 -10,1 

1977/78 24 084 +10,3 30 568 + 8,8 

1978/79 24 780 + 2,9 31950 + 4,5 

1979/80 24 309 - 1,9 31 487 - 1,4 

1980/81 21 245 -12,6 26 983 -14,3 

1981/82 22 890 + 7,7 28 587 + 5,9 

1982/83 26 282 +14,8 33 791 +18,2 

1982/83 gegen 
D 1971/72 bis 

1973/74 1) +3,6 . +4,6 . 

1 ) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

schlechter Jahre, wie er in der einkommenspoliti-
schen Diskussion häufig vorgenommen wird, leicht 
zu Fehlschlüssen führt und allein nicht aussagefä-
hig ist. Erst die zusätzliche längerfristige Betrach-
tung der Agrareinkommen (Schaubild 3) ermöglicht 
treffende Aussagen über die Lage der Landwirt-
schaft und ihre Entwicklung im Vergleich zu ande-
ren Wirtschaftsbereichen. Im Durchschnitt der letz-
ten 10 Jahre ist der Gewinn je Familien-AK jährlich 
um 3,6% und  je  Unternehmen um 4,6 % angestiegen, 
weit geringer also als 1982/83 gegenüber dem Vor-
jahr. Im Vergleich dazu zeigt die Entwicklung in 
den übrigen Wirtschaftsbereichen, wenn auch auf 
höherem Niveau, tendenziell sinkende Zuwachsra-
ten. So ist der gewerbliche Vergleichslohn zwar im 
letzten Jahrzehnt jährlich um 6,0% gestiegen, im 
Wirtschaftsjahr 1982/83 aber nur noch um 3,0% 
(Übersicht 18 und Schaubild 3). 

23. Die Erhöhung des Gewinns läßt sich neben 
den oben genannten günstigen Voraussetzungen 
zum geringeren Teil auch auf die Sondereinflüsse 
des vergangenen Jahres zurückführen, die seiner-
zeit einen etwas höheren Anstieg des Gewinns ver-
hindert hatten. So ergaben sich im Vorjahr 
1981/82 zusätzliche Bestellungskosten für umfang-
reiche Auswinterungsflächen. Wegen der Umstel-
lung der Gasölbeihilfe von der Vorauszahlung auf 
die nachträgliche Auszahlung konnte die fällige 
Verbilligung der Gasölbeihilfe teilweise nicht ter- 
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Schaubild 3 

Erzeugung und Preise der Landwirtschaft 
sowie Einkommen der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 

mingerecht vor Ablauf des Wirtschaftsjahres ausge-
zahlt werden. Im Berichtsjahr wurden, da sich ähn-
liche Probleme nicht stellten, teilweise Nachzahlun-
gen aus 1981/82 zusätzlich einkommenswirksam. 
Des weiteren bewirkte 1981/82 die hohe Zahl erst-
malig buchführungspflichtiger Betriebe, die die 
Möglichkeiten zur Steuerminderung nutzten, daß 
die Einkommen im Gesamtdurchschnitt vergleichs-
weise niedriger ausfielen. Diesen gewinnmindern-
den Effekt verzeichneten im Berichtsjahr 1982/83 
nur noch wenige Betriebe. 

Bei der Interpretation der Buchführungsergebnisse 
ist zu beachten, daß die im Wirtschaftsjahr ausge-
zahlten Gasölbeihilfen, Zinszuschüsse und Aus-
gleichszulagen erstmalig nicht mehr im neutralen 
Bereich, sondern bei der zugehörigen Ertrags- oder 
Aufwandsposition saldiert wurden. So erklären sich 
die im Vergleich zum Vorjahr niedrigeren Aufwen-
dungen für Treib- und Schmierstoffe sowie Zinsen. 
Der Gewinn wurde davon nicht betroffen. 

Die insgesamt positiven Auswirkungen der Sonder-
einflüsse sind nicht exakt zu quantifizieren, wurden 
aber deutlich von der günstigen Enwicklung der 
Naturalerträge und einiger Erzeugerpreise überla-
gert. Das bisher höchste Einkommensergebnis des 
Berichtsjahres 1982/83 ist mithin vorzugsweise eine 
Folge hoher Ernten bei fast allen Feldfrüchten. 

24. Der Strukturwandel der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe, ein wesentlicher Faktor für 
die insgesamt positive Einkommensentwicklung bis 
in die Mitte der siebziger Jahre, hat sich seitdem 
verlangsamt. Dies zeigt die Entwicklung in den letz-
ten zehn Jahren (Übersicht 11). In den vergangenen 

Übersicht 11 

Kennzahlen zur strukturellen Entwicklung 
der Vollerwerbsbetriebe 

Kennzahl 1982/83 
Veränderung in % 1 ) 

1977/78 gegen 1982/83 gegen 
D 1971/74 1977/78 

Betriebsgröße 
in DMStBE 	 41440 +6,9 	+3,0 

AKjeBetrieb 	 1,49 ±0,0 	+0,7 

Viehbestand 
in VE/Betrieb 2 ) 	 43,3 +3,0 	+2,5 

Unternehmensertrag 
in DM 	 157 606 +8,6 	+5,3 

Unternehmens- 
aufwand in DM 	 123 815 +9,1 	+6,4 

Bilanzvermögen 
in DM/AK 	 299 768 +5,1 	+2,2 

jährliche Durchschnitte nach Zinseszins 
2) Durchschnittsbestand in den jeweiligen Wirtschaftsjahren 
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fünf Jahren nahm die durchschnittliche Betriebsflä-
che zu. Aufgrund ungünstiger Preis-Kosten-Ver-
hältnisse erhöhte sich die Einkommenskapazität, 
gemessen in Standardbetriebseinkommen, nur 
leicht. Die Zahl der Arbeitskräfte je Betrieb sta-
gnierte. 

25. Die sehr gute Ernte 1982 führte bei den weni-
ger stark an Marktordnungen gebundenen Erzeug-
nissen zu teilweise drastischen Preissenkungen, 
insbesondere bei Obst und Weinmost. Der Index 
der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 
insgesamt ging daher 1982/83 um 0,9 % auf 106,6 
zurück. Ohne Sonderkulturen stieg er dagegen trotz 
der hohen Agrarpreisbeschlüsse im Frühjahr 1982 
nur um 1,6 % an. Bei den Preisen für Schlacht-
schweine, die für viele bäuerliche Betriebe einkom-
mensbestimmend sind, setzte gegen Ende des Wirt-
schaftsjahres ein zyklisch bedingter Abschwung 
ein, so daß 1982/83 im Durchschnitt ein um 2,9% 
geringerer Preis erzielt wurde als im Vorjahr. Die 
Ursachen für die positive Gewinnveränderung las-
sen sich insgesamt zum weit überwiegenden Teil 
auf die Mengenkomponente zurückführen (Über-
sicht 12). 

Übersicht 12 

Ursachen der Gewinnveränderung 
der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 

1982/83 

Auswirkungen auf den 
Gewinn/FAK 

Kennzahl 

Mengen Preise 
ins

-

gesamt 

± % gegen Vorjahr 

Ertrag 

Getreide 	 + 3,2 +2,1 + 5,3 

Zuckerrüben 	 - 3,6 +1,3 - 2,3 

Rinder 	  - 2,1 +2,8 + 0,7 

Milch 	  + 5,4 +7,6 +13,0 

Schweine 	 -13,5 -4,4 -17,9 

Sonstiges 	 + 1,9 -1,6 + 0,3 

Aufwand 

Futtermittel 	 + 6,4 +1,5 + 7,9 

Düngemittel 	 + 3,2 -0,5 + 2,7 

Pflanzenschutz 	 + 0,7 -1,1 - 0,4 

Treib- und 
Schmierstoffe 1) 	  - 0,6 -0,1 - 0 , 7 

Unterhaltung 	 
Maschinen und 
Wirtschaftsgebäude 	 - 0,3 -1,4 - 1,7 

Zinsen 	 - 0,7 +1,2 + 0,5 

Sonstiges 	 +13,7 -6,3 + 7,4 

Gewinn 	 +13,7 +1,1 +14,8 

1) einschließlich Strom und Heizmaterial 

26. Die aufgezeigten Preis- und Mengenverände-
rungen wirkten sich in den einzelnen Betriebsfor-
men sehr unterschiedlich aus (Übersicht 13 und 

Schaubild 4). Daneben zeigten sich wiederum regio-
nale Besonderheiten, die ebenso wie die Standort-
qualität und insbesondere die Fähigkeiten der Be-
triebsleiter differenzierend die Ertragslage beein-
flußten (MB Tabellen 31 ff.). 

Nach drei aufeinander folgenden Jahren mit rück-
läufigen Gewinnen wiesen die Marktfruchtbetriebe 
1982/83 ein hervorragendes Ergebnis aus. Mit 33 118 
DM Gewinn je Familien-AK lagen sie knapp über 
den Veredlungsbetrieben. Ausschlaggebend für 
diese positive Entwicklung war u. a., daß 1982 bei 
Getreide 7,9 % und bei Raps 47,3 % mehr geerntet 
wurden als im Vorjahr. Gleichzeitig führten die 
Preisbeschlüsse der Gemeinschaft zu höheren Er-
zeugerpreisen für Getreide, Raps und Zuckerrüben, 
die - wie die Wirtschaftsergebnisse zeigen - auch 
weitgehend beim Landwirt ankamen, da keine nen-
nenswerten Trocknungskosten oder sonstigen Ab-
züge anfielen. 

Der Anteil der Marktfruchtbetriebe an den im Voll-
erwerb bewirtschafteten Betrieben insgesamt lag 
bei 15 %. Im Vergleich zu den übrigen Betriebsfor-
men zeichnen sie sich durch überdurchschnittliche 
Betriebsgrößen auf überwiegend guten Standorten 
sowie einen relativ geringen Arbeitskräftebesatz je 
Flächeneinheit aus. Trotz geringer Gewinnrate (Ge-
winn in % des Unternehmensertrags) ermöglichen 
diese Voraussetzungen vergleichsweise hohe Ge-
winne je Unternehmen wie auch je Familien-AK, 
während die Gewinne je Flächeneinheit niedrig 
ausfallen. Andererseits reagieren die Gewinne der 
Marktfruchtbetriebe empfindlich auf Mengen- und 
Preiseinflüsse, wie es sich auch 1982/83 - nach 
schlechten Vorjahren diesmal in positive Richtung 
- in den Ergebnissen insbesondere der norddeut-
schen Bundesländer widerspiegelte. 

Die in den letzten Jahren zunehmend verbesserte 
relative Vorzüglichkeit der Milchproduktion führte 
1982/83 zusammen mit weiteren Produktivitätsfort-
schritten zu einem erheblichen Anstieg der abgelie-
ferten Milchmenge, die 1982/83 zu um 7,4 % höheren 
Preisen abgesetzt werden konnte. Daraus resul-
tierte in den Futterbaubetrieben ein deutlich größe-
rer Unternehmensertrag, dem ein geringerer An-
stieg des Unternehmensaufwandes gegenüber-
stand, da die Grundfutterversorgung problemlos 
verlief und Zukauffuttermittel preisgünstig waren. 
Damit verbesserten sich die Gewinne je Familien-
AK zwar um 20,9 % auf 24 047 DM; dennoch lagen 
die Futterbaubetriebe, zu denen rd. 61 °A) der Voller-
werbsbetriebe zählen und die das Einkommensni-
veau der landwirtschaftlichen Betriebe insgesamt 
wesentlich beeinflussen, auch 1982/83 unter allen 
Betriebsformen an letzter Stelle. Viele dieser Be-
triebe wirtschaften auf ungünstigen Standorten 
und sind relativ klein. Der Anteil an Dauergrünland 
liegt bei über 50 % und bildet die Grundlage der 
intensiven Rindvieh- und speziell der Milchkuhhal-
tung. 

Unter den Ergebnissen der Betriebsformen ist das 
auch 1982/83 vergleichsweise hohe Einkommensni-
veau der Veredlungsbetriebe - etwa 6 % aller Voll-
erwerbsbetriebe - hervorzuheben. Zu dieser 
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Schaubild 4 

Gewinn der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 
nach Betriebsformen 1 ) 

1) Säulenbreiten entsprechen den Anteilen der Betriebe nach Betriebsformen 

Gruppe zählen in der Regel hochspezialisierte Be-
triebe mit Schweinemast, Schweinezucht oder Ge-
flügelhaltung, die häufig einen sehr hohen Viehbe-
satz bei geringer Betriebsfläche haben. Im Vorjahr 
verzeichnete diese Betriebsgruppe ein hervorragen-
des Ergebnis und lag an der Spitze der Einkom-
mensskala. Aufgrund rückläufiger Schlachtschwei-
nepreise (- 2,9 %) und anhaltend hoher Preise für 
Ferkel hatten die Veredlungsbetriebe 1982/83 aller-
dings trotz geringerer Futtermittelpreise (-1,5 %) 
mit - 4,3 % Gewinn je Familien-AK einen geringen 
Einkommensrückgang zu verzeichnen. 

Bei den Dauerkulturbetrieben spiegeln sich die na-
türlichen Bedingungen eines spezifischen Jahres 
am deutlichsten wider. Dies liegt u. a. an der relativ 
geringen Stützung durch die Markt- und Preispoli-
tik, so daß sich Mengenänderungen über den Markt 
direkt auf die Preise auswirken. Die ungewöhnlich 
gute Obst- und Weinmosternte 1982 führte daher 
für die spezifischen Produkte zu einem drastischen 
Preisrückgang. Es zeigte sich, daß die hohen Ernte-
mengen in den Obstbaubetrieben diesen negativen 
Preiseffekt nicht ausgleichen konnten, so daß die 
Obstbaubetriebe insgesamt nach dem besonders 
guten Vorjahr stark rückläufige Einkommen hatten 
(vgl. Tz. 59). 

Bei Wein wurde nach zwei schlechten Erntejahren 
die bisher größte Ernte erzielt. Ausreichende Lage-
rungsmöglichkeiten und eine noch befriedigende 
Nachfrage verhinderten einen völligen Preisverfall, 
so daß die Gewinne in den Weinbaubetrieben auf-
grund des insgesamt erhöhten Absatzes anstiegen 
(vgl. Tz. 49). Gerade die Flaschenwein produzieren-
den Betriebe nutzten die Gelegenheit, ihre in den 
letzten Jahren stark geschrumpften Bestände wie-
der aufzustocken. Die Hopfenernte 1982 fiel gut aus, 
die Preise tendierten relativ stabil, so daß in den 
Hopfenbetrieben steigende Einkommen zu ver-
zeichnen waren. 

Niveau und Ertragslage dieser heterogenen Be-
triebsform Dauerkultur (7 % der Vollerwerbsbetrie-
be) werden wesentlich vom Weinbau, zu dem etwa 
2/3 der Betriebe zu rechnen sind, bestimmt. Nach 
dem guten Einkommensergebnis des Vorjahres war 
1982/83 aufgrund der Einkommensentwicklung der 
Weinbaubetriebe für die Dauerkulturbetriebe insge-
samt ein Jahr, in dem die Gewinne je Familien-AK 
um 9,7 % auf 29 222 DM anstiegen. Bei relativ ho- 

Übersicht 13 

Kennzahlen der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe nach Betriebsformen 1982/83 

Betriebsform 

Kennzahl Einheit 
insgesamt 

Marktfrucht Futterbau Veredlung Dauerkultur 	Gemischt 

1982/83 
dagegen 

1981/82 	1980/81 

Betriebe 	 % 	  14,7 60,5 5,6 7,0 12,2 100 100 100 

Fläche(LF) 	 % 	  23,2 57,9 4,6 2,2 12,1 100 100 100 

Betriebsgröße DM StBE 	 55 860 37110 46 200 44160 41780 41440 40 480 38 780 

Betriebsgröße ha LF 	 41,0 24,9 21,1 8,1 25,9 26,0 25,9 25,2 

Vergleichswert DM/ha 	 1821 1121 1355 3 282 1291 1362 1394 1393 

Arbeitskräfte AK/Betrieb 	 1,68 1,42 1,28 1,98 1,43 1,49 1,45 1,47 

Familien-AK FAK/Betrieb 	 1,30 1,29 1,13 1,43 1,25 1,29 1,25 1,27 

Viehbesatz VE/100 ha LF 	 79,9 177,4 404,8 32,9 215,5 166,6 169,2 170,1 

Gewinn DM/ha LF 	 1048 1247 1731 5161 1190 1301 1103 1069 

Gewinn DM/Unternehmen . 	 42 991 30 981 36 431 41677 30 858 33 791 28 587 26 983 

Gewinn DM/FAK 	 33118 24 047 32142 29 222 24 754 26 282 22 890 21245 

Veränderung gegen 
Vorjahr % 1982/83 +17,0 +20,9 - 4,3 + 9,7 +9,3 +14,8 . . 

1981/82 - 4,6 + 3,2 +31,8 +49,2 +7,0 + 7,7 . . 
1980/81 - 5,3 -13,2 -16,8 -27,8 -8,5 -12,6 . . 
1979/80 - 4,8 - 4,3 +12,2 +19,0 +1,0 - 1,9 . . 
1978/79 + 6,8 + 7,2 -14,3 -23,1 +1,0 + 2,9 . 
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hem AK-Besatz blieb der Gewinn je Familien-AK 
jedoch noch deutlich unter den Werten der Be-
triebsformen Marktfrucht und Veredlung; je Unter-
nehmen wurde fast das höchste Niveau der Markt-
fruchtbetriebe erreicht. 

Die Gemischtbetriebe haben keinen ausgeprägten 
Produktionsschwerpunkt und kommen in der Regel 
in Niveau und Entwicklung ihrer Einkommen und 
auch in der Faktorausstattung dem Durchschnitt 
aller Betriebsformen am nächsten (Übersicht 13). 
Im Berichtsjahr 1982/83 erhöhten sich in dieser Be-
triebsgruppe die Gewinne je Familien-AK um 
durchschnittlich 9,3 % auf 24 754 DM. Damit lagen 
sie im Einkommensniveau noch vor dem Futterbau, 
aber hinter den übrigen Betriebsformen. Neben 
Rindvieh werden in den Gemischtbetrieben viel-
fach noch Schweine und Geflügel gehalten. Die Bo-
denerzeugung wird vorzugsweise im Betrieb ver-
edelt. Der tendenziell rückläufige Anteil an den 
Vollerwerbsbetrieben lag bei 12 %. 

27. Die Erträge aus landwirtschaftlichen Neben-
betrieben sind, gemessen an ihrem Anteil von 0,9 % 
am gesamten Unternehmensertrag, relativ unbe-
deutend. Sie betrugen 1982/83 durchschnittlich 
1 377 DM je Unternehmen, darunter 869 DM aus 
Forst und Jagd. Im Einzelbetrieb können die Er-
träge aus Nebenbetrieben allerdings den wirt-
schaftlichen Erfolg stärker beeinflussen, besonders 
bei größeren Waldflächen. In den landwirtschaftli-
chen Betrieben mit Wald, für die über den forstli-
chen Betriebsteil gesondert Daten erhoben und aus-
gewertet werden, betrug der Beitrag des forstlichen 
Betriebsteils zum Unternehmensertrag 3 343 DM 
(1,5 %). Je Betrieb wurden in dieser Betriebsgruppe 
3,3 m3/ha Holzbodenfläche eingeschlagen. Der zure-
chenbare Aufwand lag bei 844 DM. Die Berücksich-
tigung eines kalkulatorischen Lohnansatzes für die 
eingesetzte Arbeit ergibt im forstlichen Betriebsteil 
einen Reinertrag von 53,67 DM. Von den landwirt-
schaftlichen Betrieben mit Wald haben 2,9 % in den 
forstlichen Betriebsteil investiert (1 052 DM/Be-
trieb). Ergebnisse eines laufenden Forschungsvor-
habens werden zukünftig eine weitergehende Ana-
lyse der landwirtschaftlichen Betriebe mit Wald er-
möglichen. 

28. Ergänzende Angaben zu den Buchführungser-
gebnissen über die in der Landwirtschaft geleiste-
ten Arbeitszeiten, die in der Regel länger sind als in 
anderen Berufsgruppen, liefert der Mikrozensus. 
Für selbständige Land- und Forstwirte wurden dort 
63,7 Arbeitsstunden in der Woche ermittelt (MB Ta-
belle 6). Vor allem in den Betrieben mit intensiver 
Milchviehhaltung ist trotz aller Rationalisierungs-
fortschritte ein Abbau der vergleichsweise hohen 
Arbeitsbelastung bisher noch nicht gelungen. Der 
Vergleich der im Mikrozensus für die Landwirt-
schaft ermittelten durchschnittlichen Arbeitszeiten 
mit denen im produzierenden Gewerbe (52,0) ist 
nicht ohne Probleme, da die Erfassung der betriebs-
notwendigen Arbeitszeit in der Landwirtschaft be-
sonders schwierig ist und unterschiedliche Neben-
und Pendelzeiten zu berücksichtigen sind. Ähnliche 
Unterschiede, wie sie sich beim Vergleich zwischen 

selbständigen Land- und Forstwirten und dem pro-
duzierenden Gewerbe gezeigt haben, wurden auch 
für die mithelfenden Familienangehörigen ermit-
telt. 

29. Die guten Ernteergebnisse 1982, die insbeson-
dere in den norddeutschen Bundesländern deutlich 
über dem Durchschnitt der Vorjahre lagen, führten 
1982/83 in diesen Bundesländern zu Einkommen, 
die höher als im süddeutschen Raum waren. Das 
Ergebnis bestätigt die Folgerungen einer Untersu-
chung über die regionalen Einkommensunterschie-
de. Danach bestimmt die Betriebsgrößenstruktur 
vor anderen Faktoren, wie Standort und Ver-
kehrslage, Preisrelationen und Konsum die regio-
nalen Niveauunterschiede des landwirtschaftlichen 
Einkommens. Übersicht 14 verdeutlicht, daß die Be-
triebe in Schleswig-Holstein, Niedersachsen und 

Übersicht 14 

Kennzahlen der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe nach Bundesländern 

1982/83 

Flache Arbeits
-kräfte Vieh Gewinn 

Bundesland AK je VE je ± % 
ha LF 100 ha 100 ha DM/FAK gegen 

LF LF Vorjahr 

Schleswig- 
Holstein 	 44,7 3,77 168,8 37 178 +65,5 

Niedersachsen 	 34,9 4,47 165,5 29 800 +17,9 

Nordrhein- 
Westfalen 	 27,2 5,25 216,1 29 257 +14,9 

Hessen 	 25,2 5,86 161,4 17 519 +20,3 

Rheinland-Pfalz . 17,2 10,48 104,7 23 546 + 2,2 

Baden- 
Württemberg 	 20,6 7,31 162,9 23 675 +19,4 

Bayern 	 20,9 6,50 155,6 24 333 + 9,7 

Bundesrepublik 
Deutschland)...  26,0 5,76 166,6 26 282 +14,8 

1) ohne Berlin; einschließlich Hamburg, Bremen und Saarland 

Nordrhein-Westfalen im Wirtschaftsjahr 1982/83 
höhere Gewinne je Unternehmen und je Familien-
AK erwirtschafteten als die Betriebe in den übrigen 
Bundesländern; der Gewinn je Flächeneinheit fiel 
jedoch wiederum - wie für Betriebe mit geringerer 
Flächenausstattung und hohem Anteil an Sonder-
kulturen typisch - in den süddeutschen Ländern 
im allgemeinen höher aus (MB Tabelle 31). In Hes-
sen wurde das Ergebnis weniger durch Betriebe mit 
Sonderkulturen sondern mehr durch die nordhessi-
schen Betriebe mit überwiegend ungünstigen Er-
tragsvoraussetzungen geprägt. 

Gerade der Vergleich mit dem Jahr 1980/81 verdeut-
licht, daß gut strukturierte, aber mit hohen Vorlei-
stungen und besonders intensiv wirtschaftende Be-
triebe, wie sie im norddeutschen Raum verbreitet 
anzutreffen sind, bei ungünstigen Witterungsbedin-
gungen und Preis-Kosten-Relationen stärker als an-
dere wirtschaftlich getroffen oder gefährdet werden 
können. Höhere Preise wie teilweise 1982/83 und 
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zufriedenstellende Ernten wie 1982 führen aber an-
dererseits zu vergleichsweise hohen Gewinnen, so 
daß langfristig bei weiter verbesserter Produktivi-
tät das traditionelle Nord-Süd-Gefälle der Einkom-
men bestehen bleiben dürfte. Innerhalb einer be-
stimmten Größenklasse wirtschaften die Betriebe 
in allen Bundesländern jedoch etwa gleich effi-
zient. 

30. Das Standardbetriebseinkommen ist als Maß-
stab für die wirtschaftliche Betriebsgröße im 
Durchschnitt eng mit dem Einkommen des land-
wirtschaftlichen Unternehmens korreliert, auch 
wenn die Verhältnisse eines Jahres oder die subjek-
tiven Leistungen des Betriebsleiters einzelbetrieb-
lich zu erheblichen Abweichungen führen können. 
So schöpften die einkommensschwachen Voller-
werbsbetriebe ihr in Standardbetriebseinkommen 
ausgedrücktes Einkommenspotential nur zu 56,5 %, 
das einkommensstärkste Viertel aller Vollerwerbs-
betriebe hingegen zu 140,9 % aus (MB Tabelle 47). 

Der Einkommensvergleich nach Betriebsgrößen-
klassen bestätigt die oben getroffene Feststellung, 
daß sich die ausgezeichneten Naturalerträge des 
Jahres 1982 besonders in den größeren Betrieben 
positiv ausgewirkt haben. Die Gewinne je Familien-
AK verbesserten sich hier um 22,8 %, in den kleinen 
Betrieben dagegen nur um 7,1 %. Das Einkommens-
niveau der mittleren entsprach 1982 je Unterneh-
men etwa dem Mittelwert aller Betriebe (Über-
sicht 15), je Familien-AK lag es etwas darunter. 

31. Die Streuung der landwirtschaftlichen Ein-
kommen, gemessen am Gewinn der landwirtschaft-
lichen Unternehmen oder der Familien-AK, war 
auch im Berichtsjahr beträchtlich (Übersicht 16 ; 

 MB Tabelle 47). 

Eine Untersuchung der Ursachen dieser intrasekto-
ralen Unterschiede des Gewinns je Familien-Ar-
beitskraft in der Bundesrepublik Deutschland zeigt, 
daß der Effizienz des Faktoreinsatzes, die weitge-
hend auf das Können des Betriebsleiters zurückzu-
führen ist, und der Kapazitätsausstattung je Ar-
beitskraft die größten Einflüsse zuzurechnen sind. 
Weniger bedeutend, aber gleichwohl einflußneh-
mend sind die natürlichen Standortbedingungen 
und die persönlichen Präferenzen der Betriebslei-
ter. Die durchgeführten Analysen zeigen gleichzei-
tig, daß in der Landwirtschaft wie auch in anderen 

Übersicht 15 

Gewinn der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 
nach Größenklassen 

Betriebsgröße 

Gewinn 1982/83 

je FAK je Unternehmen 

DM 	zus. = 100 DM 	zus. = 100 

kleine 	 

mittlere 	 

größere 	 

16 043 

23 939 

39 275 

61 

91 

149 

17 169 

33 333 

58 916 

51 

99 

174 

zusammen 	 26 282 100 33 791 100 

Übersicht 16 

Einkommenstreuung der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe 

oberstes 	unterstes Abstand 

Wirtschafts

-j

ahr 
Betriebe 
insgesamt Viertel DM 

Betriebe 
insgesamt 

=1 

Gewinn in DM/FAK (Schichtung nach dem Gewinn je FAK) 

1968/69 12 050 25 760 4 011 21 749 1,8 

1969/70 13 161 27 355 4 504 22 158 1,7 

1970/71 11 724 31 545 4 954 26 591 2,3 

1971/72 16 480 35 736 5 403 30 333 1,8 

1972/73 19 577 40 155 7 547 32 608 1,7 

1973/74 19 485 40 937 6 755 34 182 1,8 

1974/75 21 010 42 808 7 033 35 775 1,7 

1975/76 25 263 58 687 9 860 48 827 1,9 

1976/77 21 842 53 179 6 097 47 082 2,2 

1977/78 24 084 55 062 8 307 46 755 1,9 

1978/79 24 780 58 120 9 243 48 877 2,0 

1979/80 24 309 57 873 7 586 50 287 2,1 

1980/81 21 245 49 740 — 638 50 378 2,4 

1981/82 22 890 52 839 1 196 51 643 2,3 

1982/83 26 282 56 988 2 810 54 178 2,1 

Gewinn in DM/Unternehmen 
(Schichtung nach dem Gewinn je Unternehmen) 

1979/80 31 487 80 804 9 334 71 470 2,3 

1980/81 26 983 64 177 —1 310 65 487 2,4 

1981/82 28 587 66 924 885 66 039 2,3 

1982/83 33 791 75 470 2 500 72 970 2,2 

Wirtschaftsbereichen noch erhebliche Möglichkei-
ten zur Erhöhung der Gewinne bestehen, da offen-
sichtlich nicht alle Betriebsleiter die eingesetzten 
Betriebsmittel effizient nutzen. Die Erschließung 
dieser Einkommensreserven führt nicht unbedingt 
zu Produktionssteigerungen, sondern resultiert aus 
Kosteneinsparungen. Dies ist eine für Beratung 
und Forschung auch in Zukunft wichtige Folge-
rung. 

Wie in den Vorjahren wird die Einkommenstreuung 
in den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrieben 
durch einen Vergleich nach Gewinngruppen darge-
stellt (Übersicht 16, MB Schaubild 4). Zusätzlich 
wird erstmalig die Relation des Abstandes zum 
durchschnittlichen Gewinn eines Jahres ausgewie-
sen, um einen die tatsächliche Einkommensent-
wicklung berücksichtigenden normierten Maßstab 
zu erhalten. Im Jahre 1982/83 erhöhte sich der abso-
lute Einkommensabstand weiter auf nunmehr 
54 178 DM, da der durchschnittliche Gewinn des 
obersten Viertels absolut stärker anstieg. Die Rela-
tion des Abstandes zum durchschnittlichen Gewinn 
veränderte sich in den letzten Jahren jedoch nur 
geringfügig und nahm 1982/83 im Vergleich zum 
Vorjahr leicht auf 2,1 % ab. Bei einjährigen Darstel-
lungen können nur die kurzfristigen Einkommens-
unterschiede aufgezeigt werden. Vergleicht man 
mehrjährige Mittelwerte, so verringern sich die ab-
soluten und relativen Disparitäten. Die im Material- 
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band dargestellte Lorenz-Kurve (MB S. 66) weist 
ebenfalls eine verminderte Einkommenskonzentra-
tion nach. 

Eine graphische Darstellung zur Verteilung der Be-
triebe nach ihrer individuellen Gewinnhöhe ergänzt 
die bisherige Beschreibung der Einkommenstreu-
ung (Schaubild 5). Mit Verlusten haben danach 
etwa 5,5 % der Betriebe abgeschlossen, 25 % blieben 
mit ihrem Gewinn je Unternehmen unter 20 000 
DM und die besten 20 % der Betriebe erzielten ei-
nen Gewinn von 66 000 DM und mehr. 

Schaubild 5 

Einkommensunterschiede der dargestellten Grö-
ßenordnung sind keine Besonderheit der Landwirt-
schaft, sondern finden sich für verfügbare Haus-
haltseinkommen ebenso in anderen Wirtschaftsbe-
reichen (MB Tabelle 48). Sonderauswertungen iden-
tischer Testbetriebe bestätigen zudem die Vermu-
tung, daß Betriebe nicht dauerhaft in einer be-
stimmten Gewinngruppe verbleiben. 

Etwa die Hälfte der Betriebe wechselt die Gruppe 
infolge außergewöhnlicher Einflüsse von Jahr zu 
Jahr, die andere Hälfte verbleibt längerfristig in der 
jeweiligen Gruppe. Daher kann aus der Zugehörig-
keit eines Betriebes in einem bestimmten Jahr 
keine Aussage über die zukünftige Entwicklung ab-
geleitet werden. 

Viertel 
der 

Betriebe 
 

Vorjahr 

Wanderung identischer 
gegen Vorjahr 

Betriebe 

ab

-

gestiegen 1) 
auf

-

gestiegen 1) 
un

-

verändert 

Betriebe in % 

1981/82 

Oberstes 	 100 45,5 — 54,5 

Unterstes 	 100 — 51,0 49,0 

1982/83 

Oberstes 	 100 40,6 — 59,4 

Unterstes 	 100 — 47,5 52,5 

1) nur Betriebe mit Wechsel der Betriebsgruppen 

Erwerbseinkommen und Gesamteinkommen 

32. In den Diskussionen um die landwirtschaft-
liche Einkommenspolitik hat das Gesamteinkom-
men des landwirtschaftlichen Unternehmens in 
letzter Zeit eine zunehmend bedeutende Rolle ge-
spielt. Dabei geht es u. a. um die umfassende Beur-
teilung der Einkommenssituation in der Landwirt-
schaft und um die Einkommensmöglichkeiten land-
wirtschaftlicher Familien bei Aufnahme außerland-
wirtschaftlicher Tätigkeiten. In den Vollerwerbs-
betrieben hat das außerlandwirtschaftliche Er-
werbseinkommen definitionsgemäß nur eine unter-
geordnete Bedeutung. Im Unterschied zu den übri-
gen sozio-ökonomischen Betriebsgruppen lag hier 
wie in den Vorjahren auch 1982/83 das gesamte 
Erwerbseinkommen nur geringfügig höher als der 
Unternehmensgewinn (Übersicht 17, MB Tabel-
le 49). Durchschnittlich waren die sonstigen Ein-
kommen (z. B. private Zinserträge oder Erträge aus 
Vermietung oder Verpachtung, nicht jedoch Über-
tragungen wie Kindergeld, Renten usw.) mit einem 
Anteil von 3,9 % am Gesamteinkommen der Voller-
werbsbetriebe beteiligt. In einzelnen Betrieben wa-
ren die Beträge jedoch beträchtlich. 

Übersicht 17 

Erwerbseinkommen und Gesamteinkommen 
der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 1982/83 

Verände- 

Gliederung 
je 

Familie 
rung ge

-

gen Vorjahr 
Anteil 

DM 

Unternehmensgewinn 33 791 	+18,2 96,0 

außerbetriebliches 
Erwerbseinkommen 	 58 	. 0,1 

Erwerbseinkommen 	 33 849 	+18,2 96,1 

Sonstige 
Einkommen 	 1 362 	. 3,9 

Gesamteinkommen 	 35 211 	+16,3 100,0 

Investitionen 

33. Die verbesserte Ertragslage führte 1982/83 zu 
höheren Investitionen der landwirtschaftlichen Be-
triebe. Seit längerer Zeit bot sich erstmals wieder 
die Möglichkeit, zurückgestellte Investitionen we-
nigstens teilweise nachzuholen. Fördernd wirkte 
ferner die zur Wiederbelebung der Wirtschaft einge-
führte Investitionszulage, die von der Landwirt-
schaft verbreitet in Anspruch genommen wurde. 

Brutto- wie Nettoinvestitionen übertrafen im Be-
richtsjahr deutlich den Stand der Vorjahre und la-
gen auch höher als im Wirtschaftsjahr 1979/80 mit 
den bisher höchsten Investitionen (Schaubild 6, MB 
Tabelle 51). 
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Schaubild 6 

Investitionen der landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebe 

Mit 1 167 DM je ha LF investierten die landwirt-
schaftlichen Vollerwerbsbetriebe im Berichtsjahr 
brutto 196 DM mehr als im Jahr zuvor. 

1981/82 1982/83 

Art Brutto Netto 2) Brutto Netto 2) 

Investitionen in DM/ha LF 

Grund und Boden 	 116 104 124 114 

Wirtschaftsgebäude . 	 278 190 322 229 

Maschinen 	 493 67 575 120 

Vieh') 	  54 54 67 67 

Sonstiges 	 30 — 53 79 — 11 

insgesamt 	 971 362 1 167 519 

1) Wertveränderung zwischen Anfang und Ende des Wirtschaftsjahres 
2) abzüglich Abschreibungen, Abgänge 

Eine Schichtung nach der Höhe des Gewinns (MB 
Schaubild 3) zeigt, daß in einzelnen Betrieben sehr 
unterschiedliche Beträge investiert wurden. So la-
gen die durchschnittlichen Bruttoinvestitionen je 
Betrieb in den 10 % der Betriebe mit den höchsten 
Gewinnen bei 70 600 DM, in den 10 % mit den nied-
rigsten Gewinnen bei 20 100 DM. 

Bei den Nettoinvestitionen (+ 157 DM/ha) ist zu be-
rücksichtigen, daß die Abschreibungen in der Land-
wirtschaft ebenso wie bei Betriebsergebnissen an-
derer Wirtschaftsbereiche, aber abweichend von 

der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, vom 
Anschaffungspreis vorgenommen wurden. Bei nach 
wie vor relativ hohen Zinsen war das zur Finanzie-
rung zusätzlich aufgenommene Fremdkapital auf-
grund der guten Ertragslage niedriger als im Vor-
jahr. 

Art 
1981/82 1982/83 

DM/ha % DM/ha 
% 

Abschreibungen, 
Abgänge 	 609 62,7 648 55,5 

zusätzlich auf- 
genommenes 
Fremdkapital 1) 	 182 18,8 145 12,4 

sonstige Eigenmittel, 
Gewinn 	 180 18,5 374 32,1 

Bruttoinvestitionen . . 971 100,0 1 167 100,0 

dar. Nettoinvestitionen 362 37,3 519 44,5 

1 ) Fremdkapitalentwicklung unter Berücksichtigung der Tilgungen 
sowie der Veränderung des Finanzumlaufvermögens 

Der Anteil der Nettoinvestitionen an den Bruttoin-
vestitionen betrug 44,5%. Insgesamt 27,9% der Net-
toinvestitionen wurden mit überwiegend langfristi-
gen, meist mit öffentlichen Mitteln verbilligten Kre-
diten finanziert. Der Eigenmittelanteil an den Net-
toinvestitionen erhöhte sich auf 374 DM je ha LF 
und entsprach 28,7% des Gewinns. Neben dem Ge-
winn wurden dazu in vielen Fällen auch außerbe-
triebliche Einkommen, z. B. Zinsen oder Mieten, so-
wie Teile des Privatvermögens herangezogen. 

Eigenkapital und Fremdkapital 

34. Die in der Bilanz der landwirtschaftlichen Be-
triebe ausgewiesene Eigenkapitalentwicklung wird 
insbesondere von der Ertragslage der landwirt-
schaftlichen Betriebe bestimmt und ist ein wesent-
licher Indikator für die Stabilität sowie längerfristig 
für die Entwicklungsfähigkeit der Unternehmen. 
Im Wirtschaftsjahr 1982/83 verbesserte die wirt-
schaftliche Situation in den landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetrieben die positive Entwicklung des 
Eigenkapitals. Das Eigenkapital erhöhte sich um 
373 DM je ha LF und 9 685 DM je Unternehmen 
(Vorjahr: 188 DM je ha LF und 4 864 DM je Unter-
nehmen). Der Anteil der Vollerwerbsbetriebe mit 
positiver Eigenkapitalbildung lag mit 66 % ebenfalls 
deutlich höher als im Vorjahr (56%) (MB Tabelle 
38). Über die Höhe der Eigenkapitalbildung, die 
landwirtschaftlichen Betrieben eine erfolgreiche 
Entwicklung ermöglicht, gibt es keine allgemeingül-
tige Aussage, da treffend nur der Einzelbetrieb be-
urteilt werden kann. Von der Betriebsberatung wird 
vielfach eine Mindestschwelle von 300 DM je ha LF 
genannt. Diesen Wert übertrafen 1982/83 48,5 % der 
Betriebe. Die Zahl der Betriebe mit Eigenkapital-
verlusten ging aufgrund der insgesamt günstigen 
Entwicklung zurück, ist aber immer noch beträcht-
lich. Etwa 16,8% der Betriebe verloren je  ha LF 
rechnerisch mehr als 450 DM Eigenkapital. 
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Eigenkapitalveränderung 
in DM/ha LF 

1981/82 1982/83 

Anteil der Betriebe in % 

+ 600 und mehr Zunahme 	 27,1 34,1 

+ 300 bis + 600 	 12,3 14,4 

0 bis +300 	 16,7 17,4 

0 bis - 450 	 22,0 17,3 

-450 und mehr Abnahme 	 21,9 16,8 

Sie nahmen überdurchschnittlich viel Fremdkapital 
auf, vor allem in Form kurzfristiger Kredite. Die 
meisten dieser Betriebe leben seit Jahren von der 
Substanz; Nettoinvestitionen werden nicht mehr 
vorgenommen. Viele der Betriebe sind in ihrer Er-
tragskraft bereits so geschwächt, daß sie selbst in 
günstigen Jahren, wie 1982/83, kaum Anschluß an 
die allgemeine Einkommensentwicklung finden 
können. 

Im Durchschnitt aller Betriebe lag die Eigenkapi-
talquote (Anteil des Eigenkapitals am gesamten Bi-
lanzkapital) mit 76,6 % im Vergleich zu anderen 
Wirtschaftsbereichen (gewerbliche Unternehmen 
19 %) unverändert hoch (MB Schaubild 3). Dabei 
werden Grund und Boden nach wie vor in Anleh-
nung an die natürliche Ertragsfähigkeit und damit 
erheblich unter dem Verkehrswert bewertet. Nur 
bei Zukäufen gelten die tatsächlichen Anschaf-
fungspreise. Änderungen des Verkehrswertes ge-
hen nicht in die Bilanz ein. 

Verände- 

Verbindlichkeiten DM/ha LF 
rung ge

-

gen Vor- Anteil in % 
der Vollerwerbsbetriebe fahr ± % 

1982/83 1981/82 	1982/83 

kurzfristig 	 880 +5,4 22,5 	22,4 

mittelfristig 	 452 +9,7 11,1 	11,5 

langfristig 	 2 602 +5,5 66,4 	66,1 

insgesamt 	 3 934 +5,9 100,0 	100,0 

Eigenkapital/-quote 1) . 13 255 +0,5 77,5 	76,6 

1 ) Anteil am Bilanzkapital am Jahresende 

Die jährliche auch in den ungünstigen Wirtschafts-
jahren nur geringe Zahl an Konkursen in der Land-
wirtschaft (MB Tabelle 30) wird u. a. durch die hohe 
Eigenkapitalquote erklärt. Die hohen Verkehrs-
werte landwirtschaftlicher Grundstücke reichen bei 
rechtzeitigem Verkauf in der Regel aus, um Kon-
kurse und Zwangsversteigerungen auch bei starker, 
laufend wachsender Verschuldung jenseits der 
nachhaltigen Kapitaldienstgrenze auszuschließen. 

35. Die ungünstige Ertragslage der Vorjahre hatte 
zu einer verstärkten Aufnahme von Fremdkapital 
geführt. Diese Entwicklung setzte sich auch 1982/83 
fort. Der durchschnittliche Besatz an Fremdkapital 
(ohne Abzug der Guthaben und Forderungen) stieg 
im Berichtsjahr um 5,9% auf 3 934 DM  je  ha LF an. 
Der Bezug auf die bewirtschaftete Fläche insge-
samt ist dann wichtig, wenn die Frage gestellt wird, 
ob die Betriebe noch in der Lage sind, die Zinsen 

für das aufgenommene Fremdkapital zu erwirt-
schaften. Der Bezug des Fremdkapitals auf die Ei-
gentumsfläche (6 166 DM/ha) spielt demgegenüber 
bei der Frage nach der Beleihungsgrenze eine wich-
tige Rolle (MB Tabellen 40 und 50). 

Die langfristigen Verbindlichkeiten ( + 5,5 %) stie-
gen weniger stark an als die mittelfristigen 
( + 9,7 %). Mit einem Anteil von zwei Dritteln über-
wiegen sie allerdings nach wie vor. 

Die Entwicklung der durchschnittlichen Zinsbela-
stung der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 
wird wesentlich von den kurzfristigen Verbindlich-
keiten geprägt, die im Wirtschaftsjahr 1982/83 um 
5,4% höher als im Vorjahr waren. Die durchschnitt-
lichen Zinszahlungen lagen bei 210 DM/ha. Bei ei-
nem Vergleich zum Vorjahr ist zu beachten, daß im 
Berichtsjahr erstmalig die Zinsen unter Einrech-
nung der gezahlten Zinszuschüsse erfaßt wurden. 
Der direkte Vergleich des Zinsaufwandes mit dem 
Vorjahr ist daher erschwert. Werden aber zu den 
1982/83 gezahlten Zinsen die Zinszuschüsse hinzu-
gerechnet, so ergibt sich je ha eine gleich hohe 
Belastung wie im Vorjahr. 

Vergleichsrechnung nach § 4 LwG 

36. Die erheblich verbesserte Ertragslage der 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe im Wirt-
schaftsjahr 1982/83 verminderte die nach § 4 LwG 
ermittelten negativen Einkommensabstände der 
verschiedenen Betriebsgruppen gegenüber den 

Übersicht 18 

Gewerblicher Vergleichslohn 1 ) 

Gewerblicher Zunahme 

Wirtschaftsjahr Vergleichslohn gegen Vorjahr 

DM  % 

D 1971/72 bis 
1973/74 18 401 . 

1968/69 11 689 . 

1969/70 13 074 11,8 

1970/71 14 922 14,1 

1971/72 16 239 8,8 

1972/73 18 289 12,6 

1973/74 20 674 13,0 

1974/75 22 136 7,1 

1975/76 23 292 5,2 

1976/77 25 229 8,3 

1977/78 26 635 5,6 

1978/79 28 024 5,2 

1979/80 29 471 5,2 

1980/81 30 988 5,1 

1981/82 31 979 3,2 

1982/83 32 943 3,0 

1982/83 gegen 
D 1971/72 

bis 1973/74 2 ) . 6,0 

1) einschließlich Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung 
2) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 
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Übersicht 19 

Vergleichsrechnung der landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 1) 
1982/83 

Betriebsgröße Betriebsform 

Abstand 
von ...bis unter ... % kleine mittlere größere g Marktfrucht 	Futterbau Veredlung Dauerkultur Gemischt 

Anteil in % 2 ) 

Betriebe 

unter -50 	  58,3 36,0 22,3 40,6 	42,7 33,8 33,9 44,9 

-50 bis -20 	 29,5 34,8 22,9 23,2 	31,6 23,5 27,7 27,4 

-20 bis - 0 	 6,1 13,6 14,5 10,1 	11,0 10,6 10,1 9,8 

0 bis 20 	  3,1 8,2 12,2 8,4 	6,8 7,9 10,2 5,6 

20 bis 50 	  1,8 4,7 13,1 7,0 	4,7 11,1 6,2 7,5 

50 und mehr 	 1,2 2,8 15,1 10,7 	3,2 13,0 11,9 4,9 

Betriebe insgesamt 	 100,0 100,0 100,0 100,0 	100,0 100,0 100,0 100,0 

Flächen 

unter -50 	  61,2 37,8 22,1 30,9 	37,2 28,1 27,2 40,1 

-50 bis -20 	 28,0 34,7 22,0 20,4 	29,9 20,8 26,2 26,7 

-20bis- 0 	 5,5 13,1 13,2 10,4 	12,0 12,4 10,9 9,9 

0 bis 20 	  2,7 7,6 11,8 9,6 	8,4 9,1 10,5 6,7 

20 bis 50 	  1,7 4,5 13,4 9,9 	7,0 12,3 9,0 9,7 

50undmehr 	 0,9 2,3 17,5 18,8 	5,5 17,3 16,2 6,9 

Flächen insgesamt 	 100,0 100,0 100,0 100,0 	100,0 100,0 100,0 100,0 

1) Abstand des Vergleichsgewinns von der Summe der Vergleichsansätze in % nach § 4 LwG 
2) geringfügige Abweichungen durch Rundung 

Vorjahren deutlich (MB Tabelle 57). Der Anstieg 
der Vergleichsgewinne folgte dabei in den verschie-
denen Betriebsgrößen und Betriebsformen im we-
sentlichen der aufgezeigten Entwicklung der Ge-
winne. 

Der gewerbliche Vergleichslohn (Übersicht 18) für 
Betriebsinhaber und nicht entlohnte Familienar-
beitskräfte, der 1982/83 die bisher niedrigste Zu-
wachsrate hatte, ist wichtigster und damit die Ent-
wicklung vorrangig bestimmender Bestandteil der 
Summe der Vergleichsansätze nach § 4 LwG. Die 
Einkommensabstände - als Differenz zwischen 
dem jeweiligen Vergleichsgewinn und der Summe 
der Vergleichsansätze - waren in allen Betriebs-
gruppen gegenüber dem Vorjahr rückläufig, aber 
noch immer verbreitet negativ (Übersicht 19). Zu-
gleich erreichte die Zahl der Einzelgruppen mit po-
sitivem Einkommensabstand einen seit Mitte der 
siebziger Jahre nicht mehr erreichten Höchst-
stand. 

Die traditionelle Struktur der äußeren Einkom-
mensabstände nach Betriebsgrößen und Betriebs-
formen blieb auch im Berichtsjahr weitgehend un-
verändert. Mit steigender Betriebsgröße nahmen 
die Anteile der Betriebe und Flächen mit ver-
gleichsweise hohen Einkommensabständen ab. 
Nach Betriebsformen haben Marktfrucht, Vered-
lung und Dauerkultur nach wie vor die vergleichs-
weise höchsten Anteile an Betrieben und Flächen 
mit positiven Einkommensabständen. 

37. Für einen Einkommensvergleich mit der übri-
gen Wirtschaft auf der Basis von Bruttoeinkommen, 
wie er in den ersten Berichten der Bundesregierung 
nach dem LwG im Vordergrund stand und wie er 
aufgrund des netto nicht vorliegenden gewerbli-
chen Vergleichslohnes bis heute methodisch nicht 
anders vorgenommen werden kann, sind diese Ein-
kommensergebnisse nur noch eingeschränkt geeig-
net. Die Einkommens- und Wohlstandsentwicklung 
ganzer Wirtschaftsbereiche kann nicht in einer 
Zahl gemessen werden. Einkommens- und Bela-
stungsvergleiche sowie Wohlstandsvergleiche mit 
anderen Bereichen der Volkswirtschaft, aber auch 
innerhalb der sehr unterschiedlich ausgerichteten 
Landwirtschaft, müssen heute spezifische Beson-
derheiten wie Lebensumfeld, Arbeitsbedingungen 
und Sicherheit des Arbeitsplatzes, sozialen Besitz-
stand, Steuerleistungen, Aufwendungen für das 
Wohnen, öffentliche Hilfe usw. einbeziehen. 

In den letzten Jahren relativiert auch die verbrei-
tete Arbeitslosigkeit die Aussagefähigkeit verglei-
chender Betrachtungen dieser Art. Gesicherte Ein-
kommen und selbständige Tätigkeiten werden 
heute von vielen höher eingeschätzt als statistische 
Einkommensabstände und paritätisches Einkom-
menswachstum (vgl. auch Abschnitt 1.5). Für die 
Inhaber vieler klein- und mittelbäuerlicher Famili-
enbetriebe sind zudem die erheblichen inneren Ein-
kommensunterschiede in der Landwirtschaft be-
deutsamer als der äußere Einkommensabstand. 
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1.4.1.2 Vorschätzung der Einkommen für das Wirtschaftsjahr 1983/84 

38. Nach zwei Jahren mit steigenden Einkommen, 
die 1982/83 zu dem bisher höchsten Einkommensni-
veau in den landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetrie-
ben führten, muß im laufenden Wirtschaftsjahr 
1983/84 mit einer rückläufigen Einkommensent-
wicklung gerechnet werden. Dieser Rückgang ist 
im wesentlichen auf die im Vergleich zum Vorjahr 
insgesamt geringere Ernte 1983 bei Marktfrüchten 
und im Futterbau, steigende Betriebsmittelpreise 
und stark rückläufige Schlachtschweinepreise zu-
rückzuführen. 

Die Ernte 1983 konnte vom Umfang her befriedigen, 
gegenüber dem Vorjahr, das aufgrund außerge-
wöhnlich guter Witterungsbedingungen teilweise 
Rekordernten brachte, fiel sie aber ab. So erreichte 
die Getreideernte mit 23,0 Mio. t ein überdurch-
schnittliches Ergebnis, lag jedoch um 6,6 % unter 
der vorjährigen Erntemenge. 

Bei Rüben wirkten sich das nasse Frühjahr und der 
trockene Sommer negativ aus. Regional kam es zu 
erheblichen Ertragseinbußen. Insgesamt wurden 
28,3 % weniger Zuckerrüben und rd. 32 % weniger 
Futterrüben geerntet. Eine Ausnahme war die gute 
Rapsernte, die um 8,5% über dem vorjährigen Er-
gebnis lag (MB Tabelle 58). 

Bei den tierischen Produkten war demgegenüber 
durchweg eine Zunahme der Erzeugung zu ver-
zeichnen. Bei Milch, die in den Vollerwerbsbetrie-
ben rd. 26 % des Unternehmensertrags ausmacht, 
zeichnet sich für 1983/84 ein weiterer Zuwachs der 
Produktionsmengen ( + 4,2%) ab, ebenso bei Rind-
fleisch und Schweinefleisch. 

Die bereits im Vorjahr ungünstige Entwicklung 
der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte 
(- 0,9%) dürfte sich 1983/84 noch verstärken. We-
sentlich tragen dazu die voraussichtlich weit unter 
dem Vorjahr notierenden Schlachtschweinepreise 
(-14 bis -17 %) bei. Für Milch und Getreide dürften 
demgegenüber die Preise höher als im Vorjahr lie-
gen. Dies gilt ebenfalls für Obst und Kartoffeln, bei 
denen aber die sehr niedrigen Ernten die beträchtli-
chen Preiszunahmen etwa neutralisieren werden. 

Die Einkaufspreise für landwirtschaftliche Be-
triebsmittel werden sich überwiegend weiter ver-
teuern. Stärkere Preiserhöhungen zeichnen sich für 
die Futtermittel ab, die voraussichtlich um mehr als 
10 % gegenüber dem Vorjahr ansteigen werden. Die 
verbesserte Ertragslage der letzten zwei Jahre führ-
te, wie die diesjährigen Buchführungsergebnisse 
bestätigen, zu verstärkten Investitionen in Gebäude 
und Maschinen — zumal die Anschaffungspreise 
deutlich höher lagen als in den Vorjahren — und 
damit zu erhöhten Abschreibungen in den Folge-
jahren. 

Wegen der niedrigeren Schlachtschweine- und Rin-
derpreise werden die Preise für zugekaufte Ferkel 
und Kälber zurückgehen, so daß eine Entlastung 
der abnehmenden Betriebe zu erwarten ist. Das 
wirtschaftseigene Futteraufkommen blieb aufgrund 
des anhaltend trockenen Sommers für viele Be-

triebe unbefriedigend. Es muß daher mit einem er-
höhten Kraftfuttermitteleinsatz gerechnet werden. 

Aufgrund der zu erwartenden Veränderungen der 
Preise und Mengen (MB Tabelle 59), ist in Verbin-
dung mit den übrigen einkommenswirksamen Fak-
toren, wie Steigerung der Produktivität und Ent-
wicklung der familieneigenen Arbeitskräfte, ein 
Einkommensrückgang um rd. 22 % zu erwarten. 

Übersicht 20 

Vorschätzung der Einkommensentwicklung der 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe 

nach Betriebsformen 

Gewinn/FAK 

1982/83  1983/84 
Betriebsform 1981/82 1982/83 gegen 

Vorjahr 

DM Veränderung in % 

Marktfrucht 	 28 306 33 118 +17,0 — 25 

Futterbau 	 19 888 24 047 +20,9 — 18 

Veredlung 	 33 594 32 142 — 4,3 —35 

Dauerkultur 	 26 643 29 222 + 9,7 — 20 

Gemischt 	 22 647 24 754 + 9,3 — 30 

insgesamt . . 22 890 26 282 +14,8 — 22 

Dies ist der mittlere Erwartungswert einer Vor-
schätzungsspanne von -20% bis etwa -25%. 

Nach Betriebsformen dürften die Gewinne in den 
Marktfrucht-, Veredlungs- und Gemischtbetrieben 
überdurchschnittlich zurückgehen. In den Futter-
bau- und Dauerkulturbetrieben ist eine nicht ganz 
so ungünstige Entwicklung zu erwarten. 

39. Die Einkommen in den Marktfruchtbetrieben 
entwickelten sich im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 
regional äußerst unterschiedlich. Insbesondere die 
nördlichen Bundesländer verzeichneten weit über-
durchschnittliche Zuwachsraten. Daher ist eine 
Verallgemeinerung des Vorschätzungsergebnisses 
für diese Betriebsform problematisch. Für das Bun-
desgebiet insgesamt wird für 1983/84 ein Rückgang 
um 25% erwartet. Regional werden aber die Ein-
kommen der Betriebe in den nördlichen Bundeslän-
dern aufgrund des Basiseffektes weit stärker abfal-
len, während im Süden stagnierende oder sogar 
leicht steigende Einkommen möglich erscheinen. 
Ungünstig wirken sich in den Marktfruchtbetrieben 
insgesamt die durchschnittlich geringeren Getrei-
de- und Zuckerrübenerträge, aber auch der Rück-
gang der Schlachtschweinepreise aus. Die nachhal-
tig wirksamen Produktivitätsfortschritte sind bei 
derartigen Veränderungsraten, wie sie für 1983/84 
vorgezeichnet sind, von untergeordneter Bedeu-
tung. 

Das gute Abschneiden der Futterbaubetriebe im 
Wirtschaftsjahr 1982/83 bestätigt die hohe relative 
Vorzüglichkeit der Milchproduktion. Im laufenden 
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Wirtschaftsjahr haben sich jedoch wichtige einkom-
mensbestimmende Faktoren ungünstig entwickelt. 
Die anhaltende Trockenheit im Sommer brachte 
insbesondere Probleme für den zweiten Heuschnitt 
sowie die Ernten von Silomais und Futterrüben. 
Dies wird zu einem erhöhten Kraftfuttereinsatz 
führen. Da sich seit dem Herbst die Kraftfuttermit-
tel stark verteuert haben, müssen die Betriebe mit 
erheblich höheren Aufwendungen rechnen. Auf der 
Ertragsseite sind höhere Milchverkäufe und leicht 
ansteigende Milchpreise zu erwarten, die aber trotz 
ihrer herausragenden Bedeutung für die Einkom-
men bei weitem nicht ausreichen werden, um die 
ungünstigen Ertragsfaktoren auszugleichen. 

Die Veredlungsbetriebe wiesen in den letzten zwei 
Jahren ein befriedigendes Einkommensniveau auf. 
Gegenwärtig hat die Schlachtschweineproduktion 
den Höchststand ihrer zyklischen Entwicklung er-
reicht. Die Folge ist bei stagnierender Nachfrage 
ein starker Preisrückgang für Schlachtschweine 
und Ferkel. Hinzu kommen die gegenüber dem Vor-
jahr erheblich gestiegenen Futtermittelpreise. Ins-
gesamt muß daher für die Veredlungsbetriebe eine 
sehr ungünstige Einkommensentwicklung erwartet 
werden. Regional waren in der letzten Zeit zudem 
Fälle von Schweinepest aufgetreten. Für die von 
den Folgemaßnahmen betroffenen Betriebe und 
Teilregionen sind diese spezifischen Ertragseinbu-
ßen jedoch gegenwärtig kaum abzuschätzen. 

Die Weinbaubetriebe, die unter den Dauerkultur-
betrieben das größte Gewicht besitzen, verzeichne-
ten 1983 wiederum eine besonders große Weinmost

-

ernte (13,0 Mio. hl), die aber noch um 15,3% unter 
der des Vorjahres lag. Folgen der hohen Ernte wa-
ren stark rückläufige Preise für Weinmost und aus-
gebaute Weine. Die Preise für die im Weinbau ein-
gesetzten Betriebsmittel werden sich im Rahmen 
der allgemeinen Preisentwicklung weiter verteuern. 
Schwer abzuschätzen sind jedoch die positiven Ein-
flüsse der Bestandsaufstockungen, insbesondere 
bei Weinen des qualitativ befriedigenden Jahrgangs 
1983, die sich erst in den nächsten Jahren im Be-
triebsergebnis niederschlagen werden. Die ungün-
stigen Faktoren dürften aber gegenwärtig überwie-
gen, so daß insgesamt mit einem Einkommensrück-
gang zu rechnen ist. 

Die Obsternte 1983 lag bei 2,7 Mio. t und damit um 
rd. 40 % niedriger als im Vorjahr. Folge der geringe-
ren Ernte waren jedoch stark steigende Preise, ins-
besondere für Äpfel. Nach dem Rückgang im voran-
gegangenen Jahr dürften 1983/84 die Gewinne stag-
nieren oder leicht ansteigen. 

Der 1982/83 stark angestiegene absolute Einkom-
mensunterschied zwischen den nördlichen und süd-
lichen Bundesländern, der sich in den Vorjahren 
deutlich verringert hatte, dürfte 1983/84 erneut zu-
rückgehen. Die Einkommensunterschiede inner-
halb der Landwirtschaft könnten demgegenüber 
wieder zunehmen. 

Der Anteil der Betriebe mit Verlusten (1982/83 = 
7,1 %) dürfte beträchtlich anwachsen. 

1.4.2 Landwirtschaftliche Zuerwerbsbetriebe 

40. Die Zahl der Zuerwerbsbetriebe hat 1983 ge-
genüber dem Vorjahr um 6,3 % abgenommen und 
lag bei 74 400. Die Abnahmerate war höher als in 
den übrigen sozio-ökonomischen Betriebsgruppen; 
der Anteil an den Betrieben ab 1 ha LF ging daher 
auf 10% leicht zurück. Von der Fläche insgesamt 
wurden 9,3 % durch Zuerwerbsbetriebe bewirtschaf-
tet. 

Die Einkommenslage in den landwirtschaftlichen 
Zuerwerbsbetrieben, also Betrieben, in denen das 
außerbetriebliche Erwerbseinkommen zwischen 
10 % und 50 % des gesamten Erwerbseinkommens 
liegt, verbesserte sich im Wirtschaftsjahr 1982/83 
deutlich. Zum einen stiegen die landwirtschaftli-
chen Gewinne um 15% auf 19 107 DM je Unterneh-
men an, zum anderen erhöhten sich die außerbe-
trieblichen Einkommen um 3,1 % auf 16 893 DM je 
Familie (Übersicht 21). Die Zuerwerbsbetriebe be-
wirtschafteten durchschnittlich 19,2 ha LF und wie-
sen, bezogen auf die Flächeneinheit, eine niedrigere 
Intensität auf als die Vollerwerbsbetriebe (MB Ta-
belle 60). Das führte zusammen mit der geringeren 
Betriebsgröße dazu, daß das Einkommen aus der 
Landwirtschaft nur bei 57 % des durchschnittlichen 
Unternehmensgewinnes in den Vollerwerbsbetrie-
ben lag. 

Kleinere Zuerwerbsbetriebe mit sehr geringer land-
wirtschaftlicher Einkommenskapazität, die mit 
Buchführungsergebnissen kaum zu erfassen sind, 
konnten nicht einbezogen werden. 

Nach Betriebsformen stiegen die Unternehmensge-
winne besonders stark in den Dauerkultur-, Ge-
mischt- und Futterbaubetrieben. Weniger gut 
schnitten die Veredlungs- und Marktfruchtbetriebe 
ab. Beim Niveauvergleich lagen die Dauerkulturbe-
triebe am höchsten, die Marktfrucht- und Futter-
baubetriebe am niedrigsten. 

Die Zuerwerbsbetriebe stellen eine besonders labile 
Betriebsgruppe dar, die häufig durch den zeitlich 
verzögerten Übergang vom einkommensschwachen 
Vollerwerb zum Nebenerwerb geprägt wird. 

In der landwirtschaftlichen Organisationsform un-
terscheiden sich die Betriebe meist nicht von klei-
nen oder mittleren Vollerwerbsbetrieben, so daß 
die zusätzliche außerbetriebliche Erwerbstätigkeit 
nicht selten zu einer besonderen Belastung der Fa-
milie führt. Betriebliche Arbeiten müssen den vor-
rangigen außerbetrieblichen Erwerbsverpflichtun-
gen untergeordnet werden, so daß der Ausweg oft-
mals in einer verminderten Intensität gesucht wird. 
Zum anderen gibt es aber zahlreiche Betriebe, die 
neben einem auch für den Vollerwerb ausreichen-
den Einkommen fast gleich hohe außerlandwirt-
schaftliche Einkommen beziehen. Dies führt dazu, 
daß die Einkommensunterschiede innerhalb der 
Zuerwerbsbetriebe besonders groß sind. 

Der Besatz mit Fremdkapital erhöhte sich 1982/83 
auf 4 438 DM/ha. Er lag damit über dem der Voller-
werbsbetriebe. Die Zinsbelastung, die extensive 
Nutzung und vergleichsweise hohe feste Kosten 
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Übersicht 21 

Einkommen der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 1981/82 und 1982/83 1 ) 

Haupterwerb e ) Nebenerwerb 

Art des Einkommens Einheit Vollerwerb Zuerwerb 3) 
unter 5 000 DM 4) 

StBE 
5 000 und 

mehr 2) StBE zusammen 

1981/82 1982/83 1981/82 1982/83 1981/82 1982/83 1981/82 1982/83 1981/82 1982/83 

DM/ 
Gewinn 	 Familie 28 587 33 791 16 615 19 107 1 805 2 148 6 310 7 681 3 472 4 195 

Veränderung 
gegen Vorjahr 	 % + 5,9 +18,2 + 5,5 +15,0 + 8,0 +19,0 +23,0 +21,7 +19,6 +20,8 

Außerbetriebliches DM/ 
Erwerbseinkommen Familie 51 58 16 382 16 893 31 306 32 245 32 650 32 760 31 803 32 436 

Sonstige Ein- DM/ 
kommen 	 Familie 1 638 1 362 1 523 1 289 . . 2 661 2 020 . . 

Gesamteinkommen DM/ 
Familie 30 276 35 211 34 520 37 289 33 111 34 393 41 621 42 461 36 268 37 378 

Veränderung 
gegen Vorjahr 	 % + 5,9 +16,3 + 6,1 + 8,0 + 5,0 + 3,9 + 6,9 + 2,0 + 6,1 + 3,1 

1) Ein Bezug der außerbetrieblichen Einkommensteile auf die Familien-AK kann nicht vorgenommen werden, da diese sich ausschließlich auf 
die betriebliche Arbeitsleistung beziehen. 

2) Ergebnisse des Testbetriebsnetzes 
3) im wesentlichen größere Zuerwerbsbetriebe 
4) fortgeschriebene Ergebnisse der Agrarberichterstattung; zur Berechnung des Gewinns der Betriebe unter 5 000 DM StBE vgl. MB S. 163 f. 

führen zu einer ungünstigen Ertrags-Aufwands-Re-
lation, die sich z. B. in der niedrigen Gewinnrate 
von 17,5% widerspiegelt. Diese lag in den Voller-
werbsbetrieben bei 21,4% und in den vergleichbaren 
kleinen Vollerwerbsbetrieben sogar bei 24,2 %. 

41. Die außerlandwirtschaftlichen Erwerbsein-
kommen hatten in den Zuerwerbsbetrieben 1982/83 
einen Anteil von durchschnittlich 45,3 % am Ge-
samteinkommen je Familie. Sie veränderten sich 
gegenüber dem Vorjahr mit + 3,1% etwa wie der 
gewerbliche Vergleichslohn. Zusammen mit den 
sonstigen Einkommen und dem landwirtschaftli-
chen Gewinn ergab sich damit ein Gesamteinkom-
men von 37 289 DM je Familie, das um 8% höher als 
1981/82 war. Zugleich erreichten die dargestellten 
größeren Zuerwerbsbetriebe damit wiederum ein 
höheres Einkommensniveau als kleine und mittlere 
Vollerwerbsbetriebe. 

42. Im laufenden Wirtschaftsjahr 1983/84 ist bei 
den Zuerwerbsbetrieben von einem Rückgang der 
landwirtschaftlichen Gewinne auszugehen, der hö-
her als der im abgelaufenen Wirtschaftsjahr beob-
achtete Zuwachs liegen dürfte. Der außerbetriebli-
che Anteil am Gesamteinkommen wird demgegen-
über etwa mit der durchschnittlichen Verände-
rungsrate des gewerblichen Vergleichslohnes an-
steigen, so daß sich die Gesamteinkommen der Zu-
erwerbsbetriebe etwas günstiger als die der Voller-
werbsbetriebe entwickeln werden. 

Die Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Betriebe 
im Zuerwerb wird auch weiterhin im Rahmen der 
Strukturentwicklung eine wichtige Funktion beim 
Übergang vom Vollerwerb zum Nebenerwerb oder 

auch zur Betriebsaufgabe erfüllen, ist also grund-
sätzlich nicht als stabiler und gezielt zu entwickeln-
der Bereich anzusehen. 

1.4.3 Landwirtschaftliche Nebenerwerbsbetriebe 

43. In den Nebenerwerbsbetrieben insgesamt ha-
ben sowohl die landwirtschaftlichen als auch die 
außerlandwirtschaftlichen Einkommen zugenom-
men (Übersicht 21). Der Gewinn je Familie erhöhte 
sich gegenüber dem Vorjahr um 20,8%, die außerbe-
trieblichen Erwerbseinkommen stiegen um 2,0 %. 
Damit erzielten die Nebenerwerbsbetriebe ein 
durchschnittliches Gesamteinkommen je Familie 
von 37 378 DM. Dieser Betrag ist größer als bei den 
Zuerwerbs- sowie den kleinen und mittleren Voller-
werbsbetrieben. 

44. Die Einkommenslage in den kleinen Nebener-
werbsbetrieben (unter 5 000 DM StBE) wird vor al-
lem von der Höhe und der Entwicklung der außer-
betrieblichen Erwerbseinkommen geprägt. Diese 
trugen im Jahre 1982/83 zu rd. 94 % zum Gesamtein-
kommen bei. Die Einkommen aus den meist klei-
nen landwirtschaftlichen Betrieben stellten mit rd. 
6% nur eine Ergänzung des außerbetrieblichen Ein-
kommens und allenfalls eine gewisse Verminde-
rung des Arbeitsplatzrisikos im außerlandwirt-
schaftlichen Bereich dar. Viele dieser kleinen Be-
triebe werden auch aus Freude an der landwirt-
schaftlichen Tätigkeit und als Ausgleich zum 
Hauptberuf sowie aufgrund traditioneller und so-
zialer Bindungen bewirtschaftet. 

45. In den größeren Nebenerwerbsbetrieben (5 000 
DM und mehr StBE) hatte der betriebliche Gewinn 
mit 18,1 % eine größere Bedeutung für die Höhe des 
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Gesamteinkommens. Im Jahre 1982/83 stieg er um 
21,7 % auf durchschnittlich 7 681 DM je Betrieb. Das 
außerbetriebliche Einkommen erhöhte sich im sel-
ben Jahr um 0,3% und das Gesamteinkommen um 
2,0%. Der unerwartet geringe Anstieg der außerbe-
trieblichen Einkommen ist vor allem darauf zurück-
zuführen, daß die Einkünfte aus Gewerbebetrieben 
und aus selbständiger Arbeit außergewöhnlich 
stark zurückgingen. Die Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit sind erwartungsgemäß um 2,9 % 
gestiegen. Die Höhe des Gesamteinkommens be-
trug 1982/83 42 461 DM und wurde nur von den grö-
ßeren Vollerwerbsbetrieben übertroffen (Übersicht 
21). 

Die Gruppe der größeren Nebenerwerbsbetriebe ist 
sehr heterogen. Sie enthält sowohl einen beträchtli-
chen Teil von Betrieben mit niedrigen Gewinnen 
oder sogar Verlusten als auch verhältnismäßig gro-
ße, gut bewirtschaftete Betriebe mit hohen Gewin-
nen und entsprechend noch höheren Gesamtein-
kommen. Während im Berichtsjahr 24% dieser Ne-
benerwerbsbetriebe betriebliche Verluste aus au-
ßerlandwirtschaftlichen Quellen und Vermögen 
decken mußten und damit im durchschnittlichen 
Gesamteinkommen mit 30 251 DM unter dem Grup-
pendurchschnitt blieben, erzielten 34 % der Betriebe 
mehr als 50 000 DM Gesamteinkommen (MB Tabel-
len 61 und 62). 

Die Investitionstätigkeit wird in größeren Neben-
erwerbsbetrieben von ihrer Ertragslage beeinflußt. 
Die Einkommenssteigerungen der letzten zwei 
Jahre führten dazu, daß mit 15 095 DM je Betrieb, 
darunter 5 441 DM für Wirtschaftsgebäude sowie 
7 367 DM für Maschinen und Geräte, die Investitio-
nen über das Vorjahresniveau anstiegen. Von der 
Investitionssumme entfielen 32,1 % auf Nettoinvesti-
tionen. 

46. Die Nebenerwerbsbetriebe hatten 1983 mit 
etwa 40 % einen hohen Anteil an der Zahl aller Be- 

Übersicht 22 
Unternehmensertrag 

der Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 

Unternehmensertrag in DM/ha LF 

darunter Wirtschafts- 
fahr 

insgesamt Bodener- tierische 
erzeugnisse Erzeugnisse 

Haupterwerb 

1980/81 5 442 1 050 3 597 

1981/82 5 858 1 123 3 979 

1982/83 6 032 1 230 4 061 

Nebenerwerb 

1980/81 4 244 677 2 721 

1981/82 4 479 708 3 001 

1982/83 4 904 882 3 168 

in % des Haupterwerbs 

1980/81 78 64 76 

1981/82 76 63 75 

1982/83 81 72 78 

triebe; sie bewirtschafteten aber nur 12,7 % der LF 
und erwirtschafteten 9,6% der Verkaufserlöse. Die 
Flächenproduktivität in diesen Betrieben ist gerin-
ger als in den Haupterwerbsbetrieben (MB Tabelle 
60). 

Die Unternehmenserträge je Flächeneinheit insge-
samt sowie die bei Bodenerzeugnissen sind erheb-
lich geringer als in den Zu- und Vollerwerbsbetrie-
ben (Übersicht 22). Dies liegt zum Teil daran, daß 
Organisation und Bewirtschaftung der Nebener-
werbsbetriebe häufig den außerbetrieblichen Tätig-
keiten untergeordnet werden. Ergänzend ist aber 
auch zu berücksichtigen, daß Gebiete mit hohem 
Nebenerwerbsanteil vielfach durch ungünstige na-
türliche Produktionsverhältnisse gekennzeichnet 
sind und Betriebsleiter von Nebenerwerbsbetrieben 
häufig eine schlechtere landwirtschaftliche Berufs-
ausbildung haben als die der Zu- und Vollerwerbs

-

betriebe. 

47. Ähnlich wie in den landwirtschaftlichen 
Haupterwerbsbetrieben ist im laufenden Wirt-
schaftsjahr 1983/84 auch in den Nebenerwerbsbe-
trieben mit einem deutlichen Rückgang der Ge-
winne zu rechnen. Infolge des relativ hohen Anteils 
außerbetrieblicher Einkommen, bei denen ein leich-
ter Anstieg zu erwarten ist, werden diese Gewinn-
einbußen jedoch allenfalls zu einer vergleichsweise 
geringen Minderung der Gesamteinkommen füh-
ren. 

1.4.4 Alternativ bewirtschaftete Betriebe 

48. Für das Berichtsjahr 1982/83 konnten bei 
leicht verbesserter Bereitschaft zur freiwilligen 
Mitwirkung an der Testbuchführung Betriebser-
gebnisse von 28 alternativ bewirtschafteten Betrie-
ben — darunter 24 Vollerwerbsbetrieben — nach 
den Grundsätzen der Testbuchführung ausgewertet 
werden. Die Ergebnisse mögen zwar aufgrund der 
schmalen Materialgrundlage noch nicht voll reprä-
sentativ für die nach den letzten Umfragen insge-
samt rd. 1100 Betriebe dieser verschiedenartigen 
Wirtschaftsformen sein, die 0,15% aller landwirt-
schaftlichen Betriebe und mit etwa 22 200 ha 0,19 % 
der gesamten LF entsprechen. Gleichwohl lag der 
Auswahlsatz dieser alternativ bewirtschafteten Be-
triebe mit 2,5% höher als in der Testbuchführung 
insgesamt (1,9%), so daß die Durchschnittsergeb-
nisse für charakteristische Besonderheiten alterna-
tiver Wirtschaftsweisen vergleichende Aussagen 
mit anderen Betriebsgruppen ermöglichen. 

Die untersuchten alternativen Buchführungsbetrie-
be zeichnen sich insbesondere durch extrem nied-
rige Aufwendungen für Düngemittel und Pflanzen-
schutz, geringere Flächenerträge und hohe Ver-
kaufspreise vor allem für Bodenerzeugnisse aus 
(Übersicht 23). 

Während die alternativ geführten Vollerwerbsbe

-

triebe je ha LF nur 71 DM für Düngemittel und 
4 DM für Pflanzenschutz ausgaben, betrugen die 
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Übersicht 23 

Alternativ bewirtschaftete Vollerwerbsbetriebe 
im Vergleich 

1982/83 

Alternative 1 ) 	Konventionelle 2) 
Kennzahl 

Vollerwerbsbetriebe 

Zahl der Betriebe 	 24 1 599 

Betriebsgröße in ha LF 	 35,5 34,5 

Arbeitskräftebesatz in 
AK/100 ha LF 	 6,52 4,78 

Getreide in dt/ha 	 33,7 47,5 

Kartoffeln in dt/ha 	 199,6 290,4 

Zuckerrüben in dt/ha 	 524,8 533,4 

Milchleistung in kg/Kuh 	 3 682 4 932 

WeizeninDM/dt 	 92,37 48,87 

RoggeninDM/dt 	 85,24 46,16 

Gerste in DM/dt 	 76,11 47,21 

Kartoffeln in DM/dt 	 48,57 17,16 

Milch in DM/kg 	 65,71 64,15 

Unternehmensertrag 
in DM/ha LF 	  4 861 6 172 

Unternehmensaufwand 
in DM/ha LF 	  3 679 4 944 

darunter: 

Düngemittel in DM/ha LF 	 71 367 

Pflanzenschutz in DM/ha LF 	 4 88 

Löhne in DM/ha LF 	 232 105 

Aufwands-Ertrags-Relation, 
1zu... 	  1,32 1,25 

Gewinn in DM/ha LF 	 1 182 1 228 

GewinninDM/FAK 	 24 548 29 641 

1) Ausführliche Darstellung vgl. MB Anhang 1 S. 232 
2) Ausführliche Darstellung der Vergleichsgruppe mit 30 bis 40 ha LF 

vgl. MB Anhang 1 S. 198 

entsprechenden Aufwendungen in der konventio-
nellen Vergleichsgruppe der gleichen Größenklasse 
367 DM und 88 DM. Naturgemäß erwirtschafteten 
die alternativen Betriebe mit ihrem relativ geringen 
Unternehmensaufwand von 3 679 DM trotz deutlich 
höherer Erzeugerpreise als in der Vergleichsgruppe 
einen nur relativ niedrigen Unternehmensertrag 
von 4 861 DM je ha LF. Damit lag das Aufwands-
Ertrags-Verhältnis mit 1 zu 1,32 über dem der kon-
ventionellen Vergleichsgruppe mit 1 zu 1,25. 

Mit 1 182 DM erzielten die alternativ bewirtschafte-
ten Betriebe einen annähernd gleich hohen Gewinn 
je Flächeneinheit, während der Gewinn je Fami-
lien-AK bei höherem Arbeitskräftebesatz mit 24 548 
DM niedriger war als in der Vergleichsgruppe. 
Diese Unterschiede decken sich etwa mit den im 
vorjährigen Agrarbericht erstmalig dargestellten 
typischen Abweichungen zwischen alternativ und 
konventionell bewirtschafteten Betrieben. Aller-
dings dürften die extrem günstigen Witterungsbe-
dingungen 1982, die Ertragsverhältnisse sowie die 

spezifischen Preis-Kosten-Relationen 1982/83 die 
Preis- und Gewinnmöglichkeiten der alternativ be-
wirtschafteten Betriebe relativ bevorzugt haben, so 
daß erst die nächsten Jahresergebnisse längerfri-
stig gültige und gesicherte Wirtschaftlichkeitsver-
gleiche ermöglichen. Bemerkenswert sind vor allem 
die vergleichsweise hohen Preisabstände je dt von 
z. B. 43,50 DM bei Weizen, 39,08 DM bei Roggen, 
28,90 DM bei Gerste und 31,41 DM bei Kartoffeln. 
Diese höheren Preise sind allerdings an geringe 
Angebotsmengen in Verbindung mit geschickter 
Werbung und Vermarktung gebunden und deshalb 
keine realistische Möglichkeit zur einkommens-
wirksamen Anhebung der landwirtschaftlichen Er-
zeugerpreise insgesamt. 

1.4.5 Weinbaubetriebe 

1.4.5.1 Betriebsergebnisse 

49. Die für die Ertragslage 1982/83 maßgebliche 
Weinmosternte 1982 fiel außergewöhnlich gut aus. 
Das Ernteergebnis war mit 15,4 Mio. hl rund doppelt 
so hoch wie im mehrjährigen Durchschnitt (1976/81 
= 7,7 Mio. hl); es lag um etwa 8,2 Mio. hl über dem 
Vorjahresergebnis (1981 = 7,2 Mio. hl). 

Aufgrund des großen Angebotes gaben die Preise 
für Weinmost und für ausgebaute Weine kräftig 
nach. Der Unternehmensertrag je ha LF erhöhte 
sich infolge der guten Ernte aber dennoch um 
durchschnittlich 3 %. Bei einer Veränderung des 
entsprechenden Unternehmensaufwandes um 1,6% 
lag der Gewinn im Durchschnitt der weinbaulichen 
Vollerwerbsbetriebe bei 46 947 DM/Unternehmen. 
Dies entsprach gegenüber dem Vorjahr einem Ge-
winnzuwachs von rd. 18 % je  FAK und von 22,6 % je 

 Unternehmen (Übersicht 24). 

Die Mosterträge je ha lagen im Saarland (195,7 hl) 
und in Rheinland-Pfalz (182,1 hl) höher als in Ba-
den-Württemberg (159,8 hl), Hessen (148,1 hl) und 
Bayern (140,9 hl). 

Ein Vergleich von Höhe und Entwicklung der Er-
tragslage ist wegen der großen regionalen Unter-
schiede zwischen den Anbaugebieten nur begrenzt 
aussagefähig (MB Anhang 3 und Tabelle 66). Pro-
blematisch ist auch der Vergleich von Betriebser-
gebnissen zwischen einzelnen Wirtschaftsjahren 
für die nach Vermarktungsformen ausgewiesenen 
Betriebe. Die Gliederung nach Flaschen- und Faß

-

wein vermarktenden Betrieben hängt in starkem 
Maße von der Erntemenge ab, so daß Ernteschwan-
kungen die Struktur der Betriebsgruppen erheblich 
verändern können. 

In den Mitgliedsbetrieben von Winzergenossen-
schaften erhöhten sich die Gewinne 1982/83 gegen-
über dem Vorjahr um 26,4%. Mit 42 550 DM je Be-
trieb lag ihr Einkommen dennoch um rd. 10 000 DM 
unter denen der Flaschen- und um rd. 4 500 DM 
unter denen der Faßweinbetriebe. Allerdings sind 
diese Gruppen aufgrund unterschiedlicher Kosten- 
und Ertragsstrukturen nicht voll miteinander ver-
gleichbar. So verfügen die Betriebe mit Flaschen-
oder Faßweinvermarktung in der Regel über eine 
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bessere Faktorausstattung. Die durchschnittliche 
Rebfläche im Ertrag betrug beispielsweise 4,2 ha in 
Flaschen-, 4,5 ha in Faßweinbetrieben und nur 
2,4 ha in Genossenschaftsbetrieben. In Flaschen-
weinbetrieben mit häufig hoher Arbeitsbelastung 
der Familienangehörigen wird überdies ein Teil des 
Betriebsertrages aus dem Handel mit Wein erzielt. 
In Genossenschaftsbetrieben verteilen sich die Er-
löse einer Ernte meist auf mehrere Perioden. 

Die günstige Ertragslage schlug sich in relativ ho-
hen Gewinnen nieder. In den Flaschenweinbetrie-
ben wurde 1982/83 ein durchschnittlicher Gewinn 
von 52 709 DM je Unternehmen und 34 655 DM je 
Familienarbeitskraft erzielt. Die Faßweinbetriebe 
erwirtschafteten 47 149 DM Gewinn je  Unterneh-
men und durchschnittlich 29 655 DM je Familienar-
beitskraft. 

Übersicht 24 

Gewinn der weinbaulichen Vollerwerbsbetriebe 

Veränderung 
Gewinn 1982/83 je FAK 1982/83 

Anbau- 
gebiet 

gegen 

DM/ 1981/82 1974/75 1) 
DM/FAK Unter- 

nehmen % 

Mosel-Saar- 
Ruwer 	 24 732 41 283 +26,5 +10,3 

Rheinhessen 	 25 684 40 330 — 1,3 +1,0 

Rheinpfalz 	 36 783 60 785 — 0,8 + 7,7 

Rheingau 	 25 613 33 533 

Baden und 
Württemberg 	 33 065 43 869 +34,9 + 8,2 

insgesamt... 31 043 46 947 +18,1 + 7,0 

1 ) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

50. In den einzelnen Anbaugebieten zeigen sich 
deutliche Unterschiede in der Ertragslage. Wein-
baubetriebe an Mosel-Saar-Ruwer (+ 26,5%) und 
vor allem in Baden-Württemberg ( + 34,9%) haben 
den Gewinn je Familienarbeitskraft gegenüber dem 
Vorjahr kräftig erhöht (Übersicht 24). In den Gebie-
ten Rheinhessen und Rheinpfalz konnte der Ge-
winn je Familienarbeitskraft dagegen nicht gestei-
gert werden. Ein wesentlicher Grund dafür war der 
starke Preiseinbruch, der regional und in Abhängig-
keit von der Vermarktungsform unterschiedliche 
Auswirkungen auf die Ertragslage hatte. 

In den Betrieben Baden-Württembergs hat der 
hohe Anteil der weinbaulichen Erträge aus Trauben 
und Maische die Entwicklung des Betriebsergebnis-
ses günstig beeinflußt. Die hohen Erntemengen des 
Jahres 1982 haben sich hier unmittelbar in den Be-
triebsergebnissen niedergeschlagen. 

In den Betrieben des Weinanbaugebietes Mosel

-

Saar-Ruwer hat der Anteil von Flaschenweinen am 
Ertrag aus Weinbau abgenommen, und zwar auf 
etwa 52%. Insgesamt sind die Betriebe hinsichtlich 
ihrer Weinanbaufläche etwas größer geworden und 
bewirtschafteten rd. 2,4 ha im Ertrag stehende Reb-
flächen (ERF). Die überwiegend Faßwein vermark-

tenden Betriebe steigerten ihren Gewinn je Famili-
enarbeitskraft — auf allerdings niedrigerem Aus-
gangsniveau — erheblich stärker (+ 64,8%) als die 
Flaschenweinbetriebe ( + 3,3 %). 

Die Betriebe in Rheinhessen konnten insgesamt 
nicht an die günstige Gewinnentwicklung des Vor-
jahres anknüpfen. Die Flaschenweinbetriebe erziel-
ten zwar einen Zuwachs beim Gewinn je Familien-
arbeitskraft von 3,4 %, aber die Faßweinbetriebe 
mußten einen Rückgang um 6,2 % hinnehmen, so 
daß insgesamt ein Gewinnrückgang um 1,3% zu ver-
zeichnen war. 

In den Weinbaubetrieben der Rheinpfalz herrscht 
mit Abstand das höchste Einkommensniveau vor. 
Je Betrieb wurden im Durchschnitt des Wirtschafts-
jahres 1982/83 Gewinne von über 60 000 DM und je 
Familienarbeitskraft von nahezu 37 000 DM erzielt. 
Während die Flaschenweinbetriebe den Gewinn je 
Familienarbeitskraft um 14,8 % gegenüber dem Vor-
jahr auf über 50 000 DM steigern konnten, verrin-
gerte sich der entsprechende Wert für die Faßwein-
betriebe um 10,4%. 

Aufgrund einer ausreichenden Zahl von Testbetrie-
ben werden für das Weinanbaugebiet Rheingau 
ebenfalls Ergebnisse ausgewiesen. Die zeitliche 
Vergleichbarkeit der übrigen Ergebnisse ist da-
durch nicht beeinträchtigt, denn die bereits in den 
Vorjahren vorhandene, nur für eine gesonderte 
Auswertung nicht hinreichende Zahl von Betrieben, 
ist auch seinerzeit mit ihrem entsprechenden regio-
nalen Gewicht in die Berechnungen eingegangen. 
Das Niveau des Gewinns je Familienarbeitskraft 
war im Berichtsjahr in diesem Gebiet mit 25 613 
DM vergleichsweise niedrig. Es handelte sich vor-
wiegend um kleinere Weinbaubetriebe mit einer 
durchschnittlichen Flächenausstattung von 2,7 ha 
LF. Die weinbaulichen Erträge resultierten zum 
größten Teil aus den Verkäufen von Flaschenwein 
(75%). Erträge aus Faßwein und Most spielten eine 
untergeordnete Rolle. 

51. Die günstige Einkommensentwicklung führte 
im Wirtschaftsjahr 1982/83 zu höheren Vergleichs-
gewinnen und zu einer Annäherung an die Ver-
gleichsansätze. In den Gebieten Rheinpfalz und Ba-
den-Württemberg sind die negativen Abstände am 
geringsten und in Rheinhessen mit rd. 33% am 
größten (MB Anhang 3). 

52. Aufgrund einer verbesserten Datengrundlage 
können in diesem Agrarbericht erstmals Betriebs-
ergebnisse aus weinbaulichen Nebenerwerbsbe-
trieben dargestellt werden. Der Gewinn je Unter-
nehmen betrug in dieser Gruppe für das Wirt-
schaftsjahr 1982/83 etwa 13 000 DM und lag damit 
bedeutend höher als in den landwirtschaftlichen 
Nebenerwerbsbetrieben insgesamt. Die Weinbau-
erträge dieser Betriebe wurden vor allem aus Mai-
sche und Faßwein erzielt. Der Verkauf von Fla-
schenweinen trug nur mit etwa 12% zum Ertrag aus 
Weinbau bei. Die Gesamteinkommen je Familie la-
gen in dieser Gruppe mit 50 576 DM ebenfalls deut-
lich höher als in den landwirtschaftlichen Nebener-
werbsbetrieben insgesamt (MB Anhang 3). 
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1.4.5.2 Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1983/84 

53. Im Jahre 1983 wurde wiederum eine große 
Weinmosternte eingebracht. Mit 13,0 Mio. hl er-
reichte sie zwar nicht das außergewöhnlich hohe 
Vorjahresergebnis von 15,4 Mio. hl, lag aber weit 
über dem mehrjährigen Durchschnitt von 8,8 Mio. 
hl. Überdies fiel die Qualität mit einem durch-
schnittlichen Mostgewicht von 75 Grad Öchsle bes-
ser aus als im Vorjahr (70 Grad). Ein hoher Anteil 
der Ernte ist damit für den Ausbau zu Qualitätswei-
nen und Qualitätsweinen mit Prädikat geeignet. 

Die gute Ernte und die großen Lagerbestände aus 
dem Vorjahr führten allerdings zu kräftigen Einbu-
ßen bei den Mostpreisen. Im laufenden Wirtschafts-
jahr ist daher kaum mit höheren Unternehmenser-
trägen zu rechnen. Bei weiterhin steigenden Kosten 
ist zu erwarten, daß die Gewinne der Weinbaube-
triebe gegenüber dem erfolgreichen Jahr 1982/83 
zurückbleiben. 

1.4.6 Gartenbaubetriebe 

1.4.6.1 Betriebsergebnisse 

54. Im Betriebsbereich Gartenbau (ohne Obstbau) 
konnten im Kalenderjahr 1982 und im Wirtschafts-
jahr 1982/83 die Gemüse- und Zierpflanzenbetriebe 
ihr Betriebsergebnis vom Vorjahr annähernd hal-
ten. In den Baumschulbetrieben verringerten sich 
die Gewinne dagegen deutlich, so daß für den Be-
triebsbereich Gartenbau insgesamt ein Rückgang 
der durchschnittlichen Gewinne je  Familienarbeits-
kraft gegenüber dem Vorjahr um 2,7 % zu verzeich-
nen war. Langfristig gesehen stiegen die Einkom-
men der Gartenbaubetriebe mit durchschnittlich 
1,6 % pro Jahr leicht an (Übersicht 25). 

Die Preise für Erzeugnisse des Gartenbaues haben 
sich unterschiedlich entwickelt und kommen des-
halb teilweise als Ursache für Einkommensanstiege 
wie auch für -rückgänge in Frage. Die zwar verhal-
ten, aber insgesamt weiter steigenden Löhne, Ge-
hälter und Betriebsmittelpreise hatten dagegen 
eine breite einkommensdämpfende Wirkung. Die 
spezielle Gewinnentwicklung in den Baumschulbe-
trieben war überdies auf Besonderheiten dieser 
Sparte zurückzuführen (vgl. Tz. 57). 

Gemüsebetriebe 

55. Die Gemüsebetriebe haben 1982 im Vergleich 
zum Vorjahr 3,4 % mehr Gemüse im Freiland 
(1,24 Mio. t) und 2,1% weniger Gemüse unter Glas 
(74 945 t) geerntet. Das Freilandergebnis war aus-
schließlich auf einen höheren Flächenertrag zu-
rückzuführen. Infolge hoher Heizkosten wurden die 
Anbauflächen unter Glas um rd. 4,5 % einge-
schränkt. Auch auf diesen Flächen sind demzufolge 
höhere Erträge erzielt worden. 

Der Erzeugerpreisindex für Gemüse lag 1982 bei 
100,7 und damit nahezu auf dem gleichen Niveau 
wie 1976. Gegenüber dem Vorjahr entsprach das 
einem Preisrückgang von rd. 3 %. 

Trotz ebenfalls weiter steigender Kosten konnte ein 
Gewinn je Familienarbeitskraft von 28 608 DM er-
reicht werden. Dies entsprach etwa dem Niveau des 
Vorjahres (Übersicht 25). 

Die Unterglasgemüsebetriebe erzielten wiederum 
einen höheren Gewinn je Familienarbeitskraft 
(30 553 DM) als Freilandbetriebe (28 772 DM). Die 
Heizkosten sind für Unterglasgemüsebetriebe nach 

Übersicht 25 

Gewinn der gartenbaulichen Vollerwerbsbetriebe 1 )  

Gemüse Zierpflanzen Baumschulen  insgesamt 

Wirtschaftsjahr Gewinn in DM je 

FAK Unternehmen FAK Unternehmen FAK Unternehmen FAK Unternehmen 

1974/75 23 153 33 797 24 433 33 307 60 501 80 994 29 321 40 463 

1975/76 23 120 34 979 26 694 39 700 68 180 83 052 30 939 44 974 

1976/77 24 432 36 530 27 031 40 029 68 749 89 410 30 988 45 304 

1977/78 27 855 41 943 30 497 45 084 66 611 91 111 34 166 50 244 

1978/79 25 704 39 615 31 107 44 825 70 110 86 570 34 263 49 245 

1979/80 22 262 34 015 33 482 48 591 59 718 69 830 33 900 48 311 

1980/81 31 882 49 663 29 669 42 406 61 171 72 407 34 584 48 876 

1981/82 28 489 45 553 30 312 42 421 61 381 74 768 34 157 48 265 

1982/83 28 608 45 109 29 859 41 659 56 411 67 081 33 246 46 504 

Veränderung in % gegen Vorjahr 

1978/79 - 7,7 - 5,6 + 2,0 - 0,6 + 5,3 - 5,0 + 0,3 - 2,0 

1979/80 -13,4 -14,1 + 7,6 + 8,4 -14,8 -19,3 - 1,1 - 1,9 

1980/81 +43,2 +46,0 -11,4 -12,7 + 2,4 + 3,7 + 2,0 + 1,2 

1981/82 -10,6 - 8,3 + 2,2 + 0,0 + 0,3 + 3,3 - 1,2 - 1,3 

1982/83 + 0,4 - 1,0 - 1,5 - 1,8 - 8,1 -10,3 - 2,7 - 3,6 

Veränderung in % gegen 1974/75 2 ) 

1982/83 + 2,7 + 3,7 + 2,5 + 2,8 - 0,9 - 2,3 + 1,6 + 1,8 

') hochgerechnete Ergebnisse der Testbetriebe 	2) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 
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wie vor eine bedeutende Aufwandsposition. Sie la-
gen mit 9,2 % des Unternehmensaufwandes aller-
dings deutlich niedriger als im Vorjahr. Die Investi-
tionen nahmen in den Gemüsebaubetrieben wieder 
kräftig zu. Die Nettoinvestitionen betrugen 1982 
3 315 DM/ha Grundfläche der Gartengewächse 
(GG). 

Zierpflanzenbetriebe 

56. Die Preise für Schnittblumen stiegen 1982 um 
2,3 % gegenüber dem Vorjahr an. Preiseinbußen 
mußten bei Orchideen und Treibrosen hingenom-
men werden. Günstig entwickelten sich dagegen die 
Preise für Gerbera, Freesien, Gladiolen und Iris. 
Die Topfpflanzenpreise waren - abgesehen von 
Azaleen - nahezu auf breiter Front rückläufig. Da 
sich auch der Unternehmensaufwand erhöhte 
(6,2 %) und Produktivitätsfortschritte nur in be-
grenztem Maße realisiert wurden, ging der Gewinn 
je Familienarbeitskraft in den Zierpflanzenbetrie-
ben insgesamt um 1,5% auf 29 859 DM zurück 
(Übersicht 25). Für Betriebe mit Freilandzierpflan-
zen stellte sich die Einkommenslage ungünstiger 
dar als in den Bereichen mit Topfpflanzen und Un-
terglasschnittblumen. 

Die Nettoinvestitionen in den Zierpflanzenbetrie-
ben beliefen sich im Wirtschaftsjahr 1982/83 auf 
6 947 DM je ha GG. Dies entspricht einer Zunahme 
von 22,2% gegenüber dem Vorjahr. 

Baumschulen 

57. Im Jahre 1982 stiegen die Preise für Baum-
schulerzeugnisse durchschnittlich um 3,3 %. Trotz 
dieser positiven Preisentwicklung verschlechterte 
sich das Betriebsergebnis. Der Gewinn betrug 1982/ 
83 etwa 67 000 DM  je  Unternehmen und 56 400 DM 
je Familienarbeitskraft und lag damit um 10,3% und 
8,1 % unter den Vorjahreswerten. Im Einkommens-
niveau liegen die Baumschulbetriebe dennoch weit 
über den anderen Gartenbaubetrieben (Über-
sicht 25). 

Als Ursachen für den deutlichen Rückgang der Ge-
winne sind gestiegene Aufwendungen und gerin-
gere Erträge zu nennen. Letztere lassen sich trotz 
günstiger Preisentwicklung durch eine Verringe-
rung des mengenmäßigen Absatzes erklären. 

In ihrer Organisation unterscheiden sich Baum-
schulbetriebe von anderen Formen des Garten-
baues vor allem durch ihren hohen Anteil an Lohn-
arbeitskräften. Vergleiche müssen sich daher vor-
nehmlich auf unternehmensbezogene Kennzahlen 
konzentrieren (MB Tabelle 71). 

58. Die rückläufige Einkommensentwicklung im 
Gartenbau insgesamt spiegelt sich auch in den Er-
gebnissen der Vergleichsrechnung nach § 4 LwG wi-
der (MB Anhang 4). Während sich der negative Ab-
stand des Vergleichsgewinns von der Summe der 
Vergleichsansätze in den Gemüse- und Zierpflan-
zenbetrieben weiter vergrößerte, verringerte sich 

der entsprechende positive Abstand bei den Baum

-

schulbetrieben von etwa 40 % auf 28,2%. 

Obstbaubetriebe 

59. Die Betriebsergebnisse in den Obstbaubetrie-
ben haben sich nach dem erfolgreichen Wirtschafts-
jahr 1981/82 kräftig verschlechtert. Mit 24 050 DM 
je Familien-AK lag der Gewinn 1982/83 um 41,7 % 
unter dem des Vorjahres (Übersicht 26). Die größe- 

Übersicht 26 

Gewinn der Obstbaubetriebe 

Gewinn 

Ver- Ver- 
Wirtschaftsjahr 

DM/FAK 
änderung 
gegenüber 

DM/ 
Unter- 

änderung 
gegenüber 

Vorjahr nehmen Vorjahr 
in % in % 

1974/75 19 177 - 16 645 . 

1975/76 16 789 - 12,5 15 033 - 	9,7 

1976/77 26 694 + 59,0 38 897 +158,7 

1977/78 39 286 + 47,2 52 898 + 36,0 

1978/79 18 809 - 52,1 25 997 - 50,9 

1979/80 14 311 - 23,9 20 894 - 19,6 

1980/81 20 897 + 46,0 29 805 + 42,6 

1981/82 41 234 + 97,3 59 369 + 99,2 

1982/83 24 050 - 41,7 34 209 - 42,4 

1982/83 1 ) 
gegen . + 	2,9 . + 	9,4 

•1974/75 

1 ) jährlicher Durchschnitt nach Zinseszins 

ren Obstbaubetriebe erzielten einen Gewinn je Fa-
milienarbeitskraft, der 5,5 % über dem Durchschnitt 
aller Betriebe lag (Übersicht 27). Die in diesem 
Wirtschaftszweig bekannten Schwankungen der 
Betriebsergebnisse von Jahr zu Jahr setzten sich 
fort. Wesentliche Ursachen dafür sind die großen 
Ertragsschwankungen im Inland und in den wich-
tigsten Lieferländern sowie die damit einhergehen-
den ausgeprägten Preisschwankungen. Die gute 
Obsternte des Jahres 1982 führte bei fast allen 
Obstarten zu einem überhöhten Angebot und in-
folge davon zu einem starken Preisrückgang. Der 
Index der Erzeugerpreise für Obst lag im Durch-
schnitt des Wirtschaftsjahres 1982/83 bei 105,8 und 
damit um 35,6 % unter dem des Vorjahres. Die Ap-
felpreise fielen gegenüber dem Vorjahr sogar um 

Übersicht 27 

Gewinn der Obstbaubetriebe 
nach Betriebsgrößen 

Betriebsgröße 

Gewinn 1982/83 

je FAK  je Unternehmen 

DM zus. = 100 DM zus. = 100 

kleine 	 

mittlere 	 

größere 	 

25 515 

20 062 

25 376 

106,1 

83,4 

105,5 

31 281 

28 010 

41 183 

91,4 

81,9 

120,4 

zusammen 	 24 050 100 34 209 100 
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53,2 %. Dieser Preiseinbruch konnte durch die ho-
hen mengenmäßigen Erträge nicht ausgeglichen 
werden. Der Anstieg des Unternehmensaufwandes 
je ha LF hielt sich dagegen mit etwa 2 % in den 
Grenzen der allgemeinen Preisentwicklung. 

Bei einer längerfristigen Betrachtung ist festzustel-
len, daß sich die Betriebsergebnisse der Obstbaube-
triebe dennoch aufwärts entwickelt haben. Von 
1974/75 an sind die Gewinne je FAK jährlich um 
durchschnittlich etwa 2,9 % gestiegen. Diese trotz 
starker jährlicher Schwankungen positiv zu wer-
tende Entwicklung ermöglicht es den meisten Obst-
baubetrieben, an der allgemeinen Einkommensent-
wicklung teilzunehmen und sich auf bevorzugten 
Standorten mit überwiegend ortsnahen Absatz-
märkten im Wettbewerb der EG zu behaupten. 

60. Die Erntemengen für Obst gingen 1983 im Ver-
gleich zum Vorjahr stark zurück. Mit 2,7 Mio. t lag 
die Obsternte 40% niedriger als 1982. Die Apfelernte 
verringerte sich sogar um 50 % auf rund 1,3 Mio. t. 
Die Verwendung als Verwertungsobst ging daher 
drastisch zurück und die Obstpreise, insbesondere 
für Apfel, stiegen gegenüber dem Vorjahr zum Teil 
beträchtlich an. Die negativen Auswirkungen der 
Mengenentwicklung auf die Ertragslage der Obst-
baubetriebe werden durch die Preisentwicklung 
vermutlich kompensiert, so daß insgesamt mit an-
nähernd gleichbleibenden oder gar leicht steigen-
den Gewinnen für 1983/84 zu rechnen ist. 

1.4.6.2 Vorschätzung für das Wirtschaftsjahr 1983/84 

61. Die Gemüseanbaufläche ist im Jahre 1983 ins-
gesamt um 5,5 % zurückgegangen. Während die An-
bauflächen von Kopfsalat, Herbstspinat, Porree, 
Spargel und Tomaten noch ausgedehnt wurden, 
verringerte sich vor allem der Anbau von Kohl, Ka-
rotten, Frischerbsen, Bohnen und Gurken. Die 
durchschnittlichen Erträge im Gemüsebau gingen 
1983 um nahezu 10% zurück. Dies dürfte eine Folge 
der geringen Niederschläge im Sommer/Herbst 
1983 gewesen sein. 

Die Preise für Gemüse sind aufgrund des Ernte-
mengenrückganges wieder deutlich angestiegen. 
Sie lagen im August/September 1983 um etwa 30% 
über denen des Vorjahres. In den Monaten danach 
waren die Preise allerdings zum Teil wieder rück-
läufig. Im Durchschnitt des Jahres 1983 war insge-
samt ein Preisanstieg festzustellen, so daß die nega-
tiven Auswirkungen der geringen Ernte gemildert 
wurden. Da jedoch auch die Aufwendungen weiter 
steigen werden, ist allenfalls mit einer geringen Ge-
winnzunahme in den Gemüsebetrieben zu rech-
nen. 

Die Preise für Schnittblumen und Topfpflanzen ha-
ben sich in der zweiten Hälfte des Jahres 1983 
erholt. Dazu haben insbesondere die Preise einiger 
Schnittblumenarten und weniger die der Topfpflan-
zen beigetragen. Die Auswirkungen dieser Preis-
entwicklung auf die Ertragslage der Zierpflanzen

-

betriebe dürften demzufolge sehr unterschiedlich 
ausfallen. Insgesamt ist trotz weiter steigender Ko

-

sten mit einer Verbesserung der Ertragslage zu 
rechnen. 

Der Index der Erzeugerpreise für Baumschuler-
zeugnisse stieg 1983 deutlich über das Vorjahresni-
veau an. Die Preise für Ziergehölze lagen im Okto-
ber 1983 z. B. 10 % höher als im Oktober 1982. Einen 
geringeren Preisanstieg hatten allerdings die Er-
zeugnisse der Forstbaumschulen. Trotz der unsi-
cheren Erwartungen bei der Verkaufsmengenent-
wicklung im Ziergehölzbereich, die nach wie vor 
durch die anhaltend schwache Baukonjunktur ge-
prägt sind, dürften die Baumschulen auch bei wei-
ter steigenden Kosten ihre vergleichsweise gün-
stige Ertragslage halten oder sogar verbessern. 

1.4.7 Lage der Landwirtschaft in den benachteiligten Gebie-
ten 

62. Auf die benachteiligten Gebiete im Sinne der 
EG-Bergbauernrichtlinie entfallen etwa 33 % der 
landwirtschaftlichen Betriebe, 30% der LF und 40 % 
des Dauergrünlandes. Die Betriebe in den benach-
teiligten Gebieten sind im Durchschnitt etwas klei-
ner als in den nicht benachteiligten Gebieten; sie 
weisen allerdings einen höheren Kuhbestand je ha 
auf. Besonders ungünstig ist die Betriebsstruktur in 
den Teilen der benachteiligten Gebiete, in denen die 
Ausgleichszulage gewährt wird (Übersicht 28). 

Übersicht 28 

Kennzahlen der Landwirtschaft 
verschiedener Gebietskategorien 

Gebiete 1979 

benachteiligt 

Kennzahl ins- nicht darunter 

gesamt benach

-

teiligt 
zu

-

lammen 
mit 

Ausgleichs- 
zulage 

Betriebsgröße 
DM StBE 	 22 167 38 730 21 805 12 847 

Betriebsgröße 
ha LF 	 14,4 15,1 13,0 11,8 

Grönlandanteil 
% d. LF 	 42,9 37,6 54,2 70,2 

Milchkühe 
je Halter 	 12,0 12,8 10,7 9,8 

Milchkuhbesatz, 
VE/100 ha LF 	 44,4 :i 9.1 54,0 56.6 

Anteil der Betriebe 
ohne außerbetrieb- 
liches Einkom- 
men 1) in % 	  37,6 40,3 32,1 28,4 

1) des Inhaberehepaares (weitgehend Vollerwerbsbetriebe) 

63. Für die Agrarpolitik sind die strukturellen und 
wirtschaftlichen Gegebenheiten in den verschie-
denen Gebietskategorien von besonderem Interes-
se. Eine Gegenüberstellung zeigt für die Voller-
werbsbetriebe des Testbetriebsnetzes, daß die Be-
triebsgrößen und Vergleichswerte in den benachtei-
ligten Gebieten und in den „Gebieten mit Aus-
gleichszulage" verglichen mit den nicht benachtei-
ligten Gebieten deutlich geringer sind (Über-
sicht 29). Grünlandanteil, AK-Besatz und Viehhal- 
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Übersicht 29 

Kennzahlen landwirtschaftlicher Vollerwerbsbetriebe 
verschiedener Gebietskategorien 

1982/83 

Kennzahl Einheit 

Nicht 
benach

-

teiligte 
Gebiete 

Benach

-

teiligte 
Gebiete 
ohne 
Aus

-

gleichs

-

zulage 

Aus

-

gleichs

-

zu

-

lagen

-

gebiete 

Durchschnitt der 
Vollerwerbsbetriebe = 100 

Betriebsgröße 	 DM StBE 108 74 68 

Betriebsgröße 	 ha LF 102 88 83 

Vergleichswert .. DM/ha LF 114 66 57 

Grönlandanteil 	 % der LF 87 107 168 

AK-Besatz 	 AK/ 
100 ha LF 100 101 105 

Rindviehbesatz 	 VE/ 
100 ha LF 92 112 123 

Milchkuhbesatz 	 VE/ 
100 ha LF 89 117 139 

Gewinn 	 DM/FAK 103 87 78') 

Gewinn 	 DM/Unter- 
nehmen 101 83 73') 

1 ) ohne Einbeziehung der Ausgleichszulage; mit Ausgleichszulage 
Gewinn je FAK = 82, je Unternehmen = 76 

tung liegen demgegenüber höher. Die Gewinne wa-
ren 1982/83 in den benachteiligten Gebieten je Un-
ternehmen und je Familien-AK weit geringer als in 
den nicht benachteiligten Gebieten. Selbst bei Ein-
rechnung der Ausgleichszulage erreichten die Be-
triebe in Gebieten mit Ausgleichszulage nicht das 
Niveau der übrigen Betriebe in den benachteiligten 
Gebieten. Eine gesicherte Aussage, ob die Aus-
gleichszulage die Ertragskraft der empfangsberech-
tigten Betriebe nachhaltig gestärkt hat, ist aus dem 
Datenmaterial nicht zu ersehen. 

1.5 Soziale Situation 
der in der Landwirtschaft Tätigen 

64. Die Lage der Landwirtschaft wird nicht nur 
durch ihre Struktur und ihre wirtschaftlichen Er-
gebnisse, sondern auch durch eine Vielzahl — die 
Lebensbedingungen kennzeichnender — sozialer 
Komponenten geprägt. Dabei sind folgende Berei-
che von besonderer Bedeutung: 

1.5.1 Allgemeine Lebensbedingungen 

Familiensituation 

65. Im Jahre 1982 lebten in den rund 764 000 land-
wirtschaftlichen Betrieben ca. 3,1 Mio. Menschen. 
Die durchschnittliche Haushaltsgröße lag bei 4,1 
Personen und damit trotz rückläufiger Tendenz im-
mer noch deutlich über dem Durchschnitt aller 
Haushalte im Bundesgebiet (2,4 Personen). Sie re-
sultiert im wesentlichen aus der gegenüber anderen 
Familien überdurchschnittlich hohen Kinderzahl 
und den zum Teil mit in den Haushalten lebenden 
Altenteilern. Die Wohn-, Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen in der Landwirtschaft bieten für das Zu-

sammenleben mehrerer Generationen bessere Vor-
aussetzungen, als sie in anderen Bereichen gegeben 
sind. 

Wohnverhältnisse 

66. Nach den Ergebnissen der Landwirtschafts-
zählung 1979 haben sich die Wohnverhältnisse in 
der Landwirtschaft deutlich verbessert. So erhöhte 
sich zwischen 1971 und 1979 beispielsweise der An-
teil der landwirtschaftlichen Wohnhäuser mit Ein-
richtungsgegenständen wie zentrale Warmwasser-
aufbereitung von 55 % auf 71 %, Bad oder Dusch-
raum von 73 % auf 91 % und Zentralheizung (Sam-
melheizung) von 33 % auf 53 %. Diese Entwicklung 
setzte sich fort, so daß sich der Abstand in der Aus-
stattung zwischen landwirtschaftlichen und nicht-
landwirtschaftlichen Wohnungen verringerte. Ne-
ben den Einrichtungsgegenständen hat sich auch 
die Versorgung mit langlebigen Gebrauchsgütern 
verbessert (MB Tabelle 74). Dies gilt insbesondere 
für den Bereich der arbeitssparenden Maschinen 
und Geräte im Haushalt (z. B. Kühlschränke, Ge-
friertruhen, Nähmaschinen, Waschmaschinen), die 
den Frauen u. a. eine weitergehende Mitarbeit im 
landwirtschaftlichen Betrieb ermöglichen. Die Tä-
tigkeit in der Landwirtschaft und das Wohnen auf 
dem Lande bieten gegenüber anderen Berufsgrup-
pen größere Freiräume für die Familie. Dies gilt vor 
allem dann, wenn man über die Wohnung im enge-
ren Sinn hinaus das Platzangebot für Hobby und 
andere Freizeitaktivitäten einbezieht. 

Die Verbesserungen bei der Wohnhausausstattung 
sind zu einem nicht unerheblichen Teil auf die För-
derung nach dem Einzelbetrieblichen Förderungs-
programm der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
zurückzuführen. Weiterer Modernisierungsbedarf 
besteht vor allem bei den Altbauten, zumal fast 50 % 
der landwirtschaftlichen Wohneinheiten 120 Jahre 
und älter sind gegenüber einem Anteil von nur 
13,1 % bei den nichtlandwirtschaftlichen Wohnein-
heiten. Hinter den Durchschnittszahlen verbergen 
sich allerdings strukturbedingte und damit regio-
nale Unterschiede: Mit zunehmender Flächengröße 
erhöht sich der Anteil der Betriebe mit den genann-
ten Einrichtungen, so daß in den norddeutschen 
Ländern mit über dem Bundesdurchschnitt liegen-
den Betriebsgrößen die Wohnverhältnisse durch-
weg besser sind als in den süddeutschen. 

Bildung 

67. Die Schulausbildung der aus landwirtschaftli-
chen Familien stammenden Jugendlichen hat sich 
in den letzten 15 Jahren wesentlich verbessert. 
Während Ende der 60er Jahre noch 65 % eines Al-
tersjahrganges mit der Hauptschule abschloß, be-
trägt dieser Anteil heute nur noch rd. 40 %. Der 
Anteil der Jugendlichen mit einem mittleren Bil-
dungsabschluß ist im gleichen Zeitraum von 18 % 
auf 40 % gestiegen. Die Hochschulreife wird heute 
von 17 % eines Altersjahrganges erreicht. Ein Ver-
gleich des Bildungsstandes der Jugendlichen aus 
landwirtschaftlichen Familien mit dem der gleich- 
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altrigen Jugend insgesamt zeigt, daß der früher er-
hebliche Bildungsrückstand der Landjugend nicht 
mehr vorhanden ist. 

Der gegenüber früheren Jahren bessere Bildungs-
stand von Jugendlichen auf dem Lande ist auf eine 
höhere Bildungsbereitschaft und auf den Ausbau 
des Schulwesens im ländlichen Raum zurückzufüh-
ren. Durch die Konzentration der Schulen zu größe-
ren Einheiten werden die Jugendlichen in ländli-
chen Gebieten mit geringer Bevölkerungsdichte al-
lerdings durch lange Schulwege belastet. Dies ist 
insbesondere für jüngere Schüler nachteilig. 

Versorgung mit zentralen Diensten 

68. In der ärztlichen Versorgung bestehen nach 
wie vor beträchtliche regionale Unterschiede. Die 
Versorgung in den verdichtungsfernen ländlichen 
Gebieten ist unterdurchschnittlich, wird sich jedoch 
durch die wachsende Zahl der Kassenärzte zukünf-
tig verbessern. 

Die Krankenhausversorgung hat heute im gesam-
ten Bundesgebiet einen hohen Stand erreicht. Aller-
dings hat der Versuch, die neugeschaffenen teueren 
Kapazitäten besser auszulasten, in manchen ländli-
chen Regionen zu einer zu starken Auflockerung 
der Standortdichte von Krankenhäusern geführt. 
Soweit medizinisch vertretbar, sollen daher kleine 
Krankenhäuser in ländlich geprägten Regionen 
modernisiert und in ihrer Leistungsfähigkeit maß-
voll ausgebaut werden. 

69. In den vergangenen Jahren hat die Zahl der 
Pflegebedürftigen (2,65 Mio. Personen insgesamt 
einschl. Landwirtschaft in 1982) auch in der Land-
wirtschaft stark zugenommen. Diese Entwicklung 
hängt insbesondere mit der wachsenden Zahl älte-
rer Menschen zusammen, die wegen Altersgebrech-
lichkeit pflegebedürftig werden. Daher ist eine aus-
reichende Zahl ambulanter sozialer Dienste (mit 
häuslicher Krankenpflege, Haus- und Familienpfle-
ge, Altenpflege) und Beratungsstellen erforderlich. 
Sie können die Selbsthilfe der Hilfebedürftigen und 
ihrer Angehörigen stärken und unterstützen. Ob-
wohl es im Bundesgebiet bereits rund 9 000 ambu-
lante sozialpflegerische Dienste gibt, ist das Versor-
gungsnetz nicht dicht genug, um eine Überlastung 
der Familienangehörigen zu vermeiden und die Hil-
febedürftigen möglichst lange in ihrer gewohnten 
Umgebung zu behalten. 

70. Nach einer kürzlich abgeschlossenen Untersu-
chung waren Orte mit mehr als 1 000 Einwohnern 
realtiv gut mit Grund- und Standardeinrichtungen 
versorgt (Grundschule in 93 %, Bücherei in 70 %, 
praktischer Arzt in 74 %, Lebensmittelgeschäft in 
98 %, Bäcker in 93 %, Tankstelle in 85 % der Orte). 
Spezialisierte Anbieter von Waren und Dienstlei-
stungen sind allerdings im allgemeinen erst in Or-
ten über 5 000 Einwohnern zu finden. In kleinen 
abgelegenen Ortschaften und Streusiedlungen ist 
dagegen das Sortiment stark eingegrenzt. Das Feh-
len konkurrierender Anbieter hebt das Preisniveau. 
Mobile Waren- und Dienstleistungsangebote schaf-
fen bisher nur in wenigen Regionen Abhilfe. 

1.5.2 Betriebsinhaber und Familienarbeitskräfte 

71. Der allgemeine Trend zur Arbeitszeitverkür-
zung wird in der Landwirtschaft nicht im gleichen 
Maße wie bei den abhängig Erwerbstätigen deut-
lich. Die durchschnittlich geleisteten Arbeitsstun-
den lagen hier auch 1982 noch erheblich über denen 
in allen anderen Wirtschaftsbereichen (MB Tabelle 
6). Die Besonderheiten des Arbeitens in der Land-
wirtschaft und die zum Teil fließenden Übergänge 
zwischen Betrieb, Haushalt und Familie erschwe-
ren allerdings eine exakte Erfassung der betriebli-
chen Arbeitszeit. Infolge der Tätigkeit in Betrieb, 
Familie und Haushalt sind die Frauen, die im übri-
gen den überwiegenden Teil der vollbeschäftigten 
Familienarbeitskräfte in der Landwirtschaft bilden 
(1982 rd. 61 %), einer besonders starken Belastung 
ausgesetzt. Der betriebliche Arbeitsaufwand ist für 
mitarbeitende Frauen vor allem in viehstarken Be-
trieben groß; überdurchschnittlich hoch ist ihre Ar-
beitszeit ferner in Nebenerwerbsbetrieben, in de-
nen die Frauen oft Betriebsleitertätigkeiten über-
nehmen. Wenn auch die betriebliche Arbeitszeit der 
in der Landwirtschaft tätigen Frauen immer noch 
beträchtlich höher liegt als in der gewerblichen 
Wirtschaft, so erzielen die Landfrauen aber erhebli-
che Vorteile aus der engen räumlichen Verbindung 
des Arbeitsplatzes in Betrieb und Haushalt, die ein 
zeitsparendes Ineinandergreifen von betrieblichen 
und hauswirtschaftlichen Arbeiten ermöglicht. 
Auch die Kinderbetreuung ist dadurch wesentlich 
einfacher als für weibliche Arbeitnehmer in der ge-
werblichen Wirtschaft. 

72. In den landwirtschaftlichen Betrieben kann es 
durch die verstärkt zu beobachtende Reduzierung 
der Arbeitskapazitäten auf das Betriebsinhaberehe-
paar immer wieder zu mehr oder weniger langen 
Phasen der Arbeitsüberlastung kommen. Je weni-
ger die Art der Arbeit, der Arbeitsumfang und die 
-verteilung dem individuellen Leistungsvermögen 
angepaßt sind, desto stärker nimmt die gesundheit-
liche Gefährdung zu. Lange Arbeitszeiten und ge-
ringe Freizeit der landwirtschaftlichen Unterneh-
merfamilie können zu Streß führen und das Krank-
heitsrisiko erhöhen. Durch Änderung der Betriebs-
organisation und Inanspruchnahme von überbe-
trieblichen Serviceleistungen (Maschinenring, Be-
triebshilfsdienste, Dorfhelferdienste, Lohnunter-
nehmen) können die physischen und psychischen 
Belastungen und damit das Gesundheitsrisiko aller-
dings deutlich verringert werden. 

Über 80 % der Selbständigen in der Land- und 
Forstwirtschaft nehmen keinen Jahresurlaub. 
Diese Quote hat sich gegenüber früheren Jahren 
kaum verändert. Als Gründe werden u. a. finanzielle 
Belastungen und das Risiko im Falle einer Vertre-
tung, z. B. bei hoher Veredlungsintensität der Be-
triebe, genannt. 

73. Neben den beschriebenen, im Vergleich zur üb-
rigen Wirtschaft zum Teil nachteiligen Arbeitsbe-
dingungen in der Landwirtschaft ist ergänzend auf 
einige Vorteile hinzuweisen, wie die relative Sicher-
heit des Arbeitsplatzes, die Möglichkeit zur teil-
weisen Selbstversorgung (geringe Ausgaben für 
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Grundnahrungsmittel) sowie die vielseitige, weitge-
hend selbständige und eigenverantwortliche Tätig-
keit, die den unmittelbaren Wert der eigenen Lei-
stung erkennen läßt und damit Selbstbestimmung 
in stärkerem Maß gestattet. 

1.5.3 Landwirtschaftliche Arbeitnehmer 

74. Seit Jahren verringert sich die Zahl der Lohn-
arbeitskräfte; gleichzeitig nimmt aber ihre Qualifi-
kation zu: Von den männlichen Stundenlöhnern in 
den Betrieben mit 50 ha LF und mehr waren im 
September 1982 bereits 60 % Facharbeiter gegen-
über 47 % im September 1976. Im gleichen Zeitraum 
erhöhten sich die an Facharbeiter und Landarbeiter 
durchschnittlich gezahlten Bruttobarlöhne stärker 
als jene für nichtqualifizierte Arbeitskräfte. Diese 
Entwicklung unterstreicht den Bedarf an entspre-
chend ausgebildeten und verantwortungsbewußten 
Lohnarbeitskräften sowie ihre Bedeutung ange-
sichts der hohen Technisierung, der teuren Produk-
tionsmittel und des wertvollen Tierbestandes. 

75. Der Landarbeiter-Ecklohn wurde am 1. Juli 
1983 (Vorjahr: am 1. Juni) um 0,33 DM/Stunde er-
höht. Im Durchschnitt des Bundesgebietes beträgt 
er seitdem 10,38 DM ( + 3,3 %). Seit dem 1. Dezember 
1983 1) gilt auch für Landarbeiter die 40-Stunden-
Woche. Zum Ausgleich der Arbeitszeitverkürzung 
um 1. Stunde wurde eine weitere Erhöhung des 
Stundenlohns um 0,15 DM ab dem 1. Dezember 
1983 1) vereinbart. Ferner haben Gespräche über In-
halt und Struktur eines neuen Manteltarifvertrages 
begonnen. 

Übersicht 30 

Durchschnittlicher Bruttostundenlohn 
in der Landwirtschaft und in der Industrie 

Gliederung 1979/80 1980/81 	1981/82 1982/83 1 ) 

Durchschnittlicher Bruttolohn 
in DM/Stunde 

Landarbeiter 	 9,59 10,12 	10,71 11,11 

Industrie- 
arbeiter 2) 	 12,56 13,38 	13,90 14,44 

Differenz Landarbeiterlohn zum 
Industriearbeiterlohn 

in DM/Stunde 	 2,97 3,26 	3,19 3,33 

in % 	 23,6 24,4 	22,9 23,1 

1 ) vorläufig 	2) errechnet aus den Bruttojahresverdiensten der 
männlichen Versicherten in der Rentenversicherung der Arbeiter 

Der durchschnittliche Landarbeiterlohn liegt mit 
11,11 DM/Stunde um fast ein Viertel unter dem ver-
gleichbaren außerlandwirtschaftlichen Lohn (Über-
sicht 30). Bei einem Lohnvergleich ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß neben dem Stundenlohn auch 
die spezifischen Bedingungen und Sonderleistun-
gen (Lebensumfeld, Arbeitsbedingungen, Sozialein-
richtungen, Naturalleistungen, Vergünstigungen 
usw.) die Attraktivität der Tätigkeit in einzelnen 
Wirtschaftszweigen bestimmen. 

1) Rheinland-Pfalz ab 1. März 1984 

Die monatliche Ausbildungsvergütung liegt bei 
dreijähriger Ausbildung je nach Lebensalter und 
Region im 1. Ausbildungsjahr zwischen 525,— und 
680,— DM, im 3. Ausbildungsjahr zwischen 650,—
und 810,— DM. 

76. Im Erwerbsgartenbau beträgt der Ecklohn 
(Gärtner ab 3. Gehilfenjahr) seit Juli 1983 im Durch-
schnitt des Bundesgebietes 10,82 DM je Stunde. Das 
sind 3,2 % mehr als im Vorjahr. 

Die monatliche Ausbildungsvergütung liegt bei 
dreijähriger Ausbildung je nach Lebensalter und 
Region im 1. Ausbildungsjahr zwischen 315,— und 
423,— DM, im 3. Ausbildungsjahr zwischen 447,—
und 553,— DM. Die neuen Ausbildungsvergütungen 
sind überwiegend am 1. August 1983 in Kraft getre-
ten (Baden-Württemberg 1. Juni, Bayern 1. Juli). 

77. Die Zahl der Arbeitslosen mit landwirtschaftli-
chen Berufen hat relativ stärker als im Gesamt-
durchschnitt zugenommen (MB Tabelle 72). Mehr 
als die Hälfte (1982 rd. 59 %) entfällt auf Gärtner 
und Gartenarbeiter, nur rund 10 % auf Landarbeits-
kräfte im engeren Sinne einschließlich Melker. Der 
überdurchschnittlich hohe Anteil Jugendlicher un-
ter den arbeitslosen Gärtnern beruht auf Schwierig-
keiten beim Übergang vom Ausbildungs- in ein Be-
schäftigungsverhältnis. Verglichen mit dem Ge-
samtdurchschnitt ergibt sich für arbeitslose Gärt-
ner jedoch eine etwas kürzere Dauer der Arbeitslo-
sigkeit. 

Die Arbeitsvermittlung zeigt, daß die Angehörigen 
der Berufsgruppen Pflanzenbauer, Tierzüchter und 
Fischereiberufe eine relativ hohe Fluktuation auf-
weisen, die auf den jahreszeitlich schwankenden 
Arbeitskräftebedarf im landwirtschaftlichen Be-
reich zurückzuführen ist. In den Zeiten eines hohen 
Arbeitskräftebedarfs konnte diese Arbeitslosigkeit 
jedoch durch eine Beschäftigung in anderen Wirt-
schaftsbereichen überbrückt werden, was heute 
meistens nicht mehr möglich ist. Von den vorher in 
Landwirtschaft, Tierhaltung, Garten- und Weinbau 
beschäftigten Arbeitslosen hat — wie auch in ande-
ren Wirtschaftszweigen — ein hoher Anteil (69,8 %) 
keine berufliche Qualifikation (Gesamtdurchschnitt 
61,2 % im September 1983). 

2 Lage der Landwirtschaft in der Europäischen 
Gemeinschaft 

78. In der EG-9 (ohne Griechenland) bewirtschaf-
teten 1979/80 rd. 5,5 Mio. landwirtschaftliche Be-
triebe insgesamt rd. 86,3 Mio. ha LF. Die durch-
schnittliche Flächenausstattung der Betriebe belief 
sich somit auf 15,6 ha LF. Mit 6,4 ha LF waren die 
italienischen Betriebe relativ klein und mit 64,4 ha 
LF die des Vereinigten Königreiches vergleichs-
weise groß. Die Bundesrepublik Deutschland lag 
mit 14,4 ha LF unter dem EG-9-Durchschnitt (MR 
Tabelle 75). 

Von den rd. 11,8 Mio. Arbeitskräften in der Land

-

wirtschaft der EG-9 entfielen 1979 rd. 45 % auf Ita

-

lien. Die Bundesrepublik hatte einen Anteil von 
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16,8 % an den Arbeitskräften. Das Einsatzverhältnis 
von Fläche zu Arbeit erreichte mit 30,3 ha je Ar-
beitskrafteinheit im Vereinigten Königreich einen 
weit über dem Durchschnitt der EG-9 (14,5 ha) und 
der Bundesrepublik Deutschland (11,6 ha) liegen-
den Wert. 

Gemessen am Umfang der Bodennutzung trug 
Frankreich zu einem großen Teil zum Getreide-
(37 %) und Zuckerrübenanbau (30 %), Italien zum 
Obst- (58 %) sowie Weinanbau (51 %) und die Bun-
desrepublik Deutschland zum Kartoffelanbau 
(24 %) bei. 

Hohe durchschnittliche Bestände an Milchkühen 
waren im Vereinigten Königreich (53 Kühe je Hal-
ter) und in den Niederlanden (32 Kühe je Halter) zu 
beobachten. Die Konzentration der Tierhaltung auf 
größere Betriebe ist vornehmlich im Vereinigten 
Königreich, in Irland und in den Niederlanden weit 
fortgeschritten. 

79. Ein Vergleich der Ertragslage landwirtschaftli-
cher Betriebe in den europäischen Mitgliedstaaten 
an Hand der Ergebnisse des Informationsnetzes 
landwirtschaftlicher Buchführungen zeigt (Über-
sicht 31), daß die deutschen Betriebseinkommen in 
den letzten Jahren nominal niedriger als in fast 
allen anderen Staaten lagen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, daß in den Durchschnitt für Italien, Ir-
land und teilweise das Vereinigte Königreich (Nord-
Irland) auch kleinere Betriebe mit wahrscheinlich 
zusätzlichen, allerdings nicht über die Buchführung 
erfaßten, außerbetrieblichen Einkommen einbezo-
gen wurden. Wie für jeden internationalen Ver-
gleich der Ertragslage landwirtschaftlicher Be-
triebe gelten prinzipiell Restriktionen hinsichtlich 
der Vergleichbarkeit der Ergebnisse, da sich die 

Agrarstrukturen und Währungssysteme sowie die 
volkswirtschaftlichen Umfelder, wie Inflation und 
Arbeitslosigkeit, stark unterscheiden. 

Real waren die deutschen Betriebseinkommen 
etwa so hoch wie in Frankreich; Italien und Irland 
lagen weit darunter (MB Tabelle 79). Seit 1975/76 
entwickelten sich die nominalen Einkommen 
besonders günstig in Frankreich, Irland und den 
Niederlanden, ungünstig in Luxemburg und der 
Bundesrepublik Deutschland. Im Wirtschaftsjahr 
1982/83 verzeichneten alle Staaten gegenüber dem 
Vorjahr deutliche Einkommenssteigerungen. Die 
Steigerungsrate der Bundesrepublik Deutschland 
dürfte etwa dem Durchschnitt der EG entsprechen. 

Die vorstehenden Ergebnisse zeigen die vergleichs-
weise ungünstige Position der deutschen Landwirt-
schaft bei Niveau und Entwicklung der Einkommen 
in den letzten Jahren. Die EG-Preisbeschlüsse ha-
ben vor allem aufgrund der Währungsmaßnahmen 
trotz relativ niedriger Inflationsrate nicht ausge-
reicht, um die deutsche Einkommensposition nach-
haltig zu festigen. Dies zeigt zugleich die von der 
unbefriedigenden Einkommenslage gezogenen en-
gen Grenzen für einen ersatzlosen Abbau des der-
zeitigen positiven Währungsausgleichs für die deut-
sche Landwirtschaft. 

Aufgrund regionaler, struktureller und administra-
tiver Gegebenheiten in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten ist die Einkommenstreuung innerhalb der Mit-
gliedstaaten groß und zudem im Vergleich unterein-
ander äußerst unterschiedlich (MB Tabelle 77). Die 
Verteilung auf einzelne Einkommensklassen ent-
spricht in der Bundesrepublik Deutschland etwa 
dem EG-Durchschnitt. 

Übersicht 31 

Entwicklung des nominalen Betriebseinkommens je Jahresarbeitseinheit (JAE) in der EG 1) 

1981/82 	1982/83 3) 

Mitgliedstaaten Index ± % gegen 
DM/JAE (1975/76 

= 100 Vorjahr 1975/76 2) 1981/82 

Bundesrepublik Deutschland 	  17 188 91,6 +14,2 -1,5 +14 bis 16 

Frankreich 	  22 493 127,8 +10,0 +4,2 +20 bis 25 

Italien 	  12 298 110,4 -13,1 +1,7 +15 bis 20 

Niederlande 	  45 647 118,8 +25,7 +2,9 + 0 bis 5 

Belgien 	  36 087 111,9 +27,0 +1,9 +25 bis 30 

Luxemburg 	  20 024 82,3 +14,9 -3,2 +25 bis 30 

Vereinigtes Königreich 	  32 200 115,6 +31,4 +2,4 +10 bis 20 

Irland 	  17 530 127,2 +40,5 +4,1 +15 bis 20 

Dänemark 	  38 263 106,1 +34,7 +1,0 +20 bis 30 

Griechenland 4) 	  6 601 - - - - - 

EG (10) 	  17 115 100,7 - - - - 

EG (9) 	  19 577 113,5 + 9,2 +2,1 +15 bis 20 

1) hochgerechnete Ergebnisse des EG-Informationsnetzes landwirtschaftlicher Buchführungen (einschließlich Betriebsbereich Gartenbau) 
2) jährliche Veränderung nach Zinseszins 	3) Vorschätzung 	4) vorläufig 
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Übersicht 32 

Selbstversorgungsgrad 1) bei ausgewählten landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
in den Mitgliedstaaten der EG 1982/83 2 ) 

in % 

Erzeugnis  

Bundes

-

republik 
Deutsch

-

land 

Frank

-

reich 
Italien 

Nieder

-lande 

 

Belgien/ 

Luxem

-burg 

 

Ver

-e

inigtes 
König

-

reich 

Irland Däne

-

mark 
Griechen

-

land 
EG 

Weichweizen 3 ) 	 112 236 83 61 77 113 63 157 157 140 

Gerste 3 ) 	  102 168 50 34 65 147 129 111 95 118 

Getreide insgesamt 3) 	  96 182 77 33 51 112 97 110 121 113 

Zucker 3) 	  147 244 77 200 309 61 156 265 108 145 

Wein 3) 	  94 117 126 — — — — 108 111 

Rind- und Kalbfleisch 	 111 112 59 154 106 83 483 413 42 102 

Schweinefleisch 	 86 83 74 235 147 69 126 395 78 101 

Butter 	  131 124 59 302 120 67 319 233 70 131 

Magermilchpulver 	 248 119 90 208 318 476 173 147 

1) Inlandserzeugung in Prozent des Gesamtverbrauchs an Nahrungs- und Futtermitteln einschließlich Verbrauch infolge von Sondermaßnahmen 
2 ) tierische Produkte Kalenderjahr 1982 	3) vorläufig 

80. Der Selbstversorgungsgrad der Gemeinschaft, 
der bei den wichtigsten landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen über 100 % liegt (Übersicht 32), hat sich 
im Wirtschaftsjahr 1982/83 mit Ausnahme von Zuk-
ker, Rind- und Kalbfleisch sowie Schweinefleisch — 
bei denen er rückläufig war — weiter kräftig er-
höht; bei Wein, Weichweizen, Magermilchpulver 
und Butter sogar in einer Größenordnung von mehr 
als 10 Prozentpunkten. Bei Weichweizen ist nun 
auch das Vereinigte Königreich und bei Butter sind 
Belgien und Luxemburg vom Zuschußland zum 
Überschußland geworden. In Italien war dagegen 
die Zuckererzeugung so stark rückläufig, daß es 
wieder Zuschußland wurde. Ansonsten hat sich an 
der Stellung der einzelnen EG-Mitgliedsländer als 
Zuschuß- oder Überschußland bei den verschie-
denen landwirtschaftlichen Erzeugnissen im Ver-
gleich zu 1981/82 nichts verändert, wobei sich je-
doch der Selbstversorgungsgrad z. T. unterschied-
lich entwickelt hat. So verminderte er sich bei Ge-
treide insgesamt außer in Belgien/Luxemburg auch 
in Italien. Bei Zucker kam es abweichend vom EG-
Durchschnitt in den Niederlanden, Belgien/Luxem-
burg, im Vereinigten Königreich, Irland und in Dä-
nemark zu weiteren Zunahmen. Dies gilt auch für 
Rind- und Kalbfleisch in der Bundesrepublik 
Deutschland, in Irland und dem Vereinigten König-
reich. Der Selbstversorgungsgrad bei Butter hat 
sich nur in Italien geringfügig vermindert. Mit Aus-
nahme von Griechenland, Frankreich und der Bun-
desrepublik Deutschland erhöhte sich dagegen der 
Selbstversorgungsgrad in allen anderen Mitglied-
staaten weit überdurchschnittlich. Bei Magermilch-
pulver waren die Zunahmen in der Bundesrepublik, 
den Niederlanden, im Vereinigten Königreich und 
in Dänemark so erheblich, daß dadurch trotz der 
Rückgänge in Frankreich, Belgien/Luxemburg und 
Irland das EG-Ergebnis kräftig erhöht wurde. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist 1982/83 der 
Selbstversorgungsgrad bei fast allen wichtigen 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen weiter angestie-
gen. Für Nahrungsmittel insgesamt ergab sich ein 

Selbstversorgungsgrad von 97 % mit und von 81 % 
ohne Erzeugung aus eingeführten Futtermitteln 
(Vorjahr 92 % bzw. 76 %). Abgesehen von der beson-
ders augenfälligen Erhöhung bei Wein von 47 % auf 
92 % ist auf die erstmalige Überschreitung der 
vollen Selbstversorgung bei Gerste (102 %) hinzu-
weisen. Trotz erheblicher Prôduktionsausweitung 
im Wirtschaftsjahr 1982/83 besteht dagegen nach 
wie vor ein hoher Zuschußbedarf bei pflanzlichen 
Fetten, Gemüse, Obst und bei Futtermitteln, insbe-
sondere solchen mit hohem Proteingehalt. 

81. Die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise ha-
ben 1983 im EG-Durchschnitt das Vorjahresniveau 
um rd. 8 % übertroffen (Übersicht 33). Für pflanzli-
che Produkte war der Preisanstieg höher als für tie-
rische Erzeugnisse, weil die Schlachtviehmärkte 
reichlich versorgt waren und die Stützungspreise 
für Milch weniger angehoben worden sind als im 
Vorjahr. Die Länderergebnisse weichen z. T. erheb-
lich vom EG-Durchschnitt ab. Griechenland und Ita-
lien wiesen erneut die größten Steigerungsraten 
auf. In der Bundesrepublik Deutschland und in den 
Niederlanden blieben die landwirtschaftlichen Er-
zeugerpreise etwa auf dem Niveau von 1982. 

82. Die Preise für landwirtschaftliche Betriebs-
mittel sind 1983 im EG-Durchschnitt nicht stärker 
gestiegen als die landwirtschaftlichen Erzeuger-
preise. In allen Ländern mit Ausnahme Griechen-
lands war die Verteuerung geringer als 1982. Das 
Preis-Kosten-Verhältnis hat sich dabei in nahezu 
allen Mitgliedstaaten etwas verschlechtert. 

83. Die Veränderung der Nettowertschöpfung je 
landwirtschaftlicher Arbeitskraft gibt Auskunft 
über die generelle wirtschaftliche Entwicklung des 
Agrarsektors in den EG-Mitgliedstaaten. Die Daten 
sind Durchschnittswerte und beziehen sich aus-
schließlich auf die Wertschöpfung aus landwirt-
schaftlicher Tätigkeit. Zwischen den Ländern beste-
hen Unterschiede hinsichtlich der Abgrenzung und 
Definition der für die Berechnung notwendigen Po- 
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Übersicht 33 

Veränderung der Indizes der landwirtschaftlichen Erzeuger- und 
Betriebsmittelpreise sowie der Preisindizes für die Lebenshaltung 

in den EG-Mitgliedstaaten 
in % 

Mitgliedstaat 

Index der landwirtschaftlichen) Preisindex für die 
Lebenshaltung Erzeugerpreise Betriebsmittelpreise 2) 

1982 gegen 
1981 

1983 3) gegen 
1982 

1983 3) gegen 
1975 

1982 gegen 
1981 

19833) gegen 
1982 

1983 3) gegen 
1975 

1982 gegen 
1981 

1983 3) gegen 
1982 

1983 3) gegen . 
1975 

Bundesrepublik Deutschland . + 2,4 - 0,4 + 16,5 + 3,7 + 0,6 + 39,5 + 5,3 + 3,0 + 40,1 

Frankreich 	  +12,1 + 8,4 + 96,5 +12,1 + 9,6 +115,0 +11,6 + 9,5 +128,2 

Italien 	• +15,7 +11,3 +190,0 +14,5 +12,3 +186,5 +16,5 +14,7 +240,4 

Niederlande 	  + 2,7 + 0,9 + 27,5 + 3,7 + 3,2 + 49,0 + 5,7 + 2,7 + 56,2 

Belgien 	  +10,7 + 9,1 + 49,0 +10,9 + 8,2 + 64,5 + 8,7 + 7,6 + 71,4 

Luxemburg 	  +15,0 + 7,9 + 58,0 + 9,1 + 8,7 + 65,0 + 9,4 + 8,7 + 72,4 

Vereinigtes Königreich 	 + 6,7 + 5,6 +100,5 + 7,1 + 6,2 +132,5 + 8,6 + 4,6 +148,6 

Irland 	  + 7,9 + 7,4 +144,5 +10,2 + 9,4 +161,0 +17,1 +10,4 +200,9 

Dänemark 	  +11,8 + 3,1 + 81,0 +11,7 + 5,7 + 98,0 +10,1 + 6,8 +115,7 

Griechenland 	  +23,3 +18,3 +307,5 +14,6 +24,5 +279,0 +21,0 +20,7 +286,5 

EG-10 	  +11,2 + 8,1 +102,5 + 9,5 + 8,0 +106,0 +11,0 + 7,5 +125,4 

1) nach einheitlichen methodischen Grundsätzen innerhalb der EG harmonisierte Indizes; ohne MwSt 
2) Waren und Dienstleistungen für die laufende Produktion (ohne Investitionsgüter) 	3) Schätzung 

Quelle : Eurostat; Statistisches Bundesamt 

Bitionen; insbesondere sind die Zahlen über die Ar-
beitskräfte noch nicht harmonisiert. Auch das stati-
stische Basismaterial für die Berechnung der Wert-
schöpfung ist von Land zu Land verschieden. Diese 
Vorbehalte gelten jedoch nicht in gleichem Maße 
für zeitliche Vergleiche zwischen den Mitgliedstaa-
ten. 

Nachdem aufgrund der guten Ernten bei relativ ge-
ringem Kostenanstieg die Nettowertschöpfung je 
landwirtschaftlicher Arbeitskraft 1982 in allen Mit-
gliedstaaten nominal z. T. erheblich gestiegen war, 
zeigen die Schätzungen für das Kalenderjahr 1983 
wieder eine unterschiedliche Entwicklung (Über-
sicht 34). Während sich die Nettowertschöpfung je 
AK in den vier EG-Staaten Italien, Belgien, Irland 
und Griechenland nochmals deutlich erhöhte, ging 
sie in den übrigen Ländern mehr oder weniger 
stark zurück. Am stärksten war der Rückgang in 
der Bundesrepublik Deutschland ( -18 %). Als 
Hauptursachen dafür können die geringere Pflan-
zenproduktion und der Rückgang der Schweine-
preise bei weiter gestiegenen Vorleistungen ge-
nannt werden. Dies wurde durch die Mehrerlöse 
aus der Milcherzeugung sektoral nur teilweise aus-
geglichen. Im EG-Durchschnitt konnte das Vorjah-
resniveau knapp gehalten werden. 

Gegenüber dem Dreijahresdurchschnitt 1973 bis 
1975 (Vergleichsniveau), verzeichnete die deutsche 
Landwirtschaft langfristig den mit Abstand gering-
sten Anstieg der nominalen Nettowertschöpfung je 

 AK; das Vergleichsniveau wurde 1983 nur um rd. 
13 % überschritten. Weitaus an der Spitze der Ent-
wicklung liegen Griechenland und Italien, Mitglied-
staaten mit hohen Inflationsraten. In Frankreich 
und den Benelux-Staaten hat sich die Nettowert-
schöpfung je AK seit Beginn der ersten EG-Erwei-
terung verdoppelt. 

Für die abweichende Entwicklung zwischen den 
Mitgliedstaaten können mehrere Gründe angeführt 
werden, wie z. B. die witterungsbedingten Schwan-
kungen der Erntemengen, das unterschiedliche 
Ausmaß des Strukturwandels und die verschiede-
nen, auch währungspolitisch bedingten Verände-
rungen der Erzeugerpreise. Die Entwicklung der 
Betriebsmittelpreise wirkt sich außerdem je nach 
dem Anteil der Vorleistungen an der Wertschöp-
fung unterschiedlich aus. So haben die meisten 
nördlichen EG-Länder eine wesentlich höhere Pro-
duktionsintensität als Italien und Griechenland. 
Außerdem muß der Einfluß der Abschreibungen be-
rücksichtigt werden. Sie führen dazu, daß die deut-
sche Landwirtschaft wegen ihres hohen Rationali-
sierungs- und Mechanisierungsgrades mit Kapital-
kosten belastet ist, die gemessen am Produktions-
wert deutlich über denen aller anderen Mitglied-
staaten liegen. 

Real, das heißt nach Abzug der allgemeinen Preis-
steigerungen, dürfte 1983 die Nettowertschöpfung 
je AK in der Bundesrepublik Deutschland (-21%), 
Luxemburg und Dänemark am stärksten zurückge-
gangen sein. Für die französische und britische 
Landwirtschaft wird ebenfalls noch ein Rückgang 
geschätzt, der über der durchschnittlichen Abnah-
merate der Gemeinschaft von rd. 6% liegt. Lediglich 
in Italien und Irland kann von einem weiteren Zu-
wachs ausgegangen werden. 

Auch im Vergleich zum Durchschnittsergebnis der 
Jahre 1973 bis 1975 weist die Nettowertschöpfung je 
AK real in der Bundesrepublik Deutschland mit 
-22 % langfristig den stärksten Rückgang auf. Zu-
gleich haben auch die französische und die briti-
sche Landwirtschaft das Vergleichsniveau nicht 
wieder erreicht. Von den übrigen Mitgliedstaaten, 
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Übersicht 34 

Nettowertschöpfung 1) der Landwirtschaft je Arbeitskraft 
in den EG-Mitgliedstaaten 

nominal real 2 ) 

Mitgliedstaat 
1981 	1982 	1983 3 ) 1981 	1982 	 1983 3 ) 

Veränderung gegenüber Vorjahr  
in % Index 4) 

Veränderung gegenüber Vorjahr 
in % Index)  

Bundesrepublik Deutschland 	 + 11,1 + 21,3 - 18,4 113,3 + 6,6 + 15,8 - 20,9 78,2 

Frankreich 	  + 8,5 + 33,6 - 0,9 208,4 - 3,1 + 18,7 - 9,7 83,0 

Italien 	  + 12,5 + 19,9 + 17,6 458,4 - 5,0 + 2,1 + 2,2 109,8 

Niederlande 	  + 30,6 + 8,8 - 3,0 182,2 + 23,3 + 3,0 - 4,5 108,7 

Belgien 	  + 16,1 + 18,3 + 6,9 203,8 + 10,4 + 10,5 - 0,2 116,2 

Luxemburg 	  + 15,8 + 49,5 - 13,7 203,8 + 7,3 + 38,6 - 20,2 112,5 

Vereinigtes Königreich 	 + 17,2 + 19,8 - 2,0 262,0 + 5,1 + 11,8 - 6,6 86,1 

Irland 	  + 19,6 + 24,5 + 14,6 336,5 + 1,8 + 7,3 + 3,6 100,6 

Dänemark 	  + 24,4 + 29,8 - 11,6 252,9 + 12,5 + 17,4 - 17,7 113,6 

Griechenland 	  + 27,7 + 37,5 + 19,0 592,5 + 7,0 + 11,1 - 0,6 142,6 

EG 	 - 0,4 + 1,9 + 10,6 - 6,3 96,6 

1) zu Faktorkosten 	2) deflationiert mit dem Preisindex des Bruttoinlandsprodukts 
3) Vorschätzungen, durchgeführt von den Mitgliedstaaten 	4) D 1973 bis 1975 = 100 

Stand: 13. Januar 1984 

deren Nettowertschöpfung je AK sich im gleichen 
Zeitraum erhöht hat, konnte Griechenland den 
größten realen Anstieg verbuchen. 
Die Einkommensentwicklung der deutschen Land-

wirtschaft ist sowohl kurz- und langfristig, als auch 
nominal und real, von wenigen Ausnahmejahren 
abgesehen, hinter der in den anderen Mitgliedstaa-
ten zurückgeblieben. 

II. Forst- und Holzwirtschaft 

1 Forstwirtschaft 

1.1 Struktur 

Waldstruktur 

84. Die Waldfläche der Bundesrepublik Deutsch-
land beträgt rd. 7,33 Mio. ha. Gegenüber der letzten 
Erhebung 1979 weist die amtliche Statistik eine Zu-
nahme der Waldfläche von 10 000 ha aus. Damit 
setzt sich im Bundesdurchschnitt die seit einigen 
Jahren zu beobachtende allmähliche Ausweitung 
des Waldanteils fort. Allerdings ergeben sich bei 
regionaler Betrachtung gebietsweise Abweichun-
gen vom allgemeinen Trend. So sind beispielsweise 
in Teilen von Verdichtungsgebieten auch Rück-
gänge der Waldfläche zu verzeichnen. 

85. Die Baumartenverteilung zeigt einen relativ 
hohen Anteil an Nadelhölzern in den Wirtschafts-
wäldern. In den letzten Jahren ist allerdings die 
Tendenz festzustellen, durch vermehrte Laubholz-
beimischung in Verjüngungen das Gefüge der spä-
teren Bestände zu verbessern. Auf einem wesent-
lichen Teil der Waldfläche (Staatswald rd. 90 %, 
Körperschaftswald rd. 60 % sowie in vielen großen 
Privatwaldbetrieben) wurden von den Ländern 
Standortkartierungen durchgeführt, um für ein-
zelne Standorteinheiten die jeweils bestgeeigneten 

Baumarten und Baumartenzusammensetzungen zu 
bestimmen. Damit wurden wesentliche Vorausset-
zungen für einen ertragreichen und auch ökolo-
gisch befriedigenden Waldbau geschaffen. 

86. Das derzeit gravierendste Problem für die 
Forstwirtschaft stellt die Zunahme von neuartigen 
Waldschäden dar (Schäden, für die sich primär 
keine Anhaltspunkte für bekannte natürliche Scha-
densursachen wie z. B. Schädlinge, Windwurf, 
Schneebruch oder Wildschäden ergeben). Die ge-
nauen Schadensursachen sind immer noch unklar. 
Nach Meinung der Fachleute spricht aber vieles da-
für, daß Luftverunreinigungen allein oder in Kom-
bination mit anderen Ursachen (Klima, Standort, 
Schädlinge, waldbauliche Einflüsse) in maßgebli-
cher Weise an der Entstehung und dem Ausmaß der 
Schäden beteiligt sind. 

Die im Herbst 1983 vom Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten zusammen mit 
den Forstverwaltungen der Länder durchgeführte 
Waldschadenserhebung ergab eine Schadensfläche 
von rd. 34 % an der gesamten Waldfläche (Übersicht 
35); im Vorjahr waren noch rd. 8 % der Waldfläche 
als krank eingestuft worden. Der überraschend 
hohe Schadensanstieg dürfte, wenn auch nicht ent-
scheidend, durch die Trockenheit des Sommers ver-
stärkt worden sein; eine Zunahme der Schadens- 
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meldungen aufgrund der wesentlich verbesserten 
Erhebungsmethodik ist ebenfalls nicht auszuschlie-
ßen. 

Etwa die Hälfte der geschädigten Fläche entfällt 
auf die Fichte; am stärksten in ihrem Bestand be-
droht ist jedoch die praktisch nur in Süddeutsch-
land vorkommende Weißtanne. Ein überraschend 
hoher Anstieg der Schadfläche gegenüber dem Vor-
jahr ergibt sich insbesondere für die Kiefer, aber 
auch für die Buche (Übersicht 35). 

Übersicht 35 

Umfang der Waldschäden 1982 und 1983 
nach Baumarten 1 )  2)  

1982 1983 1982 1983 

Baumart Schadfläche 

Mio. ha in % der Baumartenfläche 

Fichte 	 0,270 1,195 9 41 

Kiefer 	 0,090 0,641 5 44 

Tanne 	 0,100 0,135 60 75 

Buche 	 0,050 0,326 4 26 

Eiche 	 0,020 0,090 4 15 

Sonstige 
Baumarten 	 0,032 0,161 4 17 

insgesamt 	 0,562 2,549 8 34 

1) Erhoben wurden nur Waldschäden, für die sich keine Anhaltspunkte 
für bekannte natürliche Schadensursachen, wie z. B. Schädlinge, 
Windwurf, Schneebruch oder Wildschäden ergeben. Einbezogen in 
die Erhebung sind damit Schäden mit noch nicht zweifelsfrei geklär-
ter Ursache und Schäden im Nahbereich von Emittenten, die ein-
deutig auf Immissionen zurückzuführen sind. 

2) ohne Stadtstaaten 

Wie im Vorjahr befinden sich die meisten der beob-
achteten Waldschäden noch im Anfangsstadium 
(Schadstufe 1 = 24,7 % der Waldfläche; Übersicht 
36). Zwei Drittel der geschädigten Flächen entfallen 
auf die beiden süddeutschen Länder Bayern und 
Baden-Württemberg, die mit jeweils mehr als 45 % 
Schadflächenanteil zu den am stärksten betroffe-
nen Ländern gehören. Erhebliche Schäden sind 
auch in Nordrhein-Westfalen festzustellen, wo 35 % 
der Landeswaldfläche geschädigt sind. Für die übri-
gen Länder ergeben sich Schädigungsanteile zwi-
schen 11 und 23 % (MB Tabelle 90). 

Besonders betroffen sind die Hoch- und Kammla-
gen der Mittelgebirge, wobei der Schwarzwald und 
die ostbayerischen Grenzgebirge in den Vorder-
grund treten. Schwere Schäden finden sich aller-
dings auch z. B. im Harz, im Eggegebirge sowie im 
Sauerland. Geringere Schäden weisen geschützte 
Beckenlagen entlang der großen Flüsse sowie das 
norddeutsche Flachland auf. 

Schlüsselt man die Ergebnisse nach den Besitzar-
ten der betroffenen Waldflächen auf, so ergeben 
sich hinsichtlich des relativen Umfangs der Wald-
schäden und auch der Aufteilung der Schadensflä-
che auf die einzelnen Schadstufen keine erhebli-
chen Unterschiede zwischen den Besitzarten; die 
einzelnen Besitzarten sind entsprechend ihrem An- 

Übersicht 36 

Umfang der Waldschäden 1983 nach Schadstufen 

Schadstufe Mio. ha 
in % der 

Waldfläche 

in % der 
Schadfläche 
insgesamt 

1 (kränkelnd) 	 1,830 24,7 71,7 

2 (krank) 	 0,646 8,7 25,3 

3 (sehr krank) 	 0,076 1,0 3,0 

insgesamt 	 2,552 34,4 100,0 

Waldfläche insgesamt . 7,419 100,0 — 

teil an der Gesamtwaldfläche betroffen (MB Tabel-
le 91). 

87. Im Gegensatz zu den östlichen Nachbarlän-
dern ist es in der Bundesrepublik Deutschland bis-
lang noch zu keinen größeren flächenhaften Total-
ausfällen von Beständen gekommen. Kranke 
Bäume treten sehr verstreut auf, weshalb selbst in 
den Hauptschadensgebieten kaum zusammenhän-
gende Flächen mit absterbenden Beständen zu fin-
den sind. Allerdings darf nicht übersehen werden, 
daß die laufende Entnahme von absterbenden Bäu-
men die Substanz (Holzvorrat und Zuwachspotenti-
al) und die Struktur des Waldes erheblich schwächt 
und sie damit auch anfälliger macht für von außen 
kommende Schadfaktoren. Deshalb werden er-
krankte Bestände so lange wie möglich geschlossen 
gehalten. Diesem Bemühen sind jedoch Grenzen 
gesetzt, da der Einschlag absterbender Bäume nicht 
beliebig hinausgezögert werden kann. Er muß so 
rechtzeitig erfolgen, daß die Qualität des Holzes kei-
nen Schaden nimmt und der Befall durch Schadin-
sekten, für die absterbende Bäume anfällig sind, 
nicht begünstigt wird. Dies bedeutet aber auch, daß 
die Waldbesitzer beim Einschlag von Holz, der 
durch die neuartigen Waldschäden erforderlich 
wird, kaum auf die Marktsituation Rücksicht neh-
men können. Das kann bei weiter zunehmenden 
Schäden in den nächsten Jahren zu einem Überan-
gebot an Rohholz und neben den ohnehin erschwer-
ten Bewirtschaftungsbedingungen zu zusätzlichen 
wirtschaftlichen Einbußen führen. 

Die Konzentration der Waldschäden auf bergige 
Gebiete bringt neben den wirtschaftlichen Pro-
blemen für diese meist strukturschwachen Gebiete 
noch die Gefahr einer möglichen Beeinträchtigung 
der hier besonders wichtigen Schutzfunktionen des 
Waldes mit sich. Neben Störungen des Wasserhaus-
haltes und negativen Auswirkungen auf den Boden 
sind auch Einflüsse auf das Klima und auf die Le-
bensbedingungen wildlebender Pflanzen und Tiere 
zu befürchten. Flächenhafte Waldverluste würden 
darüber hinaus eine beträchtliche Verminderung 
des Erholungswertes darstellen, den die Mittelge-
birgswälder in besonderem Maße aufweisen und 
der von großer Bedeutung für den Fremdenverkehr 
in diesen Gegenden ist. 

88. Infolge der Schneebruchschäden im Novem-
ber/Dezember 1981, von denen rd. 8,7 Mio. m 3  Holz 
betroffen waren, wurde der Rohholzmarkt auch im 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/980  

Forstwirtschaftsjahr 1983 noch erheblich belastet. 
Zum Ende des Forstwirtschaftsjahres 1983 waren 
insgesamt 8,2 Mio. m3  aufgearbeitet und davon ins-
gesamt 7,3 Mio. m3  vermarktet, so daß noch 1,4 Mio. 
m3  Schadholz in das Forstwirtschaftsjahr 1984 
übernommen werden mußten. 

Von 1982 auf 1983 nahm der Anteil der durch neu-
artige Waldschäden beeinträchtigten Waldfläche in 
der Bundesrepublik Deutschland erheblich zu. Da-
durch waren vermehrt gezielte Einschläge in diesen 
Beständen notwendig. Diese Kalamitätsnutzungen 
konnten aber von der Forstwirtschaft im Rahmen 
des Gesamteinschlages aufgefangen werden. Das 
BML hat bei den Bundesländern eine Erfassung 
dieser Einschläge sowie weiterer Kalamitätsnut-
zungen, die z. B. durch Windwurf, Schneebruch und 
Insektenkalamitäten anfielen, eingeleitet. 

Die ausgeprägten Witterungsgegensätze (extrem 
nasses Frühjahr, sehr trockener und warmer Som-
mer), die Vitalitätsminderung vieler Bestände 
durch die neuartigen Waldschäden und teilweise 
auch die Nachwirkungen der Schneebruchschäden 
1981/82 haben 1983 zu einer deutlichen Zunahme 
des Insektenbefalls geführt, der gebietsweise be-
drohliche Ausmaße angenommen hat. In weiten 
Teilen des Bundesgebietes fand eine Massenver-
mehrung von Borkenkäfern statt, die nach wie vor 
intensive Überwachungs- und zum Teil Bekämp-
fungsmaßnahmen durch die Forstbetriebe erfor-
dert. Die Hauptschadensgebiete befinden sich ins-
besondere in den Mittelgebirgslagen und dem Al-
penvorland. Insgesamt sind durch den Borkenkä-
ferbefall Waldbestände mit einer Holzmenge von 
schätzungsweise 2 Mio. m 3  unmittelbar bedroht. 

Die Fichtengespinstblattwespe hat sich gegenüber 
1982 in den süddeutschen Befallsgebieten nicht wei-
ter verbreitet. Sie trat im Jahre 1983 jedoch in 
Schleswig-Holstein und erstmalig flächenmäßig im 
Hochsauerland auf, und zwar überwiegend in den 
an neuartigen Waldschäden erkrankten Beständen. 
Räumlich begrenzt sind Schäden durch die kleine 
Fichtenblattwespe (Bayern), die Fichtenröhrenlaus 
(Schleswig-Holstein), den Lärchenwickler (an Fich-
ten in Hessen) und den Eichenwickler (Hessen) zu 
verzeichnen. Der verbreitete Befall durch den Bu-
chenspringrüßler blieb bislang ohne nachteilige 
Folgen für die Produktion von Bucheckern (Bu-
chenmast). 

Bei den Pilzkrankheiten ist eine deutliche Zu-
nahme der Nadel- und Blattpilze festzustellen. Im 
Vordergrund stand nach wie vor die Kiefernschütte. 
In Niedersachsen und Schleswig-Holstein mußten 
befallene Flächen größeren Ausmaßes mit Fungizi-
den behandelt werden. 

An abiotischen Schäden sind infolge des heißen 
und trockenen Sommers insbesondere in Nord-
deutschland bei Kulturen, die im Frühjahr 1982 an-
gelegt wurden, erhebliche Trockenschäden aufge-
treten. 

Wildschäden treten insbesondere in Waldbeständen 
mit überhöhtem Besatz an Schalenwild auf. Sie 
kommen aber auch dort vor, wo sich Tiere - selbst 
bei niedrigem Wildbestand - wegen der Beunruhi-
gung durch Besucher in den schwerer zugänglichen 
Waldteilen konzentrieren. Über den Gesamtumfang 
und die regionale Verteilung der durch Schalenwild 
verursachten Schäden liegen allerdings noch keine 
genauen, durch flächendeckende Erhebungen abge-
stützten Daten vor. 

Im Jahre 1982 wurden 1244 Waldbrände (1981 = 
644) mit einer Schadensfläche von 751 ha (1981 = 
644 ha) registriert. Die gesamten Waldbrandschä-
den lassen sich auf rd. 3,7 Mio. DM (1981 = 2,5 Mio. 
DM) beziffern. 

89. Um die Schutz- und Erholungsfunktion des 
Waldes zu gewährleisten und zu verbessern, neh-
men die Forstbetriebe Mehraufwendungen und 
Mindererträge auf sich, die insgesamt eine erhebli-
che Belastung darstellen. 1983 wurde eine bundes-
weite Erhebung abgeschlossen, die für das Jahr 
1981 verläßliche Aussagen über diese Leistungen 
der Forstbetriebe liefert. 

Insgesamt belaufen sich die Mehraufwendungen 
und Mindererträge 1981 auf rd. 316 Mio. DM, d. s. im 
Durchschnitt rd. 47 DM/ha. In Verdichtungsgebie-
ten beträgt diese Belastung rd. 181 DM/ha, in Kurz- 
und Ferienerholungsgebieten rd. 43 DM/ha und in 
den sonstigen Gebieten rd. 29 DM/ha (MB Tabelle 
92). 

Ein Vergleich mit Erhebungsergebnissen für 1974 
läßt erkennen, daß die von den Waldbesitzern getra-
gene Belastung leicht zugenommen hat (Übersicht 
37). An der Nettowertschöpfung des Produktionsbe-
reiches Forstwirtschaft gemessen, betrug diese 
nach beiden Erhebungen rd. 11 %. 

Übersicht 37 

Mehraufwand und Minderertrag für die Sicherstellung der Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes 

Kostenträger 
Staatswald Körperschaftswald Privatwald insgesamt 

1974 	1981 1974 1981 1974 1981 1974 1981 

DM/ha 

Waldbesitzer 	 30,10 	40,38 59,55 58,37 17,46 19,85 31,57 36,23 

Landesforstverwaltungen . - 	- 10,10 8,47 2,75 1,97 4,06 3,05 

andere öffentliche und 
privatelnstitutionen 1) 	 8,00 	5,22 8,03 13,67 10,07 5,52 8,82 7,55 

insgesamt 	 38,10 45,60 77,68 80,51 30,28 27,34 44,45 46,83 

1) Länder (außerhalb der Landesforstverwaltungen), Gemeinden, Naturparkträger, Vereine, Feuerwehr, Polizei etc. 
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Übersicht 38 

Struktur der Betriebe mit Wald 

Betriebsgruppe Betriebe Waldfläche 

Zahl 1 000 ha 	 % 	 ha je Betrieb Waldfläche 

1982 

Landwirtschaftliche Betriebe 	 380 738 	1 646,1 	 23,9 	 4,3 

Forstbetriebe 	  100 324 	5 237,8 	 76,1 	 52,2 

zusammen 	  481 062 6 883,9 100 14,3 

Staatswald 1 ) 	  884 2 214,2 32,2 2 504,8 

Körperschaftswald 2 ) 	  U 685 1 729,5 25,1 148,0 

Privatwald 3) 	  468 493 2 940,2 42,7 6,3 

- Kleinstwaldflächen 4) 	  — 444,1 — — 

Waldfläche insgesamt 5) 	  — 7 328,0 — — 

1983 6) 

Landwirtschaftliche Betriebe 	 372 041 	1 618,7 	23,5 	 4,5 

Forstbetriebe 	  101 377 	5 258,2 	 76,5 	 51,9 

zusammen 	  473 418 6 876,9 100 14,5 

1) Bund und Länder 	2) Bezirke, Kreise, Gemeinden und deren Verbände sowie Kirchen, kirchliche Anstalten u. a. 
3) natürliche und juristische Personen des privaten Rechts; darunter 87 755 private Forstbetriebe ab 1 ha WF und mehr 

4) außerhalb der erfaßten Betriebe, weitgehend Privatwald 	5) Ergebnis der Flächenerhebung 1981 	6) vorläufig 

Betriebsstruktur 

90. Von der Gesamtwaldfläche entfielen im Jahre 
1982 6,88 Mio. ha auf die statistisch erfaßten Be-
triebe der Land- und Forstwirtschaft. Die restlichen 
0,44 Mio. ha sind Kleinstwaldflächen außerhalb der 
erfaßten Betriebe, die vornehmlich dem Privatwald 
zugerechnet werden. Die Größenstruktur der Be-
triebe mit Wald (Übersicht 38) ist in den letzten 
Jahren annähernd gleich geblieben. Allerdings ist 
seit 1977 im Körperschaftswald vor allem durch den 
Zusammenschluß von Gemeinden zu Großgemein-
den ein Zugang bei den Betrieben mit mehr als 500 
ha Waldfläche zu verzeichnen. Die Zahl und Fläche 
der Forstbetriebe mit weniger als 50 ha Waldfläche 
hat zu Lasten der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
Wald zugenommen (MB Tabelle 87). Diese Entwick-
lung dürfte auch in Zukunft anhalten, wenn land-
wirtschaftliche Betriebe unter Zurückbehaltung der 
oft kleinen und kleinsten Waldflächen aufgegeben 
werden. Der Einbeziehung dieser Waldflächen in 
forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse wird daher 
in Zukunft größere Bedeutung zukommen. 

Arbeitskräfte 

91. Im Forstwirtschaftsjahr 1979/80 (letzte Erhe-
bung) waren von den rd. 101 300 Beschäftigten der 
Staatsforstbetriebe sowie der Privat- und Körper-
schaftsforstbetriebe mit mehr als 50 ha Waldfläche 
13 300 Beamte und Angestellte, 64 400 betriebsei-

gene Lohnarbeitskräfte einschließlich Familienar-
beitskräfte und 23 600 betriebsfremde Arbeitskräfte 
(Lohnunternehmer). Bei den betriebseigenen Lohn-
arbeitskräften einschließlich Familienarbeitskräf-
ten war eine deutliche Abnahme zu verzeichnen. 
Dieser Rückgang ist einerseits auf die fortschrei-
tende Rationalisierung, andererseits auf die Verla-
gerung des Arbeitsanfalls von Saison- und Nebener-
werbsarbeitskräften auf hauptberufliche Voll-Ar-
beitskräfte sowie auf den stärkeren Einsatz von 
forstlichen Lohnunternehmern zurückzuführen. 
Insgesamt dürfte sich die Zahl der Beschäftigten in 
der Forstwirtschaft in den kommenden Jahren nur 
wenig verändern. Infolge des starken Altersüber-
hangs werden vorwiegend ältere Waldarbeiter aus-
scheiden, so daß sich den Auszubildenden in der 
Forstwirtschaft bessere Berufs- und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten bieten werden. 

1.2 Gesamtrechnung 

Ergebnis des Forstwirtschaftsjahres 1982 

92. Der Holzeinschlag ging 1982 nochmals zurück. 
Allerdings wurden u. a. aufgrund der Schneebruch-
schäden innerhalb des gesamten Holzeinschlags 
fast 12 % mehr Nadelindustrieholz eingeschlagen. 
Der Stammholzanteil hat sich weiter verringert 
(MB Tabelle 94). Aufgrund der schwierigen Nach-
fragesituation gaben die Erlöspreise erstmals seit 
Jahren wieder nach. Der Produktionswert verrin- 
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gerte sich gegenüber 1981 um 13,2% und lag bei 3,0 
Mrd. DM. Die Vorleistungen stiegen geringfügig an. 
Als Ergebnis der Ertrags- und Aufwandsentwick-
lung ging die Nettowertschöpfung auf 1,18 Mrd. DM 
zurück. Je Arbeitskraft errechnet sich ein Rück-
gang um 23,2 % (MB Tabelle 93). 

93. Der gesamte Einschlag an Rohholz für das ab-
gelaufene Jahr dürfte erneut unter dem Vorjahres-
ergebnis gelegen haben. Zur Vermeidung eines zu 
erwartenden Überangebots — insbesondere infolge 
der Schneebruchschäden — hatte der BML eine 
Beschränkung des ordentlichen Holzeinschlags an-
geordnet. Die insgesamt geringe Nachfrage führte 
dazu, daß viele Waldbesitzer den Holzeinschlag von 
sich aus noch weiter reduzierten. Der Anteil der 
Fichte erhöhte sich. Hierzu dürften neben Nachfra-
geverschiebungen vor allem die  Aufarbeitung der 
Schneebruchschäden sowie die Einschläge infolge 
der neuartigen Waldschäden und des Insektenbe-
falls beigetragen haben. Aufgrund der wirtschaftli-
chen Lage und der guten Bevorratung der schwach-
holzverarbeitenden Industrie wurde gegenüber 
dem Vorjahr weniger Industrie- als Stammholz ein-
geschlagen. Damit hat sich der bisher zunehmende 
Industrieholzanteil am gesamten Einschlag erst-
mals seit 1976 wieder verringert. 

Der Index der Erzeugerpreise (ohne MWSt) für 
Rohholz aus dem Staatswald fiel im Forstwirt-
schaftsjahr 1983 um 4,7 % gegenüber dem Vorjahr. 
Überdurchschnittliche Preissenkungen waren beim 
Fichtenstammholz und beim Nadelindustrieholz zu 
beobachten, während beim Eichen- und Buchen-
stammholz sowie Laubindustrieholz die Preise nur 
leicht zurückgingen. Ohne die einschlagsbeschrän-
kenden Maßnahmen der Bundesregierung bei Na-
delholz hätte die Forstwirtschaft vermutlich noch 
stärkere Preiseinbußen hinnehmen müssen (MB 
Tabelle 89). 

Aufgrund des niedrigeren Einschlags und der rück-
läufigen Rohholzpreise ging der Produktionswert 
weiter zurück. Er dürfte 1983 mit 2,6 Mrd. DM unter 
dem Vorjahresergebnis gelegen haben. Zugleich 
hatte die Forstwirtschaft auch geringere Ausgaben 
für Vorleistungen zu erbringen. Aus der Entwick-
lung von Produktionswert und Vorleistungen ergibt 
sich für 1983 voraussichtlich eine Bruttowertschöp-

fung in Höhe von 1,4 Mrd. DM. Nach Berücksichti-
gung von Abschreibungen, Produktionssteuern und 
Subventionen wird sich die Nettowertschöpfung 
weiter vermindern. Der Rückgang der Nettowert-
schöpfung je AK dürfte ähnlich hoch ausfallen, da 
die Zahl der forstlichen Arbeitskräfte nur leicht ab-
genommen hat (Übersicht 39, MB Tabelle 93). 

1.3 Betriebsergebnisse 

Betriebsergebnisse des Forstwirtschaftsjahres 1982 

94. Für die Darstellung der Betriebsergebnisse 
von Forstbetrieben mit 200 ha Waldfläche und mehr 
wurden 202 Testbetriebe (110 Körperschafts- und 92 
Privatwaldbetriebe) ausgewertet. Zur besseren Ab-
bildung der Ertragslage aller Körperschafts- und 
Privatwaldbetriebe dieser Größe wurden die Test-
betriebsergebnisse von Forstbetrieben erstmals 
hochgerechnet. Auch die hier dargestellten Ergeb-
nisse zurückliegender Jahre sind zum Zwecke der 
Vergleichbarkeit nach dem gleichen Verfahren auf-
bereitet worden. Für den Staatswald standen aus 
mehreren Bundesländern Ergebnisse aus einer To-
talerhebung zur Verfügung. 

Da die aktuelle Ertragslage in Betrieben der Forst-
wirtschaft wesentlich von der Höhe des Einschlags 
abhängt (MB Tabelle 97), werden die Ergebnisse 
vornehmlich einschlagsbezogen präsentiert. Für die 
Abbildung der aus einer nachhaltig erzielbaren 
Holznutzung resultierenden Ertragslage sind dane-
ben aber auch die auf den Hiebsatz, der durch forst-
wirtschaftliche Gutachten ermittelt wird, bezoge-
nen Betriebsergebnisse wichtig und Gegenstand 
der Darstellung (MB Tabelle 96). 

95. Gegenüber den Vorjahren hat sich die Ertrags-
lage in den Forstbetrieben deutlich verschlechtert. 
Der Reinertrag je ha Holzbodenfläche (HB) ist 1982 
in den Körperschaftswaldbetrieben auf 153 DM und 
in den Privatwaldbetrieben sogar auf 68 DM zu-
rückgegangen (Übersicht 40). Diese Entwicklung ist 
die Folge eines verringerten Einschlags, stark ver-
ringerter Erträge je m 3  Holzeinschlag und eines ge-
stiegenen Betriebsaufwandes. 

Übersicht 39 

Wertschöpfung der Forstwirtschaft 

Gliederung Einheit 1982 1 ) 1983 2) 
1982 1 ) 	1983 2 ) 

gegen Vorjahr in 

Holzeinschlag 	  1000 m3  o. R. 29 001 25 500 — 1,5 — 12,1 

Erlöspreise 	  DM/m3  101 97 — 12,3 — 4,0 

Produktionswert 	  Mio. DM 3 019 2 550 — 13,2 — 15,5 

Vorleistungen 	  Mio. DM 1 170 1 150 + 1,9 — 1,7 

Bruttowertschöpfung 	 Mio. DM 1 849 1 400 — 20,6 — 24,3 

Nettowertschöpfung 	  Mio. DM 1 629 1 176 — 23,6 — 27,8 

o. R. = ohne Rinde 	1) vorläufig 	2) Vorschätzung 
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Übersicht 40 

Betriebsergebnisse der Testbetriebe 1) 
des Körperschafts- und Privatwaldes 

Gliederung 
DM/ha Holzbodenfläche 

Veränderung 
in 1982 gegen 
Vorjahr 3) 

in % 1976I 	1980 	 1981 	I 	1982 

Körperschaftswald 2) 

Betriebsertrag 	 545 758 776 705 — 9,1 

Betriebsaufwand . 428 549 543 552 + 1,7 

Betriebseinkommen 407 541 558 483 — 13,4 

Reinertrag 3 ) 	 117 209 233 153 — 34,3 

Privatwald 

Betriebsertrag 	 601 761 742 641 — 13,6 

Betriebsaufwand . 464 543 554 573 + 3,4 

Betriebseinkommen 417 521 495 392 — 20,8 

Reinertrag 3 ) 	 136 218 188 68 —63,8 

1) Betriebe ab 200 ha Waldfläche, Kennzahlen auf den Einschlag 
bezogen 

2) Ein Teil der forstwirtschaftlichen Personal- und Sachkosten wird 
nicht im forstwirtschaftlichen Haushalt der Gemeinden erfaßt. 

3) Differenzen durch Rundungen auf ganze DM 

96. Der Einschlag des Körperschaftswaldes lag 
etwa 3% unter den Werten der Vorjahre. Er ent-
sprach damit etwa der nachhaltig nutzbaren Holz-
menge (Hiebsatz) von 5,5 m 3  je ha HB. In den Pri-
vatwaldbetrieben ging der Einschlag stärker zurück 
(etwa 7 %). Der Hiebsatz von 4,5 m 3  je ha HB wurde 
in diesen Betrieben aber dennoch überschritten. 

Die Erträge je m3  Holzeinschlag sind infolge der 
ungünstigen Preisentwicklung in beiden Betriebs-
formen um zusammen etwa 9% gesunken. 

Der Betriebsaufwand je ha HB stieg in den Körper-
schaftswaldbetrieben auf 552 DM und in den Privat-
waldbetrieben auf 573 DM. Die geringeren Beträge 
für den betrieblichen Aufwand in den Körper-
schaftswaldbetrieben sind vor allem darauf zurück-
zuführen, daß in den forstwirtschaftlichen Haushal-
ten dieser Betriebe nicht alle Personal- und Sachko-
sten erfaßt werden. 

Die aufgezeigte Entwicklung der Erträge und Auf-
wendungen hat sich in einem Rückgang der Be-
triebseinkommen je 'ha HB in Höhe von etwa 
75 DM in den Betrieben des Körperschaftswaldes 
und von etwa 100 DM in den Privatwaldbetrieben 
niedergeschlagen. 

Infolge dieser ungünstigen Ertragslage verringer-
ten sich im Jahre 1982 auch die Investitionen je ha 
HB. Mit einem Rückgang von 9 DM (- 25%) waren 
diese Auswirkungen vor allem in Körperschafts-
waldbetrieben besonders deutlich zu beobachten. 

Die Differenzierung der Betriebe des Körper-
schaftswaldes nach ihrer Größe (in ha HB) läßt 
erkennen, daß im ungünstigen Ertragsjahr 1982 die 
Reinerträge je ha HB mit zunehmender Betriebs-
größe kleiner werden. Beim Privatwald sind es da-
gegen die Betriebe mittlerer Größe, die die besseren 
Betriebsergebnisse erzielt haben (MB Tabelle 96). 

Ein Vergleich der Betriebe nach Baumarten zeigt 
die wirtschaftliche Überlegenheit der Fichte vor 
Buche und Eiche. Die geringsten Reinerträge wur-
den aus Kiefernbeständen erwirtschaftet. 

97. Für den Staatswald läßt sich aufgrund fehlen-
der Angaben aus einigen Bundesländern nur ein 
vorläufiges Betriebsergebnis feststellen. 

Für 1982 ist danach ein negativer Reinertrag von 
-56 DM je ha HB (bezogen auf den Einschlag) er-
wirtschaftet worden (Übersicht 41). Der starke 
Rückgang gegenüber dem Vorjahresergebnis 
(+ 39 DM) um 95 DM je ha HB war bei nahezu kon-
stantem Einschlag und nur schwach angestiegenem 
Betriebsaufwand vor allem eine Folge der rückläu-
figen Erträge je m 3  Holzeinschlag (-18,7 %) 

Übersicht 41 

Betriebsergebnisse der Forstbetriebe 
des Staatswaldes 

Gliederung 
DM/ha Holzbodenfläche 

1977 	 1979 	1980 	1981 1) 1982 1 ) 

bezogen auf Einschlag 

Betriebsertrag 	. 552 574 663 675 586 

Betriebsaufwand 567 582 627 636 642 

Betriebs- 
einkommen 	... 391 405 482 491 399 

Reinertrag 	 — 15 — 8 + 36 + 39 — 56 

1) vorläufig 

Vorschätzung für das Forstwirtschaftsjahr 1983 

98. Die Erzeugerpreise für forstwirtschaftliche 
Produkte haben sich 1983 noch nicht wieder erholt. 
Aufgrund dieser geringen Preise und der anhaltend 
schwachen Nachfrage wird auch der Einschlag 1983 
eher zurückgegangen als angestiegen sein. Da über-
dies mit einem leichten Anstieg des betrieblichen 
Aufwandes zu rechnen ist, dürfte es in den Forstbe-
trieben 1983 kaum zu einer Verbesserung der Er-
tragslage gekommen sein. 

Sollte der Einschlag von Schadholz infolge der neu-
artigen Waldschäden weiter zunehmen, ist auf-
grund des damit verbundenen erhöhten Aufwandes 
mit weiteren Ertragsminderungen zu rechnen. 

1.4 Situation der Arbeitnehmer in der Forstwirtschaft 

99. Der durchschnittliche Bruttolohn je Arbeits-
stunde (Übersicht 42) eines Forstarbeiters (ohne 
Werkzeuggeld und Lohnfortzahlung) belief sich 
1982 im Staatswald auf 13,63 DM, im Körperschafts-
wald auf 12,93 DM und im Privatwald auf 12,68 DM. 
Für 1983 liegen bislang noch keine Angaben vor; da 
sich infolge der Tarifabschlüsse die Ecklöhne der 
Forstarbeiter bei allen Waldbesitzarten um rd. 3% 
erhöht haben, werden die Bruttolohnanhebungen 
ebenfalls in diesem Rahmen liegen. 
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Übersicht 42 

Löhne in der Forstwirtschaft 

Gliederung 1979/80 1980/81 1981/82 1982/83 

Ecklöhne in DM/Tarifstunde 

Staatswald 	  9,57 9,97 10,32 10,62 

Privatwald 	  8,94-9,30 9,54-9,82 9,99-10,23 10,23-10,60 

Durchschnittliche Stundenlöhne in DM 

Staatswald 	  13,80 14,18 13,63 1 ) - 3) 
Körperschaftswald 	 14,06 14,22 12,93 2) - 3) 
Privatwald 	  12,88 13,12 12,68 2 ) - 3) 

1 ) vorläufig 	2) Mit Vorjahresergebnissen nicht vergleichbar, da für 1982 hochgerechnete Ergebnisse 	3) Ergebnisse liegen noch nicht vor 

2 Holzwirtschaft 

2.1 Struktur 

100. Die Zahl der Betriebe im Bereich Holzwirt-
schaft nahm 1982 geringfügig ab. Erneut rückläufig 
war auch die Zahl der Beschäftigten in diesen Be-
trieben; sie verringerte sich um 4,6 % auf rd. 696 000 
Beschäftigte. 

2.2 Außenhandel 

101. Die Bundesrepublik Deutschland ist bei Holz 
und Holzwaren Nettoimportland. Die Struktur der 
Einfuhr hat sich in den vergangenen Jahren von 
Rohholz zu Halb- und Fertigwaren verschoben. Der 
Anteil am Verbrauch, der durch die inländische Er-
zeugung gedeckt wird, betrug 1982 unter Berück-
sichtigung der Verwendung von Altpapier rd. 63,0% 
(Übersicht 43). 

Im ersten Halbjahr 1983 erhöhte sich die Einfuhr 
im Vergleich zum ersten Halbjahr 1982 mit Aus- 

Übersicht 43 

Bilanz für Holz und Waren auf der Basis Holz 
in Rohholzäquivalenten 

1981 1982 
Gliederung 

Mio. m3 

Erzeugung (Einschlag) 	 29,2 28,9 

Wiederverwendung von Altpapier 
(a. d. Inland) 	  10,1 9,9 

Einfuhr *) 	  46,6 r 45,6 

Ausfuhr *) 	  23,0r 23,7 

Bestandsveränderung 	 0,3 0,9 

Inlandsverwendung 	 63,1 r 61,6 

Selbstversorgungsgrad in % 

einschließlich Altpapier (a. d. Inland) 62,3 r 63,0 

1) einschließlich Bezüge von und Lieferungen an die DDR 
r = berichtigte Zahlen 

nahme von Grubenholz, Faserholz und Holzfaser-
platten erneut. Die Einfuhrpreise für Rohholz (mit 
Ausnahme von Faserholz) und für Holzhalbwaren 
(mit Ausnahme von Spanplatten und Furniere) stie-
gen dabei leicht an. 

Die wichtigsten Lieferländer für Nadelstammholz 
waren mit 69% die EG und für Laubstammholz mit 
75% überseeische Länder. Für Faserholz waren die 
Staatshandelsländer die wichtigsten Lieferanten, 
für Nadelschnittholz die EFTA-Länder und für 
Laubschnittholz die überseeischen Länder. Von der 
Gesamteinfuhr an Holz und Waren auf der Basis 
Holz kamen 1982 rd. 68% aus EG-Mitgliedstaaten 
und anderen westeuropäischen Ländern. Von der 
Gesamtausfuhr gingen rd. 91 % in diese Länder. 

2.3 Produktion und Betriebsergebnisse 

102. Der Umsatz der Holzwirtschaft ging im Jahre 
1982 um 3,8 % auf 89,2 Mrd. DM zurück (MB Tabel-
le 98). Dies war überwiegend die Folge eines nach-
frage- und preisbedingten Produktionsrückganges. 

103. Im Bereich der Sägeindustrie verminderte 
sich 1982 die Erzeugung von Schnittholz bei nahezu 
stagnierendem Import um 7,3 % auf rd. 8,6 Mio. m 3 . 
Hierzu trug u. a. die starke Abhängigkeit des 
Schnittholzmarktes von der Entwicklung auf dem 
Baumarkt bei. Zugleich kam es zu einem Preisrück-
gang für in- und ausländisches Nadelstammholz. 
Ebenfalls rückläufig waren die Preise für in- und 
ausländisches Nadelschnittholz. Die Abwertung der 
Währungen nordischer Länder Ende 1982 verur-
sachte einen verstärkten Import von Nadelschnitt

-

holz. Das Angebot wurde außerdem durch die stark 
gestiegenen Bezüge von Nadelschnittholz aus der 
DDR erhöht. 

Im ersten Halbjahr 1983 ist die Produktion von Na-
delschnittholz gegenüber dem gleichen Zeitraum 
des Vorjahres wieder angestiegen, während weiter-
hin weniger Laubschnittholz erzeugt wurde. 
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104. Bei den Herstellern von Holzspanplatten, 
dem umsatzstärksten Zweig der Holzwerkstoffindu-
strie, ging die Produktion 1982 nochmals um 4,5 % 
auf rd. 5,49 Mio. m3  zurück. Obwohl vermehrt Span-
platten exportiert wurden, mußten wegen der 
schwachen Bautätigkeit und der Umsatzeinbußen 
der Möbelindustrie Kapazitäten abgebaut werden, 
so daß die Preise für Spanplatten 1982 leicht nach-
gaben. Die inländische Erzeugung von Furnieren 
verminderte sich 1982 um 8,3 %, die von Sperrholz 
um 6,6 %. Aufgrund der Zunahme von Baugenehmi-
gungen, der Zinsverbilligung sowie verschiedener 
Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaues 
dürfte im Laufe des Jahres 1983 allerdings die Pro-
duktion wieder ausgedehnt worden sein. 

Die schwache Konjunktur führte auch in der holz-
verarbeitenden Industrie 1982 zu einem Umsatz-
rückgang um 6,2 % auf rd. 26,0 Mrd. DM. Stärkster 
Umsatzträger blieb die Möbelindustrie. Die Haupt-
einfuhrländer für deutsche Möbel waren die USA, 
Großbritannien, Frankreich, die Länder des nahen 
und mittleren Ostens sowie Japan. Die Exporterlöse 
beliefen sich 1982 auf rd. 3,5 Mrd. DM. 

105. Die Zellstoff- und Papierindustrie konnte 
trotz eines leichten Produktionsrückganges auf 8,3 
Mio. t Papier und Pappe als einzige Gruppe der 

Holzwirtschaft ihren Umsatz geringfügig auf 12,8 
Mrd. DM steigern. Sie war auch im Jahre 1982 füh-
rend in der EG. Der Verbrauch von Rohholz (ein-
schließlich Industrieholz) war dem Produktions-
trend entsprechend rückläufig. Der Anteil des Alt-
papiers blieb mit einer Einsatzquote von 42,3 % un-
verändert. Im ersten Halbjahr 1983 lag die Produk-
tion mit 4,1 Mio. t Papier und Pappe geringfügig 
über der vergleichbaren Vorjahresmenge. 

106. Der Umsatz des Holzhandwerks verminderte 
sich wie im Vorjahr leicht auf rd. 30,8 Mrd. DM. Den 
größten Umsatz in dieser Gruppe erzielten die Bau- 
und Möbeltischler mit rd. 17,4 Mrd. DM. In den 
ersten Monaten 1983 erhöhte sich der Umsatz des 
Holzhandwerks allerdings wieder. 

107. Der Holzhandel, ein Zulieferer für die einzel-
nen Branchen, erzielte 1982 mit 10,8 Mrd. DM einen 
etwas niedrigeren Umsatz als im Vorjahr. Dieser 
Umsatzrückgang wurde durch die allgemein 
schlechte Wirtschaftslage in den verschiedenen 
Branchen der Holzwirtschaft verursacht. Es wurde 
verstärkt auf eigene Lagerbestände zurückgegrif-
fen. Vom Gesamtumsatz entfielen rd. 16 % auf den 
Handel mit Rohholz, rd. 46 % auf den Handel mit 
Schnittholz und der Rest auf den Handel mit sonsti-
gen Holzhalbwaren. 

III. Fischwirtschaft 

108. Aufgrund der vertraglich festgelegten Quoten 
in kanadischen Gewässern und der Wiederauf-
nahme des Kabeljaufangs vor Westgrönland konn-
ten im Jahre 1982 die Fangmöglichkeiten für die 
Große Hochseefischerei leicht verbessert werden. 
Zwar ging die mengenmäßige Erzeugung um rd. 
11 % auf 183 000 t (Fanggewicht) zurück (Ubersicht 
44), doch führte besonders im Frostfischbereich ein 
höherer Anteil an hochwertigen Kabeljau- und  See- 

Übersicht 44 

Fanggewicht und Verkaufserlöse 
nach Fischereibetriebsarten 

(einschließlich Direktanlandungen im Ausland) 

Fanggewicht Verkaufserlöse 

zu/ab zu/ab 

Betriebsart 
1982 gegen 

1981 
1982 gegen 

1981 

1 000 t % 
Mio. 
DM 

% 

Große Hochsee- 1 ) 
fischerei 	 182,9 — 11,1 244,7 +4,8 

Kleine Hochsee- 
und Küsten- 
fischerei 	 103,5 + 0,1 130,8 +8,0 

insgesamt 	 286,4 — 8,0 375,5 +5,9 

1) einschließlich Loggerfischerei 	Quelle: Statistisches Bundesamt 

lachserzeugnissen zu einer verbesserten Produkt-
zusammensetzung. Die geringeren Anlandungen 
bei den nicht-traditionellen Fischarten hatten teils 
wirtschaftliche, teils fischereibiologische Gründe. 
Wegen größerer Anlandungen an traditionellen Ar-
ten konnte der weniger wirtschaftliche Makrelen-
fang eingeschränkt werden. Beim Blauen Wittling, 
dessen Preise sich nach Lösung verarbeitungstech-
nischer Probleme deutlich nach oben entwickelt ha-
ben, wurden demgegenüber keine fangwürdigen 
Konzentrationen gefunden. 

Die qualitativ bessere Zusammensetzung der An-
landungen und höhere Erzeugerpreise führten trotz 
geringerer Mengen im Jahre 1982 in der Großen 
Hochseefischerei zu einem Anstieg der durch-
schnittlichen Erlöse um 18 % gegenüber dem Vor-
jahr. Höhere Preise konnten vor allem im Frost-
fischbereich für die ausschlaggebenden Produkt-
gruppen erzielt werden, so bei Rotbarschfilet um 
14 %, bei Heringsprodukten um 8 % und bei Kabel-
jaufilet um 4 %. Dazu hat allerdings auch ein höhe-
rer Veredlungsgrad bei einzelnen Produkten beige-
tragen. Die geringfügig zurückgegangenen Frisch-
fischanlandungen wurden aufgrund der gestiege-
nen Preise zu etwa 6 % höheren Durchschnittserlö-
sen abgesetzt. Ihr Anteil an der Gesamterzeugung 
der Großen Hochseefischerei lag allerdings auch 
1982 bei nur rd. 20 %. 

Von den Eigenanlandungen der Seefischerei sind 
1982 insgesamt rd. 4 400 t unverkauft stehengeblie- 
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ben und zu Fischmehl verarbeitet worden; das ent-
spricht 4 % der konsumfähigen Ware. Drei Viertel 
dieser Menge bestand aus Rotbarsch, der — insbe-
sondere in der heißen Jahreszeit — beim Zusam-
mentreffen mit zeitweilig hohen isländischen An-
landungen nicht verkauft werden konnte. Die islän-
dische Ware ist aufgrund der besseren Fangplätze, 
von denen die deutsche Flotte ausgesperrt ist, von 
höherer Qualität und wird deshalb von der Nach-
frage bevorzugt. 

Im 1. Halbjahr 1983 gingen die Anlandungen der 
Großen Hochseefischerei weiter um 8 % gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahreszeitraum zurück. 
Ein wirtschaftlicher Einsatz der Frosterflotte wurde 
durch die einschneidende und zugleich abkom-
menswidrige Beschränkung der Kabeljaufischerei 
in den kanadischen Gewässern und durch Pro-
bleme beim Einsatz vor Grönland erschwert. Das 
Preisniveau für Frostfisch blieb insgesamt unverän-
dert; bei Frischfisch gaben die Preise dagegen auch 
unter dem Einfluß der für den Absatz zeitweise un-
günstigen Witterung leicht nach. 

109. Der Kapazitätsabbau ist mit dem Verkauf von 
einem Vollfroster ins Ausland im Berichtsjahr fort-
gesetzt worden. Ende 1982 setzte sich die Flotte aus 
insgesamt 29 Einheiten (ohne Logger der ehemali-
gen Großen Heringsfischerei) — davon 17 Vollfro-
ster und 12 Frischfischfänger — zusammen. Die 
zeitliche Auslastung der Flotte konnte wieder etwas 
verbessert werden, doch war ein ganzjähriger Be-
trieb vor allem wegen der erst spät im Jahresver-
lauf erreichten Wiederaufnahme des Fischfangs vor 
Drittländern und in grönländischen Gewässern 
nicht möglich. Bis Ende 1983 verringerte sich der 
Flottenbestand weiter auf 25 Einheiten (Übersicht 
45). 

Übersicht 45 

Flotte der Großen Hochseefischerei 1) 

Jahr Fabrikschiffe 
(Vollfroster) 

Frischfisch

-

trawler insgesamt Bruttoregister

-

tonnen (BRT) 

1975 32 39 71 121 601 

1981 18 12 30 65 757 

1982 17 12 29 57 461 

1983 14 11 25 54 527 

1 ) ohne 2 Logger der ehemaligen Großen Heringsfischerei 

110. Der Betriebsverlust der Großen Hochseefi-
scherei hat sich 1982 von 41 Mio. DM um rd. die 
Hälfte auf 19 Mio. DM (ohne öffentliche Hilfen) ver-
ringert. Bezogen auf die verkaufsfähige Menge lag 
die Kostenunterdeckung bei 100 DM/t; im Frisch-
fischbereich war sie mengenbezogen allerdings 
etwa sechsmal so hoch wie bei Frostfisch und ist im 
Gegensatz zur dortigen Entwicklung sogar noch ge-
stiegen. Neben der qualitativ besseren Zusammen-
setzung der Produktion und den Preiserhöhungen 
trugen vor allem auch der Abgang älterer Schiffe 
sowie die Erhöhung des zeitlichen Auslastungsgra-

des der Flotte zu der relativen Verbesserung der 
Ertragslage im Frostfischbereich bei. Die Kosten-
steigerungen, insbesondere aufgrund von Anhebun-
gen des Heuertarifs und der Preisentwicklung bei 
Dieselöl, haben sich gegenüber diesen ertragsfesti-
genden Faktoren weniger stark ausgewirkt. 

111. In der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei 
wurden Ende 1982 623 Motorkutter mit einer Ge-
samttonnage von 22 700 BRT betrieben. Im Ver-
gleich zum Jahresende 1981 verringerte sich der 
Bestand nur noch leicht um 21 Fahrzeuge mit insge-
samt rd. 300 BRT. Die Zahl der sonstigen Küstenfi-
schereifahrzeuge ging geringfügig auf 401 Einhei-
ten zurück. 

Die Fangmöglichkeiten der Kutter- und . Küstenfi-
scherei waren im Gegensatz zur Hochseefischerei 
auch 1982 ausreichend, wenn man von den Beein-
trächtigungen der Ostseefischerei durch den Ver-
lust traditioneller Fangplätze absieht. Die Anlan-
dungen erreichten mit 103 500 t (Fanggewicht) fast 
genau das Vorjahresergebnis (Übersicht 44). Dabei 
nahmen die Auslandsanlandungen — fast aus-
schließlich in dänischen Häfen — wegen der dort 
erzielten höheren Erzeugerpreise und geringerer 
Kosten aufgrund kürzerer Fahrtzeiten zu den Fang-
plätzen zu Lasten der im Inland verkauften Men-
gen deutlich zu. Der um 8 % auf 131 Mio. DM er-
höhte Umsatz ist überwiegend auf Preissteigerun-
gen bei den meisten Konsumfischarten zurückzu-
führen; sie betrugen bei Kabeljau sogar rd. 20 %. 
Weiterhin haben die Ausdehnung des Anteils der 
Konsumware zu Lasten der Industrieware sowie 
die verringerten Rücknahmen unverkaufter Ware 
vom Markt, die die feste Marktsituation widerspie-
geln, zu der Erlösverbesserung beigetragen. Die be-
trächtlich höheren Mengen bei Speisekrabben und 
Muscheln konnten allerdings nur zu deutlich niedri-
geren Preisen abgesetzt werden. 

Das 1. Halbjahr 1983 brachte einen bemerkenswer-
ten Anstieg der Konsumfischanlandungen (insbe-
sondere an Kabeljau) um rd. 20 % gegenüber dem 
allerdings niedrigen Niveau im Vergleichszeitraum 
des Vorjahres. Die Mengen wurden im Durch-
schnitt zu etwas niedrigeren Preisen verkauft. Un-
gewöhnlich hohe Krabbenfänge und die Lagerbe-
stände aus dem Vorjahr führten auf diesem Teil-
markt bei nach wie vor unzureichenden Vermark-
tungsbedingungen zu einem starken Preisein-
bruch. 

112. Die Ertragslage der Betriebe der Kleinen 
Hochsee- und Küstenfischerei hat sich 1982 gegen-
über dem Vorjahr etwas ungünstiger entwickelt 
(Übersicht 46, MB Tabelle 102). Die Gewinne gingen 
im Durchschnitt um 7 % auf knapp 65 000 DM je 
Unternehmen zurück. Die positive Einkommensent-
wicklung der letzten Jahre konnte damit nicht fort-
gesetzt werden. 

Zwischen den einzelnen Gruppen der Fischereibe-
triebe sind allerdings erhebliche Unterschiede fest-
zustellen. Die Frischfisch fangenden Betriebe der 
Nordsee hatten die stärksten Einkommenseinbu-
ßen zu verzeichnen ( – 27,6 %), relativ gering war der 
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Einkommensrückgang bei den Betrieben der Ost-
see ( –1,3 %), und die Krabbenfischer haben ihr Be-
triebsergebnis sogar erheblich verbessert ( + 31,3 %). 
Diese Entwicklung hat dazu geführt, daß sich die 
großen Einkommensunterschiede zwischen den 
Krabbenfischern und den Frischfischfängern deut-
lich verringert haben. 

Innerhalb der Gruppe der Frischfischfänger ist eine 
starke Abhängigkeit der Ertragslage von der 
Schiffslänge (Fangkapazität) festzustellen. Beson-
ders bei den Betrieben der Nordseefischerei wird 
deutlich, daß mit zunehmender Schiffslänge der Ge-
winn je Unternehmen steigt (MB Tabelle 102). 
Hinzu kommt, daß die Gewinnentwicklung in den 
größeren Betrieben sowohl im Vergleich zum Vor-
jahr als auch im Vergleich zu 1978 stabiler als in 
den kleineren Betrieben war. 

Wie bereits im Vorjahr gingen auch 1982 die Sub-
ventionen je Unternehmen zurück. Dieser Rück-
gang, bedingt durch die weitere Verringerung der 
Anpassungsmaßnahmen im Rahmen des Sofortpro-
gramms, sowie teilweise Einbußen bei den Fang-
mengen haben wesentlich zur festgestellten Ein-
kommensentwicklung bei den Frischfischfängern 
beigetragen. Die Erhöhung des Gewinns der Krab-
benfischer ist bei geringem Anstieg der Aufwen-
dungen durch eine positive Ertragsentwicklung zu 
erklären. Die höheren Fangmengen haben sich gün-
stig auf die Ertragslage ausgewirkt. 

Übersicht 46 

Gewinn der Betriebe der Kleinen Hochsee- 

 

und Küstenfischerei 

Frischfisch 
Jahr Krabben insgesamt 

Ostsee 	Nordsee 

DM je Unternehmen 

1978 67 094 106 710 55 931 72 895 

1979 66 943 87 286 22 979 50 495 

1980 59 150 123 688 35 517 62 773 

1981 68 007 129 168 41 245 69 604 

1982 67 120 93 494 54 147 64 730 

Veränderung in % gegen Vorjahr 

1979 — 0,2 — 18,2 — 58,9 — 30,7 

1980 — 11,6 +41,7 +54,6 +24,3 

1981 +15,0 + 4,4 +16,1 +10,9 

1982 — 1,3 — 27,6 +31,3 — 7,0 

113. In den ersten neun Monaten des Jahres 1983 
kam es im Vergleich zum entsprechenden Vorjah-
reszeitraum zu einem mengenmäßigen Anstieg der 
Fischanlandungen von ca. 14 %. Bei weitgehend sta-
bilen Fischpreisen und nur schwach angestiegenen 
Betriebsmittelpreisen dürfte sich dadurch die Er-
tragslage der Frischfischbetriebe der Kleinen 
Hochsee- und Küstenfischerei im Jahre 1983 gegen-
über 1982 etwas verbessert haben. Dagegen müssen 

die Krabbenbetriebe aufgrund der ab Spätsommer 
1983 ungewöhnlich schlechten Fänge mit rückläufi-
gen Einkommen rechnen. 

114. In der Binnenfischerei wirkten sich im Jahre 
1982 die reichlichen Frühjahrsniederschläge und 
der warme Sommer auf die von der Witterung be

-

sonders abhängige Süßwasserfischproduktion im 
allgemeinen positiv aus. Der Wert der gesamten 
Speisefischerzeugung der berufsmäßigen Binnenfi-
scherei wird für 1982 auf 125 Mio. DM veranschlagt, 
wovon mehr als zwei Drittel auf die Produktion von 
Forellen entfallen. Die  Flußfischerei hatte unter der 
geringen Wasserführung in den trockenen Sommer-
monaten zu leiden, die zu hohen Salz- und sonstigen 
Abwasserkonzentrationen führte. Außerdem führ-
ten Schadstoff-Anreicherungen bei Aalen in der Un-
terelbe zu einer rückläufigen Nachfrage mit ent-
sprechenden Absatzeinbußen. Gute Ergebnisse 
konnte dagegen die berufsmäßige Fischerei am Bo-
densee und an anderen süddeutschen Seen ver-
zeichnen. 

Die Witterung begünstigte einen guten Aufwuchs 
der Karpfen. Die Erzeugung wird für 1982 auf 5 900 
t geschätzt und liegt damit um rd. 20 % über der des 
Vorjahres. Die Importe verminderten sich dagegen 
auf 3 100 t, so daß der Verbrauch an Speisekarpfen 
zu etwa zwei Dritteln aus inländischer Erzeugung 
gedeckt werden konnte. Bei den Einfuhren war eine 
deutliche Verlagerung von den Ostblockländern zu 
Frankreich hin festzustellen. Die Preise bei Abgabe 
an den Großhandel gingen 1982 leicht zurück; auf 
diesen Absatzweg entfällt jedoch traditionell nur 
ein relativ kleiner Teil der Produktion. 

Die Erzeugung von Forellen, dem weiterhin mit Ab-
stand wichtigsten Speisefisch der Binnenfischerei, 
wird für 1982 ähnlich wie im Vorjahr auf etwa 
13 000 t geschätzt. Weiter zunehmende Importe, fast 
ausschließlich aus Dänemark, haben zusammen mit 
der hohen Eigenerzeugung zu einem Preisrückgang 
geführt. Durch Werbemaßnahmen, die von den Er-
zeugern finanziert werden, wird eine Steigerung 
des in der Bundesrepublik Deutschland bereits ho-
hen Konsums von Forellen angestrebt. 

Für das Wirtschaftsjahr 1983/84 wurden die Karp-
fen-Referenzpreise in DM um knapp 2 bis 3,5 % an-
gehoben. Die Karpfenernte 1983 hat als Folge der 
reichlichen Niederschläge im Frühjahr und der 
sehr warmen Witterung in den Sommermonaten, 
die das Wachstum beschleunigten und zu einem hö-
heren Durchschnittsgewicht führten, das gute Vor-
jahresergebnis übertroffen. Auch in der Forellen-
zucht ist eine höhere Produktion zu erwarten. Das 
steigende Angebot aus der Inlandserzeugung be-
wirkt zusammen mit den Importen bei den beiden 
wichtigsten Süßwasserfischen einen Druck auf die 
Erzeugerpreise. 

115. Für die Versorgung der Bevölkerung mit Er-
zeugnissen der See- und Binnenfischerei standen 
1982 aus Eigenproduktion und Einfuhren insgesamt 
rd. 651 000 t (Fanggewicht) zur Verfügung. Das wa-
ren rd. 2 % weniger als 1981. Der Fischverbrauch je 
Kopf der Bevölkerung belief sich auf 10,6 kg und 
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Übersicht 47 

Versorgung der Bundesrepublik Deutschland mit Fisch und Fischereierzeugnissen 
aus der See- und Binnenfischerei 

- 1000 t Fanggewicht - 

Gliederung 1980 1981 1982 1982 gegen 
1981 in% 

Anlandungen 	  317,7 331,0 309,1 - 6,6 

darunter aus Seefischerei 1 ) 	  299,5 309,1 286,4 - 7,3 

Einfuhr 2) 4) 	  695,3 643,0 648,4 + 0,8 

Ausfuhr 3) 4) 	  280,5 263,8 278,0 + 5,4 

Inlandsverwendung 	  732,5 710,2 679,5 - 4,3 

davon Futter 	  44,8 42,2 27,6 -34,6 

Nahrungsverbrauch 	  687,7 668,0 651,9 - 2,4 

dgl. je Kopf in kg 	  11,2 10,8 10,6 - 1,9 

Selbstversorgungsgrad in % 	  43 47 45 - 4,3 

1) Anlandungen deutscher Schiffe in deutschen und ausländischen Häfen 
2) einschließlich Anlandungen ausländischer Schiffe in deutschen Häfen 
3) einschließlich Anlandungen deutscher Schiffe in ausländischen Häfen 
4) ohne Fischmehl 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BEF, Verband der Deutschen Binnenfischer 

war damit geringfügig niedriger als 1981 (Übersicht 
47). 

Wegen des Rückgangs der Fangmengen in anderen 
Gebieten entfiel ein größerer Anteil der deutschen 
Fangmenge (über 29 %) auf die Nordsee. Grönland 
rückte an die zweite Stelle (knapp 27% der deut-
schen Fangmengen). Es folgen wie bisher die west-
britischen Gewässer, in denen sich die Fänge 1982 
gegenüber 1981 fast halbierten, sowie die Ostsee 
(mit jeweils rd. 11 %). 

Die Fangmengen haben 1982 bei den wirtschaftlich 
bedeutenden Fischarten (Kabeljau, Rotbarsch, See-

lachs und Hering) wieder zugenommen (61 % der 
Fischanlandungen gegenüber 49 % im Vorjahr); da-
gegen ist der Anteil der „neuen" Fischarten (u. a. 
Blauer Wittling, Blauleng, Grenadierfisch) zum Teil 
stark zurückgegangen. 

Die Einfuhren erhöhten sich geringfügig auf 
648 000 t; die Ausfuhren nahmen um 5% auf 
278 000 t zu (Übersicht 47). 

Der Selbstversorgungsgrad des deutschen Marktes 
ist 1982 nach dem Anstieg in 1981 wieder etwas 
zurückgegangen (45% statt 47 %). 

IV. Vor- und nachgelagerte Wirtschaftsbereiche 

116. Ein vielseitiges und qualitativ hochwertiges 
Angebot an Nahrungsmitteln erfordert eine arbeits-
teilige Zusammenarbeit zwischen der Landwirt-
schaft und vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbe-
reichen. Die Landwirtschaft tritt als wichtiger Käu-
fer von Waren und Dienstleistungen für die lau-
fende Produktion und von Investitionsgütern auf. 
Zugleich verkauft sie insgesamt nur geringe Men-
gen konsumreifer Produkte direkt an den Endver-
braucher. Immerhin rd. 90 % der Ernährungszwek-
ken dienenden landwirtschaftlichen Erzeugung - 
gemessen an den Verkaufserlösen - gelangen erst 
nach einer Be- oder Verarbeitung durch die gewerb-
liche Ernährungswirtschaft zu den Konsumenten. 
Milch, Schlachtvieh und Zuckerrüben werden fast 
vollständig von Industrie und Handwerk be- oder 
verarbeitet, Obst und Gemüse etwa zur Hälfte und 
Eier sowie Kartoffeln nur zu einem geringen Teil. 

Auch von den unverarbeiteten Frischprodukten 
wird der größte Teil vom Handel vermarktet. Die 
volkswirtschaftliche Bedeutung der vor- und nach-
gelagerten Wirtschaftsbereiche einschließlich der 
Landwirtschaft kommt in ihrem Anteil an den Er-
werbstätigen sowie an der Bruttowertschöpfung 
von jeweils rd. 16% zum Ausdruck. 

117. Der Gesamtumsatz des Bauhauptgewerbes, 
des Ausbaugewerbes und der Energiewirtschaft 
wird nur zu einem geringen Teil durch die Nach-
frage der Landwirtschaft beeinflußt. Auf der ande-
ren Seite stellen aber die Bau- und insbesondere 
Energiepreise einen nicht unerheblichen Kosten-
faktor für die Landwirtschaft dar. 

118. Zwischen der Ackerschlepper- und Landma-
schinenindustrie einerseits und der Landwirtschaft 
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andererseits besteht dagegen eine stärkere gegen-
seitige Abhängigkeit. Das Jahr 1982 brachte der Ak-
kerschlepper- und Landmaschinenindustrie nach 
zwei ungünstigen Vorjahren aufgrund der verbes-
serten Rahmenbedingungen und der gestiegenen 
Investitionsbereitschaft der Landwirtschaft eine 
deutliche Belebung des Inlandsgeschäfts. Dies gilt 
insbesondere für Ackerschlepper. Die Gesamtent-
wicklung der Branche wurde zusätzlich durch die 
weiterhin kräftig erhöhten Exporterlöse verbessert. 
Die Abnahme der Betriebs- und der Beschäftigten-
zahl hatte sich vorübergehend verlangsamt. Die 
Umsätze konnten 1983 im Inland nicht ganz so 
stark ausgeweitet werden (Übersicht 48). 

Übersicht 48 

Entwicklung der Ackerschlepper- und 
Landmaschinenwirtschaft 

Bereich Einheit 1982 
1982 	1983 1 ) 

gegen Vorjahr in % 

Industrie 2) 

Betriebe 	 Zahl 249 — 3,1 — 3,8 

Beschäftigte 	 Zahl 50 349 — 1,7 — 4,3 

Umsatz 	 Mio. DM 7 730 + 9,0 + 8,4 

darunter Inland 	 Mio. DM 4 071 + 7,7 + 6,9 

Handwerk 

Betriebe 	 Zahl 4 525 3 ) + 1,0 . 

Beschäftigte 	 Zahl 28 400 — 1,1 — 0,7 

Umsatz 	 Mio. DM 4 704 + 7,0 +12,1 

1) Januar bis November (Handwerk: September) 
2) Betriebe von Unternehmen ab 20 Beschäftigte 3 ) Jahresende 

Das Landmaschinenhandwerk wies 1982 und 1983 
ähnliche Umsatzsteigerungen wie die Industrie auf. 
Die stärksten Impulse gingen dabei von der Han-
delstätigkeit mit Ackerschleppern und Landmaschi-
nen aus, auf die mehr als die Hälfte der Einnahmen 
dieses Handwerkszweiges entfielen. Aber auch die 
Aufträge für Werkstattleistungen nahmen wieder 
spürbar zu. Trotz des geringen Beschäftigungsrück-
gangs war ein Zugang bei den in der Handwerks-
rolle eingetragenen Betrieben festzustellen. Hin-
sichtlich Umsatz und Beschäftigung vollzog sich im 
spezialisierten Großhandel mit Landmaschinen 
und Geräten eine ähnliche Entwicklung wie im 
Landmaschinenhandwerk. 

Die Hersteller von Pflanzenbehandlungsmitteln 
mußten 1982 auf dem Inlandsmarkt real leichte Um-
satzeinbußen im Vergleich zum Vorjahr hinneh-
men. Aufgrund des Verbrauchsrückgangs und des 
starken Wettbewerbs ließen sich mit Ausnahme 
der neuentwickelten quecksilberfreien Beizmittel 
kaum Preisanhebungen durchsetzen. Im Jahre 1983 
konnten wieder höhere Umsätze erzielt werden, die 
etwa jeweils zur Hälfte mengen- und preisbedingt 
waren. Diese Entwicklung ist in erster Linie auf das 
Herbstgeschäft mit Herbiziden zurückzuführen; die 

Witterungsverhältnisse bei der Aussaat haben zu 
einer vermehrten Anwendung von Vorauflaufmit-
teln geführt. 

In der Düngemittelindustrie verschärfte sich im 
Wirtschaftsjahr 1982/83 bei weltweiten Überkapazi-
täten, verhaltener Nachfrage der Landwirtschaft 
und kräftig gestiegenen Importen der Wettbewerb. 
Die deutschen Produzenten setzten gegenüber dem 
Vorjahr im Inland weniger Stickstoff, Kali und 
Phosphat ab; entsprechend gingen die Umsätze zu-
rück. Der Verkauf von Düngekalk erhöhte sich al-
lerdings weiter. Mit erheblichen Preisabschlägen 
versuchen die Hersteller von Stickstoffdüngemit-
teln 1983/84 Marktanteile zurückzugewinnen. 

Die Absatzmöglichkeiten der Futtermittelindustrie 
waren 1982 begrenzt. Ursachen dafür waren trotz 
höherer Viehbestände die gute Versorgung mit 
wirtschaftseigenem Grundfutter sowie die schwie-
rige Situation auf dem Schlachtgeflügel- und Eier-
markt. Der Umsatz erhöhte sich zwar um 4,4 % auf 
9,6 Mrd. DM, war aber zum Teil preisbedingt. Die 
gesamte Mischfutterherstellung, an der auch Land-
handelsbetriebe beteiligt sind, ging um über 2 % auf 
17,2 Mio. t zurück. Dabei hat sich der Getreideanteil 
aufgrund der Preisvorteile zugunsten von Substitu-
ten aus Drittländern weiter verringert. Da 1983 auf-
grund der Trockenheit vermehrt Rinderfutter ge-
kauft wurde, sind die Umsätze der Futtermittelin-
dustrie deutlicher als im Vorjahr gestiegen. 

119. Der einzelwirtschaftliche und genossen-
schaftliche Großhandel mit Getreide, Futter- und 
Düngemitteln sowie Lebendvieh erfüllt eine Dop-
pelfunktion als Lieferant und Abnehmer der Land-
wirtschaft. Die Gesamtumsätze erhöhten sich 1982 
nominal noch um 2,0%; real gingen sie allerdings 
leicht zurück. Während im Viehhandel eine deutli-
che Zunahme und bei den meisten pflanzlichen Er-
zeugnissen noch eine annähernd positive Entwick-
lung im Bezugs- und Absatzgeschäft zu verzeichnen 
war, trug der stagnierende und unter Preisdruck 
stehende Markt für einige Betriebsmittel zu den 
insgesamt unbefriedigenden Erträgen bei. Das 
reale Umsatzniveau konnte 1983 zumindest behaup-
tet werden. Der Beschäftigungsrückgang hielt in 
beiden Berichtsjahren an; die Teilzeitbeschäftigung 
nahm jedoch zu. 

120. Die Zahl der ländlichen Genossenschaften — 
mit Handel und Verarbeitung — verringerte sich 
1982 weiter; außerdem waren weniger Mitarbeiter 
(147 700) als im Jahr zuvor bei den Genossenschaf-
ten tätig. Bei den Kreditgenossenschaften mit Wa-
renverkehr nahm die Gesamtzahl der Mitglied-
schaften durch Zugang von Nichtlandwirten zu; bei 
den landwirtschaftlich geprägten Molkerei- und 
Milchverwertungsgenossenschaften sowie den Be-
zugs- und Absatzgenossenschaften hat sich der Mit-
gliederrückgang dagegen fortgesetzt. Von den ins-
gesamt 3,7 Millionen Einzelmitgliedern sind nur 
noch knapp ein Drittel in der Landwirtschaft er-
werbstätig. 

Der Gesamtumsatz der ländlichen Genossenschaf

-

ten einschließlich des zwischengenossenschaftli- 
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chen Umsatzes erhöhte sich 1982 um 5 % auf 79,4 
Mrd. DM; auch real konnte das Vorjahresergebnis 
übertroffen werden. Das Direktgeschäft mit der 
Landwirtschaft erreichte ein Volumen von 46,0 Mrd. 
DM. 

Ende 1983 belief sich die Zahl der Genossenschaf-
ten auf etwa 6 800. Die Abnahmerate lag unter der 
des Vorjahres ( - 3,7 %). Damit hat sich der Struktur-
anpassungsprozeß weiter verlangsamt. Die Um-
sätze erhöhten sich 1983 um 4 bis 5% auf insgesamt 
über 82 Mrd. DM; auch real wurde das Vorjahreser-
gebnis übertroffen. 

121. Die rd. 7 100 Betriebe des Produzierenden Er-
nährungsgewerbes (Ernährungsindustrie und Groß-
unternehmen des Ernährungshandwerks) erwirt-
schafteten 1982 mit 465 000 Beschäftigten einen Um-
satz von rd. 151 Mrd. DM. Statistisch werden nur die 
größeren Unternehmen regelmäßig erfaßt (Über-
sicht 49). Die Zahl der Betriebe und beschäftigten 
Personen hat sich gegenüber 1981 weiter verringert. 
Der Umsatz erhöhte sich zwar nominal, real ging er 
aber erstmals zurück. Die Rezessionsphase und die 
zunehmende Kaufzurückhaltung der Verbraucher 
wirkten sich, wenn auch später als in anderen 
Branchen, spürbar auf diesen sonst wenig konjunk-
turempfindlichen Bereich des Verarbeitenden Ge-
werbes aus. Im Vergleich zum gesamten Verarbei-
tenden Gewerbe schnitt der Ernährungssektor 1982 
aber noch relativ günstig ab. Der Anstieg des Aus-
landsumsatzes, bei dem in den Vorjahren erhebli-
che Zuwachsraten zu verzeichnen waren und der 
bei stagnierender Inlandsnachfrage zur bisher posi-
tiven Entwicklung beigetragen hatte, ging 1982 
nochmals über den des Inlandsumsatzes hinaus, 
blieb aber angesichts der weltweit schwierigen 
Wirtschaftslage hinter den Erwartungen zurück. 
Die Exportquote liegt im Niveau nach wie vor deut-
lich unter denen anderer Wirtschaftssektoren und 
zeigt, daß der Schwerpunkt dieses vornehmlich mit-
telständisch strukturierten Bereichs auch künftig 
in der Versorgung des Binnenmarktes liegt, zumal 

Übersicht 49 

Entwicklung im Produzierenden Ernährungsgewerbe 1) 

Gliederung Einheit 1982 
1982 	1983 2 ) 

gegen Vorjahr in % 

Betriebe 	 Zahl 4 577 - 2,5 - 1,0 

Beschäftigte 	 Zahl 450 419 - 3,2 - 3,7 

Index 
Nettoproduktion 	 1980 

= 100 101,5 - 0,1 - 0,7 

Umsatz 	 Mio. DM 146 029 + 4,3 + 1,6 

davon 

Inland 	 Mio. DM 133 651 + 4,2 + 1,6 

Ausland 	 Mio. DM 12 378 + 6,0 + 1,7 

Exportquote 	 % 8,5 . (8,5) 

1) Betriebe von Unternehmen ab 20 (z. T. 10) Beschäftigte 
2) Januar bis November 

die Möglichkeiten für Exportsteigerungen unter 
veränderten Rahmenbedingungen begrenzt sein 
dürften. 

Im Jahre 1983 trat noch keine Verbesserung der 
Gesamtsituation ein. Die Zahl der  Betriebe  verrin-
gerte sich weniger stark als im Vorjahr, der Be-
schäftigtenabbau ging aber unvermindert weiter. 
Der Umsatz stieg lediglich nominal noch geringfü-
gig an. 

122. Im Ernährungshandwerk einschließlich der 
beim Produzierenden Ernährungsgewerbe auch er-
faßten Großunternehmen stieg der Umsatz 1982 al-
lein preisbedingt auf insgesamt 52,6 Mrd. DM 
(Übersicht 50). Das Nachfrageverhalten der Konsu-
menten ist während des konjunkturellen Ab-
schwungs zunehmend preisbewußter geworden. Die 
qualitativ hochwertigen und zumeist teuren Pro-
dukte des Handwerks sind schwerer als bisher ab-
zusetzen. Der Beschäftigtenabbau war 1982 mit 
- 0,6 % geringer als in vielen anderen Wirtschafts- 

Übersicht 50 

Entwicklung des Ernährungshandwerks 

Gliederung Einheit 1982 
1982 	1983 1) 

gegen Vorjahr in 

Betriebe 	 Zahl 69 0262 ) - 1,8 . 

Beschäftigte 	 Zahl 472 100 - 0,6 + 0,3 

darunter 

Auszubildende 	 Zahl 59 908 + 6,0 . 

Umsatz 	 Mio. DM 52 626 + 3,3 - 0,4 

darunter 

Bäcker 	 Mio. DM 15 349 + 1,5 + 0,2 

Fleischer 	 Mio. DM 31 457 + 4,4 - 0,6 

1) Januar bis September 	2) Jahresende 

zweigen. Das Ernährungshandwerk leistete wie-
derum einen nicht unerheblichen Beitrag zur Ver-
größerung des Lehrstellenangebots (Anstieg der 
Zahl der Auszubildenden um 6,0 % in 1982). Die Zahl 
der in der Handwerksrolle eingetragenen Betriebe 
hat sich wie in den Vorjahren weiterhin leicht ver-
ringert. Im Jahre 1983 erzielte das Ernährungs-
handwerk bereits nominal gegenüber dem Vorjahr 
keine höheren Umsätze mehr. Dabei dürften die 
Ursachen weniger im Verlust von Marktanteilen als 
vielmehr im niedrigeren Gesamtverbrauch zu su-
chen sein. Der Beschäftigungsstand konnte insbe-
sondere wegen der vermehrten Abschlüsse von 
Ausbildungsverträgen gehalten werden. 

Von den an Betriebsvergleichen beteiligten Hand-
werksunternehmen hatte sich 1982 bei den Flei-
schern die Ertragslage gegenüber dem ungünstigen 
Vorjahresergebnis wieder deutlich verbessert. Im 
Bäckerhandwerk ging das Betriebsergebnis noch-
mals zurück (MB Tabelle 107). 
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123. Der Großhandel mit Nahrungsmitteln, Ge-
tränken, Tabakwaren erreichte 1982 in einer 
schwierigen Absatzsituation zwar eine Umsatzstei-
gerung; sie erklärt sich aber allein aus den Preiser-
höhungen vor allem bei Genußmitteln. Real konnte 
das Vorjahresniveau nicht behauptet werden. Im 
Verlauf des Jahres 1983 hat sich die Geschäftslage 
wieder verbessert. Da die Verkaufspreise nur ver-
einzelt heraufgesetzt werden konnten, bedeuten die 
Mehreinnahmen auch vom Volumen her eine Aus-
weitung. Dieses Ergebnis wurde bei weiter abneh-
mender Beschäftigtenzahl durch Rationalisierung 
erzielt (MB Tabelle 108). 

124. Auch im Lebensmitteleinzelhandel konnten 
die Umsätze 1982 nur noch nominal erhöht werden 
(MB Tabelle 108). Die Verbraucher schränkten 
erstmals ihre Nahrungsmittelausgaben ein. Dabei 
versuchten sie nicht so sehr bei den Mengen, son-
dern vielmehr über preisbewußteres Einkaufen zu 
sparen. Allerdings verlief die Entwicklung nicht für 
alle Anbieter gleichmäßig. Die Großunternehmen 
mit modernen Filialsystemen expandierten mit 
zum Teil bedeutenden Zuwächsen weiter. Im Jahre 
1983 haben sich die Realumsätze im Branchen-
durchschnitt nochmals verringert; allerdings ist 
eine Abschwächung des Umsatzrückgangs festzu-
stellen. Die Beschäftigungssituation war in beiden 
Berichtsjahren relativ besser als im gesamten 
Einzelhandel. 

Ausgehend von dem niedrigen Niveau des Vorjah-
res konnten die einzelwirtschaftlichen Unterneh-
men des Lebensmittelhandels 1982 den Gewinn be-
haupten. Bei den Filialunternehmern ging das steu-
erliche Betriebsergebnis zurück (MB Tabelle 107). 

Im Lebensmitteleinzelhandel ist seit Jahren eine 
Verringerung der Unternehmenszahl und ein star-
ker Konzentrationsprozeß zu beobachten. Dieser 
Konzentrationsprozeß hat zu einem erheblichen 
Marktanteil der Großunternehmen geführt. Hierfür 
sind eine Reihe von Gründen maßgeblich. Dazu 
zählen auch die von Großunternehmen bisher ver-
breitet angewandten Niedrigpreisstrategien. Er-
möglicht wurde diese Entwicklung insbesondere 
auch durch das Vordringen problemloser Waren, die 
Motorisierung und die technische Verbesserung der 

Vorratshaltung in den Haushalten. Außerdem ha-
ben Großunternehmen gegenüber ihren kleineren 
Mitbewerbern durch größere Rationalisierungsre-
serven und modernere Marketingmethoden Ko-
stenvorteile, die von den kleineren Anbietern trotz 
deren häufig größeren Flexibilität und evtl. Stand-
ortvorteile nur selten ausgeglichen werden können. 
Mit der gestiegenen Nachfragemacht der Großein-
käufer verschärft sich der Kampf um Preise und 
Konditionen der Lieferanten (Rabatte, Eintrittsgel-
der, Werbekostenzuschüsse u. a.). Die landwirt-
schaftlichen Erzeuger können dieser Entwicklung 
nur durch Zusammenfassung des Angebots, d. h. 
durch Erhöhung der Angebotskonzentration begeg-
nen (vgl. Tz. 168). Allerdings sind die Möglichkeiten 
hierzu vergleichweise begrenzt. 

Die Bundesregierung verfolgt den Konzentrations-
prozeß mit großer Aufmerksamkeit und prüft neben 
dessen Ausmaß unter anderem, ob bei einem Fort-
schreiten des Konzentrationsprozesses die Lebens-
mittelversorgung in ihrer bisherigen Sortiments-
vielfalt und Produktqualität in Frage gestellt ist. 
Weitere Aufschlüsse zur Beurteilung der Konzen-
trationsproblematik erwartet die Bundesregierung 
im übrigen aus dem Mitte dieses Jahres von der 
Monopolkommission vorzulegenden Hauptgutach-
ten, das speziell auch dieses Thema behandeln 
wird. 

125. Im Gastgewerbe lagen die Erlöse 1982 nur ge-
ringfügig über denen des Vorjahres; real wurde im 
Durchschnitt weniger umgesetzt. Allein die Trink-
und Imbißhallen sowie Eisdielen konnten 1982 u. a. 
witterungsbedingt mehr absetzen. Von den Haupt-
gruppen schnitten die Kantinen relativ besser ab 
als der Gaststättenbereich und das Beherbergungs-
gewerbe, das nicht unerhebliche Anteile am Ver-
pflegungssektor hat; 1981 erzielten die Hotels 61 % 
und die Gasthöfe 84 % ihrer Einnahmen aus dem 
Verkauf von Speisen und Getränken. Die Ausdeh-
nung der meisten Schnellrestaurantketten hat sich 
abgeschwächt. Die Personaleinsparungen im Gast-
gewerbe waren erstmals auch bei den Teilzeitbe

-

schäftigten zu beobachten. Die Umsatzentwicklung 
verlief 1983 insgesamt ähnlich ungünstig wie im 
Vorjahr (MB Tabelle 108). 
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Teil B 

Ziele und Programme der Agrar- und Ernährungspolitik 

I. Ziele 

126. Die Agrar- und Ernährungspolitik ist Teil der 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik der Bundesre-
gierung, die es weiterhin als ihr zentrales Ziel an-
sieht, die Arbeitslosigkeit zu vermindern, die Wirt-
schaft wiederzubeleben und die öffentlichen Haus-
haltsdefizite zurückzuführen. Diese übergeordneten 
Zielvorgaben bestimmen auch den agrarpolitischen 
Gestaltungsspielraum. Angesichts stark abge-
schwächter gesamtwirtschaftlicher Impulse, der 
schwierigen Arbeitsmarktlage und der insgesamt 
geschrumpften Anpassungsmöglichkeiten der 
Landwirtschaft kann eine vorwiegend auf Wachs-
tum einzelner Betriebe ausgerichtete Förderung 
nicht länger aufrechterhalten werden. Es kommt 
zur Zeit besonders darauf an, die wirtschaftliche 
Existenz einer möglichst großen Zahl bäuerlicher 
Betriebe zu sichern. 

Ein besonders ernstes Problem ist die Situation des 
gemeinsamen Agrarmarktes. Strukturelle Über-
schüsse, stagnierende Nachfrage nach Nahrungs-
mitteln, Erschöpfung der Finanzen, Interessenge-
gensätze zwischen den Mitgliedsländern gefährden 
dieses integrationspolitisch wichtige Element des 
europäischen Einigungswerkes. Die Bundesregie-
rung setzt sich im Rahmen der Grundprinzipien 
des gemeinsamen Marktes für Lösungen ein, die 
die Funktionsfähigkeit und Finanzierbarkeit der 
Agrarmarktpolitik sichern. 

127. Ziele und Aufgaben der Agrar- und Ernäh-
rungspolitik leiten sich unter Berücksichtigung der 
allgemeinen Rahmenbedingungen vornehmlich aus 
dem Landwirtschaftsgesetz und dem EWG-Vertrag 
ab. Hauptziele sind folgende: 

— Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländli-
chen Raum sowie Teilnahme der in der Land- 
und Forstwirtschaft sowie Fischerei Tätigen an 
der allgemeinen Einkommens- und Wohlstands-
entwicklung, 

— ausreichende Versorgung der Bevölkerung und 
der Wirtschaft mit qualitativ hochwertigen Pro-
dukten der Agrarwirtschaft zu angemessenen 
Preisen, 

— Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen; 
weitere Verbesserung des Umwelt-, Natur- und 
Landschaftsschutzes sowie des Tierschutzes, 

— Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und -ernäh-
rungsprobleme sowie Verbesserung der agra-
rischen Außenwirtschaftsbeziehungen (Politik 
des Interessenausgleichs bei Ein- und Ausfuh-
ren). 

Diese Ziele stehen gleichgewichtig, jedoch nicht iso-
liert nebeneinander; zumindest auf der Ebene der 
Teilziele haben sie Berührungspunkte (vgl. Ziel-
struktur des BML im Anhang). Viele Ziele der 
Agrar- und Ernährungspolitik sind langfristiger Na-
tur. Die neugebildete Bundesregierung hat eine 
Reihe neuer Akzente gesetzt. 

128. Im Mittelpunkt des agrar- und ernährungs-
politischen Interesses steht ein vielfältiges und 
kostengünstig erzeugtes Angebot hochwertiger 
Nahrungsmittel und Rohstoffe bei optimaler Be-
schaffenheit und angemessenen Preisen. Dabei 
geht es sowohl um die ernährungssphysiologisch 
einwandfreie Beschaffenheit der Nahrungsmittel 
als auch um die weitgehende Erhaltung ihrer natür-
lichen Eigenschaften. Im Zusammenhang mit der 
gesundheitlich unbedenklichen Qualität unserer 
Nahrungsmittel kommt der Forderung nach deutli-
cher Verringerung schädlicher Immissionen hohe 
Bedeutung zu. 

Aber auch aus der Verwendung von Pflanzen-
schutzmitteln, Düngemitteln und anderen Hilfsstof-
fen in der Land- und Forstwirtschaft dürfen keine 
Gefahren für die Produktion gesundheitlich hoch-
wertiger Agrarerzeugnisse erwachsen. Der Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln soll — um den Schutz 
der natürlichen Umwelt zu verbessern — so weit 
wie möglich eingeschränkt werden. Mit einer No-
vellierung des Pflanzenschutzgesetzes soll insge-
samt den ökologischen Belangen stärker als bisher 
Rechnung getragen werden. Auch eine stärkere 
Verbreitung des integrierten Pflanzenbaus soll 
hierzu beitragen. 

Der gesundheitlich optimalen Beschaffenheit von 
Nahrungsmitteln dient eine Vielzahl von Gesetzen 
und Verordnungen, die ständig neueren Erkennt-
nissen anzupassen sind. Vereinzelt auftretende Un-
regelmäßigkeiten sind kein Grund, die in der Regel 
gute Qualität der inländischen Nahrungsmittel ge-
nerell in Frage zu stellen. Verstärkt sollen dem Ver-
braucher die biologischen Gesamtzusammenhänge 
der Nahrungsmittelproduktion sowie die Bedeu-
tung der richtigen Nahrungsauswahl und -zuberei-
tung für die Qualität der menschlichen Ernährung 
erläutert werden. 

129. Entscheidende Voraussetzung für eine gesi-
cherte Versorgung der Bevölkerung mit gesund-
heitlich einwandfreien Nahrungsmitteln sind — 
neben einem leistungsfähigen Ernährungsgewerbe 
— nachhaltig lebensfähige bäuerliche Betriebe, die 
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eine umweltbewußte Agrarproduktion betreiben. 
Die Möglichkeiten, über Preiserhöhungen und Ab-
satzausweitungen die Zukunft bäuerlicher Betriebe 
zu sichern und gleichwertige Lebensverhältnisse 
für die in der Landwirtschaft Tätigen zu erreichen, 
sind gegenwärtig vor allem wegen der Ungleichge-
wichte auf bedeutsamen Agrarmärkten insgesamt 
begrenzt. 

Die weitere wirtschaftliche Entwicklung der Land-
wirtschaft hängt längerfristig wesentlich davon ab, 
daß das Marktgleichgewicht wiederhergestellt und 
die gemeinsame Agrarpolitik finanzierbar gehalten 
wird. Dazu ist die Produktion bei den Überschuß-
produkten zu bremsen. Eine allgemeine Politik der 
Preissenkung wäre wegen der sich daraus ergeben-
den Einkommensprobleme in der Landwirtschaft 
nicht vertretbar. Auch angesichts der beschränkten 
Möglichkeiten, einen außerlandwirtschaftlichen Ar-
beitsplatz zu finden, ist es jetzt nicht sinnvoll, den 
Strukturwandel in der Landwirtschaft durch preis- 
und strukturpolitische Maßnahmen zu verstärken 
und damit landwirtschaftliche Arbeitsplätze zu ge-
fährden. 

130. Ziel der Bundesregierung ist es, die agrarpo-
litischen Maßnahmen im Bereich der Markt- und 
Preispolitik, der Agrarstrukturpolitik, der Steuer-
politik sowie der Agrarsozialpolitik stärker als bis-
her auf die bodenabhängig wirtschaftenden bäuer-
lichen Familienbetriebe auszurichten. 

Im einzelbetrieblichen Bereich liegt künftig das 
Schwergewicht nicht mehr auf den wachstumsför-
dernden Hilfen für relativ wenige Betriebe. Im Mit-
telpunkt steht ein Agrarkreditprogramm für klei-
nere und mittlere Investitionen, das es einer Viel-
zahl von Betrieben möglich macht, die notwendigen 
Erhaltungsmaßnahmen durchzuführen. Das einzel-
betriebliche Förderungsprogramm wird fortge-
führt, wobei jedoch die an der außerlandwirtschaft-
lichen Einkommensentwicklung orientierte Förder-
schwelle durch betriebswirtschaftliche Kriterien er-
setzt wird. Parallel dazu ist den bäuerlichen Betrie-
ben der Zugang zu dem kaum noch wachstumsfähi-
gen Veredlungssektor soweit es geht zu erhalten 
und einer Konzentration in der bodenunabhängi-
gen Tierhaltung entgegenzuwirken. Die Möglich-
keiten dazu sind allerdings begrenzt. In Betracht 
kommen nur Maßnahmen, die nicht zu unvertretba-
ren Wettbewerbsnachteilen der deutschen Land-
wirtschaft in der EG führen. 

An dem System der eigenständigen agrarsozialen 
Sicherung mit seinen zusätzlichen einkommens-  
und strukturpolitischen Elementen wird auch zu-
künftig festgehalten. Hier kommt es allerdings dar-
auf an, daß die Belastungen, die sich für die Bei-
tragszahler ergeben, in vertretbaren Grenzen ge-
halten werden. Zugleich werden die staatlichen Zu-
schüsse insbesondere zur Altershilfe für Landwirte 
im Interesse kleinerer und mittlerer Beriebe stär-
ker nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
auszurichten sein. 

Eine weitere wichtige Aufgabe bei der Existenzsi-
cherung bäuerlicher Betriebe ist die Verbesserung 
der Bodenmobilität. Hierzu wird zur Zeit die Mög-

lichkeit steuerlicher Erleichterungen bei der Veräu-
ßerung landwirtschaftlicher Flächen geprüft, die 
das Baulandangebot vergrößern, zur Intensivierung 
der Bautätigkeit beitragen und zugleich den Druck 
auf den landwirtschaftlichen Bodenmarkt mildern 
könnten. 

Agrar- und Ernährungspolitik ist eine Politik für 
den gesamten ländlichen Raum. Sie dient der Stär-
kung der Wirtschaftskraft ländlicher Gebiete, der 
Schaffung gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen sowie der Erhaltung der Kulturland-
schaft mit ihrer wichtigen Ausgleichs- und Erho-
lungsfunktion für die Bevölkerung der Verdich-
tungsgebiete. Auch in Zukunft hat das gleichbe-
rechtigte Nebeneinander von Voll-, Zu- und Neben

-

erwerbsbetrieben nicht nur im Hinblick auf eine 
breite Eigentumsstreuung, sondern auch im Inter-
esse der Landschaftspflege sowie der Auslastung 
der Infrastruktur große Bedeutung. Gleichwertige 
Lebensbedingungen bedeuten nicht gleichartige 
Verhältnisse in Stadt und Land. Ländliche Gebiete 
müssen in ihrer spezifischen Eigenart erhalten wer-
den. Ein agrarstruktureller Schwerpunkt liegt des-
halb bei der Dorferneuerung, mit der das Wohnum-
feld der im ländlichen Raum lebenden Menschen 
verbessert und den ländlichen Gemeinden in ihrer 
Entwicklung geholfen werden soll. 

131. Die Fischerei und die mit ihr verbundene 
fischverarbeitende Industrie stellen einen wichti-
gen Wirtschaftsfaktor in den Küstenregionen dar. 
Um die Versorgung mit frischer Rohware sicherzu-
stellen und einer zu starken Abhängigkeit von eini-
gen wenigen Lieferländern vorzubeugen, kann auf 
eigene Anlandungen nicht verzichtet werden. Be-
sondere Anstrengungen sind nötig, um der deut-
schen Fischerei angemessene Fangrechte sowohl 
nach Umfang als auch nach Artenzusammenset-
zung zu erhalten. Dies ist auch Voraussetzung für 
eine leistungsfähige deutsche Fangflotte. 

In der internationalen Fischereipolitik wird es ver-
stärkt auf eine sinnvolle, raubbaumindernde Nut-
zung der Fischbestände ankommen, um dadurch 
und durch Verringerung der Meeresverschmutzung 
die Ressourcen der Meere zu erhalten und deren 
ökologische Funktionen zu schützen. 

132. In einem Land mit dichter Besiedlung und 
hochentwickelter Industrie ist es besonders wichtig, 
daß der Naturhaushalt intakt bleibt und Gefahren 
für Pflanzen- und Tierwelt abgewehrt, die natürli-
chen Lebensgrundlagen also erhalten und gesichert 
werden. Wirtschaftliche und nachhaltige Nutzung 
des Naturhaushaltes setzt seine Pflege voraus. Öko-
nomische und ökologische Ziele sind somit nicht 
Gegensätze, sondern sollen sich langfristig ergän-
zen. Ziel muß eine Produktion sein, die mit Natur-
gütern, Rohstoffen und Energie sparsam umgeht. 
Zu den vielfältigen Aufgaben gehören in erster Li-
nie, Boden und Wasser als Naturfaktoren und Pro-
duktionsgrundlagen vor negativen Umwelteinflüs-
sen zu schützen, ökologisch wertvolle Teile von Na-
tur und Landschaft zu erhalten sowie die Arten-
vielfalt von wildwachsenden Pflanzen und wildle-
benden Tieren zu sichern, wobei der bedrohten 
Tierwelt große Aufmerksamkeit gewidmet wird. Um 
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die Lebensräume gefährdeter Pflanzen- und Tierar-
ten zu erhalten, ist eine bessere Koordinierung des 
Biotopschutzes aus Bundessicht notwendig. Betrof-
fen sind oftmals landwirtschaftlich oder forstwirt-
schaftlich genutzte Flächen. Deshalb ist es wichtig, 
daß Naturschutz nicht gegen, sondern in Zusam-
menarbeit mit der Land- und Forstwirtschaft ver-
wirklicht wird. 

Andererseits ist die land- und forstwirtschaftliche 
Erzeugung teilweise selbst schweren Umweltbela-
stungen ausgesetzt. Schadstoffbelastungen der 
Luft, des Bodens sowie des Wassers müssen recht-
zeitig erkannt und beherrscht werden. Als Rohstoff-
lieferant und Einkommensquelle sowie wegen sei-
ner Bedeutung für die Umwelt und die Erholung 
der Bevölkerung hat der Wald einen hohen volks-
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Nutzen. Um 
diesen zu erhalten, müssen die Ursachen für die 
neuartigen Waldschäden weiter erforscht werden; 
parallel dazu ist der Schadstoffgehalt der Luft 
schnellstmöglich zu reduzieren. Dazu ist es nicht 
nur notwendig, daß national alle technischen Mög-
lichkeiten ausgeschöpft werden. Da der weiträu-
mige Transport von Luftschadstoffen ein grenz-
überschreitendes Problem darstellt, ist auch inter-
national eine Begrenzung von Emissionen erfor-
derlich. Bis die Luftreinhaltepolitik nachhaltig Wir-
kung zeigen kann, muß mit forstwirtschaftlichen 
Maßnahmen (Voranbau, Unterbau, Wiederauffor-
stung, Düngung) soweit wie möglich die Wider-
standskraft der Wälder gestärkt und damit der 
Schadensverlauf verzögert und in Grenzen gehal-
ten werden. Angesichts der besonderen Bedeutung 
des Bodens als Lebensgrundlage erarbeitet die 
Bundesregierung ein umfassendes Konzept zum 
Schutze des Bodens. 

Intensive Tierhaltungsformen und die damit ver-
bundenen Probleme erfordern verstärkte Bemü-
hungen um einen tierschutzgerechten Umgang mit 
landwirtschaftlichen Nutztieren. Parallel dazu ist 
das Tierschutzgesetz u. a. mit dem Ziel anzupassen, 
soweit wie möglich die Tierversuche einzuschrän-
ken. 

133. Agrar- und Ernährungspolitik muß in welt-
weitem Zusammenhang gesehen und entsprechend 
ausgestaltet werden. Zur Lösung der Weltagrar-
und -ernährungsprobleme ist es notwendig, die in-
ternationale Zusammenarbeit zu verbessern, Han-
delshemmnisse abzubauen sowie die Weltagrar-
märkte zu stabilisieren. Die Beziehungen der EG zu 
den USA müssen weiterhin von einer Politik des 
Interessenausgleichs geprägt sein. 

Nahrungsmittelhilfe bleibt in Katastrophenfällen 
und bei vorübergehenden, unüberbrückbaren Ver-
sorgungsengpässen ein unentbehrliches Instru-
ment, akute Not zu lindern. Vorrangig jedoch muß 
den Entwicklungsländern dabei geholfen werden, 
die Produktion von Nahrungsmitteln im eigenen 
Lande zu steigern. Sie bedürfen dazu der techni-
schen und finanziellen Unterstützung, wobei die 
Bundesregierung ihre Zusammenarbeit vor allem 
an den Bedürfnissen der ärmsten und besonders 
benachteiligten Länder ausrichtet. 

Zwischen den Zielen der Agrar- und Ernährungspo-
litik besteht eine Reihe von Zielkonflikten. Aufgabe 
ist es, den Instrumenteneinsatz so zu steuern, daß 
einerseits den unterschiedlichen Zielen möglichst 
weitgehend entsprochen wird, andererseits Lösun-
gen gefunden werden, die von allen Beteiligten mit-
getragen werden können. 

II. Programme 

134. Die vielfältigen Maßnahmen und Aktivitäten 
im Bereich der Agrar- und Ernährungspolitik wer-
den nachfolgend in verschiedenen Aufgabenberei-
chen (Programmen) zusammengefaßt. Dabei wird 
zunächst auf die Bereiche eingegangen, die auf-
grund ihrer politischen Bedeutung im abgelaufenen 
Jahr im Vordergrund standen. Schwerpunktmäßig 
werden solche Entwicklungen und Maßnahmen 
dargestellt, die in der aktuellen agrar- und ernäh-
rungspolitischen Diskussion von besonderer Bedeu-
tung sind. Aspekte und Aktivitäten, die nicht einem 
einzelnen Aufgabengebiet zugerechnet werden kön-
nen, werden in Teil C programmübergreifend abge-
handelt. 

Soweit die Ansätze des Haushalts für den Ge-
schäftsbereich des Bundesministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten (Einzelplan 10) 
unmittelbar den Programmen zugeordnet werden 
können, sind sie jeweils in Finanzierungstableaus 
zusammengestellt. Die programmspezifischen Aus-
gaben decken 1984 mit rd. 97 % den größten Teil des 
Einzelplans 10 ab. 

1 Markt- und Preispolitik 

135. Die Markt- und Preispolitik muß ihre eigent-
liche Funktion der Preisstabilisierung, des Markt-
ausgleichs und der Einkommenssicherung wieder 
erfüllen. Um das Agrarmarktsystem, das eine we-
sentliche Stütze des europäischen Einigungswerks 
darstellt, nicht zu gefährden, müssen der Produkti-
onszuwachs bei landwirtschaftlichen Produkten 
und der Anstieg der Marktordnungskosten be-
grenzt werden. 

1.1 EG-Agrarpreisbeschlüsse 

136. Die EG-Agrarminister einigten sich nach 
schwierigen und mehrmals vertagten Verhandlun-
gen am 17. Mai 1983 über die Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1983/84. Der Rat folgte weitgehend 
den Vorschlägen der Kommission und berücksich-
tigte damit auch die Absatzschwierigkeiten für 
Agrarprodukte sowohl auf dem Welt- als auch auf 
dem Binnenmarkt sowie die angespannte Haus-
haltslage der Gemeinschaft. 
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Die Marktordnungspreise wurden im Durchschnitt 
um rd. 4,2 % (Interventionspreisbasis) — in ECU 
ausgedrückt angehoben (MB Tabelle 112). Wie in 
den Vorjahren wurde eine nach Produkten unter-
schiedliche Erhöhung der Preise vorgenommen. 
Für die wichtigsten Agrarerzeugnisse gab es fol-
gende Anhebungen: 

— Milch + 2,3% — Wein 	+ 5,5% 

— Getreide + 3,0 % — Rindfleisch 	+ 5,5% 

— Zucker + 4,0 % — Schweinefleisch + 5,5 % 

— Raps 	+ 4,0% — Schaffleisch 	+ 5,5% 

Gleichzeitig mit den Preisbeschlüssen wurden, wie 
in den Vorjahren, die „grünen" Paritäten und die 
Währungsausgleichsbeträge angepaßt. 

Unter Berücksichtigung des Abbaus des deutschen 
Währungsausgleichs bedeuten die Preisbeschlüsse 
für die deutsche Landwirtschaft eine durchschnittli-
che Preisanhebung um 2,0 %; bei Milch beträgt die 
Anhebung 1,0 % und bei Getreide 1,1 %. Die Preisan-
hebung kann rechnerisch zu einem Anstieg der 
Preise für Nahrungsmittel um rd. 0,4 % und zu einer 
Verteuerung der Lebenshaltung insgesamt um rd. 
0,07 % führen. 

1.2 Überprüfung der gemeinsamen Agrarpolitik 

137. Der gemeinsame Agrarmarkt weist in weiten 
Bereichen erhebliche strukturelle Überschüsse auf. 
Die Finanzmittel der EG reichen für eine unverän-
derte Fortführung der EG-Agrarpolitik nicht mehr 
aus. Vor diesem Hintergrund hat der Europäische 
Rat eine Überprüfung der gemeinsamen Agrarpoli-
tik mit dem Ziel gefordert, durch konkrete Maßnah-
men die Agrarausgaben unter Kontrolle zu bringen. 
Mit ihren Vorschlägen vom 28. Juli 1983, die vor 
allem 
— eine restriktive Preispolitik, 

— einen weiteren Ausbau des Instruments der Ga-
rantieschwellen bis hin zu einer Garantiemen-
genregelung bei Milch, 

— Einschränkungen bei Interventionsregelungen 
und Beihilfen, 

— eine Begrenzung der Einfuhr von Getreidesub-
stituten und eine Abgabe auf alle Fette außer 
Butter sowie 

— Regeln für den automatischen, stufenweisen Ab-
bau bestehender und zukünftiger Währungsaus-
gleichsbeträge 

vorsehen, hat die EG-Kommission diesen Auftrag 
erfüllt. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen liegen in wesent-
lichen Punkten auf der Linie der von der Kommis-
sion in den letzten Jahren betriebenen Politik. Die 
Kommission geht davon aus, daß diese Maßnahmen 
einen Beitrag zur Bewältigung der Marktungleich-
gewichte und der finanzpolitischen Probleme in der 
EG-Agrarpolitik liefern. Unbeantwortet bleibt aller-
dings die Frage, wie sich die neuen Vorschläge — 

insbesondere die restriktive Preispolitik und der 
automatische Abbau der Währungsausgleichsbe-
träge — auf die Einkommen der Landwirte auswir-
ken. 

Positiv ist hervorzuheben, daß die Vorschläge der 
Kommission zur Lösung des drängendsten Pro-
blems im Bereich der Milchmarktpolitik (Abgabe 
auf die Mehranlieferung in Höhe von 75% des EG-
Richtpreises für Milch) in die gleiche Richtung ge-
hen wie die Überlegungen der Bundesregierung 
(Begrenzung des Produktionszuwachses). Aus han-
delspolitischer Sicht und aus der Sicht der Verbrau-
cher problematisch sind dagegen vor allem die vor-
geschlagenen Einfuhrbeschränkungen für einige 
Substitute (Maiskleberfutter, Maiskeimschrot) so-
wie die von der Kommission vorgeschlagene Fett-
abgabe, die von der Bundesregierung abgelehnt 
wird. Unannehmbar sind für die Bundesregierung 
auch die Vorschläge zum kurzfristigen automati-
schen Abbau der positiven Währungsausgleichsbe-
träge. Damit wären nominale Agrarpreissenkungen 
und drastische Einkommensminderungen in der 
Bundesrepublik Deutschland automatisch vorgege-
ben. Die Bundesregierung hat weitergehende Über-
legungen zu einer möglichen Systemumstellung in 
diesem Bereich eingebracht. Sie tritt außerdem für 
eine größere Haushaltsdisziplin ein und strebt da-
bei an, das Wachstum der Agrarausgaben im mehr-
jährigen Durchschnitt unter dem Anstieg der eige-
nen Einnahmen zu halten. 

1.3 Entwicklung und besondere Maßnahmen auf den 
Agrarmärkten 1 ) 

Milch 

138. Die Milcherzeugung in der Gemeinschaft 
nahm 1983 bei steigendem Kuhbestand und weiter 
steigender durchschnittlicher Milchleistung je Kuh 
um rd. 3,8% zu und erreichte rd. 112,5 Mio. t (Über-
sicht 51). Die Anlieferungen an die Molkereien er-
höhten sich um rd. 3,9% auf rd. 103,6 Mio. t. Damit 
lag die Zuwachsrate deutlich über der des Vorjah-
res.  Irland, Luxemburg und die Bundesrepublik 
Deutschland wiesen die höchsten Steigerungsraten 
auf (MB Tabelle 114). 

Der Gesamtverbrauch an Milch und Milcherzeug-
nissen (in Vollmilchwert) war 1983 in der Gemein-
schaft und in der Bundesrepublik Deutschland 
rückläufig, und zwar auf 103,5 bzw. 20,9 Mio. t. Der 
Absatz wurde durch die Fortführung der bisherigen 
Werbe- und Verbilligungsmaßnahmen gefördert. 
Der Verbrauch von Konsummilch und Frischmilch-
produkten, insbesondere mit hohem Fettgehalt, hat 
in der Bundesrepublik Deutschland weiter leicht 
zugenommen. 

Die Erzeugerpreise stiegen 1983 in der Bundesrepu-
blik Deutschland gegenüber 1982 um rd. 4% auf rd. 
65,50 DM/ 100 kg (bei 3,7 % Fettgehalt, 3,4 % Eiweiß-
gehalt, frei Molkerei, vor Abzug der Erzeugermit-
verantwortungsabgabe, ohne Mehrwertsteuer). 

1 ) bezgl. der Ausgaben insgesamt für die einzelnen Pro-
duktbereiche vgl. Übersicht 73, S. 104. 
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Übersicht 51 

Versorgung mit Milch in der Europäischen Gemeinschaft und in der Bundesrepublik Deutschland 
1 000 t 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1981 1982 1) 1983 2 ) 1981 1982 1983 1 ) 

Milchkuhbestand 3) in 1 000 Stück 	 24 961 25 355 25 699 5 438 5 530 5 730 

Milchertrag je Kuh in kg 	  4 172 4 338 4 438 4 542 4 647 4 870 

Kuhmilcherzeugung 	  104 339 108 396 112 470 24 858 25 465 26 930 

Gesamtmilcherzeugung 4) 	 119 207 123 000 127 000 25 204 25 781 27 230 

Milchanlieferung 	  96 142 99 690 103 614 23 032 23 670 25 180 

Gesamtverbrauch 	  105 138 104 400 103 500 21 360 21 300 20 900 

darunter zu Marktpreisen 5) 	 91 425 90 800 90 250 20 267 19 498 19 579 

Butterherstellung 	  1 961 2 108 2 362 545 557 629 

Butterverbrauch 	  1 640 1 615 1 560 435 426 398 

dgl. kg je Kopf 	  6,0 5,9 5,7 7,1 6,9 6,6 

darunter zu Marktpreisen 5) 	 1 031 1 010 971 386 346 339 

Bestand am Jahresende s) 	 147 306 853 42 83 267 

Magermilchpulverherstellung 	 2 086 2 244 2 556 598 616 745 

Magermilchpulververbrauch 	 1 463 1 531 1946 263 248 260 

darunter zu Marktpreisen 5) 	 267 205 205 22 22 22 

Bestand am Jahresende s) 	 279 576 983 204 352 487 

Selbstversorgungsgrad in % 7) 	 

Milch insgesamt (in Vollmilchwert) 	 113 118 123 118 121 130 

darunter: Butter 	  120 131 151 125 131 158 

Magermilchpulver 	 143 147 131 227 248 287 

1) vorläufig 	2) geschätzt 	3) Bestand im Dezember, nur Milchkühe 	4) einschließlich Milch von Fleischrassen, Schafen und 
Ziegen und bei der EG einschließlich der Abnahmeverpflichtungen Großbritanniens aus Neuseeland 	5) Verbrauch ohne Verbilligungs

-

maßnahmen und EG-Beihilfen 	6) Interventionsbestände entsprechend den Bestimmungen der EG 	7) Gesamterzeugung in Prozent 
des Gesamtverbrauches einschließlich subventionierten Verbrauchs 

139. Die Buttererzeugung in der Gemeinschaft er-
höhte sich 1983 gegenüber 1982 um rd. 12 % auf 2,4 
Mio. t. Gleichwohl war die Entwicklung in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten recht unterschiedlich (MB 
Tabelle 114). In der Bundesrepublik Deutschland 
stieg die Butterproduktion allerdings ähnlich wie 
im EG-Durchschnitt und erreichte rd. 629 000 t. 

Der Butterverbrauch dagegen ging in der Bundes-
republik Deutschland weit stärker zurück als in der 
EG. Er verminderte sich um rd. 7 % auf 398 000 t; 
davon wurden rd. 15 % im Rahmen von Sonderab-
satzmaßnahmen (Übersicht 51) abgesetzt. 

Eine erneute zeitweilige Verbilligung von Molkerei-
butter wurde von der Kommission der Gemein-
schaft nicht mehr vorgeschlagen, da ihr die Effi-
zienz einer solchen Maßnahme zu gering erschien 
und Mittel nicht zur Verfügung standen. 

Die Exporte an Butter, Magermilchpulver, Käse 
und Vollmilchpulver aus der Gemeinschaft und der 
Bundesrepublik Deutschland in Drittländer vermin-
derten sich auch 1983 weiter (MB Tabelle 117). Die 
Weltmarktpreise für Milcherzeugnisse sind im Ver-
lauf des Jahres 1983 stark zurückgegangen. Trotz 
einer Anhebung der Exporterstattungssätze auf 40 
bis 50 % des EG-Interventionspreisniveaus konnte 
diese Entwicklung nicht aufgehalten werden. 

Aufgrund der gestiegenen Butterproduktion und 
des rückläufigen Butterabsatzes innerhalb und 
außerhalb der EG lagen Anfang Januar 1984 die 
Interventionsbestände der EG an Butter (Schau-
bild 7) mit rd. 855 000 t um etwa 550 000 t über dem 
Vorjahresniveau. In der Bundesrepublik Deutsch-
land beliefen sie sich auf rd. 270 000 t und lagen da-
mit um rd. 190 000 t über dem Vorjahresbestand 
(MB Tabelle 115). 

Für 1984 ist im Rahmen der seit 1973 bestehenden 
Sonderregelung für Neuseelandbutter vorgesehen, 
die Einfuhrmenge auf rd. 83 000 t festzulegen; für 
1983 war eine Einfuhrmenge von 87 000 t vereinbart 
worden. Der Import erfolgt zu einer Sonderabschöp-
fung, die Neuseeland 75 % des EG-Butterinterven-
tionspreises als Erlös sichert. Die Einfuhr ist nach 
wie vor auf den britischen Markt beschränkt. 

140. Die Herstellung von Magermilchpulver nahm 
1983 in der EG um rd. 14 % auf rd. 2,6 Mio. t gegen-
über dem Vorjahr zu. Die Exporte waren weiter 
rückläufig. Im Rahmen des verbilligten Verkaufs 
zur Verfütterung an andere Tiere als junge Kälber 
wurden rd. 500 000 t Magermilchpulver abgesetzt. 
Trotzdem erhöhten sich die Interventionsbestände 
der Gemeinschaft bis Anfang 1984 um rd. 75 % auf 
rd. 980 000 t (Schaubild 7). 
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Schaubild 7 

Interventionsbestände an Bu tter und Magermilchpulver 
in öffentlicher (und für Butter einschließlich privater) 
Lagerhaltung in der EG und in der Bundesrepublik 

Deutschland 

Auch in der Bundesrepublik Deutschland waren 
Anfang 1984 die Interventionsbestände an Mager-
milchpulver mit rd. 490 000 t um rd. 38 % höher als 
vor Jahresfrist, obwohl ein Transfer von 50 000 t 
Magermilchpulver aus deutschen in italienische In-
terventionsbestände vorgenommen wurde, um auch 
dort verbilligtes Magermilchpulver zur Verfütte-
rung an andere Tiere als junge Kälber zur Verfü-
gung zu haben. 

Für 1983/84 wurde die Erzeugermitverantwortungs-
abgabe bei 2 % des EG-Richtpreises für Milch belas-
sen. In benachteiligten Gebieten betrug sie 1,5 % bis 
zur Höhe der Grundmenge von 60 000 kg je Land-
wirt. Die Landwirte in Berggebieten blieben von der 
Abgabe freigestellt. Da das Ziel der Herstellung ei-
nes besseren Verhältnisses zwischen Erzeugung 
und Absatzmöglichkeiten bei Milch und Milcher-
zeugnissen bis zum Ende des Milchwirtschaftsjah-
res 1983/84 nicht erreicht wird, wurde der Anwen-
dungszeitraum für die Erzeugermitverantwortungs-
abgabe auf das Milchwirtschaftsjahr 1984/85 ausge-
dehnt. 

Zur Stützung der Einkommen der Kleinerzeuger 
von Milch wurde auch für das Milchwirtschaftsjahr 
1983/84 wie im Vorjahr ein Betrag von 120 Mio. 
ECU bereitgestellt, von dem der Bundesrepublik 
Deutschland wiederum 34,9 Mio. ECU (= rd. 79 Mio. 
DM) zur Verfügung stehen. Sie werden zur Sen-
kung der Erzeugerabgabe (um vorläufig 0,57 DM/ 
100 kg Milch) für die jeweils ersten in der Zeit vom 
1. Juni 1983 bis zum 31. März 1984 von jedem Erzeu-

ger gelieferten 60 000 kg Milch verwendet. Auf-
grund der bestehenden Produktionsstrukturen wer-
den fast 70 % aller Milcherzeuger in der Bundesre-
publik Deutschland mit ihrer gesamten und 30 % 
mit einem Teil ihrer Milcherzeugung durch diese 
Abgabesenkung begünstigt. In Berggebieten wird 
diese Regelung nicht angewandt, weil die dortigen 
Milcherzeuger von der Zahlung der Mitverantwor-
tungsabgabe befreit sind. Am 15. September bzw. 
15. Oktober 1983 wurde eine Schlußabrechnung für 
im Milchwirtschaftsjahr 1982/83 zu wenig gewährte 
Ermäßigungsbeträge durchgeführt und etwa 4 Mio. 
DM nachträglich ausgezahlt. Auch für die laufende 
Maßnahme wird nach dem 31. März 1984 wiederum 
eine Schlußabrechnung durchgeführt. 

Die Gemeinschaftsbeihilfe zur Steigerung des Ab-
satzes von Milch im Rahmen der bestehenden 
Schulmilchprogramme wurde am 1. August 1983 für 
Vollmilch von 112,5 auf 125 % des EG-Milchricht-
preises erhöht. Die Kommission hat hierfür für ei-
nen 12-Monats-Zeitraum einen Betrag von 135 Mio. 
ECU veranschlagt. Einzelstaatliche Beihilfen blei-
ben darüber hinaus auch künftig erlaubt, sind aber 
nicht mehr Voraussetzung für die Gewährung der 
EG-Mittel. Zur Durchführung der Maßnahmen in 
der Bundesrepublik Deutschland, in der der Schul-
milchverbrauch rückläufig war, wurde am 9. August 
1983 die Verordnung über die Gewährung von Bei-
hilfen für Schulmilch (Schulmilch-Beihilfen-Verord-
nung) erlassen. 

141. Die Garantieschwelle, die für 1983 in Höhe 
der Anlieferungsmenge von 1981 zuzüglich 1 % fest-
gesetzt worden war, wurde 1983 um nahezu 7,5 Mio. 
t überschritten. Diese Entwicklung stellte die Ge-
meinschaft vor die Notwendigkeit, schnell wirkende 
produktionsbegrenzende Maßnahmen zu ergreifen. 
Sie schlug deshalb folgende Maßnahmen vor: Ein-
führung einer Garantiemengenregelung mit dem 
Ziel, die staatliche Garantie auf die Milchmenge 
(Garantieschwelle) zu beschränken, die den Finan-
zierungs- und Absatzmöglichkeiten der Gemein-
schaft entspricht. Nach dem Kommissionsvorschlag 
beinhaltet die Ausgestaltung der Garantiemengen-
regelung im wesentlichen folgendes: 

— Jede Molkerei erhält eine abgabefreie Referenz-
menge in Höhe von 101 % ihrer Milchanliefe-
rung 1981; 

— jede Molkerei zahlt für die die Referenzmenge 
übersteigende Milchmenge monatlich 75 % des 
EG-Milchrichtpreises (z. Z. 53 Pf/kg); am Jahres-
ende erfolgt eine Schlußabrechnung; 

— die Molkerei zieht die Abgabe von den Erzeu-
gern ein, die gegenüber ihrer Referenzmenge 
(101 % der Anlieferung 1981) mehr angeliefert 
haben; 

— für Neugründungen, Fusionen und Übernahmen 
von Molkereien sind Regelungen vorgesehen; 

— regionale oder betriebsspezifische Ausnahmen 
von der Abgaberegelung sind nicht vorgesehen, 
abgesehen von einer Regelung für Härtefälle 
(Betriebsneugründungen, „Junglandwirte", Seu-
chenfälle); 
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— Garantiemengen für diese Härtefälle können 
nur zugewiesen werden, soweit in der gleichen 
Molkerei Referenzmengen durch Ausscheiden 
oder Minderanlieferungen frei werden. 

Weiterhin hat die Kommission die Einführung ei-
ner Abgabe für intensiv bewirtschaftete Betriebe — 
mit Ausnahmen in Berggebieten — in Höhe von 4 % 
des EG-Richtpreises vorgeschlagen. Betroffen sind 
Milcherzeuger, die über 60 000 kg Milch/Jahr ablie-
fern und über 15 000 kg Milch/Jahr und ha Futter-
anbaufläche erzeugen. Erzeuger, die sich verpflich-
ten, nicht mehr als 15 000 kg Milch je ha Futterflä-
che zu erzeugen, werden bis zur endgültigen Über-
prüfung von der monatlichen Abgabenzahlung be-
freit. 

Die Maßnahmen sollen ergänzt werden durch eine 
zeitweilige Aussetzung der Magermilchpulverinter-
vention im ersten Anwendungsjahr vom 1. Oktober 
bis zum 31. März, wobei jedoch die Interventions-
stellen ermächtigt werden, während des Ausset-
zungszeitraumes bei Bedarf bestimmte Mengen im 
Ausschreibungsverfahren zu intervenieren. 

Um den Bestand der EG-Milchmarktordnung zu si-
chern, unterstützt die Bundesregierung den Vor-
schlag der Kommission zur Einführung einer Ga-
rantiemengenregelung, fordert jedoch gewisse Än-
derungen, wie z. B. einen einheitlichen Abgabesatz 
je kg Mehranlieferung des einzelnen Erzeugers in 
der Gemeinschaft sowie eine im Hinblick auf den 
Vertrauensschutz ausreichende Lösung für Härte-
fälle. Ein molkereiinterner Ausgleich von Mehr- 
und Minderanlieferungen wird abgelehnt, da er zu 
unterschiedlichen Belastungen der Mehranliefe-
rung führt. 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die zeitwei-
lige Aussetzung der Magermilchpulverintervention 
aus, weil durch sie weder mengen- noch haushalts-
mäßige Entlastungen zu erwarten sind. 

Rindfleisch 

142. Die EG-Produktion von Rind- und Kalbfleisch 
ist 1983 nach zwei Jahren mit rückläufiger Entwick-
lung auf rd. 6,9 Mio. t gegenüber dem Vorjahr ange-
stiegen (Übersicht 52). In der Bundesrepublik 
Deutschland betrug die Bruttoeigenerzeugung rd. 
1,5 Mio. t. 

Demgegenüber stagnierte der Verbrauch an Rind- 
und Kalbfleisch im Durchschnitt der EG bei rd. 6,6 
Mio. t, wobei allerdings in einzelnen Mitgliedstaa-
ten wie z. B. der Bundesrepublik Deutschland ein 
weiterer Rückgang zu verzeichnen war. 

143. Die Rindfleischimporte der Gemeinschaft, die 
weiterhin fast ausschließlich im Rahmen von Son-
dereinfuhrregelungen erfolgten, blieben 1983 mit rd. 
410 000 t um rd. 7 % hinter dem vorjährigen Umfang 
zurück. Die EG-Exporte an Rindfleisch und 
Schlachtrindern in Drittländer erhöhten sich 1983 . 

insbesondere aufgrund der Sondererstattungsrege-
lung für Frischfleisch von männlichen Tieren ge-
genüber dem Vorjahr um rd. 15 % auf 550 000 t. 

144. Bei diesen Marktverhältnissen konnten stär-
kere Preisrückgänge nur mit Hilfe erhöhter Inter-
ventionskäufe verhindert werden. Insgesamt wur-
den 1983 rd. 445 000 t in die staatliche Lagerhaltung 
übernommen gegenüber 268 000 t vor Jahresfrist. 
Daran war die BALM mit 71 000 t beteiligt (MB 
Tabelle 118). 

Da aber infolge der verringerten Nachfrage ost- und 
südeuropäischer Länder der Absatz von EG-Inter-
ventionsfleisch nicht so zügig verlief wie 1982, stie-
gen die Bestände der Gemeinschaft an Interven-
tionsfleisch bis Ende 1983 auf rd. 373 000 t an und 
übertrafen damit das bisherige Rekordniveau des 
Jahres 1977. Von der Gesamtlagermenge entfielen 
— abweichend von den Vorjahren — rd. 1 /3 auf Ita- 

Übersicht 52 

Versorgung mit Rind - und Kalbfleisch in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

1000 t 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1981 1982 1) 1983 2 ) 1981 1982 1983 2 ) 

Bruttoeigenerzeugung 	 7 009 6 670 6 870 1 561 1 502 1 521 

Ausfuhr lebender Tiere 	 . 71 74 78 

Einfuhr lebender Tiere 	 . . . 41 45 44 

Nettoerzeugung 	 6 938 6 668 6 830 1 533 1 471 1 487 

Einfuhr 	  356 . . 217 205 218 

Ausfuhr 	  682 . . 372 332 341 

Bestandsveränderung 	 — 113 + 13 . — 37 — 6 + 29 

Nahrungsverbrauch 	 6 715 6 562 6 580 1 414 1 351 1 334 

dgl.kgjeKopf 	 24,8 24,2 24,2 21,9 22,9 21,7 

Selbstversorgungsgrad in % 	 104 102 104 110 111 114 

1) vorläufig 	2) geschätzt 
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lien, während sich der deutsche Interventionsbe-
stand mit rd. 47 000 t in Grenzen hielt. 

Die Gesamtverkäufe der Gemeinschaft an interve-
niertem Rindfleisch beliefen sich 1983 auf rd. 
244 000 t, darunter befanden sich rd. 40 000 t der 
BALM, die — wie in den Vorjahren — überwiegend 
im Inland abgesetzt wurden. 

Aufgrund der Marktlage ging der Preisvorsprung 
gegenüber 1982 im 1. Halbjahr 1983 weitgehend ver-
loren; im Herbst setzten sich Stabilisierungstenden-
zen durch. Der Durchschnittspreis für Bullen der 
Handelsklasse A betrug 1983 im Bundesgebiet 
461,— DM je 100 kg Lebendgewicht gegenüber 
458,— DM je 100 kg im Vorjahr. Bei der Umstellung 
auf das neue EG-Handelsklassensystem Rind-
fleisch traten 1983 in der Bundesrepublik Deutsch-
land keine nennenswerten Schwierigkeiten auf. Die 
derzeitigen Prämienregelungen (Kälber-, Ammen-
kuh- und Schlachtprämie) bleiben für das Wirt-
schaftsjahr 1983/84 unverändert; sie sollen jedoch 
von der Kommission generell überprüft werden. 

Schweinefleisch 

145. Die Schweinefleischproduktion lag 1983 in 
der EG mit 10,5 Mio. t und in der Bundesrepublik 
Deutschland mit 3,1 Mio. t geringfügig über dem 
Vorjahresergebnis (Übersicht 53). Der Pro-Kopf-
Verbrauch an Schweinefleisch nahm in der EG und 
in der Bundesrepublik Deutschland zu. Zur Markt-
entlastung während des saisonüblichen Preisrück-
gangs wurden in der Zeit vom 1. Februar bis 9. Sep-
tember 1983 in der Gemeinschaft Verträge über die 
private Lagerhaltung von insgesamt rd. 120 000 t 
Schweinefleisch abgeschlossen; davon entfielen rd. 
39 000 t auf die Bundesrepublik Deutschland. 

146. Die Referenzpreise für Schweinehälften la-
gen aufgrund der weitgehend stagnierenden Nach-

frage nach Schweinefleisch im Jahresdurchschnitt 
deutlich unter dem Vorjahresniveau. Die Markt-
preise für lebende Schlachtschweine haben im Bun-
desdurchschnitt um rd. 10 % unter dem Vorjahresni-
veau gelegen. Die Beratung der Kommissionsvor-
schläge zur Aktualisierung des EG-Handelsklassen-
schemas für Schweinehälften hat im Juni 1983 be-
gonnen. 

Schaffleisch 

147. Die Bruttoeigenerzeugung an Schaffleisch in 
der Bundesrepublik Deutschland wird für 1983 auf 
22 000 t geschätzt (Vorjahr = 20 000 t). 

Eine anhaltend relativ schwache Nachfrage führte 
dazu, daß die Erzeugerpreise für Mastlammfleisch 
im Jahresdurchschnitt 1983 gegenüber dem Vorjahr 
leicht zurückgingen. Sie bewegten sich unter dem 
Durchschnitt der Preise der Jahre 1982 und 1981. 

Die durchschnittlichen Marktpreise lagen bisher 
deutlich unter dem für das Wirtschaftsjahr 1983/84 
für die Bundesrepublik Deutschland gültigen Refe-
renzpreis von 10,64 DM/kg. Daher sind für 1983/84 
Mutterschafprämien zu erwarten, die die für 1982/83 
an die deutschen Schaffleischerzeuger gezahlten 
Prämien (27,— DM/Mutterschaf) überschreiten 
werden. 

Die Gesamtausgaben der Gemeinschaft zur Stüt-
zung der Schaffleischproduktion hat die EG-Kom-
mission für das Jahr 1983 im Nachtragshaushalt 
Nr. 2/1983 auf 357 Mio. ECU geschätzt (rd. +42 % 
gegenüber dem Vorjahr). 

Eier und Geflügel 

148. Im Jahre 1982/83 führte die Ausweitung der 
Eier- und Schlachtgeflügelproduktion in der Ge-
meinschaft zu starken Preisrückgängen auf den 

Ubersicht 53 

Versorgung mit Schweinefleisch in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

in 1 000 t 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1981 1982 1) 1983 2 ) 1981 1982 1983 2) 

Bruttoeigenerzeugung 	 10 257 10 236 10 540 3 081 3 064 3 150 

Ausfuhr lebender Tiere 	 . . . 18 17 20 

Einfuhr lebender Tiere 	 . 118 102 88 

Nettoerzeugung 	 10 304 10 264 10 480 3 182 3 150 3 218 

Einfuhr 	  112 . . 471 486 507 

Ausfuhr 	  328 . . 84 85 113 

Bestandsveränderung 	 — 16 — 9 . — 5 — 4 + 8 

Nahrungsverbrauch. 	 10 102 10 157 10 350 3 574 3 556 3 603 

dgl. kg je Kopf 	 37,3 37,4 38,0 58,0 57,7 58,6 

Selbstversorgungsgrad in % 	 101 101 102 86 86 87 

1 ) vorläufig 	2) geschätzt 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/980 

Märkten für diese Erzeugnisse. Verringerte Einstal-
lungen von Legehennenküken ab Herbst 1982 und 
eine Einschränkung der Hähnchenerzeugung in 
den Hauptproduktionsländern im Jahre 1983 wirk-
ten sich erst im Herbst 1983 auf den Märkten aus. 
Um der angespannten Wettbewerbslage der Geflü-
gelschlachtereien in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Rahmen des Vertretbaren Rechnung zu tra-
gen, wurden durch Verordnung zur Änderung der 
Gebührenverordnung „Geflügelfleischhygiene" die 
bei der Geflügelfleischuntersuchung für Hühner bis 
zu einem Alter von 10 Wochen (sog. Broiler) bisher 
vorgeschriebenen Untersuchungsgebühren dem in-
zwischen festgestellten niedrigeren Untersuchungs-
aufwand angepaßt. Als weitere Hilfe für die 
Schlachtgeflügelwirtschaft wurde die Zweckbin-
dung der Mittel, mit denen in den Jahren 1957 bis 
1972 der Bau und Ausbau von Geflügelschlachte-
reien gefördert worden war, gekürzt. Infolge der 
hierdurch erreichten schnelleren Abschreibung 
konnten die zur Sicherung der Zweckbindung ein-
getragenen Grundschulden gelöscht und damit der 
Kreditrahmen für die Betriebe erweitert werden. 

Die den Stabilisierungsfonds für Eier und für Mast-
geflügel gewährten Starthilfedarlehen wurden in 
verlorene Zuschüsse umgewandelt und damit die 
Fonds wieder funktionsfähig gemacht. 

Mit der im April 1983 erlassenen Handelsklassen-
verordnung für Geflügelfleisch fanden durch die 
Einführung der Handelsklasse „Extra" für schwere 
Hähnchen erstmals auch innere Qualitätsmerk-
male (bessere Fleischqualität und besserer Ge-
schmack schwerer ausgemästeter Tiere) Berück-
sichtigung. 

Bei der Novellierung der EG-Vermarktungsnormen 
für Hühnereier zeichnen sich im wesentlichen fol-
gende Kompromisse ab: 

— Die verschlüsselte EG-Wochennummer wird 
durch die offen zu kennzeichnende Packzeit (je-
weils von Donnerstag 0 Uhr bis Mittwoch 24 
Uhr) ersetzt. 

— Auf Eierkleinpackungen werden künftig alle 
Verkaufsaussagen (z. B. Haltungsform der Lege-
hennen, nationaler Ursprung der Eier) zulässig 
sein, sofern sie nicht in einer Art und Weise 
erfolgen, die den Käufer irreführen könnte. 

Bienenhonig 

149. Im Jahre 1983 wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland in der Imkerei 16 000 t Honig produ-
ziert (Vorjahr: 18 000 t). Der Produktionswert betrug 
175 Mio. DM. EG-Beihilfen zur Förderung der Bie-
nenzucht wurden im Wirtschaftsjahr 1982/83 in 
Höhe von rd. 2,7 Mio. DM zur Verfügung gestellt. 

Getreide 

150. Die Weltgetreideernte 1983/84 (ohne Reis) 
wird nach den vorliegenden Schätzungen mit insge-
samt 1,17 Mrd. t um rd. 8,5 % unter dem Vorjahres-
wert liegen. Die Weltreisernte (Paddy-Reis) steigt 

hingegen geringfügig auf 430 Mio. t an. Bei Weizen 
wird mit 487 Mio. t eine Produktion erwartet, die 
trotz des erheblichen Rückgangs der US-amerikani-
schen Ernte das Vorjahresergebnis übersteigt. Da-
gegen fällt die Produktion des übrigen Getreides 
mit 689 Mio. t um 14 % niedriger als ein Jahr zuvor 
aus, insbesondere aufgrund der um 46 % geringeren 
Futtergetreideernte in den USA. Der Rückgang der 
amerikanischen Getreideproduktion um 127 Mio. t 
innerhalb eines Jahres als Folge gezielter Flächen-
beschränkung und ertragsmindernder Witterungs-
einflüsse bewirkt einen nachhaltigen Einfluß auf 
die Getreide- und Futtermittelmärkte, zumal auch 
die Sojaproduktion der USA gegenüber dem Vor

-

jahr um 17 Mio. t auf 43 Mio. t abgenommen hat. 

Der Rückgang der Weltgetreideproduktion führt zu 
einer Verringerung der Getreidevorräte, die Ende 
1982/83 bei Weizen, Reis und Futtergetreide zusam-
men 322 Mio. t und damit 21 % des Jahresver-
brauchs von Getreide in der Welt erreicht hatten. 
Die am Anfang des laufenden Wirtschaftsjahres 
vorhandenen Getreideüberhänge übertrafen somit 
nach Schätzungen der FAO die zur Anschlußversor-
gung erforderlichen Vorräte deutlich. Der jetzt er-
wartete Bestandsabbau wird die Vorräte auf nur 
noch 16 % des Jahresverbrauchs zurückführen. 

Die Weltmarktpreise für Getreide erfuhren im Wirt-
schaftsjahr 1982/83 eine gewisse Stabilisierung, als 
die USA ihr Flächenstillegungsprogramm für 1983 
bekanntgaben. Ein Preisanstieg in US-Dollar trat 
ein, als eine unerwartet starke Beteiligung der ame-
rikanischen Farmer am Programm ihrer Regierung 
sichtbar wurde. Allerdings fielen danach die Preise 
(in US-Dollar) allmählich wieder etwas ab; sie stie-
gen jedoch erneut an, als aufgrund der Trockenheit 
in den USA größere Ertragseinbußen zu erwarten 
waren. Diese Entwicklung wurde für die Importlän-
der durch die Dollarhausse auf den Devisenmärk-
ten noch verstärkt. 

Schaubild 8 

151. Die EG-Getreideernte (ohne Reis) des Wirt-
schaftsjahres 1983/84 liegt nach vorläufigen Schät-
zungen mit rd. 122 Mio. t (einschließlich Durum) 
witterungsbedingt um rd. 9 Mio. t unter dem sehr 
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Übersicht 54 

Versorgung mit Getreide in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

-1000 t (Getreideeinheiten) - 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1981/82 1982/83 1) 1983/84 2) 1981/82 1982/83 1983/84 2) 

Anbaufläche (1000 ha) 	  28 126 28 086 27 562 5 130 5 069 5 044 

Erzeugung (verwendbar) 	 122 279 130 199 121 508 22 826 24 625 23 011 

Anfangsbestand 	  14 383 11 986 17 890 5 739 5 374 6 828 

Endbestand 	  11 986 17 890 14 325 5 374 6 828 5 980 

Einfuhr 	  15 270 9 799 9 811 6 259 5 799 4 770 

Ausfuhr 	  23 655 20 010 20 664 3 766 3 397 3 325 

Verbrauch insgesamt 	  116 291 114 084 114 220 25 684 25 573 25 241 

darunter Futter 	  68 910 66 898 67 724 15 725 15 831 15 230 

Industrie 	  7 033 8 943 9 053 2 965 2 938 2 965 

Nahrung 	  31 246 29 789 29 171 5 519 5 341 5 385 

Nahrungsverbrauch 
(Mehlwert, kg je Kopf) 	  85,3 83,1 81,8 69,5 68,3 68,7 

Selbstversorgungsgrad (%) 	 105 114 106 89 96 91 

1) vorläufig 	2) geschätzt 

hohen Vorjahresergebnis (Übersicht 54). Das lau-
fende Wirtschaftsjahr 1983/84 hat aber mit einer 
überschüssigen Versorgungslage begonnen, da un-
gewöhlich hohe Überhänge aus dem Vorjahr unter-
zubringen waren. Bei zunächst steigender und spä-
ter fester Tendenz der Weltmarktpreise in ECU 
konnte mit verhältnismäßig niedrigen Exporterstat-
tungen frühzeitig vor allem Weizen exportiert wer-
den. Wesentlich zur Stabilisierung des EG-Getreide-
marktes trug aber bei, daß sich - insbesondere in 
nationaler Währung der Mitgliedstaaten - die Im-
portfuttermittel verteuerten. Unter diesen Bedin-
gungen ist zu erwarten, daß die Verfütterung von 
Getreide in der Gemeinschaft, die innerhalb weni-
ger Jahre von über 73 Mio. t auf rd. 67 Mio. t gesun-
ken war, erstmals wieder ansteigt. 

152. Die Getreideernte der Bundesrepublik war 
zwar mit 23,0 Mio. t (Übersicht 54) um 6,6% niedri-
ger als das Vorjahresergebnis, aber gemessen am 
Mittel der letzten Jahre durchschnittlich und bei 

Übersicht 55 

Erzeugerpreise für Getreide 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Aug./Nov. 

1981/82 1982/83 
1982/83 
gegen Aug./Nov. 

 1983 

1983 
gegen 

Getreideart 1981/82 Aug./Nov. 
1982 

DM/dt 1) % DM/dt 1) % 

Weichweizen 	 48,00 	49,75 + 3,6 48,40 -0,6 

Roggen 	 44,15 	46,80 + 6,0 48,00 +3,6 

Futtergerste 	 43,50 	45,35 + 4,3 45,95 +4,7 

Braugerste 	 49,10 	50,30 + 2,4 51,75 +3,5 

1 ) Durchschnitt aller Qualitäten ohne Mehrwertsteuer 

Weizen sogar unerwartet hoch. Die Bundesrepublik 
Deutschland überschreitet bei Weizen die volle 
Selbstversorgung, wenn nicht der Verbrauch durch 
eine Zunahme in der Verfütterung deutlich an-
steigt. Das erklärt die gedämpfte Preisentwicklung 
auf Erzeugerebene beim Weizen. Bei Roggen und 
Gerste macht sich der Produktionsrückgang gegen-
über dem Vorjahr bemerkbar (Übersicht 55). 

153. Im Rahmen der Preisbeschlüsse 1983/84 er-
höhte der Agrarministerrat den gemeinsamen In-
terventionspreis für die Grundgetreidearten mit der 
Zielsetzung einer Annäherung an das Preisniveau 
wichtiger Wettbewerber auf dem Weltmarkt und 
unter Anwendung der Erzeugermitverantwortung 
um durchschnittlich nur 2,96%. Die für die Er-
zeugermitverantwortung maßgebliche Garantie-
schwelle (119,5 Mio. t ohne Durum) wurde vom 
Durchschnitt der drei Ernten 1980, 1981 und 1982 
überschritten, während die Einfuhr der Getreide-
substitute 1980/81 unter der Schwelle von 15 Mio. t 
blieb. Zugleich wurde das Stützungsniveau für die 
Mindestqualität von Brotweizen, dessen Ankauf zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres 1983/84 auf 3 Mio. t 
begrenzt worden ist, gegenüber dem Interventions-
preis für Futtergetreide reduziert (Preisanhebung 
damit nur 2,5%) und die Wettbewerbsstellung be-
stimmter Getreidearten gegenüber Weichweizen 
und Gerste u. a. durch 

- Ausweitung der EG-Präferenz z. B. zugunsten 
von Mais 

- Anhebung des Brotroggenzuschlags von 5,44 
ECU/t auf 7,44 ECU/t 

- überdurchschnittliche Anhebung der Preise und 
der Hektarbeihilfe für Durum 

verbessert. 
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Als längerfristiges Produktionsziel werden für 
1988/89 nach wie vor 126 Mio. t Getreide (ohne Du-
rum) angesehen, so daß die Garantieschwelle für 
1983/84 auf nur 120,56 Mio. t festgesetzt worden ist. 

Ölsaaten 

154. Der Weltmarkt für Ölsaaten und -früchte war 
nach der Rekordernte des Vorjahres durch eine 
überschüssige Versorgungslage gekennzeichnet. 
Das Wirtschaftsjahr 1983/84 begann daher mit ho-
hen Vorräten an Saaten sowie an Olen und Fetten. 
Dennoch haben der vorwiegend witterungsbedingte 
Rückgang der US-amerikanischen Sojaproduktion 
um 29 % auf 43 Mio. t und der Rückgang der Welt-
ernte an Ölsaaten insgesamt um 8% auf 165 Mio. t 
zu einem Anstieg der Preise in US-Dollar geführt. 
Die Septemberkontraktpreise für Soja in Chicago 
näherten sich 10 US-$/Bushel und lagen damit fast 
doppelt so hoch wie ein Jahr zuvor. Diese Entwick-
lung wurde für die Importländer noch durch die 
Dollarhausse auf den Devisenmärkten verstärkt. 

In der EG fiel die Rapsernte aufgrund ungünstiger 
Witterungsbedingungen trotz einer Flächenausdeh-
nung mit rd. 2,57 Mio. t niedriger aus als im Vorjahr. 
Bei Sonnenblumenkernen, der zweitwichtigsten Öl-
saat der EG, hingegen stieg die Produktion gegen-
über dem Vorjahr um 38% auf 1,07 Mio. t. Aufgrund 
der Weltmarktentwicklung verlief der Absatz der 
EG-Ölsaaten zügig. Die Verarbeitungsbeihilfen, die 
den Niveauunterschied zwischen EG- und Welt-
marktpreisen ausgleichen, konnten gegenüber dem 
Vorjahr deutlich vermindert werden. Die Erzeuger 
von Raps in der Bundesrepublik erzielten trotz der 
vorsichtigen Anhebung der Marktordnungspreise 
immerhin Erlöse, die das Vorjahresergebnis über-
trafen. 

Ab 1. Oktober 1983 wurde die Verarbeitungsbeihilfe, 
die den Ölmühlen gewährt wird, auch auf die Fut-
terverwendung von Raps ausgedehnt. Die Garantie-
schwelle für Raps wurde für 1983/84 auf 2,29 Mio. t 
festgesetzt. 

Zucker und Isoglukose 

155. Die große Weltzuckerproduktion des Jahres 
1982/83 in Höhe von 99,9 Mio. t (Rohwert) führte bei 
einem Verbrauch von 94,2 Mio. t wie im Vorjahr zu 
einem starken Überangebot auf dem Weltmarkt. 
Die Bestände erhöhten sich auf rd. 40,1 % des Jah-
resverbrauchs. Die Weltmarktpreise gingen bis 
Herbst 1982 weiter zurück; im Frühjahr 1983 stie-
gen sie wieder etwas an (Schaubild 9). Zu dieser 
Entwicklung trugen die Erwartungen für 1983/84 
auf einen Rückgang der Weltzuckerproduktion und 
eine Zunahme des Verbrauchs bei. 

Schaubild 9 

Übersicht 56 

Versorgung mit Zucker in der Europäischen Gemeinschaft (EG 10) 
und in der Bundesrepublik Deutschland 

— 1000 t Weißzuckerwert — 

Europäische Gemeinschaft Bundesrepublik Deutschland 
Gliederung 

1981/82 1982/83 1 ) 1983/84 2 ) 1981/82 
- 

1982/83 1983/84 2 ) 

Anbaufläche (1 000 ha) 	  2 028 1 839 1 667 444 418 404 

Erzeugung 	  15 046 13 940 11 120 3 412 3 305 2 500 

Anfangsbestand 	  3 977 4 971 5 494 926 1 046 1 265 

Endbestand 	  4 971 5 494 5 364 1 046 1 265 815 

Einfuhr 	  1 572 1 470 1 650 358 400 450 

Ausfuhr 	  5 824 5 300 3 200 1 409 1 243 1 200 

Verbrauch insgesamt 	  9 800 9 587 9 700 2 241 2 243 2 200 

darunter Futter 	  11 10 12 4 4 4 

Industrie 	  84 80 85 23 19 20 

Nahrung 	  9 698 9 497 9 603 2 214 2 220 2 176 

Nahrungsverbrauch (kgjeKopf) 	 35,6 35,0 35,4 35,9 36,1 35,4 

Selbstversorgungsgrad (%) 	 154 145 115 152 147 114 

1 ) vorläufig 	2) geschätzt 
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156. Die EG-Produktion belief sich 1982/83 auf rd. 
13,9 Mio. t Zucker (Weißwert; Übersicht 56). Davon 
waren rd. 3,5 Mio. t C-Zucker. Unter Berücksichti-
gung der AKP-Zuckerimportmenge und der Über-
tragung aus dem Vorjahr standen der EG rd. 6,6 
Mio. t Zucker zur Ausfuhr zur Verfügung, die aller-
dings nur zum Teil exportiert wurden. 

Die Rübenanbaufläche in der EG wurde 1983 um rd. 
9,3 % verringert. Wegen dieses Rückgangs sowie we-
gen der späten Aussaat und der Trockenheit im 
Sommer 1983 wird für 1983/84 ein im Vergleich zum 
Vorjahr deutlich niedrigeres Produktionsergebnis 
von rd. 11,1 Mio. t erwartet. Unter Berücksichtigung 
der Übertragung von C-Zucker aus dem Vorjahr 
und der Einfuhren von AKP-Zucker können 1983/84 
bei einem geschätzten Verbrauch von rd. 9,7 Mio. t 
die Ausfuhren voraussichtlich deutlich reduziert 
werden. Dies würde zu einer erheblichen Entla-
stung des Weltmarktes führen. 

Die für die Ausfuhr erforderlichen Exporterstattun-
gen haben die Erzeuger über die Produktionsab-
gabe selbst zu tragen. Das Aufkommen aus der Ab-
gabe reichte jedoch zur Deckung der Verluste des 
Zeitraums 1982/83 nicht aus, so daß Verluste auf 
das folgende Jahr übertragen werden mußten. Des-
halb hat der Ministerrat wie schon für 1982/83 auch 
für 1983/84 die zusätzliche Abgabe auf B-Zucker auf 
den Höchstsatz von 37,5 % des Interventionspreises 
heraufgesetzt. 

157. In der Bundesrepublik Deutschland erreichte 
die Zuckerproduktion 1982/83 rd. 3,3 Mio. t (Über-
sicht 56). Für 1983/84 wird die Zuckerproduktion auf 
etwa 2,5 Mio. t geschätzt. Der Verbrauch liegt bei rd. 
2,2 Mio. t. 

158. Die Isoglukoseherstellung belief sich 1982/83 
in der EG auf rd. 182 300 t Trockensubstanz. Die 
Produktionsquote in Höhe von 198 085 t wurde da-
mit weitgehend ausgeschöpft. 

Kartoffeln 

159. Die Anbaufläche für Kartoffeln in der Bun-
desrepublik Deutschland wurde 1983 um 15,9 % ge-
genüber 1982 auf 224 103 ha verringert (ohne Klein-
flächen in Betrieben unter 1 ha LF). Der Anbau-
rückgang ist im wesentlichen auf die abnehmende 
Bedeutung der Kartoffel als Futtermittel und 
Grundnahrungsmittel zurückzuführen. Auf der an-
deren Seite hat die Herstellung von Veredlungser-
zeugnissen für die menschliche Ernährung, bei der 
die Rohstoffversorgung in hohem Maße im Ver-
tragsanbau erfolgt, wesentlich zu einer Stabilisie-
rung der Kartoffelerzeugung beigetragen. Die Kar-
toffelernte betrug 1983 in der Bundesrepublik 
Deutschland infolge der reduzierten Anbaufläche 
und der Trockenheit in den Sommermonaten ledig-
lich 5,7 Mio. t; darunter waren 424 424 t Frühkartof-
feln (1982: 7,05 Mio. t, darunter 531 361 t Frühkartof-
feln). 

Für Kartoffeln gibt es keine gemeinsame Marktord-
nung. Allerdings wird der Kartoffelmarkt durch 
verschiedene Maßnahmen stabilisiert, die zum Teil 

im Rahmen von nationalen und zum Teil von EG-
rechtlichen Regelungen durchgeführt werden 
(Brennrechte zur Verarbeitung von Brennereikar-
toffeln, EG-Beihilfen für Stärkekartoffeln und für 
Kartoffeltrockenfutter). Zur Stärkung der Wettbe-
werbsstellung der deutschen Kartoffelwirtschaft 
hat die Bundesregierung den Kartoffelmarkt wei-
terhin durch strukturwirksame Maßnahmen (Kar-
toffelprogramm nach VO [EWG] Nr. 355/77) in den 
Ländern Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen und Bayern unterstützt. Die not-
wendige Qualitätsverbesserung von Speisekartof-
feln soll durch eine Novellierung der Handelsklas-
senverordnung gewährleistet werden. 

Obst und Gemüse 

160. Die Obsternte in der Bundesrepublik Deutsch-
land erreichte im Jahre 1983 2,7 Mio. t und lag damit 
unter dem mehrjährigen Durchschnitt, während sie 
in der EG nach vorläufigen Schätzungen mit 20,9 
Mio. t leicht überdurchschnittlich war. Die großen 
Apfelvorräte der Rekordernte 1982 konnten zu 
Ende der Lagersaison 1982/83 bei ansteigenden 
Preisen größtenteils abgesetzt werden, vorher wa-
ren jedoch umfangreiche Interventionen zur Markt-
stützung erforderlich. Apfeleinfuhren aus der südli-
chen Hemisphäre wurden im Rahmen einer Selbst-
beschränkungsabsprache zwischen der Gemein-
schaft und den Lieferländern für die Zeit vom 
15. März bis 15. August 1983 auf 333 000 t begrenzt. 
Allerdings wurde diese Menge von den Lieferlän-
dern nicht voll ausgeschöpft. 

161. Die Gemüseernte im Freiland betrug 1983 1,1 
Mio. t und lag unter dem mehrjährigen Durch-
schnitt. Die Anbaufläche wurde auf 46 300 ha redu-
ziert und erreichte erneut den Tiefstand von 1980. 
Die Unterglasfläche betrug 1 280 ha. Die Flächener-
träge waren infolge des warmen, trockenen Som-
mers bei Feldgemüse niedrig. 

Im Rahmen der EG-Produktionsbeihilfenregelung 
für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge-
müse wurden die Mindestpreise für Kirschen der 
Ernte 1983 an die in der Regel niedrigeren Markt-
preise für nicht beihilfebegünstigte Ware angenä-
hert. Gleichzeitig wurde die beihilfebegünstigte 
Rohwarenmenge erhöht. Diese Regelung, die ge-
genüber dem Vorjahr etwas niedrigere Ernte und 
die Produktionsausweitung bei der einheimischen 
Obstkonservenindustrie erleichterten den Absatz 
deutscher Kirschen für Verarbeitungszwecke. 

Im Agrarministerrat der EG wurde die Anpassung 
der gemeinsamen Marktorganisation für frisches 
Obst und Gemüse beschlossen. Hierdurch wird die 
Wettbewerbsfähigkeit der EG-Erzeuger verbessert, 
da der Schutz gegenüber Drittlandseinfuhren ver-
stärkt worden ist und zusätzliche Instrumente zur 
Stabilisierung des Binnenmarktes angewendet wer-
den können (vgl. auch Tz. 284). 

Wein 

162. Die mit 15,4 Mio. hl bisher größte in der Bun-
desrepublik eingebrachte Weinmosternte des Jahr- 
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gangs 1982 führte zu Absatzschwierigkeiten; der In-
landsmarkt konnte das große Weinangebot nicht 
ohne Preiseinbußen für die Erzeuger aufnehmen. 
Unter dem Einfluß der allgemeinen konjunkturel-
len Entwicklung trat erst im Verlauf der zweiten 
Jahreshälfte 1983 eine Belebung der Nachfrage ein. 
Die günstigen Witterungsbedingungen während der 
Vegetationszeit der Reben und der Traubenreife 
sorgten für einen qualitativ guten Weinjahrgang 
1983, der mengenmäßig überdurchschnittlich aus-
fiel, jedoch das Ernteergebnis des Vorjahres nicht 
erreichte (13,0 Mio. hl). Nach der Ernte kam es bei 
den frühreifen Sorten zu starken Preiseinbrüchen. 

163. Im Weinwirtschaftsjahr 1982/83 wurde wegen 
der umfangreichen Erntemengen in der Gemein-
schaft von der in der EG-Weinmarktordnung vor-
gesehenen freiwilligen Präventivdestillation Ge-
brauch gemacht, bei der die Erzeuger für Tafelwein 
65 % des Orientierungspreises erhielten. Im Rah-
men dieser Aktion wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland insgesamt 372 703 hl Tafelwein destil-
liert. Darüber hinaus hat die EG-Kommission eine 
freiwillige Destillation zur Sicherung der Erzeuger-
einkommen eröffnet. Der Ankaufpreis für den zu 
dieser Destillation gelieferten Tafelwein beträgt 
hierbei 82 % des Orientierungspreises. Die Erzeuger 
der Bundesrepublik nahmen diese Maßnahme nur 
für rd. 12 000 hl Tafelwein in Anspruch. Die obliga-
torische Destillation kam nicht zur Anwendung. 

Da der hohe Anteil von weißen Qualitätsweinen be-
stimmter Anbaugebiete (Q. b. A.) der Ernte 1982 in 
der nördlichen Weinbauzone der EG eine Stabilisie-
rung des EG-Tafelweinmarktes erforderlich mach-
te, wurden für die Erzeuger der Weinbauzone A (die 
meisten deutschen Weinbaugebiete und Luxem-
burg) Beihilfen zur Lagerung von weißen Q. b. A. 
(maximal 25% der 1982/83 erzeugten Weinmenge) 
gewährt. In Anbetracht der 1982 eingetretenen Än-
derungen der EG-Weinmarktordnung und ange-
sichts der inzwischen gesammelten Erfahrungen 
wurden die allgemeinen Regeln für die Destillation 
von Wein und Nebenerzeugnissen der Weinberei-
tung geändert und in einer einzigen EWG-Verord-
nung zusammengefaßt. 

164. Am 1. September 1983 trat die fünfte Verord-
nung zur Änderung der Wein-Verordnung in Kraft. 
Sie umfaßt eine Anpassung an die Nomenklatur der 
EG und berücksichtigt die inzwischen eingetrete-
nen Änderungen des EG-Rechts. Darüber hinaus 
enthält sie u. a. Regelungen für „Liebfrauenmilch", 
für den bezeichnungsunschädlichen Verschnitt bei 
Herkunftsangaben sowie die Anwendung des 5-
Punkte-Schemas und verbesserte Kontrollmöglich-
keiten für die Qualitätsweinprüfung. 

Agraralkohol 

165. Im Betriebsjahr 1982/83 hat die Bundesmono-
polverwaltung 767 000 hl Agraralkohol übernom-
men und 526 000 hl in den Bereichen Genußzwecke, 
Essig, Pharmazeutik und Kosmetik abgesetzt; die 
Produktion der Kornbrennereien betrug 354 000 hl 
(vorläufige Ergebnisse). 

Die Einfuhr von Agraralkohol aus EG-Mitgliedstaa-
ten — überwiegend aus Frankreich — ist im Be-
triebsjahr 1982/83 mit 257 000 hl auf fast die dop-
pelte Menge des Vorjahres angestiegen. Die ungün-
stige Bestands- und Absatzlage der Bundesmono-
polverwaltung hat sich dadurch weiter verschlech-
tert, so daß die Jahresbrennrechte der Brennereien 
für das Betriebsjahr 1983/84 weiter gekürzt werden 
mußten. 

Die langandauernden Verhandlungen über die 
Kommissionsvorschläge für eine Alkoholmarktord-
nung sind Ende 1980 abgebrochen worden. Das Eu-
ropäische Parlament hat am 8. Juni 1983 einen ver-
einfachten Vorschlag für eine Alkoholmarktord-
nung verabschiedet. Die Kommission hat diese Fas-
sung unverändert in ihren neuen Vorschlag vom 
14. Juli 1983 übernommen, den sie dem Rat am 
25. Juli 1983 zugeleitet hat. Wegen der sehr unter-
schiedlichen Interessen der Mitgliedstaaten und 
der angespannten Haushaltslage sind die Chancen 
für die Verabschiedung einer EG-Alkoholmarktord-
nung aber nach wie vor nicht sehr groß. 

Rohtabak 

166. Die Anbaufläche von Tabak (rd. 3 000 ha) ging 
1983 in der Bundesrepublik Deutschland leicht zu-
rück. Die Tabakernte lag bei rd. 6200 t (1982: 
8 114 t). 

In der Gemeinschaft beträgt die jährliche Erzeu-
gung auf einer Anbaufläche von rd. 175 000 ha rd. 
310 000 t, wovon 85% auf Griechenland und Italien 
entfallen. Die in den vergangenen Jahren vom Rat 
beschlossenen Interventionsbeschränkungen ha-
ben zu einem Rückgang der Interventionskäufe in 
Italien geführt. Bei einigen Sorten, insbesondere 
bei Orienttabak, gibt es weiterhin Absatzprobleme, 
da bei der Erzeugung nach Menge und Qualität zu 
wenig den Erfordernissen des Marktes Rechnung 
getragen wird. 

1.4 Marktstruktur, Qualität, Absatzförderung 

167. Die Verordnung (EWG) Nr. 355/77 des Rates 
über eine gemeinsame Maßnahme zur Verbesse-
rung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbedin-
gungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse bildet 
die Grundlage für die gemeinschaftliche Förderung 
im Marktstrukturbereich. Eine Förderung ist je-
doch nur möglich, wenn die Mitgliedstaaten regio-
nal und sektoral abgegrenzte Programme erstellen 
und der Kommission zur Genehmigung vorlegen. In 
der Bundesrepublik Deutschland werden diese Pro-
gramme von den Ländern erstellt. Gegenüber der 
früheren Praxis (ohne Programme) hat diese Art 
der Förderung den Vorzug, daß die einzelnen Maß-
nahmen besser koordiniert werden können. Außer-
dem wird deutlich gemacht, welche Ziele die einzel-
nen Mitgliedstaaten in bestimmten Warenberei-
chen und Regionen verfolgen und welche Mittel 
eingesetzt werden sollen. Insgesamt sind der Kom-
mission aus der Bundesrepublik Deutschland bis-
her 46 Programme für die verschiedensten Waren- 
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Bereiche zur Billigung vorgelegt worden. Davon 
wurden 44 Programme genehmigt. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 355/77 ist bis zum 
31. Dezember 1984 befristet. Aufgrund der bisher 
gemachten positiven Erfahrungen mit der Anwen-
dung dieser Verordnung und mit Rücksicht auf die 
bestehenden Probleme im Marktstrukturbereich 
beabsichtigt die Kommission diese Maßnahme fort-
zuführen. Daher hat sie dem Rat einen Vorschlag 
zur Änderung dieser Verordnung unterbreitet, der 

im wesentlichen eine Verlängerung um zehn Jahre 
ab dem 1. Januar 1985 vorsieht. 

168. Auf nationaler Ebene ist es darüber hinaus 
auch weiterhin möglich, Erzeugergemeinschaften 
und deren Vereinigungen sowie Unternehmen, die 
langfristig Lieferverträge mit Erzeugergemein-
schaften abgeschlossen haben, nach Maßgabe des 
Marktstrukturgesetzes zu fördern. Diese Förderung 
erfolgt in Form von Start- und Investitionshilfen 
und dient dazu, durch marktgerechte Qualitätspro- 

Übersicht 57 

Ausgaben und Förderungsvorhaben im Programm Markt- und Preispolitik 
(Bundesmittel) 

1982 1983 1984 1982 	1983 

Maßnahme Soll 	Ist Soll Soll Anzahl der Bemerkungen 

Mio. DM Förderungsvorhaben 

Bundesanstalt für landwirt- 
schaftliche Marktordnung 	 162,5 	161,2 112,8 100,6 - 	- Kosten der Vorratshaltung ein- 

schl. Verwaltungskosten der 
BALM und von der EG nicht 
übernommene Marktordnungs- 
ausgaben 

Messen und Ausstellungen 	 5,3 	5,3 5,0 5,0 . 	. 

Förderung aufgrund des 
Marktstrukturgesetzes 1) 	 13,6 	13,6 17,0 . 310 	257 Gewährung von Startbeihilfen 

und Invest.-Beihilfen an aner- 
kannte Erzeugergemeinschaf- 
ten und deren Vereinigungen 

Investitionen im Bereich der 
Be- und Verarbeitung von 
Kartoffeln 1 ) 	  0,6 	0,6 0,9 . 3 	6 Räumlicher Schwerpunkt liegt 

in Bayern 

Investitionen bei Vermark- 
tungseinrichtungen für Obst 
und Gemüse 1) 4,4 	2,2 4,7 . 40 	44 Förderungsschwerpunkte sind 

die traditionellen Anbaugebiete 
in Niedersachsen und Baden- 
Württemberg, Rheinland-Pfalz, 
Bayern und Nordrhein-West- 
falen 

Investitionen bei Vermark- 
tungseinrichtungen für 
Blumen und Zierpflanzen 1) 	 0,3 	0,4 0,5 . 7 	7 Räumlicher Schwerpunkt liegt 

in Nordrhein-Westfalen 

Verbesserung der Molkerei- 
struktur 1) 	  3,5 	2,8 0,1 . - 	- Maßnahme seit 1981 eingestellt, 

nur noch Abwicklung 

Verbesserung der Struktur bei  
Schlachthöfen und Lebend- 
viehmärkten 1) 	 0,1 	0,1 0,1 . 1 	1 Maßnahme seit 1978 eingestellt, 

nur noch Abwicklung 

Maßnahme gem. EG-VO 
355/77 1) 	  7,6 	6,7 11,7 . 164 	143 Die Förderungsbereiche müs- 

sen durch Länderprogramme 
konkretisiert werden 

Forschung 
(Forschungsanstalten) 	 14,1 	14,7 14,2 14,9 . 	. EP. 10 Kap. 10 10 (geschätzt) 

insgesamt 	 212,0 	207,6 167,0 . . 	. 

1) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
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duktion und Zusammenfassung des Angebots die 
Marktstellung der Erzeuger angesichts der zuneh-
menden Konzentration im Bereich des Lebensmit-
telhandels und der Nahrungsmittelindustrie zu 
festigen (vgl. Tz. 124). 

In der Bundesrepublik Deutschland sind insgesamt 
1 153 Erzeugergemeinschaften sowie 32 Vereinigun-
gen anerkannt (MB Tabelle 119). 

169. Die Organisationen zur Absatzförderung, Ab-
satzfonds und Centrale Marketinggesellschaft der 
deutschen Agrarwirtschaft (CMA), haben trotz der 
weltweit ungünstiger gewordenen wirtschaftlichen 
Situation in Zusammenarbeit mit dem BML erfolg-
reich dazu beigetragen, die Marktstellung deut-
scher land- und ernährungswirtschaftlicher Erzeug-
nisse im Inland zu behaupten und größere Rück-
gänge bei den Ausfuhren zu verhindern. Im Rah-
men des zentralen Gemeinschaftsmarketings der 
CMA, das für ca. 1 Million Betriebe des Agrar- und 
Ernährungsektors durchgeführt wird, wurden allge-
meine und produktspezifische Maßnahmen zur 
Steigerung der Nachfrage insbesondere nach hö-
herwertigen Erzeugnissen ergriffen. Dabei standen 
die Produktbereiche im Vordergrund, die für die 
Entwicklung der landwirtschaftlichen Einkommen 
von besonderer Bedeutung sind (u. a. Milch und 
Milcherzeugnisse, Fleisch und Fleischwaren, Eier 
und Geflügel, Brot und Backwaren). Im Rahmen 
dieser Absatzbemühungen kommt der CMA-Güte-
zeichenarbeit zunehmende Bedeutung zu. Die Zahl 
derjenigen Betriebe des Ernährungshandwerks, der 
Ernährungsindustrie sowie der Abpack- und Ver-
marktungsorganisationen, die das CMA-Gütezei-
chen verwenden, hat gegenüber dem Vorjahr er-
neut deutlich zugenommen. 

Neben den Maßnahmen aufgrund des Absatzfonds-
gesetzes wird je ein Gemeinschaftsmarketing auch 
für Wein und für Fisch durchgeführt; dazu werden 
Beiträge nach dem Weinwirtschaftsgesetz bzw. dem 
Fischgesetz erhoben. 

Die Messeaktivitäten des BML wurden schwer-
punktmäßig auf solche Veranstaltungen im Aus-
land konzentriert, die als wichtige Kontaktplätze 
für den Agrarexport von Bedeutung sind. Dadurch 
konnten die Exportbestrebungen der deutschen 
Agrarwirtschaft wirksam unterstützt werden. 

1.5 Beihilfen und Wettbewerbspolitik 

170. In ihren Vorschlägen zur gemeinsamen 
Agrarpolitik vom 28. Juli 1983 bekräftigt die Kom-
mission ihre Absicht, für eine striktere Beachtung 
der Vorschriften über die einzelstaatlichen Beihil-
fen zu sorgen. Da einzelstaatliche Beihilfen für den 
Wettbewerb und den Binnenmarkt besonders nach-
teilig sind, will sie in Zukunft bei Zuwiderhandlun-
gen Sanktionen aussprechen. 

Sie verweist in dem Zusammenhang auf das ihr 
zustehende vom Europäischen Gerichtshof bestä-
tigte Recht, in geeigneten Fällen nicht nur die 
Rückforderung unzulässiger Beihilfen vom Emp-

fänger zu verlangen, sondern auch gegenüber dem 
jeweiligen Mitgliedstaat bei einem Verstoß gegen 
die einschlägige Marktordnung die Erstattung von 
Marktordnungsausgaben aus dem Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds (EAGFL) zu ver-
weigern. Die Bundesregierung unterstützt die Be-
mühungen der EG-Kommission, durch konsequente 
Ausübung ihrer Befugnisse zu einer wirksameren 
Kontrolle der einzelstaatlichen Beihilfen zu gelan-
gen. 

171. Wegen der derzeitigen Praxis der Milch-
marktämter im Vereinigten Königreich, den Milch-
preis für bestimmte Produkte, die für den Export 
bestimmt sind, niedriger festzusetzen als für Pro-
dukte, die auf dem Binnenmarkt abgesetzt werden, 
hat die EG-Kommission ein Vertragsverletzungs-
verfahren eingeleitet. Ebenfalls beanstandet wird, 
daß der Preis für Milch, die zur Butterherstellung 
für den Inlandsmarkt Verwendung findet, niedriger 
festgesetzt wird als für die Herstellung von Butter, 
die den Interventionsstellen angeboten wird. Durch 
diese Maßnahmen entstünden Wettbewerbsnach-
teile für ausländische Butteranbieter, die unter die-
sen Bedingungen vom britischen Markt verdrängt 
würden. 

Die für die Einfuhr von ultrahocherhitzter Milch 
nach Großbritannien geltende Regelung, wonach 
eine nochmalige Verpackung und Erhitzung der 
Milch im Einfuhrland vorgeschrieben war, ist vorn 
Europäischen Gerichtshof für unzulässig erklärt 
worden, da vorn Importeur andere, den Warenver-
kehr weniger behindernde Garantien für den Ge-
sundheitsschutz verlangt werden könnten. 

1.6 Entwicklung des innerdeutschen 
und innergemeinschaftlichen Handels 

Innerdeutscher Handel 

172. Das, wertmäßige Gesamtvolumen des inner-
deutschen Handels mit Agrar- und Ernährungsgü-
tern (Bezüge und Lieferungen) betrug im Jahre 
1982 1,633 Mrd. Verrechnungseinheiten (VE; 1 VE 
= 1 DM) und übertraf damit das Ergebnis des Vor-
jahres um rd. 32%. Bezüge und Lieferungen entwik-
kelten sich bei nahezu gleichbleibender Waren-
struktur jedoch unterschiedlich. Während der Be-
zug aus der DDR und Berlin (Ost) im Jahre 1982 
gegenüber 1981 nur um rd. 4 % zunahm auf 
705,7 Mio. VE, erhöhten sich die Lieferungen in die 
DDR und nach Berlin (Ost) um rd. 65 % auf 927,2 
Mio. VE. Die Zunahme des Lieferumfangs er-
streckte sich insbesondere auf Futtermittel und Ge-
treide (MB Tabellen 120 und 121). 

173. Diese Entwicklung setzte sich auch im 
1. Halbjahr 1983 fort. Bei wiederum relativ gerin-
gem Anstieg der Bezüge der Bundesrepublik 
Deutschland um 10,2 % gegenüber dem entsprechen-
den Vorjahreszeitraum auf 427,4 Mio. VE nahmen 
die Lieferungen von Agrar- und Ernährungsgütern 
in die DDR und nach Berlin (Ost) überproportional 
um 70,8 % auf 648,3 Mio. VE zu (MB Tabelle 120). Es 
wurden in verstärktem Umfang insbesondere Olku- 
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chen und Schrote, Getreide sowie Süßwaren und 
Dauerbackwaren in die DDR und nach Berlin (Ost) 
geliefert. 

Innergemeinschaftlicher Handel 

174. Im innergemeinschaftlichen Handel der Bun-
desrepublik Deutschland mit Gütern der Land- und 
Ernährungswirtschaft erhöhten sich 1982/83 die Im-
porte und Exporte gegenüber dem Vorjahr. Men-
genmäßig nahmen die Einfuhren um 5 % und die 
Ausfuhren um 6% zu. Der Einfuhrüberschuß war 
mit 11,5 Mrd. DM jedoch kaum niedriger als 1981/82 
(MB Tabelle 123). 

Von der wertmäßigen Zunahme der Importe der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1982/83 pro-
fitierten alle Mitgliedstaaten mit Ausnahme von 
Italien, den Niederlanden und Griechenland; auf 
der Exportseite wurden die Lieferungen nach Ita-
lien, in die Beneluxländer und nach Griechenland 
erhöht. 

Während der Einfuhrüberschuß im Handel mit 
Frankreich auf 3,4 Mrd. DM und mit Dänemark auf 
1,8 Mrd. DM stieg, ermäßigte er sich gegenüber den 
Niederlanden auf 7,7 Mrd. DM. Ein Ausfuhrüber-
schuß wurde gegenüber Italien, dem Vereinigten 
Königreich und gegenüber Griechenland erzielt 
(MB Tabelle 123). 

Eine Aufteilung der Güter der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft in unbearbeitete landwirtschaftli-
che Erzeugnisse und be- sowie verarbeitete Ernäh-
rungsgüter zeigt kaum Veränderungen gegenüber 
den vorjährigen Strukturen. So entfielen beim Im-
port 43 % und beim Export nur 18 % auf unbearbei-
tete Erzeugnisse. 

2 Entwicklung des ländlichen Raumes — 
Agrarstruktur 

175. Mit Hilfe der Agrarstrukturpolitik sollen die 
Lebensverhältnisse im ländlichen Raum verbessert 
und die Voraussetzungen für eine Teilnahme der in 
der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei Tä-
tigen an der allgemeinen Einkommens- und Wohl-
standsentwicklung geschaffen werden. Hierzu be-
darf es gezielter auf die wirtschaftliche Situation 
und die gesellschaftlichen Erfordernisse abge-
stimmter betrieblicher wie überbetrieblicher Maß-
nahmen. 

Die knappen öffentlichen Finanzmittel und die un-
verändert hohe Arbeitslosigkeit in nahezu allen Re-
gionen des Bundesgebietes erfordern eine Agrarpo-
litik, die die besonderen regionalen Verhältnisse be-
rücksichtigt. Dabei ist eine konsequente Koordinie-
rung mit anderen Maßnahmen zur Entwicklung der 
strukturschwachen Teile des ländlichen Raumes er-
forderlich. 

In dünn besiedelten ländlichen Gebieten sind noch 
bis zu 20 % der Erwerbstätigen direkt in der Land-
wirtschaft beschäftigt. Hinzu kommen die Beschäf-

tigungswirkungen in vor- und nachgelagerten Pro-
duktions- und Dienstleistungsbereichen. Der Agrar-
sektor kann nur dann einen positiven regionalwirt-
schaftlichen Beitrag — insbesondere zur Erhaltung 
von Arbeitsplätzen — leisten, wenn die Existenzfä-
higkeit der Betriebe gewährleistet ist. Darüber hin-
aus ist es erforderlich, daß die vorhandenen außer

-

landwirtschaftlichen Arbeitsplätze und Versor-
gungseinrichtungen erhalten bleiben und neue 
Möglichkeiten für eine Einkommenskombination 
eröffnet werden, da viele landwirtschaftliche Be-
triebe auf eine Einkommenssicherung durch eine 
Tätigkeit im außerlandwirtschaftlichen Bereich an-
gewiesen sind. 

176. Im Jahre 1983 wurde der 11. Rahmenplan der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes" durchgeführt. 
Seit 1973 haben Bund und Länder Mittel in Höhe 
von rd. 21,9 Mrd. DM für diese wichtige Aufgabe 
bereitgestellt. Durch eine Vielzahl von Maßnahmen 
konnten sowohl die Produktions- und Arbeitsbedin-
gungen der Land- und Forstwirtschaft als auch die 
Lebensverhältnisse im ländlichen Raum deutlich 
verbessert werden. Darüber hinaus sind die Mittel 
der Gemeinschaftsaufgabe wegen ihrer investiven 
Wirkung von konjunkturpolitischer Bedeutung und 
tragen gerade im ländlichen Raum erheblich zur 
Belebung der Wirtschaftstätigkeit bei. 

Die Bundesregierung hält angesichts der derzeitigen 
schwierigen Arbeitsmarktbedingungen Akzentver-
schiebungen in einigen Förderungsbereichen für 
erforderlich, um 

— die selbständige Existenz einer größeren Anzahl 
bäuerlicher Betriebe zu sichern und 

— mit der Förderung der Investitionstätigkeit in 
kleineren und mittleren Betrieben zu einer posi-
tiven Einkommensentwicklung, zu mehr Chan-
cengleichheit und zur Vermeidung sozialer 
Spannungen innerhalb der Landwirtschaft bei-
zutragen. 

Der Planungsausschuß für Agrarstruktur und Kü-
stenschutz (PLANAK) hat daher beschlossen, in 
den Rahmenplan 1984 das Agrarkreditprogramm, 
die Dorferneuerung und Maßnahmen aufgrund 
neuartiger Waldschäden aufzunehmen. 

2.1 Weiterentwicklung der EG-Agrarstrukturpolitik 

177. Im Rahmen der Preisbeschlüsse 1983/84 hat 
der Agrarministerrat auch strukturpolitische Ent-
scheidungen gefällt. Es wurden vier Sonderpro-
gramme mit Gesamtkosten in Höhe von 92 Mio. 
ECU beschlossen. Diese Maßnahmen zugunsten 
von Griechenland, Italien und Irland dienen vorwie-
gend der Verstärkung bereits laufender Sonderpro-
gramme. 

Von der EG-Kommission sind ferner für den Zeit-
raum 1985 bis 1990 mit mehr als 6,6 Mrd. ECU (aus 
Gemeinschaftsmitteln) ausgestattete „Integrierte 
Mittelmeerprogramme" für die Länder Italien, 
Griechenland und Frankreich vorgelegt worden, die 
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noch geprüft werden. Die Programme enthalten fol-
gende Bereiche: 

— Landwirtschaft 	 47 % 

— Forstwirtschaft 	 6% 

— Fischwirtschaft 	 5 % 

— außerlandwirtschaftliche Bereiche 	21 % 

— Infrastruktur, Arbeitsmarktmaßnahmen 
und flankierende Maßnahmen 	21 

Auf Italien sollen 45%, auf Griechenland 38 % und 
auf Frankreich 17 % der Fördermittel entfallen. 
Nach dem Kommissionsvorschlag soll sich die Ge-
meinschaft 

— in Frankreich mit 	 50% 

— in Italien mit 	 65% und 

— in Griechenland mit 	 75 % 

an den Kosten beteiligen. 

178. Die EG-Kommission hat am 12. Oktober 1983 
nach Konsultationen mit den Mitgliedstaaten einen 
Vorschlag für eine „Verordnung zur Verbesserung 
der Effizienz der Agrarstruktur" vorgelegt. Die Ge-
samtkosten der darin enthaltenen Maßnahmen zur 
Neuausrichtung der EG-Agrarstrukturpolitik wer-
den für die ersten fünf Jahre auf 4,432 Mrd. ECU 
veranschlagt, die den jetzigen Plafond des EAGFL 
— Abt. Ausrichtung — weit überschreiten. Im we-
sentlichen wird folgendes vorgeschlagen: 

— Ersatz der bisherigen Förderschwelle bei der In-
vestitionsförderung durch betriebsbezogene Kri-
terien (u. a. Betriebsleiterqualifikation, dauer-
hafte Verbesserung der Betriebsergebnisse). 

— Wegfall der Förderung für Investitionen, die zu 
Kapazitätsausweitungen bei Überschußproduk-
ten führen. 

— Weitere Zulassung nationaler Förderungspro-
gramme wie z. B. Agrarkreditprogramme. 

— Förderung von „Junglandwirten" durch Sonder-
konditionen bei der Investitionsförderung und 
durch eine Niederlassungsprämie. 

— Beihilfen für die Einführung der Buchführung 
und für die Einrichtung von Dienstleistungsor-
ganisationen (Betriebshelferdienste, Maschinen-
ringe, Vertretungsdienste usw.). 

— Keine Verlängerung der Richtlinie über die 
Landabgaberente (RL 72/160/EWG). 

— Keine Verlängerung der Richtlinie über die so-
zioökonomische Beratung und die berufliche 
Qualifikation (RL 72/161 EWG). 

Die Bundesregierung steht den Vorschlägen der 
Kommission in ihrer Grundausrichtung positiv ge-
genüber. 

179. Inzwischen sind die vier Agrarstrukturrichtli-
nien (72/159/EWG, 72/160/EWG, 72/161/EWG, 75/ 
268/EWG) nach einer Verlängerung um ein Jahr am 

31. Dezember 1983 ausgelaufen, ohne daß die Vor-
schläge der EG-Kommission vom 12. Oktober 1983 
zur Weiterentwicklung der Agrarstrukturpolitik be-
reits verabschiedet werden konnten. Damit werden 
ab dem 1. Januar 1984 bis zur Verabschiedung eines 
Verlängerungsvorschlags keine Erstattungen aus 
dem EAGFL — Abt. Ausrichtung — gezahlt. Die 
EG-Kommission hat hierzu jedoch am 22. Dezem-
ber 1983 mehrere Vorschläge vorgelegt, die eine 
Verlängerung der vier Agrarstrukturrichtlinien um 
sechs Monate sowie u. a. ein Förderungsverbot von 
Investitionen in der Milchviehhaltung — mit regio-
nalen Ausnahmen — vorsehen und einen Verzicht 
auf die bisherige Förderschwelle ermöglichen. In 
den Verhandlungen setzt sich die Bundesregierung 
vor allem für ein Förderungsverbot von Kapazitäts-
ausweitungen bei Milch und einen kurzen Verlän-
gerungszeitraum ein, um zu erreichen, daß der 
Kommissionsvorschlag zur Neuausrichtung der 
EG-Agrarstrukturpolitik möglichst bald in Kraft 
treten kann. 

2.2 Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes" 

2.2.1 Mittelvolumen und Förderungsgrundsätze 

180. Für das Haushaltsjahr 1983 standen im Rah-
menplan Mittel in Höhe von 1,892 Mrd. DM bereit, 
davon waren 1,155 Mrd. DM Bundesmittel. Im 
12. Rahmenplan für 1984 ist ein Ausgabenvolumen 
von 1,9 Mrd. DM vorgesehen (Bundesmittel 
1,175 Mrd. DM, davon 20 Mio. DM insbesondere zur 
Förderung flankierender forstlicher Maßnahmen 
aufgrund neuartiger Waldschäden). 

2.2.2 Maßnahmen im überbetrieblichen Bereich 

Flurbereinigung 

181. Die Flurbereinigung leistet einen wichtigen 
Beitrag zur Stärkung der Leistungs- und Existenz-
fähigkeit der bäuerlichen Familienbetriebe. Sie 
kann dabei durch geeignete Maßnahmen auch we-
sentlich zur Erhaltung und Gestaltung einer ökolo-
gisch wertvollen und vielfältigen Landschaft beitra-
gen. 

Wie in den Vorjahren bilden umfassende Bodenord-
nungsverfahren den Schwerpunkt (74 %) der 1982 
anhängigen etwa 4 400 Verfahren nach dem Flurbe-
reinigungsgesetz mit einer zu ordnenden Fläche 
von etwa 4,0 Mio. ha. Einen zunehmenden Anteil 
von rd. 13% (1981 rd. 12%) haben die sog. Unterneh-
mensverfahren, die aus Anlaß der Inanspruch-
nahme ländlicher Grundstücke für Baumaßnahmen 
(Autobahnen, Bundesbahnschnellstrecken, Schiff-
fahrtstraßen, Talsperren usw.) angeordnet werden, 
um den Landverlust auf einen größeren Kreis von 
Eigentümern zu verteilen oder um Nachteile für die 
allgemeine Landeskultur zu vermeiden. Verein-
fachte Flurbereinigungsverfahren und beschleu-
nigte Zusammenlegungsverfahren zur Beseitigung 
agrarstruktureller Nachteile machen etwa 13 % aus. 
Die im Einzelfall zu wählende Verfahrensart orien- 
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tiert sich an der Ausgangslage und den angestreb-
ten, den örtlichen Bedürfnissen entsprechenden 
Zielen. Während das vereinfachte Flurbereini-
gungsverfahren zur umfassenden Verbesserung der 
Agrarstruktur in besonderen Fällen dient, kommt 
das beschleunigte Zusammenlegungsverfahren vor 
allem dann in Frage, wenn nur geringe agrarstruk-
turelle Mängel vorliegen oder zunächst behoben 
werden müssen. 

Im Jahre 1982 wurden 190 Verfahren neu angeord-
net; damit stieg die Zahl im Vergleich zu den beiden 
Vorjahren (1980: 184 und 1981: 130) wieder an. In 220 
Verfahrensgebieten mit 169 177 ha konnten etwa 
59 600 Grundeigentümer in den Besitz ihrer neuen 
Grundstücke eingewiesen werden (MB Tabelle 125). 
Trotz wachsender Vielfalt der Ansprüche an die Bo-
denordnung wurde die Flächenleistung vorherge-
hender Jahre nahezu erreicht. Außerdem wurden 
323 Verfahren (rd. 210 000 ha) durch Schlußfeststel-
lung abgeschlossen. 

Knapp 75% der Flurbereinigungsverfahren mit Be-
sitzeinweisung 1982 dienten zugleich außerland-
wirtschaftlichen Aufgaben und Belangen zur Ent-
wicklung des ländlichen Raumes. Dabei standen die 
Verfahren im Vordergrund, in denen Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege er-
möglicht, gefördert oder durchgeführt (Anteil 1982 
rd. 40 %) wurden. 

Beispielhaft können rd. 600 geschützte Biotope ge-
nannt werden, die in das Eigentum geeigneter Trä-
ger überführt und damit nachhaltig rechtlich gesi-
chert wurden. Ferner wurden 1 688 Restflächen-
bepflanzungen und Feldgehölze sowie 514 km Rei-
henpflanzungen angelegt und — nach dem Prinzip 
der „Vernetzung" der ökologisch wie ästhetisch 
wirksamen Landschaftsbestandteile — ausgewie-
sen. Die Anlage von 86 Wasserflächen und die Be-
reitstellung von 34 ha geeigneter Flächen trug 1982 
zur Gestaltung der Landschaft für eine natur- und 
landschaftsgebundene Freizeitaktivität und Erho-
lung bei. Teile des Wirtschaftswegenetzes wurden 
als Wander-, Rad- und Reitwege ausgewiesen. 

Neben den Flurbereinigungsverfahren hat nach wie 
vor der freiwillige Landtausch Bedeutung. 1982 
wurden 220 Verfahren mit rd. 730 Tauschpartnern 
und rd. 1 500 Tauschbesitzstücken durchgeführt 
(MB Tabelle 128). 

Dorferneuerung 

182. Mit der Entwicklung des ländlichen Raumes 
ist die Verbesserung der Situation der Dörfer aufs 
engste verbunden. In der Regierungserklärung vom 
4. Mai 1983 wird auf die Bedeutung der Dörfer als 
Arbeits-, Wohn- und Lebensraum hingewiesen. Im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe werden ab 1984 
Dorferneuerungsmaßnahmen gefördert, die durch 
eine Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbe-
dingungen in der Land- und Forstwirtschaft die Le-
bensverhältnisse der in diesen Bereichen Tätigen 
und ihrer Familien verbessern, damit zur Erhaltung 
einer bäuerlichen Landwirtschaft beitragen und so-
mit für die gesamte Land- und Forstwirtschaft be-

deutsam sind. Die Dorferneuerung im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe ist im einzelnen darauf ge-
richtet, 

— ländliche Siedlungen mit landwirtschaftlicher 
Struktur als Standort land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe zu erhalten und zu verbessern, 

— die Wirtschaftserschwernisse land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe zu beseitigen sowie de-
ren Arbeitsaufwand zu verringern, 

— die Umweltwirkungen land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe mit  den  Erfordernissen zeitge-
mäßen Wohnens und Arbeitens in Einklang zu 
bringen, 

— nachteilige Umweltwirkungen auf die land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe zu beseitigen 
oder zu mildern, 

— die innerörtlichen Verkehrs- und Gewässerver-
hältnisse zu regeln und 

— die Identität der Gemeinden und Ortsteile mit 
landwirtschaftlicher Siedlungsstruktur als länd-
liche Siedlungen durch ortsbildprägende Erhal-
tungs- und Gestaltungsmaßnahmen zu stärken. 

Daneben fördert der Bund Sanierungsmaßnahmen 
nach dem Städtebauförderungsgesetz auch in Dör-
fern und kleinen Gemeinden im Rahmen des Bund-
Länder-Programmes der Städtebauförderung. Von 
den insgesamt 601 im Jahre 1983 vom Bund mitge-
förderten Sanierungsvorhaben werden 262 im länd-
lichen Raum durchgeführt. 

Eine positive Beeinflussung des Baugeschehens er-
wartet die Bundesregierung von einer Vereinheitli-
chung und Vereinfachung des Baurechts. Sie hat 
daher in der Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 
die Vorlage eines Baugesetzbuches angekündigt. 

Wasserwirtschaft und Kulturbautechnik 

183. Wie in den Vorjahren bildeten im Jahre 1982 
erneut die Investitionen für zentrale Wasserversor-
gungs- und Abwasserbehandlungsanlagen in länd-
lichen Gemeinden mit einer Bausumme von rd. 2,4 
Mrd. DM den Schwerpunkt, wovon auf den Abwas-
sersektor rd. 1,79 Mrd. DM entfielen. Diese Zahlen 
belegen, welche großen Anstrengungen trotz knap-
per Haushaltsmittel nach wie vor auf dem Gebiet 
des technischen Gewässerschutzes gemacht wur-
den. In Baumaßnahmen zum Ausgleich des Wasser-
abflusses und zum Schutz gegen die zerstörende 
Wirkung von Wasser und Wind wurden rd. 454 Mio. 
DM investiert, für den Bau von Talsperren und 
Hochwasserrückhaltebecken allein rd. 212 Mio. DM 
(MB Tabellen 129 und 130). 

Die Bautätigkeit beim Neubau und bei der Befesti-
gung vorhandener ländlicher Wege außerhalb von 
Flurbereinigungsgebieten war weiter rückläufig. 

Küstenschutz 

184. Der Schutz der deutschen Küste und der vor-
gelagerten Inseln unter Berücksichtigung ökologi- 
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scher Belange ist eine wesentliche Voraussetzung 
für die Erhaltung und Sicherung des Lebensraumes 
in dieser Region (rd. 1 Mio. ha Niederungsgebiet an 
den Küsten von Nord- und Ostsee). 

Die nach technischen und wirtschaftlichen Opti-
malkriterien geplanten und bisher geschaffenen 
Küstenschutzanlagen haben sich bei den letzten 
Sturmfluten voll bewährt. Im Jahre 1983 konnten 
rd. 20 km Küstenlinie neu gegen Sturmfluten gesi-
chert werden. Hierfür wurden rd. 196 Mio. DM auf-
gewendet, davon allein aus Mitteln des Bundes rd. 
136 Mio. DM. Nach den schweren Sturmfluten vom 
Februar 1962 und vom Januar 1976 war die Novem-
berflut 1981 schon das dritte größere Sturmfluter-
eignis innerhalb von 20 Jahren. Die in den letzten 
Jahren mehrfach aufgetretenen extremen Sturm-
fluten machen deutlich, daß die noch notwendigen 
Arbeiten vorrangig zum Abschluß zu bringen sind, 
um eine nach menschlichem Ermessen ausrei-
chende Sicherheit für Menschenleben und Sach-
werte zu erreichen (MB Tabelle 131). 

Bundeswettbewerb 
„Unser Dorf soll schöner werden" 

Der Bundeswettbewerb „Unser Dorf soll schöner 
werden", der 1983 zum 12. Mal durchgeführt wurde, 
wendet sich an dörflich geprägte Gemeinden und 
Gemeindeteile bis zu 3 000 Einwohnern. Mit einer 
Gesamtbeteiligung von fast 5 800 Dörfern und rd. 
6 Millionen Bürgern wurde 1983 die höchste Teil-
nehmerzahl seit Bestehen des Wettbewerbs (1961) 
erreicht. 

Das große Interesse der Bevölkerung an diesem im 
zweijährigen Turnus durchgeführten Wettbewerb 
ist vor allem auf seine Bürgernähe zurückzuführen. 
Die Dorfbewohner werden angeregt, ihren unmit-
telbaren Lebensraum unter Berücksichtigung der 
historischen Entwicklung und landschaftlichen Ge-
gebenheiten zu gestalten und das Zusammenleben 
auf der Grundlage gemeinsamer Aktivitäten zu 
pflegen. 

2.2.3 Maßnahmen im einzelbetrieblichen Bereich 

185. Die einzelbetriebliche Investitionsförderung 
blieb auch im Jahre 1982 ein wichtiger Bereich der 
Agrarstrukturverbesserung. Die Zahl der Förde-
rungsfälle war jedoch insbesondere wegen der Mit-
telknappheit rückläufig. Insgesamt wurden 1982 
2 544 Betriebe nach dem einzelbetrieblichen Förde-
rungsprogramm gefördert. Dies ist gegenüber dem 
Vorjahr ein Rückgang um 6 %. Die durchschnittli-
che Betriebsgröße der geförderten Betriebe erhöhte 
sich von 34,4 ha auf 37 ha. Die Förderung konzen-
trierte sich auf den mittleren Betriebsgrößenbe-
reich. 

Der Schwerpunkt der Förderung lag im Jahr 1982 
unverändert bei baulichen Maßnahmen im Rahmen 
der Althofsanierung. Die Bruttoinvestitionen je För-
derungsfall beliefen sich im Durchschnitt aller Be-
triebe auf 409 000 DM. Der Subventionsanteil be-
trug 27 % der Bruttoinvestitionen. Im Jahre 1983, 

für das noch keine Zahlen vorliegen, dürften die 
Förderschwerpunkte ähnlich gewesen sein. 

Für den Rahmenplan 1984 der Gemeinschaftsauf-
gabe hat der Planungsausschuß am 20. Dezember 
1983 einige wichtige Änderungen im einzelbetriebli-
chen Investitionsförderungsprogramm beschlossen. 
Danach wird das vergleichbare Arbeitseinkommen 
als Förderschwelle abgeschafft und durch betriebs-
wirtschaftliche Kriterien ersetzt. Ebenfalls entfällt 
der bisherige Betriebsentwicklungsplan; an seine 
Stelle tritt ein vereinfachter Betriebsverbesse-
rungsplan. Ferner wird die Prosperitätsschwelle 
neu geregelt. Es können in Zukunft nur noch 
Haupterwerbsbetriebe gefördert werden, bei denen 
die Summe der positiven Einkünfte 65 000 DM nicht 
überschreitet. „Junge Landwirte" erhalten eine um 
jeweils 1 %-Punkt höhere Zinsverbilligung. Darüber 
hinaus wurde beschlossen, daß der seit dem 1. No-
vember 1983 bestehende Förderungsausschluß von 
Investitionen zur Kapazitätserweiterung in der 
Milchviehhaltung auch im Jahre 1984 aufrechter-
halten werden soll. 

186. Neben dem einzelbetrieblichen Investitions-
förderungsprogramm wird in den Rahmenplan 1984 
ein Agrarkreditprogramm aufgenommen. Antrags-
berechtigt sind alle GAL-Landwirte; die Länder 
können Ausnahmen von der GAL-Grenze zulassen. 
Es können jedoch nur Betriebe gefördert werden, 
bei denen die Summe der positiven Einkünfte 
65 000 DM — davon aus nichtlandwirtschaftlichen 
Einkommensarten 35 000 DM — nicht überschrei-
tet. Gefördert werden Investitionen, die der Ratio-
nalisierung und Kostensenkung sowie Arbeitser-
leichterung im landwirtschaftlichen Betrieb dienen 
und zur Verbesserung der Lebensverhältnisse bei-
tragen. Dazu zählen Investitionen in 

— Wirtschaftsgebäude und bauliche Anlagen, 

— Wohngebäude, 

— Maschinen, technische Einrichtungen und Ge-
räte. 

Von der Förderung sind die gleichen Tatbestände 
wie im einzelbetrieblichen Investitionsförderungs-
programm ausgeschlossen (z. B. Erbabfindung, 
Schuldenkonsolidierungen, Kauf lebenden Inven-
tars, Kapazitätsausweitung bei Milch). 

Es gelten folgende Förderungskonditionen: 

— Kapitalisierte Zinsverbilligung für maximal 
100 000 DM Kapitalmarktmittel pro Betrieb, für 
Maschinen höchstens 40 000 DM, 

— Differenzierung der Zinsverbilligungshöhe in 
benachteiligten (bis zu 5 %) und nicht benachtei-
ligten Gebieten (bis zu 3 %), 

— für „Junge Landwirte" eine um 1 %-Punkt hö-
here Zinsverbilligung. 

Der Berechnung des kapitalisierten Zinszuschusses 
werden folgende Verbilligungszeiten zugrunde ge-
legt: 
— bei Gebäuden 	 zwölf Jahre, 

— bei Maschinen 	 fünf Jahre. 
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Die Eigenleistungen betragen 10 %, bei Maschinen 
60 %. 

187. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
führt seit März 1978 in Abstimmung mit der Bun-
desregierung ein Sonderkreditprogramm zur För-
derung von Investitionen in der Landwirtschaft 
durch (Übersicht 58). Der zu zahlende Zinssatz und 
die Auszahlungskonditionen wurden der Kapital-
marktentwicklung angepaßt. 

Die Inanspruchnahme des Sonderkreditprogramms 
ging nach 1979 zurück. Besonders stark nahm die 
Kreditnachfrage 1981 ab, da infolge der erheblich 
gestiegenen Kapitalkosten die Investitionsfreudig-
keit und -bereitschaft der Landwirte nachließ. Im 
Jahre 1982 erhöhten sich die Bewilligungen wieder. 
Diese Entwicklung setzte sich 1983 fort. 

Übersicht 58 

Sonderkreditprogramm der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau 

Jahr 
Anzahl 
der 

Kredite 

zugesagte 
Kredite 

in 1000 DM 

Konditionen am 
1. Januar jedes Jahres 1) 

Zinssatz 
in % 

Aus

-

zahlungs-
kurs 
in % 

1978 4 718 281 073 6,0 100 

1979 6 239 303 652 6,0 100 

1980 4 936 208 358 8,0 98 

1981 514 31 682 8,5 95 

1982 2 672 108 084 10,0 94 

1983 2) 3 143 169 100 7,5 95 

1978-1983 22 222 1 101 949 - - 

1) Die Konditionen wurden im Laufe eines Jahres mehrfach angepaßt 
2) per 30. November 1983 

188. Durch das am 1. März 1983 in Kraft getretene 
Gesetz zur Änderung der Finanzierung landwirt-
schaftlicher Siedlungen wurden die Zins- und Til-
gungssätze für einen Teil der vor dem Jahre 1973 
aufgrund des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) 
und des Gesetzes zur Förderung der landwirtschaft-
lichen Siedlung gewährten Darlehen angehoben. 
Bei vorzeitiger Tilgung wird ein teilweiser Schuld-
nachlaß gewährt. Die dadurch anfallenden höheren 
Rückflüsse (einschließlich Zinsen) sollten dazu bei-
tragen, auch künftig die Eingliederung der aus der 
Landwirtschaft stammenden Spätaussiedler finan-
ziell abzusichern. 

Für die Eingliederung der aus der Landwirtschaft 
stammenden Vertriebenen und Flüchtlinge standen 
im Jahre 1983 an Bundesmitteln 130 Mio. DM, an 
Landesmitteln 53,2 Mio. DM und an Aufbaudarle-
hen für die Landwirtschaft 27,7 Mio. DM zur Verfü-
gung. Darüber hinaus gewährte die Deutsche Sied-
lungs- und Landesrentenbank (DSL-Bank) aus ih-
ren Mitteln 30 Mio. DM für den gleichen Zweck und 
zu den Konditionen des BVFG. Mit diesen Mitteln 
wurde die Eingliederung der aus der Landwirt-
schaft stammenden Spätaussiedler gefördert. Wei-

terhin standen 30 Mio. DM Bundesmittel letztmalig 
für die sogenannte Nachfinanzierung von Voller-
werbsbetrieben bereit. 

Förderung in benachteiligten Gebieten 

189. Die Förderung der landwirtschaftlichen Be-
triebe in Berggebieten und in bestimmten benach-
teiligten Gebieten wurde im Berichtszeitraum mit 
Erfolg fortgesetzt. Die Art der Förderung blieb ge-
genüber dem Vorjahr im wesentlichen unverändert. 
Mit Wirkung vom 1. Januar 1984 wurden die Förder-
gebiete an den Außengrenzen um insgesamt 16 699 
ha LF und die Ausgleichszulagengebiete um insge-
samt 10 555 ha LF erweitert. Die Änderungen bezie-
hen sich auf die Fördergebiete in Nordrhein-West-
falen, Hessen, Baden-Württemberg, Bayern und 
Niedersachsen. In Baden-Württemberg wurden au-
ßerdem über 2 000 ha LF bisherige Kerngebiete um-
gewandelt. In Niedersachsen wurden Teile des Har-
zes mit einem Umfang von 6 611 ha LF erstmals als 
benachteiligtes Gebiet anerkannt. 

Für die Ausgleichszulage wurden 1982 insgesamt 
108,3 Mio. DM Bundes- und Landesmittel aufgewen-
det. Für 1983 war im Rahmenplan mit 107,2 Mio. 
DM Bundes- und Landesmitteln nahezu der gleiche 
finanzielle Umfang geplant. Der Durchschnittsbe-
trag der Ausgleichszulage je begünstigten Betrieb 
stieg leicht gegenüber 1981 auf nunmehr 1 406 DM. 

Die Zahl der investiv geförderten landwirtschaftli-
chen Betriebe nahm in den benachteiligten Gebie-
ten bei insgesamt rückläufiger Förderzahl zu. Der 
Anteil der entwicklungsfähigen Betriebe, die an In-
vestitionsförderungsmaßnahmen teilnahmen, hat 
sich 1982 in diesen Gebieten gegenüber dem Vor-
jahr von 27,9 auf 31,9 % erhöht und entsprach damit 
dem Flächenanteil der benachteiligten Gebiete an 
der Gesamtfläche des Bundesgebietes. Die durch-
schnittlichen Bruttoinvestitionen je Förderungsfall 
lagen bei rd. 442 340 DM. Der Subventionswert be-
trug 34 %. In den nicht benachteiligten Gebieten be-
trugen die entsprechenden Bruttoinvestitionen rd. 
392 790 DM und der Subventionswert 24 %. Insge-
samt zeigt sich also eine schwerpunktmäßige Ver-
stärkung der Förderung zugunsten bäuerlicher Be-
triebe in den benachteiligten Gebieten. 

Nebenerwerbslandwirtschaft 

190. In der Bundesrepublik Deutschland ergänzen 
nach der Agrarberichterstattung über 60 % aller Be-
triebsinhaber bzw. deren Ehegatten ihre oft unzu-
reichenden landwirtschaftlichen Einkommen durch 
zusätzliche außerbetriebliche Einkünfte in Höhe 
von mehr als 800 DM jährlich. Bei 41 % aller Be-
triebe überwiegt die außerbetriebliche Erwerbstä-
tigkeit bzw. das außerbetriebliche Einkommen (Ne-
benerwerbsbetriebe). Vor allem in den benachteilig-
ten und wirtschaftlich schwach strukturierten Tei-
len des Bundesgebietes wird die Landbewirtschaf-
tung weitgehend durch Nebenerwerbsbetriebe auf-
rechterhalten. Sie leisten einen wesentlichen Bei-
trag zur Offenhaltung der Landschaft und Land-
schaftspflege. Bei allen Maßnahmen ist zu berück- 
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Übersicht 47 

Ausgaben und Förderungsvorhaben im Programm Entwicklung 
des ländlichen Raumes - Agrarstruktur (Bundesmittel) 

1982 1983 1984 1982 	1983 

Soll 	Ist Soll Soll Anzahl der Maßnahmen 

Mio. DM 
Förderungsvorhaben 1 ) 

Überbetriebliche Förderung 2 )  3)  

Agrarstrukturelle Vorplanung und Flurbereinigung 

Agrarstrukturelle Vorplanung 	  1,6 	1,2 1,8 42 	46 

Flurbereinigung 	  210,3 	229,7 253,9 . 635 	736 

Weinbergsflurbereinigung 	  39,9 	35,4 37,6 86 	104 

Beschleunigte Zusammenlegung 	  8,5 	10,0 10,6 . 85 	105 

Freiwilliger Landtausch 	  0,9 	1,0 1,0 . 151 	233 

Langfristige Verpachtung in der Flurbereinigung 	 0,4 	0,8 0,4 . - 	- 

Dorferneuerung 	  - 	- - . - 	- 

Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen 2 )  3)  

Wasserwirtschaftliche Vorarbeiten 	  2,4 	2,1 2,7 . 25 	31 

BeseitigungnaturgegebenerNachteile 	  22,8 	15,2 23,6 . 74 	76 

Ausgleich des Wasserabflusses usw. 	  98,2 	42,8 120,4 . 201 	265 

Zentrale Wasserversorgungsanlagen 	  37,0 	28,7 40,4 . 110 	53 

Zentrale Abwasseranlagen 	  87,4 	91,9 108,0 . 247 	214 

Ländlicher Wegebau 	  24,7 	24,3 25,7 . 173 	227 

Küstenschutz e) 	  129,9 	124,2 136,1 . 48 	47 

Einzelbetriebliche Förderung 2) 

Investitionen in entwicklungsfähigen Betrieben und 
Kooperationen 	  222,5 	203,4 222,4 . 2 436 	2 929 

Agrarkreditprogramm (AKP) 	  - 	- - . - 	- 

Überbrückungshilfe 	  3,2 	2,0 1,7 . 260 	544 

Verbesserung des Wohnteils 	  13,5 	10,3 12,5 . 4 733 	1 912 

Bodenzwischenerwerb 	  0,8 	0,3 1,2 145 	100 

Ausgleichszulage 	  61,9 	63,2 64,3 81 764 	80 363 

Buchführung 	  3,3 	2,3 2,9 700 	- 

Landarbeiterwohnungsbau 4) 	  3,7 	3,2 3,7 152 	188 

Maßnahmen außerhalb der Gemeinschaftsaufgabe 

Zinsverbilligung 	  140,0 	142,7 120,0 100,0 - 	- 

Bankenvergütung Siedlung 	  13,4 	12,6 12,2 11,5 - 	- 

Schuldendiensthilfe Siedlung 	  9,9 	9,9 10,3 10,1 - 	- 

Forschung (Forschungsanstalten) 	  8,1 	8,4 8,2 8,6 - 	- 

insgesamt 	  1144,3 	1065,6 1221,6 - 	- 

1) neu zu bewilligende Vorhaben gem. Rahmenplan nach Anmeldungen der Länder 
2) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes"; Aufteilung teilweise geschätzt 
2) Die Aufteilung nach Einzelmaßnahmen ist teilweise geschätzt. 
4)  einschließlich Anpassungshilfe für land- und forstwirtschaftliche Arbeitnehmer 

sichtigen, daß in Nebenerwerbsbetrieben die Ehe-
frau des Betriebsinhabers - bedingt durch dessen 
zeitliche Abwesenheit - eine bedeutende Rolle bei 
der Betriebsführung und Arbeitserledigung spielt. 
Daher erfordern die arbeitswirtschaftliche Anpas-
sung der Betriebsorganisation und die rentable Ge-
staltung arbeitsextensiver Produktionsverfahren 
besondere Aufmerksamkeit, insbesondere in Grün-
land- und Futterbaugebieten sowie bei flächenab-
hängiger Viehhaltung. Modellvorhaben des BML 

haben ergeben, daß dies am ehesten bei der Mutter- 
und Ammenkuh- sowie Schafhaltung möglich ist. 
Bei der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage erlangt al-
lerdings das Erwerbs- und Sicherheitsmotiv zuneh-
mende Bedeutung, so daß in der Praxis an einer 
intensiven Bewirtschaftung festgehalten wird. 

Im Jahre 1983 wurden die Kreditprogramme der 
Länder, in die die Nebenerwerbslandwirtschaft 
gleichberechtigt einbezogen ist, ebenso fortgeführt 
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wie die Wohnhausförderung im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes". Die Nebenerwerbs-
landwirte werden 1984 entsprechend den wirt-
schaftlichen Notwendigkeiten im Rahmen des 
Agrarkreditprogramms nach den gleichen Grund-
sätzen wie Haupterwerbsbetriebe gefördert. 

Freizeit und Erholung 

191. Die Freizeit- und Erholungsfunktion des länd-
lichen Raumes hat für die städtische und erho-
lungsuchende Bevölkerung große Bedeutung. Ge-
rade in Anbetracht fehlender Erwerbsalternativen 
im gewerblichen Bereich bieten Freizeit und Erho-
lung der landwirtschaftlichen Bevölkerung insbe-
sondere in peripheren Gebieten zusätzliche Er-
werbsmöglichkeiten. Der weitere Ausbau dieses Be-
reichs muß jedoch vor dem Hintergrund des ver-
schärften Wettbewerbs auf dem Tourismusmarkt 
im Zusammenhang mit der gesamtwirtschaftlichen 
Lage gesehen werden. 

Etwa 1 Million Urlaubsreisende verbringen ihren 
Urlaub auf einem Bauernhof ( = 2,5 % aller Urlaubs-
reisen), wovon allerdings rd. 40 % ins benachbarte 
Ausland fahren. Im Bundesgebiet verläuft die Ent-
wicklung regional unterschiedlich. Bedingt durch 
die spezifische Struktur der Urlauber auf dem Bau-
ernhof (überwiegend junge Familien mit schul-
pflichtigen Kindern) ist die saisonale Nachfrage-
konzentration noch ausgeprägter als bei anderen 
Angebotsformen. 

Vordringlich gegenüber einer Neuschaffung von 
Übernachtungskapazitäten ist die qualitative Ver-
besserung der Urlaubsangebote. Dabei muß der ver-
mehrten Nachfrage nach Ferienwohnungen Rech-
nung getragen werden. Gegenstand weiterer Bemü-
hungen sind die modellartige Erprobung und Ver-
breitung von neuen Formen des Urlaubs auf dem 
Bauernhof (Kleincamping) sowie mit dieser Ur-
laubsform in Verbindung stehender Freizeitange-
bote (Reitpferdehaltung, Reitwegenetze, Gewässer-
ausbau, Freizeitsportanlagen). Es soll eine bessere 
Organisation der Anbieterbetriebe — vor allem im 
Bereich der Vermarktung — und Zusammenarbeit 
mit anderen Anbietern und Anbieterorganisationen 
erreicht werden, um neue Zielgruppen für eine bes-
sere Auslastung der Kapazitäten zu gewinnen. Die 
Deutsche Zentrale für Tourismus führt im Auftrag 
des Bundes zur Zeit ein Pilotprojekt durch, mit dem 
die Vermarktungschancen im Ausland erprobt wer-
den. 

2.3 Steuerpolitik 

Förderung der Bodenmobilität 

192. Um die Bodenmobilität zu verbessern, ge-
währt § 14 a des Einkommensteuergesetzes seit 
dem 1. Juli 1970 für Gewinne aus der Veräußerung 
oder Aufgabe kleinerer landwirtschaftlicher Be-
triebe einen Freibetrag von 60 000 DM. Vorausset-
zung dafür aber ist vor allem, daß der Einheitswert 

des Betriebes 30 000 DM nicht übersteigt und die 
außerlandwirtschaftlichen Einkünfte des Steuer-
pflichtigen in den beiden vorangegangenen Veran-
lagungszeiträumen nicht mehr als 12 000 DM bei 
Alleinstehenden und 24 000 DM bei zusammen ver-
anlagten Ehegatten betrugen. Diese Grenzen sind 
unter den heutigen Gegebenheiten nicht mehr an-
gemessen. Als Beitrag zur Förderung der Bodenmo-
bilität hat der Gesetzgeber im Steuerentlastungsge -
setz 1984 daher folgende Maßnahmen beschlossen: 

An die Stelle des Einheitswertes von 30 000 DM tritt 
künftig der Wirtschaftswert von 30 000 DM. Da der 
Einheitswert neben dem Wirtschaftswert auch den 
Wohnungswert umfaßt, können nach der Neurege-
lung wesentlich mehr Betriebe die Vergünstigung 
in Anspruch nehmen. Zum Beispiel werden bei ei-
nem Wohnungswert von 8 000 DM und einem Hek-
tarwert von 1 250 DM Betriebe nach der Einheits-
wertgrenze bis zu einer Fläche von 17,6 ha, nach der 
Wirtschaftswertgrenze dagegen bis zu 24 ha begün-
stigt. Als weitere Verbesserung werden die zulässi-
gen außerlandwirtschaftlichen Einkünfte auf 18 000 
DM bei Alleinstehenden und 36 000 DM bei zusam-
men veranlagten Ehegatten angehoben. Dadurch 
steht der Gewinnfreibetrag auch den meisten Ne-
benerwerbslandwirten offen. 

Mit einer Änderung des § 16 Abs. 4 des Einkommen-
steuergesetzes bringt das Steuerentlastungsgesetz 
1984 eine weitere Maßnahme, die Veräußerungs-
und Aufgabegewinne begünstigt. Gewerbetreiben-
de, Freiberufler sowie Land- und Forstwirte, die äl-
ter als 55 Jahre oder berufsunfähig sind, erhalten 
im Falle der Betriebsveräußerung oder Betriebsauf-
gabe künftig einen Freibetrag von 120 000 DM. Bis-
her betrug der Freibetrag 60 000 DM. Gleichzeitig 
wird die Veräußerungsgewinngrenze, ab der der 
Freibetrag abgebaut wird, von 200 000 DM auf 
300 000 DM erhöht. 

Weitere ertragsteuerliche Erleichterungen 

193. Das Steuerentlastungsgesetz 1984 zur Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft sieht 
zwei weitere Maßnahmen vor, die grundsätzlich 
auch für die Land- und Forstwirtschaft gelten. Da-
bei handelt es sich zum einen um die Einführung 
einer Sonderabschreibung bei neuen beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung in Höhe von 10 % 
unter bestimmten Voraussetzungen. Zum anderen 
wird der Höchstbetrag, bis zu dem Verluste mit den 
Gewinnen der Vorjahre mit dem Ziel einer Steuer-
entlastung verrechnet werden können (Verlustrück-
trag), von derzeit 5 auf künftig 10 Mio. DM angeho-
ben. 

Investitionshilfeabgabe 

194. Zur Förderung des Wohnungsbaus und zur 
Belebung der Konjunktur wird 1983, 1984 und 1985 
eine Abgabe von 5 % der in diesen Jahren jeweils 
festzusetzenden Einkommen- oder Körperschaft-
steuer erhoben. Sie wird unverzinst von 1990 bis 
1993 wieder zurückgezahlt. Rechtsgrundlage ist das 
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Investitionshilfegesetz in der Fassung des Haus-
haltsbegleitgesetzes 1984. Land- und Forstwirte 
sind — wie andere einkommensteuerpflichtige Per-
sonen auch — dann abgabepflichtig, wenn die Ein-
kommensteuer den Betrag von 15 000 DM bei Al-
leinstehenden und 30 000 DM bei zusammen veran-
lagten Ehegatten im Kalenderjahr übersteigt. Ge-
werbetreibende, Freiberufler sowie Land- und 
Forstwirte können aber die Abgabe ganz oder teil-
weise vermeiden, wenn sie betriebliche Investitio-
nen bei abnutzbaren beweglichen oder unbewegli-
chen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens vor-
nehmen. In diesen Fällen vermindert sich die Ab-
gabe um 20 % des begünstigten Investitionsbetra-
ges. Übersteigt der Investitionsbetrag daher das 
Fünffache der Abgabe, braucht nichts mehr abge-
führt zu werden. 

2.4 Agrarrecht 

195. Die in der 9. Legislaturperiode von der Bun-
desregierung dem Deutschen Bundestag zugeleite-
ten Gesetzentwürfe zur Reform des landwirtschaft-
lichen Pachtrechts wurden aufgrund der vorzeiti-
gen Parlamentsauflösung im Januar 1983 nicht 
mehr behandelt. Sie wurden in der 10. Legislaturpe-
riode in unveränderter Form dem Deutschen Bun-
destag erneut zugeleitet. 

— Nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuord-
nung des landwirtschaftlichen Pachtrechts 
(Drucksache 10/509) soll den Pächtern eine mo-
derne Betriebsführung ermöglicht und zugleich 
die Verpachtungsbereitschaft und die Bodenmo-
bilität verstärkt werden. Mit der Zusammenfas-
sung der materiellrechtlichen Vorschriften über 
die Pacht landwirtschaftlicher Grundstücke im 
Bürgerlichen Gesetzbuch (Untertitel „Land-
pacht") wird zugleich dem Interesse der Land-
wirtschaft an einer übersichtlichen Kodifikation 
des sie betreffenden Pachtrechts Rechnung ge-
tragen. 

— Nach dem Entwurf eines Landpachtverkehrsge-
setzes (Drucksache 10/508) ist vorgesehen, unter 
Aufhebung des geltenden Landpachtgesetzes 
das Anzeige- und Beanstandungsverfahren bei 
Landpachtverträgen neu zu regeln. Der land-
wirtschaftliche Pachtmarkt soll nur insoweit ei-
ner behördlichen Kontrolle unterworfen werden, 
als es aus agrarstrukturellen Gründen erforder-
lich ist. Daher sieht der Gesetzentwurf unter an-
derem vor, den Ländern in größerem Umfang, 
als es das geltende Landpachtgesetz zuläßt, die 
Möglichkeit zu geben, das Anzeige- und Bean-
standungsverfahren gezielt zur Verbesserung 
der Agrarstruktur in ihrem Landesgebiet anzu-
wenden. 

3 Agrarsozialpolitik 

196. Die agrarsoziale Sicherung soll zu einer Ver-
besserung der Lebensverhältnisse im ländlichen 
Raum beitragen, indem sie die selbständigen Land-
wirte und ihre Familienangehörigen vor finanziel-

len Risiken durch Krankheit, Unfall, Invalidität 
und Tod des Ernährers schützt und im Alter absi-
chert. Aufgrund der besonderen Produktions- und 
Lebensverhältnisse in der Landwirtschaft wurde 
nach dem 2. Weltkrieg ein geschlossenes, den Be-
dürfnissen der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
angepaßtes System der sozialen Sicherung geschaf-
fen, das sich bewährt hat. Es umfaßt die Kernberei-
che Krankenversicherung, Unfallversicherung und 
Altersversorgung. 

Die Ist-Ausgaben des Bundes für die Agrarsozialpo-
litik betrugen im Jahre 1983 3,5 Mrd. DM. Sie haben 
damit den mit Abstand größten Anteil am Einzel-
plan 10 (wobei allerdings zu berücksichtigen ist, daß 
die Ausgaben für die Markt- und Preispolitik wegen 
der Zuständigkeit der EG nicht im Einzelplan des 
BML verbucht werden). 

197. Die Krankenversicherung der Landwirte bie-
tet im Grundsatz den gleichen Schutz wie die übri-
gen gesetzlichen Krankenversicherungen. Sie ist al-
lerdings auf die spezifischen Bedürfnisse der Land-
wirtschaft ausgerichtet und gewährt daher bei-
spielsweise bei krankheitsbedingter Arbeitsunfä-
higkeit der landwirtschaftlichen Unternehmer Be-
triebshilfe anstelle des Krankengeldes. 

198. Ähnliches gilt auch für die landwirtschaftli-
che Unfallversicherung. Eine Besonderheit ist hier 
jedoch die Rentenhöhe für landwirtschaftliche Un-
ternehmer, ihre Ehegatten und die mitarbeitenden 
Familienangehörigen ohne Arbeitsvertrag. Diese 
Renten werden nicht nach den tatsächlichen Ar-
beitseinkommen berechnet, sondern nach durch-
schnittlichen Jahresarbeitsverdiensten, die. durch 
Festsetzungsausschüsse bei den landwirtschaftli-
chen Berufsgenossenschaften bestimmt werden. 
1983 betrugen die durchschnittlichen Jahresarbeits-
verdienste 12 420 DM für Unternehmer und ihre 
Ehegatten sowie 18 414 DM für mitarbeitende Fa-
milienangehörige ohne Arbeitsvertrag; die Voll-
rente (Minderung der Erwerbsfähigkeit um 100%) 
beträgt 690 DM/Monat für Unternehmer oder Ehe-
gatten von Unternehmern und 1 023 DM/Monat für 
mitarbeitende Familienangehörige ohne Arbeits-
vertrag. Für Schwerverletzte (Minderung der Er-
werbsfähigkeit um mindestens 50%) werden die 
Renten durch eine aus Bundesmitteln gezahlte 
Schwerverletztenzulage aufgestockt. Im zweiten 
Halbjahr 1983 belief sich die Schwerverletztenzu-
lage zur Vollrente auf 345 DM/Monat für Unterneh-
mer und ihre Ehegatten sowie auf 290 DM/Monat 
für mitarbeitende Familienangehörige ohne Ar-
beitsvertrag. Landwirtschaftliche Arbeitnehmer er-
halten diese Schwerverletztenzulage nicht, weil 
ihre Renten — wie die Renten aller Arbeitnehmer 
— nach dem tatsächlichen Jahresarbeitsverdienst 
vor dem Unfall berechnet werden. 

Die Land- und Forstwirtschaft zählt zu den unfall-
trächtigen Wirtschaftszweigen. 1982 ereigneten sich 
hier — obwohl in den Bereichen Land- und Forst-
wirtschaft, Fischerei nur rd. 5,0 % der Erwerbstäti-
gen beschäftigt waren — 16,6% aller tödlichen Ar-
beitsunfälle sowie 17,0% aller Arbeitsunfälle, die zu 
einer Rentenberechtigung führten. Dies ist ein 



Drucksache 10/980 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Grund für die hohe Beitragsbelastung in der land-
wirtschaftlichen Unfallversicherung. 

Das Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung hat Ende 
November 1983 das Gutachten „Die Belastung land-
wirtschaftlicher Betriebe mit Beiträgen zur land-
wirtschaftlichen Unfallversicherung — Analyse und 
Beurteilung" vorgelegt. Darin wird sowohl die 
Struktur der Versichertengemeinschaft als auch die 
gesamte Risiko- und Leistungsstruktur der land-
wirtschaftlichen Unfallversicherung untersucht 
und dargelegt, daß die vergleichsweise hohe Bei-
tragslast für die Mitglieder nur zu einem geringen 
Teil aus den für diesen Zweig der Unfallversiche-
rung charakteristischen besonderen Risiken her-
rührt. In ihm ist ausgeführt, daß die Personen-
gruppe der mitarbeitenden Altenteiler, einer Alters-
gruppe also, die in anderen Wirtschaftsbereichen 
nicht mehr am Erwerbsleben teilnimmt, häufiger 
und schwerer verunglückt als die übrigen Versi-
cherten. Von größerer Bedeutung für die Beitrags-
belastung ist nach dem Gutachten aber, daß dem 
ständigen Rückgang der Zahl der Mitglieder keine 
entsprechende Abnahme der Rentenfälle gegen-
übersteht. Das Ifo-Institut leitet daraus einen struk-
turwandelbedingten Rentenüberhang (alte Last) 
her, für dessen Berechnung es eine Methode ent-
wickelt hat. 

Das Ifo-Institut ist auch der Frage nachgegangen, 
wie die erheblichen Belastungsunterschiede zwi-
schen den einzelnen landwirtschaftlichen Berufsge-
nossenschaften zu erklären sind. Es hat dazu fest-
gestellt, daß die Ursachen dafür vornehmlich die 
strukturellen Verhältnisse (Betriebsgrößenstruktur, 
Beschäftigtenstruktur, topographische und klimati-
sche Bedingungen usw.), also von den Berufsgenos-
senschaften nicht zu beeinflussende Faktoren sind. 

Die Bundesregierung wird nach Prüfung des Gut-
achtens mit dem Berufsstand und den Versiche-
rungsträgern erörtern, welche Folgerungen aus 
dem Gutachten zu ziehen sind. 

199. Die Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenen-
sicherung der selbständigen Land- und Forstwirte 
im Rahmen der Altershilfe für Landwirte ist eine 
Grundsicherung. Sie kann den Lebensstandard des 

Altenteilers nur in Verbindung mit dem privatrecht-
lichen Altenteil des Betriebes oder eigener Vor-
sorge (z. B. durch Entrichtung freiwilliger Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung oder Lebens-
versicherung) sichern. Mit der Altershilfe für Land-
wirte werden auch agrarpolitische Ziele (frühzeitige 
Hofübergabe zur Sicherung der Existenzgrundlage 
der nachrückenden Generation und des betriebs-
wirtschaftlichen Fortschritts, Freisetzung von Pro-
duktionskapazitäten für aufstockende Betriebe) 
verfolgt. 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Sachver-
ständigenkommission „Alterssicherungssysteme" 
weist in ihrem Bericht vom 19. November 1983 
mehrheitlich darauf hin, daß sie einen Ausbau der 
Altershilfe zur Vollsicherung gegenwärtig nicht für 
erforderlich hält. Hinsichtlich des in der Altershilfe 
für Landwirte im Vergleich zu anderen Sicherungs-
systemen günstigeren Verhältnisses von Leistung 
und Beitrag spricht sich die Kommission für eine 
Änderung aus. Die Kommission verweist in diesem 
Zusammenhang allerdings auf die Einbeziehung 
der überaus hohen alten Last bei Gründung der 
Altershilfe, auf den auch künftig zu erwartenden 
außerordentlichen Strukturwandel in der Landwirt-
schaft und die hieraus resultierende ungünstige Re-
lation von Beitragszahlern und Leistungsempfän-
gern. Der Umfang des Bundeszuschusses müsse 
diesen Gegebenheiten Rechnung tragen. Die Kom-
mission regt an zu prüfen, ob der Bundeszuschuß 
sozial gerechter eingesetzt werden sollte, indem der 
Einheitsbeitrag entsprechend der Ertragskraft der 
Unternehmen abgestuft bezuschußt wird. Dieser 
Vorschlag entspricht in seiner Zielsetzung den Ent-
schließungen des Deutschen Bundestages vom 
16. Dezember 1982 (BT-Drucksache 9/2283) und des 
Bundesrates vom 2. September 1983 (Stellung-
nahme des Bundesrates zum Haushaltsbegleitge-
setz 1984, BT-Drucksache 10/335). 

Die Bundesregierung wird 1984 einen Gesetzent-
wurf vorlegen, der eine Beitragsentlastung der In-
haber kleinerer und mittlerer Betriebe ohne er-
höhte Inanspruchnahme des Bundeshaushalts vor-
sieht. In diesem Zusammenhang wird auch geprüft, 
ob eine Regelung über eine bessere soziale Siche- 
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Ausgaben im Programm Sozialpolitik (Bundesmittel) 

1982 1983 1984 

Maßnahme Soll 	 Ist Soll Soll 

Mio. DM 

Altershilfe für Landwirte 	  2 105,0 	2 105,0 2 000,0 1 960,0 

Landabgaberente 	  246,0 	248,3 260,0 258,0 

Krankenversicherung der Landwirte 	  1030,0 	996,5 986,0 981,0 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 	  340,0 	340,0 279,0 279,0 

Nachentrichtungszuschuß zur Rentenversicherung 	 1,4 	1,6 1,4 1,4 

Zusatzversorgung für land- und forstwirtschaftliche 
Arbeitnehmer 	  21,5 	22,4 22,0 21,5 

insgesamt 	 3 743,9 	3 713,8 3 548,4 3 500,9 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/980 

rung der hauptberuflich mitarbeitenden Familien-
angehörigen aufgenommen werden kann. 

200. Die Spitzenverbände der Sozialpartner in der 
Land- und Forstwirtschaft haben durch Tarifver-
trag eine überbetriebliche Zusatzaltersversorgung 
für Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft 
eingerichtet. Das Zusatzversorgungswerk führte 
am 31. Dezember 1983 für rd. 70 000 land- und forst-
wirtschaftliche Arbeitnehmer - darunter rd. 14 000 
Frauen - die Zusatzaltersversorgung durch. Bei-
tragspflichtig waren 1983 rd. 42 000 Arbeitgeber. Die 
Beihilfe zur Rente der gesetzlichen Rentenversiche-
rung wurde 1983 an 13 310 Berechtigte gezahlt. 

Die tarifvertragliche Zusatzaltersversorgung wird 
für Arbeitnehmer, die wegen ihres vorgerückten Al-
ters keine oder nur geringe Ansprüche auf Beihil-
fen haben, durch Ausgleichsleistungen des Bundes 
ergänzt. 1983 erhielten rd. 36 400 Berechtigte diese 
Ausgleichsleistung, die sich auf höchstens 70 DM/ 
Monat für Verheiratete beläuft. 

201. Die Bundesregierung spricht sich - wie der 
Deutsche Bundestag (BT-Drucksache 10/386) - für 
die Erhaltung des eigenständigen sozialen Siche-
rungssystems in der Landwirtschaft aus. Im Rah-
men dieses Sicherungssystems werden im Jahre 
1984 folgende Maßnahmen wirksam: 

- Der Bundeszuschuß zur landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung ist im Haushalt 1984 mit 279 
Mio. DM veranschlagt. Damit steht 1984 der glei-
che Betrag wie 1983 zur Verfügung. Dieser Be-
trag kann um bis zu 10 Mio. DM aufgestockt 
werden, wenn sich bei den Bundesmitteln für 

die landwirtschaftliche Krankenversicherung 
entsprechende Einsparungen ergeben. 

- Der Bundeszuschuß zur Altershilfe für Land-
wirte wird ab 1984 auf 75% der Ausgaben für 
Altersgelder, vorzeitige Altersgelder, Hinterblie-
benengelder und Waisengelder festgeschrieben. 
Die Altersgelder werden wie die Renten der ge-
setzlichen Rentenversicherung aktualisiert. 

- Der Bewilligungszeitraum für Landabgaberen-
ten, der am 31. Dezember 1983 endete, wurde 
nicht verlängert. Neubewilligungen sind daher 
ab 1. Januar 1984 nur noch möglich, wenn alle 
Leistungsvoraussetzungen vor diesem Zeitpunkt 
erfüllt waren. Bewilligte Renten und daraus ab-
geleitete Hinterbliebenenrenten werden weiter-
gezahlt. 

202. Die Land- und Forstwirtschaft hat im Sozial-
bereich in den letzten Jahren einen beachtlichen 
Beitrag zur Konsolidierung des Bundeshaushalts 
und zur Wiedergewinnung der wirtschaftlichen Sta-
bilität geleistet. Die Bundeszuschüsse zur Alters-
hilfe für Landwirte wurden von 1980 bis 1984 um 
14,5 % und der Bundeszuschuß zur Unfallversiche-
rung  im gleichen Zeitraum um 30 % gekürzt. Als 
Folge der Bundesmittelkürzungen, der Kostenstei-
gerungen - die Altersgelder erhöhten sich z. B. von 
1980 bis zum Juli 1983 um 16,2 % - und des Rück-
ganges der Zahl der Beitragszahler, dem keine ent-
sprechende Abnahme der Zahl der Leistungsemp-
fänger gegenübersteht (MB Tabellen 138 ff.), stie-
gen die Beiträge zur Altershilfe von 70,10 DM/Mo-
nat (1980) um 84% auf 129 DM/Monat (1984). In der 
Unfallversicherung erhöhten sich die Beiträge im 
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Beiträge landwirtschaftlicher Vollerwerbsbetriebe zur sozialen Sicherung 1982/83 1) 

Kennzahl Einheit 
Betriebsgröße von ... bis unter ... 1 000 DM StBE 

unter 20 20 bis 30 30 bis 50 50 und mehr 

Betriebe mit Beiträgen zur KV, AH und LUV 2) .... Zahl 344 866 2 618 4 599 

Betriebsgröße 	  ha LF 15,7 19,6 26,1 44,8 

Gewinn 3 ) 	  DM/Betrieb 16 311 26 615 36 801 59 507 

Beiträge zur KV 2) 	  DM/Betrieb 2 394 2 628 2 999 3 737 

Anteil am Gewinn 3 ) 	  % 14,7 9,9 8,1 6,3 

Beiträge zur AH 2) 	  DM/Betrieb 1 159 1 148 1 175 1 204 

Anteil am Gewinn 3 ) 	  % 7,1 4,3 3,2 2,0 

Beiträge zur LUV 2) 	  DM/Betrieb 769 936 1 154 1 906 

Anteil am Gewinn 3 ) 	  % 4,7 3,5 3,1 3,2 

Beiträge zur KV, AH und LUV insgesamt 2 ) 	 DM/Betrieb 4 322 4 712 5 328 6 847 

Anteil am Gewinn 3 ) 

WJ 1979/80 	  % 20,4 14,8 12,4 10,6 

WJ 1980/81 	  % 26,7 18,2 15,5 12,5 

WJ 1981/82 	  % 27,4 18,5 15,9 13,1 

WJ 1982/83 	  % 26,5 17,7 14,5 11,5 

1) nicht hochgerechnete Durchschnittsergebnisse des Testbetriebsnetzes 
2) KV: Krankenversicherung, AH: Altershilfe für Landwirte, LUV: Landwirtschaftliche Unfallversicherung 
3) um die Beiträge zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung rechnerisch erhöhter Gewinn, weil diese Beiträge zur Gewinnermittlung als 

Betriebskosten abgesetzt werden. 
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gleichen Zeitraum um ca. 44,5%. Die absolute Bela-
stung der Betriebe mit Beiträgen zur sozialen Si-
cherung hat daher zugenommen (Übersicht 61). Von 
dieser Entwicklung sind insbesondere kleine ein-
kommensschwache Betriebe (unter 20 000 DM 
StBE) betroffen, in denen die relative Beitragsbela-
stung mehr als doppelt so hoch ist wie in den gro-
ßen Betrieben (StBE von 50 000 DM und mehr). 

4 Umweltpolitik 

203. Ziel der Umweltpolitik ist die Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen. Zu den wichtigsten 
Aufgaben zählen Maßnahmen zur Reinhaltung von 
Luft und Wasser, zum Schutz von Boden, Natur 
und Landschaft sowie zur Erhaltung der Artenviel-
falt von wildwachsenden Pflanzen und wildleben-
den Tieren. 

4.1 Naturschutz und Landschaftspflege 

204. Durch Veränderungen der Kulturlandschaft 
wurden zahlreiche wildlebende Pflanzen- und Tier-
arten sowie deren Lebensräume (Biotope) beein-
trächtigt. Über den Umfang der Gefährdung der 
einzelnen Arten gibt die sogenannte „Rote Liste", 
das Verzeichnis der in der Bundesrepublik Deutsch-
land gefährdeten Tier- und Pflanzenarten, Aus-
kunft. Diese „Rote Liste" wurde 1983 um neue Ar-
tengruppen erweitert, auf den neusten Stand ge-
bracht und verstärkt nach bundeseinheitlichen Kri-
terien zusammengestellt. Ein wirksamer Arten-
schutz ist ohne Biotopschutz nicht denkbar. Daher 
wird zur Zeit an einem Biotopschutzkonzept aus 
Bundessicht gearbeitet. Mit diesem Konzept soll 
eine bessere Wirksamkeit der Maßnahmen des 
Bundes im Bereich des Biotopschutzes gewährlei-
stet werden. Dabei ist die Berücksichtigung der in 
internationalen Naturschutzübereinkommen fest-
gelegten Grundsätze besonders wichtig, weil viele 
Probleme nur international gelöst werden können, 
z. B. der Schutz von Feuchtgebieten für Wat- und 
Wasservögel (Ramsar-Konvention von 1971), die Er-
haltung sämtlicher in Europa heimischen Vogelar-
ten (EG-Vogelschutzrichtlinie von 1979), der Schutz 
der europäischen wildlebenden Pflanzen und Tiere 
(Berner Konvention des Europarates von 1979) und 
insbesondere der wandernden Tierarten (Überein-
kommen zur Erhaltung der wandernden wildleben-
den Tierarten, sog. Bonner Konvention). 

Zu den Bundesaufgaben im Bereich des Biotop-
schutzes gehören u. a. die Förderung der Errichtung 
und Sicherung schutzwürdiger Teile von Natur und 
Landschaft mit gesamtstaatlich repräsentativer Be-
deutung, die Vergabe von Mitteln für Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben und die Berücksichti-
gung des Biotopschutzes bei allen Planungen und 
Maßnahmen von Bundesressorts. 

205. Die Errichtung und Sicherung schutzwürdi-
ger Teile von Natur und Landschaft mit gesamt-
staatlich repräsentativer Bedeutung wird seit dem 

Jahre 1979 vom Bund gefördert. Ziel der Förderung 
ist die dauerhafte Erhaltung großräumiger Biotope 
und die uneingeschränkte Gewährleistung einer 
dem Schutzzweck entsprechenden Biotopentwick-
lung. Im Vordergrund stand bisher der Schutz von 
Feuchtgebieten, z. B. von bedeutenden Altwässern, 
Niederungsgebieten und Hochmoorbereichen, aber 
auch von gefährdeten Landschaftsteilen, die durch 
selten gewordene Vegetationsformen geprägt sind 
(MB Tabelle 147). 

206. Das Wattenmeer ist aufgrund der Einmalig-
keit seiner Strukturen, der Bedeutung für die nord- 
und mitteleuropäische Vogelwelt, die fischereiliche 
Nutzbarkeit der gesamten Nordsee und für die Er-
holung ein Lebensraum von höchster Schutzwür-
digkeit. Die Bundesregierung unterstützt daher alle 
Bemühungen der Länder, den Schutz des Watten-
meeres zu verbessern. Es wird in Zukunft darauf 
ankommen, bei allen raumwirksamen Maßnahmen 
die begrenzte Belastbarkeit dieses Gebietes ver-
stärkt zu beachten. Das gilt sowohl für touristische 
wie industrielle Erschließungs- und Entwicklungs-
vorhaben als auch für Fragen des Schiffsverkehrs, 
des Küstenschutzes und der Verschmutzung von 
See und vom Land. 

Im Rahmen der deutsch-niederländisch-dänischen 
Regierungsgespräche bemüht sich die Bundesregie-
rung um ein international abgestimmtes Vorgehen 
mit den Nachbarstaaten. In einer „Gemeinsamen 
Erklärung über den Schutz des Wattenmeeres" ha-
ben die drei Regierungen am 9. Dezember 1982 in 
Kopenhagen vereinbart, bei der Ausfüllung bereits 
bestehender internationaler Naturschutzüberein-
kommen zusammenzuarbeiten. 

Ökologische Fragen des Wattenmeeres werden 
auch im Rahmen der Internationalen Nordsee-
schutz-Konferenz, die auf Einladung der Bundesre-
publik Deutschland Ende 1984 stattfinden soll, be-
handelt. 

207. Die 64 Naturparke der Bundesrepublik 
Deutschland dienen sowohl der Erholung weiter 
Teile der Bevölkerung als auch der Erhaltung 
schützenswerter Lebensräume bedrohter und selte-
ner Pflanzen- und Tierarten. Da oftmals Konflikte 
zwischen beiden Funktionen entstehen, müssen 
neue Wege zur Lösung dieser Konflikte erprobt 
werden. Hierzu findet 1984 ein Bundeswettbewerb 
„Naturparke zwischen Naturschutz und Erholung 
— vorbildliche Konfliktlösungen" statt, der gemein-
sam vom Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten und dem Verband Deutscher 
Naturparke durchgeführt wird. Durch diesen Wett-
bewerb sollen Träger von Naturparken ausgezeich-
net werden, die einen für alle Beteiligten tragfähi-
gen Kompromiß zwischen Erholungsansprüchen 
und Naturschutznotwendigkeiten gefunden und in 
die Praxis umgesetzt haben. Mit dem Wettbewerb 
wird eine Multiplikatorwirkung vorbildlicher Lö-
sungen für die Praxis angestrebt. 

208. Vom 19. bis 30. April 1983 fand in Gaborone 
(Botswana) die Vierte Vertragsstaatenkonferenz 
zum Washingtoner Artenschutzübereinkommen 
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(WA) statt. An der Konferenz nahmen 60 der insge-
samt 81 Vertragsstaaten und 73 Vertreter von 
Nichtvertragsstaaten sowie von nationalen und in-
ternationalen Organisationen teil. Die Konferenz 
beschloß u. a. eine Änderung des Übereinkommens, 
die der EG den Beitritt zum WA ermöglicht. Die 
Beschlüsse der Konferenz sind für die Bundesrepu-
blik Deutschland mit Wirkung vom 29. Juli 1983 in 
nationales Recht umgesetzt worden (BGBl. II 1983, 
S. 482 ff.). Ein Antrag der Bundesrepublik Deutsch-
land, alle Hundsrobben (u. a. Mützen- und Sattel-
robben) dem Schutz des Übereinkommens zu unter-
stellen, fand nicht die notwendige Mehrheit. Mit der 
Einsetzung des sog. Technischen Ausschusses, der 
sich mit Verstößen gegen das WA befaßt, wurde ein 
weiteres Instrument zur besseren Durchführung 
des WA geschaffen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3626/82 zur Anwendung 
des WA in der Gemeinschaft trat am 1. Januar 1984 
in Kraft. Sie führt für alle EG-Mitgliedstaaten — 
auch soweit diese bisher dem WA nicht angehören 
— ein einheitliches Recht für den Handel mit 
Exemplaren oder Produkten gefährdeter Tier- und 
Pflanzenarten zwischen der Gemeinschaft und 
Drittländern ein und sieht für den Außenhandel so-
wie für den innerstaatlichen Bereich z. T. strengere 
Regelungen als das Übereinkommen selbst vor. 
Mit dem am 1. Januar 1984 in Kraft getretenen Ge-
setz zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 
3626/82 wird die ordnungsgemäße Durchführung 
der EG-Verordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland sichergestellt. Durch gleichlautende 
Erlasse des Bundesministers für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten an die Bundesämter vom 
29. November 1983 und des Bundesministers der Fi-
nanzen an die Zollbehörden wurde eine einheitliche 
und mit der Zielsetzung des Washingtoner Arten-
schutzübereinkommens sowie der Verordnung 
(EWG) Nr. 3626/82 konforme Verwertung der von 
Bundesbehörden eingezogenen Tiere und Pflanzen, 
die dem Washingtoner Übereinkommen unterlie-
gen, sichergestellt. 

Zur Ratifizierung des Übereinkommens vom 
23. Juni 1979 (sog. Bonner Übereinkommen) und 
des Übereinkommens vom 19. September 1979 (sog. 
Berner Übereinkommen) wurden die beiden Ge-
setzentwürfe am 24. Juni 1983 von der Bundesregie-
rung verabschiedet und am 7. Dezember 1983 zu-
sammen mit der Gegenäußerung der Bundesregie-
rung zur Stellungnahme des Bundesrates dem Bun-
destag zugeleitet. 

4.2 Umweltschutz 

209. Um die vielfältigen Wechselbeziehungen zwi-
schen Landwirtschaft und Umweltschutz besser zu 
klären, erstellt der Rat von Sachverständigen für 
Umweltfragen (SRU) z. Z. ein Sondergutachten 
über die Umweltwirkungen der Landwirtschaft. 
Das Gutachten wird in Kürze fertiggestellt und vor-
aussichtlich noch bis Mitte 1984 der Bundesregie-
rung übergeben. In diesem Gutachten werden so-
wohl die von der Landwirtschaft ausgehenden stoff-
lichen Einwirkungen auf die Umwelt und die struk-

turellen Veränderungen von Natur und Landschaft 
als auch die Belastungen der Landwirtschaft durch 
Industrie, Siedlung und Verkehr analysiert sowie 
Vorschläge für die Verbesserung der Umweltsitua-
tion unterbreitet. Im März 1983 hatte der SRU der 
Bundesregierung bereits das Sondergutachten 
„Waldschäden und Luftverunreinigungen" (Bun-
destagsdrucksache 10/113) übergeben, das das vor-
dringliche Problem des Waldsterbens behandelt. 

210. Aufgrund der akuten Gefährdung großer 
Waldbestände hat die Bundesregierung das Ak-
tionsprogramm „Rettet den Wald" verabschiedet, 
das insbesondere Maßnahmen zur Luftreinhaltung 
im nationalen, im EG- und internationalen Bereich 
sowie flankierende waldbauliche Maßnahmen (vgl. 
Tz. 217) vorsieht. Die wichtigsten Maßnahmen des 
Programms zur Luftreinhaltung sind folgende: 

— Die Verordnung über Großfeuerungsanlagen 
(Dreizehnte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes), die seit dem 
1. Juli 1983 Anwendung findet, enthält hohe An-
forderungen zur Emissionsbegrenzung für Groß-
feuerungsanlagen, die mit festen, flüssigen oder 
gasförmigen Brennstoffen betrieben werden. 
Von besonderer Bedeutung sind die in dieser 
Verordnung festgelegten Emissionsgrenzwerte 
für Schwefeloxide, Stickstoffoxide und Staub 
mit den darin enthaltenen Schwermetallverbin-
dungen. 

— Mit der bereits am 1. März 1983 in Kraft getrete-
nen Änderung der Technischen Anleitung zur 
Reinhaltung der Luft (TA Luft) sollen auch Le-
bens- und Futtermittel vor Kontamination und 
besonders empfindliche Tiere und Pflanzen bes-
ser geschützt werden. Dazu sind Immissions-
werte für Cadmium (5 µg/qm und Tag), Thallium 
(10 µg/qm und Tag) und Blei (250 µg/qm und 
Tag) im Staubniederschlag festgelegt worden. 
Darüber hinaus wurde eine Einzelfallprüfung 
eingeführt, die dann einzuleiten ist, wenn die 
Emissionen der Anlage den Zusatzbelastungs-
wert von 2,5 µg Schwefeldioxid oder 0,05 .tg Flu-
orwasserstoff pro m 3  Luft überschreiten. Eine 
weitere Novellierung der TA Luft wird zur Zeit 
vorbereitet, die für Anlagen, die nicht durch die 
Großfeuerungsanlagenverordnung erfaßt wer-
den, dem Stand der Technik entsprechende neue 
Emissionsgrenzwerte vorsieht, um den Schad-
stoffausstoß auch dieser Anlagen so weit wie 
möglich zu reduzieren. 

- Entsprechend den Beschlüssen der Bundesre-
gierung vom 21. Juli 1983 und vom 26. Oktober 
1983 sollen ab dem 1. Januar 1986 bleifreies Ben-
zin eingeführt und gleichzeitig die strengen US-
Schadstoffgrenzwerte und -Prüfverfahren über-
nommen werden. Die Einhaltung der US-Schad-
stoffgrenzwerte ist zur Zeit nur mit dem Einsatz 
der Katalysatortechnik zu erreichen. Mit Hilfe 
von Katalysatoren lassen sich die Schadstoffe 
im Kfz-Abgas um bis zu 90 % reduzieren. 

— Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob und 
inwieweit bestehende Regelungen zur Luftrein-
haltung durch zusätzliche marktwirtschaftlich 
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orientierte Instrumente ergänzt werden können. 
Diese Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. 

— Wegen der weiträumigen Verfrachtung von Luft-
verunreinigungen, auch über Staatsgrenzen hin-
weg, reichen nationale Maßnahmen zur Emis-
sionsbegrenzung nicht aus. Die Bundesregie-
rung strebt daher insbesondere in der EG, 
OECD und ECE die Einführung harmonisierter 
internationaler Emissionsstandards und die An-
wendung des Standes der Technik an und be-
müht sich, in bilateralen Kontakten mit den 
Nachbarstaaten eine Verringerung der Luft-
schadstoffbelastung zu erreichen. 

Diese Maßnahmen haben nicht nur für die Erhal-
tung des Waldes eine zentrale Bedeutung, sondern 
dienen auch dem Schutz der landwirtschaftlichen 
Produktion, der aquatischen Ökosysteme und der 
wildlebenden Pflanzen- und Tierarten. Empfindli-
che Pflanzen- und Tierarten werden durch Luft-
schadstoffe geschädigt, so daß nachhaltige Schäden 
bis hin zur Zerstörung wertvoller Biotope eintreten 
können. 

211. Für die Landwirtschaft stellen vor allem 
Schwermetalle und schwer abbaubare Stoffe eine 
mögliche Gefahr dar, weil sie sich im Boden anrei-
chern und in die Nahrungskette gelangen können. 
Mit der am 1. April 1983 in Kraft getretenen Ver-
ordnung über das Ausbringen von Klärschlämmen 
auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich und gärt-
nerisch genutzten Flächen, die u. a. Grenzwerte für 
Schwermetalle in Klärschlämmen und Böden setzt, 
die Ausbringungsmenge begrenzt und die Ausbrin-
gung von einer vorherigen Untersuchung der Klär-
schlämme und der Böden abhängig macht, soll die 
Schadstoffanreicherung im Boden und damit eine 
Kontamination der Lebens- und Futtermittel mög-
lichst geringgehalten werden. 

212. Neben der Kontamination mit Schadstoffen 
ist der Boden vielfältigen anderen Belastungen 
(z. B. Erosion, „Versiegelung") ausgesetzt. Die zen-
trale Stellung des Bodens im Naturhaushalt, insbe-
sondere als Lebensgrundlage für Pflanzen und 
Tiere sowie als Filter und Speicher für Nieder-
schlagswasser, hat die Bundesregierung bewogen, 
ein umfassendes Bodenschutzkonzept zu erarbei-
ten. Das Konzept, das Mitte 1984 vorgelegt werden 
soll, wird eine Analyse und Bewertung der vielfälti-
gen Belastungen des Bodens enthalten und die zum 
Schutz des Bodens erforderlichen Maßnahmen auf-
zeigen. 

213. Im Zusammenhang mit den stofflichen Bela-
stungen des Naturhaushaltes sind auch die Pro-
bleme der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
(vgl. dazu Tz. 232 f.) und der Düngung (Nitratbela-
stung des Grundwassers) verstärkt untersucht wor-
den. Die Landwirtschaft kann unter ungünstigen 
Bedingungen (durchlässige Böden, überdurch-
schnittlich hoher Viehbesatz, Anbau von Intensiv-
kulturen) erheblich zur Grundwasserbelastung bei-
tragen. Die Bundesregierung bemüht sich in Zu-
sammenarbeit mit den Ländern, den Schutz des 
Grundwassers zu verbessern. Dazu gehören insbe-
sondere folgende Maßnahmen: 

— Weitere Förderung des Baus von Abwasserbe-
handlungsanlagen im ländlichen Raum, 

— Förderung der sachgemäßen Lagerung von Wirt-
schaftsdünger (insbesondere Gülle), 

— Weiterentwicklung von Prognoseverfahren für 
eine gezielte mineralische und organische Dün-
gung mit entsprechendem Beratungsangebot, 

— Förderung einer besseren Zusammenarbeit 
zwischen Wasserwirtschaftsbehörden, Landwirt-
schaftsbehörden, Wasserwerksbetreibern und 
betroffenen Landwirten, 

— verstärkte Ausweisung von Wasserschutzgebie-
ten mit erforderlichen Nutzungsbeschränkun-
gen und 

— verstärkte Anwendung von § 15 Abs. 5 des Ab-
fallbeseitigungsgesetzes durch die Bundeslän-
der zur Vermeidung von Überdüngungen mit or-
ganischen Dungstoffen. 

214. Zur Förderung von Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben für den Umweltschutz im 
Agrarbereich standen im Haushaltsjahr 1983 12,7 
Mio. DM zur Verfügung. Neben der Finanzierung 
laufender Vorhaben wurden davon Mittel für 
14 neue Vorhaben bewilligt. Damit erhöhte sich die 
Anzahl der seit 1979 geförderten Vorhaben auf 124, 
die sich auf die einzelnen Förderungsschwerpunkte 
wie folgt verteilen: 

— Naturschutz und Landschaftspflege 
15 Vorhaben 

— Verringerung von Schadstoffbelastungen 
in tierischen und pflanzlichen Produkten 

8 Vorhaben 

— Einführung neuartiger Techniken in der 
Energiegewinnung und Energieeinsparung 

83 Vorhaben 

— Gewässerschutz im ländlichen Raum 
16 Vorhaben 

— Sonstige 	 2 Vorhaben 

Übersicht 62 

Ausgaben im Programm Umweltpolitik 
(Bundesmittel) 

1982 1983 1984 

Maßnahmen Soll 	Ist Soll Soll 

Mio. DM 

Errichtung und Siche- 
rung schutzwürdiger 
Teile von Natur und 
Landschaft mit gesamt- 
staatlich repräsentativer 
Bedeutung 	 5,0 	5,0 5,0 4,0 

Investitionen zur Durch- 
führung von Forschungs- 
und Entwicklungs- 
vorhaben für den Um- 
weltschutz im Agrar- 
bereich 	 10,3 	8,4 12,7 10,0 

Forschung 
(Forschungsanstalten) . 6,8 	7,1 6,8 7,1 

insgesamt 	 22,1 	20,5 24,5 21,1 
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5 Forst- und Holzwirtschaft 

215. Der Wald prägt mit nahezu 30 % der gesamten 
Fläche des Bundesgebietes in starkem Maße das 
Bild der Landschaft; er ist nicht nur als Rohstoff-
lieferant und Einkommensquelle, sondern auch für 
die Umwelt und die Erholung der Bevölkerung von 
hohem volkswirtschaftlichen Nutzen. Die Erhal-
tung gesunder und leistungsfähiger Wälder stellt 
somit eine zentrale, gesellschaftspolitisch bedeut-
same Aufgabe dar. 

216. Die Zunahme der neuartigen Waldschäden 
(vgl. Tz. 86 f.) bringt eine erhebliche Gefährdung der 
vielfältigen wirtschaftlichen und ökologischen 
Funktionen des Waldes mit sich. In ihrem Aktions-
programm „Rettet den Wald" hat die Bundesregie-
rung deutlich gemacht, daß höchste Priorität bei 
den Maßnahmen zur Verbesserung der Luftreinhal-
tung liegt. Im Vordergrund stehen hierbei 

— die Verordnung über Großfeuerungsanlagen, 

— die Technische Anleitung zur Reinhaltung der 
Luft (TA Luft), 

— die Einführung bleifreien Benzins und die 
gleichzeitige Übernahme der strengen US-
Schadstoffgrenzwerte und -Prüfverfahren, 

— die Anwendung marktwirtschaftlicher Instru-
mente zur Emissionsbegrenzung über die der-
zeitig geltende Norm hinaus und 

— die Einführung und Anwendung international 
abgestimmter Emissionsstandards. 

Die Maßnahmen sind im einzelnen in Tz. 210 be-
schrieben. 

217. Neben verstärkten Luftreinhaltemaßnahmen 
müssen aber auch alle Möglichkeiten ergriffen wer-
den, um mit flankierenden forstlichen Maßnahmen 
den Schadensverlauf zu verlangsamen, die Schäden 
zu mindern und, so gut es möglich ist, zu beheben. 
Infrage kommen hierfür gezielte Düngungsmaß-
nahmen, wenn sie aufgrund einer Bodenanalyse po-
sitive Auswirkungen auf die Vitalität der Wälder 
erwarten lassen. Des weiteren kann es angezeigt 
sein, lückig gewordene Bestände mit geeigneten 
Baumarten zu unterpflanzen, um den noch vorhan-
denen Schutz des älteren Bestandes für die Verjün-
gung auszunutzen (Voranbau) oder um der Auflö-
sung älterer Bestände entgegenzuwirken (Unter-
bau). Infolge der neuartigen Waldschäden ausgefal-
lene Bestände müssen möglichst umgehend wieder 
aufgeforstet werden, wobei — soweit erforderlich — 
eine Bodenmelioration durchgeführt und der Laub-
baumanteil möglichst erhöht werden sollte. Die ge-
nannten Maßnahmen stellen viele Forstbetriebe 
vor wirtschaftliche Probleme. Der Planungsaus-
schuß der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" hat da-
her am 20. Dezember 1983 beschlossen, die Maßnah-
men Düngung, Voranbau und Unterbau sowie Wie-
deraufforstung und mehrmalige Pflege von Jungbe-
ständen in die forstlichen Förderungsmaßnah-
men der Gemeinschaftsaufgabe aufzunehmen. Der 

Haushaltsansatz für die Gemeinschaftsaufgabe 
wurde zur Finanzierung dieser Maßnahmen um 
20 Mio. DM aufgestockt. 

218. Große Aufmerksamkeit muß auch dem Holz-
markt gewidmet werden. Marktprobleme können 
kurz- und mittelfristig entstehen, wenn zusätzliche 
Holzeinschläge in den von neuartigen Waldschäden 
betroffenen Gebieten notwendig werden. Von der 
Bundesregierung wird derzeit geprüft, durch wel-
che Maßnahmen den möglicherweise zu erwarten-
den Problemen auf dem Holzmarkt (Angebotsun-
gleichgewichte, Preisverfall) sowie dem Substanz-
verlust infolge Sekundärschäden am lagernden 
Holz begegnet und zusätzliche Absatzmöglichkei-
ten für Holz geschaffen werden können. 

219. Die Kommission der EG hat dem Rat der EG 
im Juni 1983 einen Vorschlag für eine Verordnung 
über eine gemeinschaftliche Aktion zum verstärk-
ten Schutz des Waldes in der EG gegen Brände und 
saure Niederschläge zugeleitet. Diese Initiative ist 
auf gemeinschaftliche Maßnahmen und Beihilfen 
zum Schutz und zur Erhaltung des Ökosystems und 
Wirtschaftsfaktors Wald in der Gemeinschaft ge-
richtet. Die Kommissionsvorschläge umfassen für 
den Bereich Waldbrand die Förderung einzelstaatli-
cher Maßnahmen und die Zusammenarbeit der Mit-
gliedstaaten zur verstärkten und wirkungsvolleren 
Verhütung sowie zur Bekämpfung von Waldbrän-
den. Für den Problembereich „saure Niederschläge" 
werden Fördermittel zur Errichtung eines Meßnet-
zes zur Erfassung, Beurteilung und Beobachtung 
(Monitoring) der Auswirkungen von Luftverunrei-
nigungen auf den Wald in allen Mitgliedstaaten vor-
geschlagen. Die bisherigen Beratungen auf EG-
Ebene haben ergeben, daß die Mehrheit der Mit-
gliedstaaten die vorgeschlagenen Maßnahmen in 
erster Linie als nationale Angelegenheit betrachtet 
und neben einer Notwendigkeit für stärkere fachli-
che Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten nur ein 
sehr begrenztes Erfordernis für gemeinschaftliche 
Maßnahmen sieht. Der Waldbrandschutz ist für die 
Mittelmeerstaaten der EG von besonderem Interes-
se, während der Problembereich „saure Nieder-
schläge" grundsätzlich für alle Mitgliedstaaten von 
Bedeutung ist. Eine weitere — methodisch mög-
lichst gleichartige — Erfassung der Waldschäden 
sowie Messung, Beurteilung und Beobachtung der 
Auswirkungen von Luftverunreinigungen auf den 
Wald wird von den meisten Mitgliedstaaten als 
wünschenswert angesehen, ebenso wie die weitere 
Erforschung der neuartigen Waldschäden und der 
Informationstausch über Erhebungs- und For-
schungsergebnisse. 

Die durch die neuartigen Schäden beeinträchtigte 
Vitalität vieler Waldbestände wird vermutlich auch 
zu einer Zunahme von Sekundärschäden führen. So 
läßt beispielsweise die bedrohliche Zunahme der 
Borkenkäferpopulation für 1984 bei trockener 
Frühjahrswitterung eine weitere Massenvermeh-
rung erwarten, die intensive Vorbeugungsmaßnah-
men und ggf. auch breit angelegte Maßnahmen der 
Schädlingskontrolle durch die Forstbetriebe erfor-
dern wird. 
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220. Die Schneebruchschäden, Insektenkalamitä-
ten und Waldschäden führten in Verbindung mit 
der konjunkturabhängig geringen Nachfrage im 
Forstwirtschaftsj ahr 1983 zu erheblichen Absatz-
schwierigkeiten und zu einer ungünstigen Preisent-
wicklung bei Holz (vgl. Teil A Abschnitt II.). Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sah sich daher dazu veranlaßt, das Forst-
schäden-Ausgleichsgesetz anzuwenden, um dieser 
Entwicklung durch eine befristete Beschränkung 
des ordentlichen Holzeinschlags der Holzarten-
gruppen Fichte und Kiefer entgegenzuwirken. Au-
ßerdem wurden verschiedene steuerliche Erleichte-
rungen für die Forst- und Holzwirtschaft gewährt 
und die Frachthilfe für Industrieholz im Rahmen 
der Zonenrandförderung fortgeführt. Die Förder-
sätze wurden durch Neukonzeption der Frachthilfe-
richtlinien ab Juli 1983 von bisher 9 % auf 13 % der 
Transportkosten erhöht. Darüber hinaus stellte die 
CMA auch 1983 1,25 Mio. DM (1982 = 1,55 Mio. DM) 
zur Absatz- und Exportförderung bereit. 

221. Um das Problem der Eichenwelke — einer 
gefährlichen, bisher nur in den USA vorkommen-
den Pilzkrankheit der Eichen — im Interesse der 
auf Importe aus den USA angewiesenen Furnierin-
dustrie (1982 wurden 68 591 m 3  Eichenstammholz 
aus den USA importiert) zu regeln, wurden in Ver-
handlungen zwischen EG-Kommission, EG-Mit-
gliedstaaten und den USA Übergangslösungen 
vereinbart. Auf Grund der Dritten Entscheidung 
(83/78/EWG), die bis zum 31. Oktober 1987 gilt, kann 
Eichenholz aus den USA importiert werden, das 
entweder begast und entsprechend gekennzeichnet 
ist oder aus Bezirken stammt, die vom Bundes-
pflanzenschutzdienst der Vereinigten Staaten von 
Amerika als frei von Eichenwelke anerkannt wor-
den sind und entsprechend gekennzeichnet ist. 

222. Bundesweit liegen über den Holzvorrat, den 
Zuwachs, die Altersklassen- und Baumartenvertei-
lung sowie über den waldbaulichen Zustand des 
Waldes keine ausreichenden Informationen neue-
ren Datums vor. Die Bundesregierung hat daher ein 
Erstes Gesetz zur Änderung des Bundeswaldgeset-
zes vorgelegt, mit dem die gesetzliche Grundlage 
für die Durchführung einer Bundeswaldinventur 
geschaffen werden soll. Mittels eines modernen 
Stichprobenverfahrens soll der Waldzustand bun-
desweit gemessen und beschrieben werden. Die 
Bundeswaldinventur soll die Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten der Nutzung des Waldes verläß-
lich aufzeigen und Aufschluß über Struktur und 
Umfang des künftigen Holzaufkommens geben. 
Gleichzeitig werden Erkenntnisse über Schädigun-
gen und Fehlentwicklungen des Waldes sowie die 
Grunddaten für die Beurteilung der durch das 
Waldsterben verursachten Produktionseinbußen 
gewonnen. Damit erhält die Bundesregierung not-
wendige Entscheidungsgrundlagen für die Forst- 
und Holzmarktpolitik. 

Beginn und Zeitraum für die Durchführung der 
Bundeswaldinventur sowie die Einzelheiten des 
Stichprobenverfahrens sollen durch eine Verord-
nung bestimmt werden, die vom BML bereits vorbe-
reitet wurde. Danach ist beabsichtigt, die Bundes-

waldinventur in der Zeit von 1984 bis 1989 durchzu-
führen. Dem BML obliegt dabei die Vorbereitung 
der Inventur sowie die Zusammenstellung und Aus-
wertung der erhobenen Daten; für die Außenarbei-
ten — das heißt die eigentlichen Erhebungen im 
Wald — sind die Länder zuständig. 

223. Das Bundeswaldgesetz legt fest, daß die 
Forstwirtschaft wegen der Nutz-, Schutz- und Erho-
lungsfunktion des Waldes zu fördern ist. Kern der 
finanziellen Förderung bilden Maßnahmen im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (Über-
sicht 63). 

Unter finanzieller Beteiligung der Länder konnten 
seit 1973 u. a. rd. 24 000 ha aufgeforstet, rd. 15 000 ha 
unbefriedigender Bestockung umgewandelt, seit 
1978 fast 7 000 km Forstwege gebaut, eine Vielzahl 
von forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen 
wirksam gefördert und seit 1980 rd. 30 000 ha pfle-
gebedürftige Jungbestände erstmals durchforstet 
werden (MB Tabelle 88). 

224, Eine wesentliche Voraussetzung für die lang-
fristige Verbesserung der Ertragskraft des Waldes 
liegt in der Verwendung von genetisch hochwerti-
gem Saat- und Pflanzgut. Einzelne private Forstsa-
menfirmen hatten in letzter Zeit nicht vertriebsfä-
higes, minderwertiges Forstsaatgut in unerlaubter 
Weise in den gewerbsmäßigen Verkehr gebracht. 
Um den Vertrieb von forstlichem Vermehrungsgut 
in Zukunft besser überwachen zu können, ist zur 
Ablösung der Zweiten Verordnung zur Durchfüh-
rung des Gesetzes über forstliches Saat- und 
Pflanzgut die Verordnung über die Kontrollbuch-
führung der Forstsamen- und Forstpflanzenbe-
triebe (Forstsaat-Kontrollbuchverordnung) vom 
22. November 1983 (BGBl. I S. 1385) am 30. Novem-
ber 1983 verkündet worden und am 1. Dezember 
1983 in Kraft getreten. Es werden darin Neurege-
lungen getroffen, die die Form der Kontrollbücher 
und die Dauer der Aufbewahrung von Kontrollbü-
chern, Belegen und sonstigen Unterlagen festlegen. 
Hierzu gehört ebenfalls eine bessere Überwachung 
bei der Einfuhr forstlichen Vermehrungsguts. 
Ferner wurde auch eine Änderung des Gebrauchs-
zolltarifs vorgesehen. Die Einfuhrliste — Anlage 
zum Außenwirtschaftsgesetz — wurde durch die 
Achtundachtzigste Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste vom 27. September 1983 (BAnz. 
S. 10689) modifiziert. Mit diesen Änderungen sollen 
den Zollstellen die Kontrollmaßnahmen erleichtert 
und die Einfuhr von minderwertigem forstlichen 
Vermehrungsgut unter falscher Bezeichnung ver-
hindert werden. 

Große Bedeutung wird auch der Kontrolle der Iden-
titätssicherung unmittelbar am forstlichen Ver-
mehrungsgut beigemessen, die wissenschaftlich 
noch zu entwickeln ist. Die Bundesforschungsan-
stalt für Forst- und Holzwirtschaft ist beauftragt, 
entsprechende Untersuchungen durchzuführen. 
Darüber hinaus hat der Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten dieses For-
schungsziel auch im Wege der Projektförderung un-
terstützt. 
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Übersicht 63 

Ausgaben im Programm Forst- und Holzwirtschaft 
(Bundesmittel) 

1982 1983 1984 

Maßnahme Soll 	Ist Soll Soll 

Mio. DM 

Vorarbeiten 	  —  

Aufforstung 	  3,0 

Umwandlung in Hochwald 	  

Waldbauliche Maßnahmen zur Verbesserung der Struktur  8,4 	1,6 9,7 . 
von Jungbeständen  	1) 3,2 

Wertästung, Trennung von Wald und Weide, Anlage von 
Schutzpflanzungen, Nachbesserungen 	  0,9 

Forstwirtschaftlicher Wegebau 	  14,0 	12,3 15,0 . 

Forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse 	  1,5 	1,5 2,0 . 

Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden 	 — 	— — . 

Forschung (Forschungsanstalten) 	  14,5 	15,1 14,7 15,5 

insgesamt 	 38,4 	37,6 41,4 . 

1 ) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

6 Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich 

225. Aufgabe der Verbraucherpolitik im Ernäh-
rungsbereich ist die ausreichende Versorgung der 
Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen Nah-
rungsmitteln zu angemessenen Preisen. Im Rah-
men dieser Aufgabe hat der Staat dafür Sorge zu 
tragen, daß die Versorgung mit Nahrungsmitteln 
auch in Krisenzeiten gewährleistet ist. 

Eine im Auftrag des BML durchgeführte Nutzen-
Kosten-Untersuchung über die Bedeutung des Ziels 
„Versorgungssicherung" im Rahmen der Agrar-
markt und -preispolitik kommt u. a. zu dem Ergeb-
nis, daß im Fall des kurz- bis mittelfristigen (bis 
drei Jahre) Ausbleibens von allen Drittlandsimpor-
ten mit dem vorhandenen Produktionspotential in 
der EG ein quantitativ und qualitativ ausreichendes 
Angebot aufrechterhalten werden kann und auch 
für die Bundesrepublik auf einem allerdings etwas 
niedrigeren Niveau die Versorgung mit Ausnahme 
von zwei essentiellen Nährstoffen (Linolsäure und 
Vitamin E) als ausreichend anzusehen ist. 

Die aufgrund der allgemeinen Daseinsvorsorge des 
Staates bestehende Verpflichtung, die Versorgung 
auch in etwaigen Krisenzeiten sicherzustellen, läßt 
sich allerdings nur dann einhalten, wenn zugleich 
die grundlegenden legislativen, administrativen 
und materiellen Vorsorgemaßnahmen für die Erfas-
sung und Verteilung der produzierten Nahrungs-
mittel getroffen werden. Im Berichtsjahr wurde da-
her die Landwirtschafts-Veranlagungsverordnung 
erlassen, die die Erfassung und Ablieferung land-
wirtschaftlicher Produkte in einem Bewirtschaf-
tungsfall regelt. Sie ergänzt die Ernährungsbewirt-
schaftungsverordnung von 1979, die in erster Linie 
der geordneten Verteilung von Erzeugnissen der 
Land- und Ernährungswirtschaft dient. 

Im Rahmen der materiellen Krisenvorsorge werden 
weiterhin staatliche Vorräte, insbesondere die aus 
haushaltsmäßig gebrauchsfertigen Lebensmitteln 
bestehende Zivile Verteidigungsreserve (ZVR) und 
die Bundesreserve Getreide gehalten. Der Bestand 
in der ZVR wurde im Rahmen des Mehrjahrespro-
gramms im Berichtszeitraum aufgestockt. Um et-
waige Versorgungsstörungen überbrücken zu kön-
nen, sollten auch in den privaten Haushalten Min-
destvorräte an geeigneten Lebensmitteln und Ge-
tränken gehalten werden. Die vom BML geförder-
ten Aufklärungsmaßnahmen über Möglichkeiten 
und Vorteile der privaten Lebensmittelbevorratung 
wurden deshalb fortgesetzt. 

226. Der Verbesserung der Lebensmittelqualität 
wie auch dem Verbraucherschutz dienen zahlreiche 
Rechtsvorschriften, die darauf gerichtet sind, die 
gesundheitliche Unbedenklichkeit landwirtschaftli-
cher Produkte zu gewährleisten, indem sie bereits 
für die vorgelagerten Produktionsbereiche rechtli-
che Bestimmungen vorgeben (z. B. Düngemittel-, 
Pflanzenschutz-, Futter- und Tierarzneimittelrecht). 
In Verbindung mit den Rechtsvorschriften, die den 
unmittelbaren Lebensmittelbereich betreffen (z. B. 
das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
sowie die vom BMJFG noch zu erlassende Hygiene

-

VO), sind somit die Grundvoraussetzungen für Min-
destqualitäten geschaffen. Darüber hinaus trägt die 
Lebensmittelkennzeichnung zu einer sachgerech-
ten Information der Verbraucher bei. 

227. Die ernährungsbezogenen Forschungsanstal-
ten im Geschäftsbereich des BML haben in jüng-
ster Zeit verstärkt physiologische und toxikologi-
sche Untersuchungen an Lebensmittelinhaltsstof-
fen und Kontaminanten durchgeführt. Dabei wurde 
die Untersuchung von Schimmelpilzgiften (Mykoto-
xinen) zu einem besonderen Schwerpunkt ausge- 



Drucksache  10/980 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

baut. Wie neuere wissenschaftliche Untersuchun-
gen erkennen lassen, ist bei den Rückständen von 
Pflanzenschutzmitteln eine deutliche Verbesserung 
eingetreten. Höchstmengenüberschreitungen wur-
den bei Obst und Gemüse nur noch in geringem 
Umfang festgestellt. Dies gilt sowohl für inländi-
sche Erzeugnisse als auch für Importware. Demge-
genüber stellt die hygienisch-mikrobiologische Si-
tuation, vor allem bezüglich der Salmonellose im 
unmittelbaren Umfeld des Verbrauchers, ein beson-
deres Problem dar. Im Zusammenhang mit der Sal-
monelloseproblematik beim Menschen nimmt ne-
ben anderen Faktoren die Küchenhygiene eine 
Schlüsselstellung ein, worauf im Rahmen einer 
sachgerechten Verbraucheraufklärung hinzuweisen 
ist. 

Mit Hilfe von Gesamtdiät-Studien läßt sich neben 
der Versorgung der Verbraucher mit Nährstoffen 
auch das Ausmaß der Belastung mit unerwünsch-
ten Stoffen näher bestimmen. Die Bundesfor-
schungsanstalt für Ernährung in Karlsruhe hat 
hierzu eine umfangreiche Untersuchung durchge-
führt, in der 47 Substanzen im einzelnen erfaßt wur-
den. Die Ergebnisse bestätigen im wesentlichen die 
Aussagen des letzten Ernährungsberichts, wonach 
in keinem Fall von einer unmittelbaren Gesund-
heitsgefährdung durch unerwünschte Stoffe in Le-
bensmitteln gesprochen werden kann. In mehreren 
Teilbereichen ist die tatsächliche Aufnahme von 
unerwünschten Stoffen geringer als bisher ange-
nommen wurde. Die durchschnittliche nahrungsbe-
dingte Aufnahme von Blei, Quecksilber und Cad-
mium liegt weit unter den von der WHO als duldbar 
angesehenen Werten. 

228. Für die Aufklärung der Verbraucher über die 
Lebensmittelqualität kommt der Verbraucherinfor

-

mation und -beratung im Ernährungsbereich zu-
nehmende Bedeutung zu. Sie findet ihren Ausdruck 
in der ständig steigenden Zahl an Beratungen 
durch die rd. 190 Beratungsstellen und Stützpunkte 
der 11 Verbraucherzentralen der Länder. Diese 
wirtschaftspolitisch wichtige Aufgabe wird weiter-
hin mit Bundesmitteln maßgeblich gefördert. So 
wurden den Verbraucherzentralen auch 1983 rd. 2,8 
Mio. DM zur Verfügung gestellt. Das ist nahezu der 
gleiche Betrag wie 1982. 

Beim Informationsbedürfnis der Verbraucher im 
Ernährungssektor gewinnen neben den traditionell 
bedeutsamen Problembereichen der Ernährungs-
ökonomie und Warenkunde die aktuellen Themen-
schwerpunkte der Ernährungsphysiologie und ins-
besondere der Schadstoffbelastung in Verbindung 
mit der Umweltproblematik zunehmend an Bedeu-
tung. Daneben ist ein überraschend, großes Inter-
esse an der Ernährungstechnologie, d. h. der Zube-
reitung und Vorratshaltung festzustellen. Die Ver-
braucherfragen galten in zunehmendem Maße den 
neuen lebensmittelrechtlichen Vorschriften. 

Im Rahmen von Regionalausstellungen und Son-
deraktionen wurde insbesondere über aktuelle Fra-
gen des ernährungsphysiologischen Wertes von 
Milch und Milchprodukten und der Schweine-
fleischqualität informiert. Um dem wachsenden In-
formationsbedürfnis der Verbraucher an Fragen 
der Lebensmittelqualität und Schadstoffbelastung 
sowie Rückstandsproblematik Rechnung zu tragen 
und einer weiteren Verunsicherung der Verbrau-
cher entgegenzuwirken, hat der Auswertungs- und 
Informationsdienst für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (AID) e. V. seine Tätigkeit verstärkt auf 
diese Themen ausgerichtet. Der AID erhielt 1983 
für seine Aufklärungsarbeit im Ernährungsbereich 

Übersicht 64 

Ausgaben im Programm Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich 1) 
(Bundesmittel) 

1982 1983 1984 

Maßnahmen Soll 	Ist Soll Soll Bemerkungen 

Mio. DM 

Verbraucheraufklärung allgemein 	 3,5 	3,37 3,50 3,50 EP 10 Kap. 10 02 

Verbraucheraufklärung, AID 	 3,49 	3,55 3,65 3,75 EP 10 Kap. 10 02 (geschätzt) 

Forschung (Forschungsanstalten) 	 51,4 	53,5 52,0 54,6 EP 10 Kap. 1010 (geschätzt) 

zusammen 	  58,39 	60,42 59,15 61,85 

dazu nachrichtlich: 

Zivile Verteidigungsreserve 	 22,7 	22,7 25,2 24,0 Einzelplan 36 
Kap. 36 06 

Information über freiwillige Vorrats- 
haltung in privaten Haushaltungen 	 0,4 	0,4 0,5 0,5 Einzelplan 36 

Kap. 36 06 

Planung und Forschung im Bereich der 
Ernährungssicherstellung 	 0,2 	0,2 0,2 0,2 Einzelplan 36 

Kap. 36 06 

1) Die Ausgaben, die insgesamt für Verbraucherpolitik im Ernährungsbereich eingesetzt werden, sind zahlenmäßig kaum zu erfassen, da sie sich 
nur schwer aus dem Gesamtkomplex der Agrar- und Ernährungspolitik isolieren lassen. Viele Maßnahmen anderer Programme dienen auch 
verbraucherpolitischen Zielsetzungen. Erwähnt seien hier nur Maßnahmen zur Verbesserung der Markttransparenz und zur Verbesserung von 
Produktion und Produktqualität. 
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rd. 3,65 Mio. DM. Die auf sachgerechte Aufklärung 
der Verbraucher ausgerichtete Arbeit fand in den 
Medien ein breites Echo und entsprechende Aner-
kennung. 

229. Für den privaten Verbrauch standen in der 
Bundesrepublik den rd. 25 Millionen Privathaushal-
ten im Wirtschaftsjahr 1982/83 etwa 885 Mrd. DM 
zur Verfügung. Davon wurden annähernd 171 Mrd. 
DM für Nahrungsmittel — einschließlich Verzehr in 
Gaststätten und Kantinen — ausgegeben (Vorjahr: 
167 Mrd. DM). Der Anteil der Ausgaben für Ernäh-
rung betrug somit 19,3 % und ist ebenso wie die 
Nachfragestruktur in den letzten Jahren nahezu 
unverändert geblieben (MB Tabellen 149 und 150). 

230. Der Preisindex für Nahrungsmittel (ohne Ge-
nußmittel und Verzehr in Gaststätten) und für die 
Lebenshaltung insgesamt ist im Wirtschaftsjahr 
1982/83 weiter gestiegen (Schaubild 10). Allerdings 
hat sich der Preisindex für Nahrungsmittel weniger 
stark erhöht als für die gesamte Lebenshaltung, so 
daß sich die Nahrungsmittelpreise wiederum ten-
denziell stabilisierend auf die Kosten der Lebens-
haltung auswirkten. 

Die Ladenpreise stiegen in der Bundesrepublik 
Deutschland im Wirtschaftsjahr 1982/83 überdurch-
schnittlich z. B. für Rind- und Schweinefleisch, Brot, 
Zucker, Milch, Butter und andere Speisefette. Un-
terdurchschnittliche Preissteigerungen verzeichne-
ten Brathähnchen und Weizenmehl. Deutlich billi- 

Schaubild 10 

ger als im Vorjahr waren Kartoffeln, Obst und Eier 
(MB Tabelle 148). Dabei ist die unterschiedliche Be-
deutung der Preisentwicklung bei den verschie-
denen Produkten und Produktgruppen im Hinblick 
auf die Verbraucherausgaben zu berücksichtigen. 
Sie ist am größten bei frischem Fleisch, auf das fast 
14 % der Ausgaben für Nahrungsmittel entfallen. Es 
folgen Fleischwaren mit 13 %, Brot einschließlich 
Kleingebäck mit rd. 7 1)/0 und Milch mit rd. 5 %. 

Von den Verbraucherausgaben findet sich ein nach 
Produktgruppen unterschiedlich hoher, im Zeitab-
lauf tendenziell abnehmender Anteil in den Ver-
kaufserlösen der Landwirtschaft wieder, und zwar 
auch aufgrund eines höheren Verarbeitungsgrades 
(Übersicht 65). 

Übersicht 65 

Anteil der Verkaufserlöse der Landwirtschaft 
an den Verbraucherausgaben 

für Nahrungsmittel inländischer Herkunft 

Nahrungsmittel 
1976/77 	1981/82 	1982/83 1) 

% 

Schlachtvieh, Fleisch und 
Fleischwaren 	 48,7 47,8  44,2 

Brotgetreide und Brot- 
getreideerzeugnisse 	 13,8 10,3 10,5 

Milch und Milcherzeugnisse 61,6 56,8 58,9 

1 ) vorläufig 

7 Produktion und Produktqualität 

231. Da die quantitative Versorgung der Bevölke-
rung mit pflanzlichen und tierischen Nahrungsmit-
teln sichergestellt ist, gewinnen die qualitativen 
Ansprüche der Verbraucher und des Umweltschut-
zes zunehmend an Bedeutung. Bei der Produktion 
sollte auf letzte Intensitäten verzichtet werden, 
wenn dadurch die Belange des Verbraucherschut-
zes, wichtige ökologische Belange und Erfordernisse 
des Tierschutzes verletzt werden. Der „Preis" für 
den Verzicht auf Ausschöpfung des ökonomischen 
Optimums darf allerdings nicht nur einem Berufs-
stand — nämlich den Landwirten — aufgebürdet 
werden, sondern ist von der gesamten Gesellschaft 
zu zahlen, die diese Anforderungen an die land-
wirtschaftliche Produktion stellt. 

7.1 Pflanzliche Produktion 

232. Die Bundesregierung hat den Entwurf eines 
neuen Pflanzenschutzgesetzes beschlossen und 
wird ihn in Kürze den gesetzgebenden Körper-
schaften zuleiten. Mit den im Entwurf vorgesehe-
nen neuen Regelungen soll eine Anpassung der 
rechtlichen Grundlagen für den Pflanzenschutz in 
der Bundesrepublik Deutschland an die Entwick-
lung in Wissenschaft und Praxis vorgenommen 
werden; insbesondere werden die Verkehrs- und 
Anwendungsvorschriften für Pflanzenschutzmittel 
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mit dem Ziele der Verminderung der ökologischen 
Risiken des Pflanzenschutzes erweitert und ver-
schärft. 

233. Im Zuge der Weiterentwicklung des integrier-
ten Pflanzenschutzes wurde an der Entwicklung 
biologischer Verfahren und deren Einführung in die 
Praxis weiterhin mit Nachdruck gearbeitet. Zur Be-
kämpfung der San-José-Schildlaus können neben 
der bisher vorgeschriebenen Anwendung chemi-
scher Pflanzenschutzmittel nunmehr biologische 
Verfahren angewendet werden. Die Verordnung zur 
Bekämpfung der San-José-Schildlaus ist durch Ver-
ordnung vom 4. August 1983 entsprechend geändert 
worden. 

Die Entwicklung neuer umweltschonender Pflan-
zenschutzverfahren wurde durch Förderung von 
Forschungs- und Modellvorhaben weiter unter-
stützt. Als Voraussetzung für eine breite Einfüh-
rung biologischer Pflanzenschutzverfahren im 
Maisanbau und im Unterglas-Gemüsebau sind mit 
Investitionshilfen aus dem Bundeshaushalt zwei 
Massenzuchtanlagen für die Schlupfwespe Tricho-
gramma (Nützling zur Bekämpfung des Maiszüns-
lers) sowie zwei Massenzuchtanlagen für die 
Schlupfwespe Encarsia und die Raubmilbe Phyto-
seiulus (Nützlinge zur Bekämpfung von Schädlin-
gen an Gewächshauskulturen) errichtet worden. 
Die Zuchtbetriebe werden von der Biologischen 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft wis-
senschaftlich beraten. 

234. Die Bundesregierung setzte ihre langjährigen 
Bemühungen um Klärung der vielschichtigen Fra-
gen im Bereich „Alternativen im Landbau" fort. So 
wurde beispielsweise 1982 im Rahmen der Deutsch-
Niederländischen Kommission für Agrarforschung 
eine Arbeitsgruppe „Alternativen im Landbau" ein-
gesetzt, die spezielle Themenbereiche z. B. zur Bo-
denfruchtbarkeit, zu Möglichkeiten zur Reduzie-
rung des Einsatzes ertragssteigernder Betriebsmit-
tel und zur Produktqualität untersuchen soll. Ziel 
ist es, die Vor- und Nachteile „alternativer" Metho-
den zu erarbeiten und die Ergebnisse den Landwir-
ten und der interessierten Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen. 

In gleicher Weise wurden in enger Zusammenarbeit 
mit den Ländern die Bemühungen um eine gezielte 
Stickstoffdüngung fortgeführt, um einer Nitratan-
reicherung des Grundwassers vorzubeugen. Pro-
bleme bereiten insbesondere Gebiete mit konzen-
trierter Viehhaltung und hohem Gülleanfall. 

235. Der Düngemittelabsatz der Hersteller und 
Importeure an die Handelsstufe war im Wirt-
schaftsjahr 1982/83 durch einen Anstieg des Im-
portanteils bei Stickstoff auf rd. 60 % gekennzeich-
net. Die deutschen Düngemittelhersteller versuch-
ten dieser Entwicklung durch Preiskorrekturen ent-
gegenzuwirken. Der Zuwachs an Stickstofflieferun-
gen, der ausschließlich aus Importen resultiert (bei 
erheblichem Rückgang der Lieferungen aus deut-
scher Produktion), konnte den vorherigen Rück-
gang der Gesamtlieferung nicht ausgleichen. Bei 
Stickstoff, Phosphat und Kali stagnierte der Ver-
brauch. Der Absatz von Düngekalk stieg um 7 %. 

Mit Verordnung vom 21. März 1983 ist das zunächst 
befristet erlassene Einfuhrverbot für Kartoffeln 
aus Dänemark wegen der anhaltenden Gefahr der 
Einschleppung der Bakterienringfäule durch Ände-
rung der Pflanzenbeschauverordnung in ein unbe-
fristetes Verbot umgewandelt worden. 

236. Im Sortenschutzrecht wurde die Zahl der 
schutzfähigen Arten (z. Z. 164 Arten) infolge weite-
rer Vereinbarungen über die Zusammenarbeit bei 
der Sortenprüfung mit mehreren Nachbarstaaten 
erneut erhöht. Zur Zeit bestehen 2 246 Schutztitel. 
Verstärkt wurde der Frage nachgegangen, inwie-
weit Sortenschutz ohne das Risiko genetischer Ein-
engungen für die Züchtung von Forstpflanzen ver-
wirklicht werden kann. Bei der Eintragung von Sor-
ten in die Sortenliste war weiterhin ein zunehmen-
der Trend zu Sorten mit verbesserter Resistenz ge-
gen Schadorganismen zu verzeichnen. 

237. Die Saatgutversorgung konnte 1983 weitest-
gehend sichergestellt werden. Lediglich bei Blauer 
Lupine (bitterstoffreich) traten infolge witterungs-
bedingter Probleme im Haupterzeugerland Süd-
afrika Schwierigkeiten auf. Zur Versorgung mit 
Saatgut dieser Art mußte der Vertrieb von Handels-
saatgut zugelassen werden. Dadurch wurde die 
Möglichkeit eröffnet, aus anderen Drittländern (ins-
besondere Polen, Südost-Europa) Saatgut einzufüh-
ren. 

Die Bundesregierung hat Entwürfe zur Ablösung 
des Sortenschutzgesetzes und des Saatgutverkehrs-
gesetzes sowie den Entwurf eines Vertragsgesetzes 
zu der in Genf am 23. Oktober 1978 unterzeichneten 
Fassung des Internationalen Übereinkommens zum 
Schutz von Pflanzenzüchtungen beschlossen und 
den gesetzgebenden Körperschaften zugeleitet. 
Durch diese Gesetze werden die nationalen Rege-
lungen für die Erteilung des Sortenschutzes und für 
den Saatgutverkehr an neue internationale Verein-
barungen sowie technische und wissenschaftliche 
Fortschritte angepaßt. 

7.2 Tierische Produktion 

238. In den letzten Jahren sind häufiger Qualitäts-
mängel des Schweinefleisches aufgetreten. Hierbei 
handelt es sich entweder um zu helles Fleisch mit 
Abweichungen hinsichtlich Safthaltevermögen und 
Struktur oder um zu dunkles Fleisch mit geringer 
Haltbarkeit. Soweit dieses Fleisch fleischbeschau-
rechtlich einwandfrei ist, beeinträchtigen diese Ab-
weichungen dessen ernährungsphysiologischen 
und gesundheitlichen Wert nicht. Sie beeinflussen 
aber den Genußwert. Die angestrebte Verbesserung 
der Qualität von Schweinefleisch kann über eine 
Kurskorrektur in den Zuchtprogrammen erfolgen 
und wird daher einige Zeit beanspruchen. Sie sollte 
mit einer Intensivierung der Verbraucherberatung 
sowie einer Änderung des EG-Handelsklassensche-
mas für Schweineschlachtkörper einhergehen. 

239. Auf dem Gebiet der Futtermittelrechtshar-
monisierung hat die EG-Kommission vier weitere 
Richtlinien über Zusatzstoffe in der Tierernährung 
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verabschiedet. Die Bestimmungen betreffen die 
Neuzulassung von Zusatzstoffen und die Änderung 
der Anwendungsbedingungen. Der zulässige Kup-
fergehalt in Mischfuttermitteln für Schweine wurde 
aus Gründen des Umweltschutzes herabgesetzt. So-
weit die Umsetzung in nationales Recht bisher noch 
nicht erfolgt ist, wird sie im Rahmen der nächsten 
Änderungsverordnung vorgenommen. Als weiterer 
Beitrag zur Harmonisierung der futtermittelrechtli-
chen Vorschriften ist auf deutsche Initiative in der 
Richtlinie über unerwünschte Stoffe und Erzeug-
nisse in Futtermitteln eine Verschärfung der beste-
henden Regelung für den Schadstoff Aflatoxin B1 
(hochgiftiges Schimmelpilztoxin) vorgenommen 
worden. Des weiteren wurde eine Richtlinie des Ra-
tes über Leitlinien zur Beurteilung bestimmter Er-
zeugnisse für die Zulassung in der Tierernährung 
verabschiedet. Die Bundesregierung hat mit der 
Zweiten Verordnung zur Änderung der Futtermit-
telverordnung vom 2. Mai 1983 neben der Regelung 
für Aflatoxin Bi zugleich die Höchstgehalte für Al-
pha- und Beta-Isomere des HCH (persistente chlo-
rierte Kohlenwasserstoffverbindungen) in Futter-
mitteln festgesetzt sowie einige neue Einzelfutter-
mittel zugelassen. 

Der Verein Freiwillige Produktinformation Misch-
futter e. V. (FPM) weist in seinem Bericht über die 
Untersuchungsergebnisse des Jahres 1982 auf Ver-
besserungen gegenüber dem Vorj ahr hin und unter-
streicht damit die Bemühungen der Hersteller, dem 
Landwirt eine Ware anzubieten, auf deren Qualität 
er vertrauen kann. 

240. Das 1978 begonnene EG-Programm zur Til-
gung der Rinderleukose ist seit Juni 1983 beendet. 
Es wird national mit dem Ziel der endgültigen Til-
gung der Krankheit fortgesetzt; die Anzahl der leu-
koseverseuchten Bestände ging von 14 182 im Juni 
1979 (Maximum) auf 1 646 zurück, bei weiter stark 
fallender Tendenz. Das im Jahre 1982 angelaufene 
EG-Programm zur Tilgung der Schweinepest wird 
mit dem Ziel der Tilgung der Seuche in den Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaft fortgeführt. Hierfür 
stehen noch bis 1987 EG-Mittel zur Verfügung. 

Wegen des Auftretens der klassischen Schweine-
pest in den Niederlanden und dann auch in der 
Bundesrepublik Deutschland sowie der afrikani-
schen Schweinepest in Italien erließ die EG-Kom-
mission mehrere, der jeweiligen Seuchenlage ange-
paßte Entscheidungen, durch die insbesondere der 
innergemeinschaftliche Handelsverkehr mit leben-
den Schweinen eingeschränkt wurde. 

Im Rahmen der EG-Tierseuchenrechtsharmonisie-
rung wurde die Beratung einer Richtlinie zur Be-
kämpfung der Maul- und Klauenseuche auf Kom-
missionsebene abgeschlossen. Der Richtlinienent-
wurf soll auf Ratsebene weiter beraten werden. 

Die Arbeiten zur Verhütung der Einschleppung von 
Tierseuchen aus Drittländern in das Gebiet der Ge-
meinschaft wurden insbesondere durch die notwen-
dige Änderung der Drittlandrichtlinie sowie durch 
Entscheidungen der EG-Kommission zur Festle-
gung tierseuchenrechtlicher Bedingungen für die 
Einfuhr von frischem Fleisch fortgesetzt. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind am 28. Ok-
tober 1983 erstmals tierseuchenrechtliche Vor-
schriften über die Einfuhr und die Durchfuhr von 
Süßwasserfischen erlassen worden; ferner sind 
zehn tierseuchenrechtliche Einfuhrverordnungen 
geändert und neu bekanntgemacht worden. 

241. Die Tierseuchensituation in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist insgesamt nicht ungünstig. 
Probleme bereiten allerdings die nach langer Seu-
chenfreiheit im November 1982 wieder aufgetretene 
Schweinepest sowie die Aujeszkysche Krankheit, 
die vorwiegend in den Schweinebeständen des 
nordwestdeutschen Raumes erhebliche wirtschaft-
liche Verluste verursacht. Durch staatlich gelenk-
ten, stärkeren Einsatz von Impfstoffen soll die Ver-
breitung beider Seuchen eingedämmt werden. 

Auch die Varroatose der Bienen zeigt trotz staatli-
cher Bekämpfungsmaßnahmen und intensiver Mit-
arbeit der Imker die Tendenz zu weiterer Ausbrei-
tung. Die wirtschaftlichen Verluste lassen sich aber 
durch rechtzeitige Behandlung der Bienenvölker 
mit einem zugelassenen Brompropylat-Mittel in 
Grenzen halten. Dementsprechend sollen nun die 
staatlichen Vorschriften denen bei der Milbenseu-
che der Bienen angepaßt werden (im wesentlichen 
Anzeigepflicht und Behandlungspflicht, Sperrmaß-
nahmen nur noch als „Kann-Vorschrift"). 

Zur Bekämpfung der Wildtollwut wurden erstmals 
Feldversuche zur „Schluckimpfung" des Fuchses in 
freier Wildbahn in Bayern, Hessen und Baden

-

Württemberg mit präparierten Ködern erfolgreich 
durchgeführt (MB Tabelle 155). 

Tierschutz 

242. Im Rahmen der Fortentwicklung des Euro-
päischen Tierschutzrechts wurde von der zuständi-
gen Sachverständigengruppe beim Europarat der 
Entwurf eines Europäischen Übereinkommens zum 
Schutz von Versuchstieren fertiggestellt. Das Mini-
sterkomitee wird den Entwurf Anfang 1984 beraten; 
dabei werden noch strittige Fragen zu behandeln 
sein. Gleichzeitig werden Grundzüge von Empfeh-
lungen zum Schutz von Tieren in landwirtschaftli-
chen Tierhaltungen (Schweine) erarbeitet. Zur Fest-
setzung tierschutzrechtlicher Mindestanforderun-
gen für die Haltung von Kälbern wird auf Kommis-
sionsebene ein Richtlinienvorschlag vorbereitet. 

Nach fast eineinhalbjährigen Beratungen im EG-
Ministerrat über den Richtlinienvorschlag zum 
Schutz  von Legehennen in Käfigen konnte bisher 
noch kein tragfähiger Kompromiß gefunden wer-
den. Der Rat hat deshalb entschieden, die Beratun-
gen über entsprechende Mindestanforderungen 
erst fortzusetzen, wenn die Kommission Anfang 
1985 ihren Forschungsbericht zu den verschiedenen 
Haltungsformen sowie neue Vorschläge vorgelegt 
hat. 

Um die einheitliche Anwendung der Richtlinie 77/ 
489/EWG zum Schutz von Tieren beim internatio-
nalen Transport zu gewährleisten, erarbeitet die 
Kommission zusammen mit den Mitgliedstaaten 
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zusätzliche Bestimmungen über die Beschaffenheit 
von Transportmitteln, den Platzbedarf, das Verla-
den, das Ausladen sowie über die Versorgung der 
Tiere; diese Bestimmungen sollen zunächst in Form 
von Empfehlungen und evtl. später als Richtlinie 
erlassen werden. 

243. Auf nationaler Ebene wurde zur Umsetzung 
entsprechender EG-Bestimmungen am 29. März 
1983 die Verordnung zum Schutz von Tieren beim 
grenzüberschreitenden Transport erlassen, die am 
1. Mai 1983 in Kraft getreten ist. Durch die Einfüh-
rung einer EG-einheitlichen Transportbescheini-
gung wird eine bessere Überwachung der Tier-
transporte ermöglicht. 

Das BML hat den zu beteiligenden Kreisen einen 
Referentenentwurf zur Novellierung des Tier-
schutzgesetzes zur Stellungnahme vorgelegt. Mit 
der Novellierung beabsichtigt die Bundesregierung, 
u. a. eine Erweiterung der Anzeigepflicht von Tier-
versuchen, eine deutliche Verschärfung im Bereich 
der Genehmigungen, eine Einengung der genehmi-
gungsfreien Versuche, die Verpflichtung zur Bestel-
lung von Tierschutzbeauftragten, die Verpflichtung 
zu statistischen Angaben, die Verwendung von Ver-
suchstieren aus anerkannten Zucht- und Handels-
betrieben sowie Aufzeichnungen über die Herkunft 
bestimmter Versuchstiere vorzuschreiben. Eingriffe 
und Behandlungen, die im Rahmen der Aus- und 
Fortbildung stattfinden, sollen wesentlich einge-
schränkt werden. Darüber hinaus soll auch der ge-
werbliche Tierhandel strenger geregelt werden. 

Mit dem Gesetz zu dem Europäischen Überein-
kommen zum Schutz von Schlachttieren werden 
die Bestimmungen über das Verbringen, Unterbrin-
gen, Ruhigstellen, Betäuben und Schlachten von 
Tieren in nationales Recht übernommen. Das Ge-
setz ist am 17. Dezember 1983 in Kraft getreten. 

7.3 Betriebsmittel und Gebäude 

244. Die Landwirtschaft beansprucht nur etwa 
2,8 % der in der Bundesrepublik Deutschland einge-
setzten Primärenergie. Aus Kosten- und Wettbe-
werbsgründen sind dennoch alle Möglichkeiten zur 
Energieeinsparung und Erschließung neuer Ener-
giequellen wahrzunehmen. Insofern wurden Inve-
stitionen zur Energieeinsparung und -gewinnung 
auch weiterhin im Rahmen des Einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramms gefördert. Vor allem bei An-
lagen zum Verheizen von Stroh und Hackschnit-
zeln, zur Biogaserzeugung und zur Rückgewinnung 
tierischer Abwärme kann mit zunehmender Praxis-
reife und Wirtschaftlichkeit gerechnet werden. Die 
praktische Erprobung neuartiger Energietechniken 
wird im Rahmen der Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben für den Umweltschutz gefördert. 
Alle von Bund und Ländern in diesem Zusammen-
hang bezuschußten Pilotvorhaben sind vom Kurato-
rium für Technik und Bauwesen in der Landwirt-
schaft (KTBL) in den Energie-Kurzinformationen 
zusammengestellt worden. 

245. Durch die Dieselkraftstoff-Verbilligung auf g g 
der Grundlage des Gasöl-Verwendungsgesetzes — 
Landwirtschaft sollen in erster Linie Wettbewerbs-
verzerrungen innerhalb der EG vermieden werden. 
In den Jahren 1981 bis 1983 wurde das Verbilli-
gungsverfahren schrittweise von Abschlagszahlun-
gen im Jahre des Verbrauchs auf nachträgliche 
Zahlung der Verbilligung umgestellt. Im Jahre 1983 
wurden 460 Mio. DM bereitgestellt. Ab 1984 wird die 
Gasölverbilligung in einem Betrag nachträglich ge-
währt. Daher wird ein höherer Betrag von 660 Mio. 
DM zur Verfügung stehen. 

246. In der überbetrieblichen Maschinenverwen-
dung sind rd. 4 700 Lohnunternehmen sowie 255 

Übersicht 66 
Ausgaben im Programm Produktion und Produktqualität 

(Bundesmittel) 

1982 1983 1984 

Maßnahme Soll 	Ist Soll Soll Bemerkungen 

Mio. DM 

Gasölverbilligung 	 460,0 	487,6 460,0 660,0 Der Verbilligungssatz je Liter beträgt 41,15 Pfennig, ab 1981 
Umstellung in 3 Jahren von Zahlung im Jahr des Verbrauchs auf 
nachträgliche Zahlung 

Leistungsprüfungen in Gefördert werden: Milchleistungsprüfungen, Kontrollringe 
der tierischen Erzeu- für Mastschweine, Mastrinder etc., Leistungsprüfungsan- 
gung 1 ) 	  14,5 	14,7 15,2 . stalten 

Beschaffung von 	Reb- Ziel: Bekämpfung des Reblausbefalles und Strukturverbesse- 
pflanzgut 1 ) 	 1,7 	1,6 . rung im Produktionsbereich, ab 1983 eingestellt 

Investitionen zur Ener- Gefördert werden Investitionen z. B. für bauliche und tech- 
gieeinsparung 1) 	  5,9 	5,3 6,0 . nische Wärmedämmungsmaßnahmen sowie Maßnahmen 

der Regeltechnik, insbesondere im Gartenbau, außerdem 
Maßnahmen zur Nutzung regenerativer Energien 

Forschung (Forschungs- 
anstalten) 	 119,2 	124,0 120,6 126,6 EP 10 Kap. 1010 (geschätzt) 

zusammen 	 601,3 	633,2 601,8 . 

1 ) Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/980  

Maschinen- und Betriebshilfsringe mit über 134 000 
Mitgliedern tätig. Ihr Umsatz wird auf etwa 1 Mrd. 
DM geschätzt. Die Vorteile der überbetrieblichen 
Maschinenverwendung liegen vor allem in der Ko-
stensenkung beim Maschineneinsatz, der Nutzung 
des technischen Fortschritts, der Arbeitserleichte-
rung und in gegenseitiger Betriebshilfe. Seit 1969 
werden deshalb die Aus- und Fortbildung von Ma-
schinenringgeschäftsführern und Lohnunterneh-
mern aus Bundesmitteln gefördert. Die Organisa-
tion und Durchführung der Lehrgänge liegt beim 
KTBL. 

247. Zur Erhaltung, Verbesserung und Erneue-
rung der Bausubstanz werden weiterhin Lösungen 
angestrebt, die im Bau-, Unterhaltungs- und Bewirt-
schaftungsaufwand kostengünstig sind. Die steigen-
den Anforderungen des Arbeits-, Tier- und Umwelt-
schutzes werden dabei berücksichtigt. Der Anteil 
der Eigenleistungen bei Baumaßnahmen in der 
Landwirtschaft ist steigend. Im Auftrag des Bun-
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wurden durch das KTBL im Berichtsjahr 
Modellvorhaben und ein Prämiierungswettbewerb 
— letzterer ausschließlich für die Schweinehal-
tung — zur Förderung der Entwicklung und Ver-
breitung neuartiger Stallbauweisen mit Erfolg fort-
gesetzt. 

8 Außenwirtschaftspolitik und Weltagrar-
probleme 

248. Die Außenwirtschaftspolitik hat einen Bei-
trag zur Verbesserung der internationalen agrari-
schen Wirtschaftsbeziehungen und zur Lösung der 
Weltagrar- und -ernährungsprobleme zu leisten. 

Wichtige Aufgaben sind der Ausbau der Handels-
beziehungen zu den Drittländern, der Abbau von 
Handelshemmnissen, die Stabilisierung der Welt-
agrarmärkte und die Unterstützung von Aktivitäten 
auf dem Gebiet der internationalen Agrarpolitik. 

Agraraußenhandel mit Drittländern 

249. Die Importe von Gütern der Land- und Er-
nährungswirtschaft der Bundesrepublik Deutsch-
land aus Drittländern ermäßigten sich 1982/83 ge-
genüber dem Vorjahr geringfügig auf rd. 22,3 Mrd. 
DM. Zur gleichen Zeit gingen die Exporte in Dritt-
länder auf rd. 7,6 Mrd. DM zurück. Am gesamten 
ernährungswirtschaftlichen Handel hatten die Ein-
fuhren aus Drittländern einen Anteil von 45 %, die 
Ausfuhren dorthin von 33 %. Der traditionelle Ein-
fuhrüberschuß gegenüber den Drittländern belief 
sich auf rd. 14,7 Mrd. DM (Übersicht 67). 

Im Handel mit den Entwicklungsländern (ohne 
OPEC) erhöhten sich die Einfuhren auf rd. 10,7 Mrd. 
DM, während sich die Ausfuhren auf rd. 1,3 Mrd. 
DM verringerten. 

Von dem insgesamt gestiegenen Einfuhrüberschuß 
gegenüber Drittländern entfielen somit knapp zwei 
Drittel auf Entwicklungsländer. Die deutschen Aus-
fuhren in die OPEC gingen deutlich auf rd. 1,6 Mrd. 
DM zurück. 

Die Einfuhr aus den USA verminderte sich 1982/83 
auf rd. 5,1 Mrd. DM. Damit ging der Anteil der USA 
an den gesamten ernährungswirtschaftlichen Ein-
fuhren aus Drittländern auf etwa 23% zurück. Die 
deutschen Exporte in die USA stiegen auf rd. 
0,9 Mrd. DM, so daß sich der Einfuhrüberschuß auf 
rd. 4,1 Mrd. DM verringerte. 

Übersicht 67 

Handel der Bundesrepublik Deutschland mit Gütern der Land- und Ernährungswirtschaft I ) 
in Mio. DM 

Wirtschaftsjahr 
Drittländer 

EG-10 zusammen Industrie

-

länder 
Entwicklungs

-

länder 
darunter: 

OPEC-Länder 
Staatshandels

-

länder zusammen 

Einfuhren der Bundesrepublik Deutschland 

1972/73 	 5 692 5 569 423 1 255 12 516 14 265 26 781 

1981/82 	 10 286 10 836 599 1 715 22 837 26 350 49 187 

1982/83 	 9 415 11 241 558 1 639 22 295 26 939 49 234 

Ausfuhren der Bundesrepublik Deutschland 

1972/73 	 1 286 507 101 536 2 329 4 375 6 704 

1981/82 	 3 677 3 427 1 931 1 697 8 801 14 691 23 492 

1982/83 	 3 699 2 890 1 588 1 008 7 597 15 476 23 073 

Einfuhr-(—) bzw. Ausfuhr-(+) Überschuß 

1972/73 	 —4 406 —5 062 — 322 —719 —10 187 — 9 890 —20 077 

1981/82 	 —6 609 —7 409 +1 332 — 18 —14 036 —11 659 —25 695 

1982/83 	 —5 716 —8 351 +1 030 —631 —14 698 —11463 —26 161 

1) ausgenommen Roh- und Halbwaren für die übrige Wirtschaft 
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Gegenüber den Staatshandelsländern kam es in-
folge eines starken Rückgangs der Ausfuhren zu 
einem deutlichen Einfuhrüberschuß im Ernäh-
rungsgüterhandel. Die Einfuhren nahmen aller-
dings weniger als 1 /1o, die Ausfuhren weniger als 1 /7 
des gesamten Drittlandhandels ein. 

Von den Einfuhren an Gütern der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft aus Drittländern entfielen rd. 39 % 
und von den Ausfuhren rd. 83 % auf be- und verar-
beitete Erzeugnisse. 

Welternährungslage 

250. Die Welternährungslage war 1983 gekenn-
zeichnet von einer insgesamt ausreichenden Ver-
sorgung, jedoch mit kritischen regionalen Engpäs-
sen, insbesondere in 22 afrikanischen Ländern süd-
lich der Sahara, in denen die Bevölkerung in der 
zweiten Jahreshälfte als Folge großer Trockenheit 
von Hunger bedroht war. 

Die Nahrungsproduktion, die in den beiden voran-
gegangenen Jahren weltweit um rd. 3 % gestiegen 
war, ging 1983 um 0,9% zurück. Während die Ent-
wicklungsländer ihre Nahrungsproduktion um 2 bis 
3 % steigern konnten, verminderte sich die Produk-
tion in den entwickelten Ländern insgesamt um 8% 
(in Nordamerika um 17 %, in Westeuropa um 3%). 
Die Getreideüberhangbestände am Ende des Wirt-
schaftsjahres 1982/83 betrugen 21% des Weltgetrei-
deverbrauchs und lagen damit deutlich über dem 
vom FAO-Sekretariat empfohlenen Mindestsicher-
heitsniveau von 17 bis 18 %; mit ihrem Rückgang 
auf 16 % 1983/84 ist jedoch zu rechnen. Mehr als die 
Hälfte der Weltgetreidevorräte lagerten in den USA 
(52 %). In den vergangenen 15 Jahren stieg die Pro-
Kopf-Erzeugung von Nahrungsmitteln weltweit 
jährlich um 0,5%, in den Entwicklungsländern ins-
gesamt sogar um 0,9%. In Afrika ging sie in dem 
gleichen Zeitraum jedoch um 0,9 % zurück. 

Aktivitäten auf dem Gebiet der internationalen 
Agrarpolitik 

251. Die Bundesrepublik Deutschland hat im 
Jahre 1982 für Nahrungsmittelhilfe und für Ernäh-
rungssicherungsprogramme insgesamt 565,6 Mio. 
DM bereitgestellt. Diese Summe schließt den Bei-
trag der Bundesrepublik Deutschland für das Nah-
rungsmittelhilfeprogramm der EG mit ein. Der 
Wert der Nahrungsmittelhilfelieferungen im Ge-
meinschaftsprogramm der EG wurde 1983 auf rund 
1,9 Mrd. DM (Schenkungs- und Erstattungsanteil, 
Transportkosten) veranschlagt. Die Istausgaben für 
1982 betrugen rund 1,7 Mrd. DM. 

252. Der Welternährungsrat hat die Staatenge-
meinschaft auf seiner neunten Sitzung in New York 
(Juni 1983) erneut aufgefordert, der Bekämpfung 
des Hungers und der Entwicklung des Ernährungs-
und Agrarsektors national und international Vor-
rang zu geben. Er hob die Bedeutung der sog. Er-
nährungsstrategien als geeignetes Mittel zur Lö-
sung der Ernährungsprobleme in den Entwick-
lungsländern hervor und forderte die entwickelten 

Länder und internationalen Organisationen auf, die 
Umsetzung der Ernährungsstrategien technisch 
und finanziell zu unterstützen. Darüber hinaus rich-
tete er einen Appell an die entwickelten Länder, 
weitere Maßnahmen zur Liberalisierung des Agrar-
handels zu ergreifen, und forderte mit Zielrichtung 
auf größere Ernährungssicherheit die am Getreide-
handel beteiligten Länder auf, baldige Verhandlun-
gen über ein neues Internationales Weizenhandels

-

übereinkommen aufzunehmen. 

253. 1983 wurde programmgemäß die vierte Stufe 
der in der Tokio-Runde des GATT vereinbarten 
Zollsenkungsstufen in Kraft gesetzt. In Durchfüh-
rung des Auftrags der GATT-Ministertagung 1982 
hat der GATT-Landwirtschaftsausschuß die Unter-
suchung des agrarhandelspolitischen Instrumenta-
riums der einzelnen GATT-Länder und die Diskus-
sion des Exportsubventionsproblems aufgenom-
men. Nach Abschluß dieser Arbeiten will der Aus-
schuß bis Ende 1984 Empfehlungen zur stärkeren 
Integration des Agrarhandels in das GATT-System 
eines offenen multilateralen Handels entwickeln. 

Die Bereinigung der einzelnen GATT-Agrarstreit-
fälle, insbesondere zwischen der Gemeinschaft und 
den USA, wurde nicht zuletzt wegen der anstehen-
den grundsätzlichen Arbeiten des GATT-Landwirt-
schaftsausschusses, für die eine Förderung durch 
informelle Kontakte der Haupthandelspartner un-
erläßlich ist, aufgeschoben. 

254. Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen (FAO) hat neben ih-
ren Aufgaben der weltweiten Sammlung, Auswer-
tung und Verbreitung von Informationen, des Er-
fahrungsaustausches über Stand und Entwicklung 
von Ernährung und Landwirtschaft sowie der Erar-
beitung von Grundlagen und Konzeptionen für na-
tionale und internationale Agrar- und Ernährungs-
maßnahmen eine Vielzahl von Entwicklungshilfe-
programmen und -maßnahmen in Entwicklungslän-
dern durchgeführt. Ein Schwerpunkt in der Arbeit 
der FAO war die Erarbeitung eines neuen umfas-
senden Konzeptes zur Verbesserung der Welternäh-
rungssicherheit. 1983 standen der FAO reguläre 
Haushaltsmittel in Höhe von 183,32 Mio. US-Dollar 
zur Verfügung. Die für die Durchführung von Pro-
grammen und Projekten der technischen Hilfe er-
haltenen extrabudgetären Mittel der FAO sind seit 
1981 rückläufig, insbesondere wegen geringerer 
Mittel aus dem Entwicklungsprogramm der Verein-
ten Nationen (UNDP). Sie betrugen 1983 schät-
zungsweise 255 Mio. US-Dollar. 

Auf der 22. FAO-Konferenz (November 1983) wur

-

den das Arbeitsprogramm und der Haushalt der 
Organisation für den Zweijahreszeitraum 1984 bis 
1985 beraten und einstimmig verabschiedet. Dar-
über hinaus überprüfte die Konferenz, auf der 149 
Mitgliedstaaten vertreten waren, die Welternäh-
rungslage und erörterte eine Vielzahl von agrarpoli-
tischen Themen, zu denen maßnahmenorientierte 
Entschließungen angenommen wurden. Der Haus-
halt hat ein Gesamtvolumen von 421,14 Mio. US-
Dollar; er ist gegenüber dem vorhergehenden Zwei-
jahreszeitraum real lediglich um 0,6 % gestiegen. 
Der deutsche Beitragsanteil beträgt 10,3%. 
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255. An den Arbeiten der zwischenstaatlichen 
Gruppen des FAO-Grundstoffausschusses (CCP) für 
alle wesentlichen agrarischen Produkte hat sich die 
Bundesregierung wie bisher aktiv beteiligt. Die Tä-
tigkeit der Gruppen dient nicht zuletzt einer besse-
ren internationalen Markttransparenz sowie dem 
Erfahrungs- und Meinungsaustausch zwischen Er-
zeuger- und Verbraucherländern. In diesem Rah-
men haben die Erzeugerländer von pflanzlichen 
Ölen und Fetten wiederholt ihre Besorgnis über et-
waige Maßnahmen der EG zur Erhebung einer 
Fettabgabe im Zusammenhang mit dem Beitritt 
Spaniens und Portugals zur Gemeinschaft vorge-
bracht. 

256. Zu den Schwerpunkten der Welthandelskon-
ferenz vom 6. Juni bis 3. Juli 1983 in Belgrad 
(UNCTAD VI) zählte im Grundstoffbereich das Inte-
grierte Rohstoffprogramm. Die Konferenz appel-
lierte an die Mitgliedsländer, das Abkommen über 
den Gemeinsamen Fonds, eines der wesentlichen 
Instrumente des Integrierten Rohstoffprogramms, 
beschleunigt zu ratifizieren. Für die tropischen Pro-
dukte aus Entwicklungsländern sollen im Rahmen 
der UNCTAD die internationale Zusammenarbeit 
bei Forschung und Entwicklung sowie. Untersu-
chungen über eine stärkere Beteiligung der Ent-
wicklungsländer im Bereich von Verarbeitung, Ver-
marktung und Vertrieb fortgesetzt werden. 

257. Der OECD-Ministerrat hat im Mai 1983 den 
Agrar- und den Handelsausschuß beauftragt, Unter-
suchungen über 

— die Möglichkeiten und Methoden einer ausgegli-
chenen und stufenweisen Verminderung des 
Agrarschutzes, 

— das Verhältnis von einzelstaatlicher Agrarpoli-
tik und Agrarhandel sowie über 

— mögliche Methoden für ein verbessertes Funk-
tionieren der Weltagrarmärkte 

vorzunehmen. Diese Untersuchungen mit dem 
Schwerpunkt „Länderstudien" dürften etwa drei 
Jahre in Anspruch nehmen. 

258. Die EG hat 1983 erneut ihr System der Allge-
meinen Zollpräferenzen zugunsten der Entwick-
lungsländer verbessert. Im Agrarbereich wurde den 
am wenigsten entwickelten Ländern, die nicht vom 
Lomé-Abkommen erfaßt sind 1), vollständige Zoll-
freiheit bei weiteren 360 Erzeugnissen gewährt, so 
daß diese Länder ab dem 1. Januar 1983 nahezu die 
gleiche umfassende Zollfreiheit im Agrarbereich er-
halten wie die Länder des Lomé-Abkommens 
(AKP-Länder). Außerdem wurden einige Verbesse-
rungen bei den Präferenzspannen vorgenommen 
und weitere Produkte in das Präferenzsystem auf-
genommen. Für 1984 sind zusätzliche Verbesserun-
gen der Präferenzspannen bei 55 Erzeugnissen und 
die Einbeziehung eines weiteren Erzeugnisses in 

1) Afghanistan, Bangladesch, Bhutan, Haiti, Laos, Maledi-
ven, Nepal, Nordjemen, Südjemen. 

die unbegrenzte Zollfreiheit zugunsten der am we-
nigsten entwickelten Länder vorgesehen. 

Die EG räumte im Jahre 1983 gemäß ihren Ver-
pflichtungen Neuseeland ein abschöpfungsbegün-
stigtes Butterkontingent in Höhe von 87 000 t zur 
Einfuhr in das Vereinigte Königreich ein. 

259. Zwischen der EG und den USA fanden im 
ersten Halbj ahr 1983 mehrere Gesprächsrunden 
über die teilweise unterschiedlichen Auffassungen 
beider Seiten im Bereich der Agrar- und Agrarhan-
delspolitik statt, die mit der Erstellung eines ge-
meinsamen Berichts ihren vorläufigen Abschluß 
fanden. Dabei wurde die Bildung einer informellen 
Arbeitsgruppe vereinbart, die insbesondere Klar-
stellungen hinsichtlich der bestehenden GATT-Re-
geln über Ausfuhrsubventionen erarbeiten soll. 
Ferner soll ein verstärkter Informationsaustausch 
zwischen der EG und den USA auf dem Gebiet des 
Agrarhandels erfolgen. Mit dem Abschluß eines 
Liefervertrages für Milchprodukte zu Sonderbedin-
gungen an Ägypten Anfang August durch die USA 
sowie in den Reaktionen der USA auf die Vor-
schläge der EG-Kommission zur Anpassung der ge-
meinsamen Agrarpolitik (Fettabgabe, Substitute) 
ist jedoch deutlich geworden, daß die bestehenden 
Probleme noch nicht gelöst sind und nach wie vor 
erheblicher Konfliktstoff besteht. 

Maßnahmen und Ankündigungen Japans zur weite-
ren Öffnung seines Marktes waren Anlaß, bisher 
nicht berücksichtigte deutsche Forderungen im 
Agrarbereich — insbesondere erleichterte Zugangs-
bedingungen für Wein, Obstbranntwein und eine 
größere Anzahl von Nahrungsmittelspezialitäten — 
auf EG-Ebene und bilateral an die japanische Re-
gierung heranzutragen. 

Die Zusammenarbeit mit den östlichen Staatshan-
delsländern wurde in allen Bereichen der Agrar-
wirtschaft fortgesetzt. Die Gemischten Fachgrup-
pen „Land- und Ernährungswirtschaft", die mit der 
Sowjetunion, Bulgarien und Jugoslawien bestehen, 
traten zu mehreren Sitzungen zusammen. Dabei 
wurde deutlich, daß insbesondere von dem von der 
sowjetischen Regierung im Mai 1982 verabschiede-
ten „Nahrungsmittelprogramm für die Zeit bis 1990" 
spürbare neue Impulse auf die bilaterale Agrarko-
operation ausgehen. Im Rahmen der deutsch-chine-
sischen Arbeitsgruppe wurden jeweils zwei Fachde-
legationen ausgetauscht. 

Internationale Rohstoffpolitik 

Weizen 

260. Die Internationale Weizenübereinkunft, be-
stehend aus dem Internationalen Weizenhandels

-

Übereinkommen von 1971 und dem Nahrungsmit-
telhilfe-Übereinkommen von 1980, wurde um wei-
tere drei Jahre bis zum 30. Juni 1986 verlängert. 
Nach den gescheiterten Verhandlungen über ein 
neues Internationales Weizenhandels-Übereinkom-
men setzt der Internationale Weizen-Rat die Suche 
nach verhandlungsfähigen Elementen für ein neues 
Übereinkommen fort. 
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Zucker 

261. Das Internationale Zuckerübereinkommen 
von 1977, dem die EG nicht angehört, läuft am 
31. Dezember 1984 aus. Die im Mai 1983 einberufene 
UNCTAD-Konferenz zur Aushandlung eines neuen 
Internationalen Zuckerübereinkommens wurde im 
September 1983 fortgesetzt. Die EG hat mit ihrem 
Konzept differenzierter Verpflichtungen für unter-
schiedliche Ländergruppen die bisherigen Verhand-
lungen stark geprägt. Sie schlug anstelle der bishe-
rigen Exportquoten als Hauptinstrument zur Stabi-
lisierung des Weltzuckermarktes nationale Lager-
haltung mit internationaler Koordinierung und 
Kontrolle vor. Die Verhandlungen konnten auch in 
der zweiten Verhandlungsrunde noch nicht zum 
Abschluß gebracht werden. Die dritte Verhand-
lungsrunde wird voraussichtlich im März 1984 statt-
finden. 

Kakao 

262. Dem Deutschen Bundestag liegt das Beitritts-
gesetz zum Internationalen Kakao-Übereinkom-
men von 1980 vor. Mit seiner Verabschiedung wer-
den die Voraussetzungen für den endgültigen Bei-
tritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem Über-
einkommen geschaffen. Die Laufzeit ist befristet 
bis zum 31. Juli 1984 mit zweijähriger Verlänge-
rungsmöglichkeit. Der Internationale Kakao-Rat 
hat jedoch beschlossen, das Übereinkommen vor-
aussichtlich im Mai 1984 im Rahmen der UNCTAD 
neu zu verhandeln. Auf Beschluß des Kakao-Rates 
sollen Marktinterventionen des Ausgleichslagers 
bis auf weiteres nicht weiter durchgeführt werden. 
Der für etwaige Einlagerungen vorgesehene Bank-
kredit wurde unter diesen Umständen nicht mehr 
in Anspruch genommen; der Kreditvertrag ist zum 
30. September 1983 automatisch ausgelaufen. Trotz 
witterungsbedingten Rückgangs der Ernte in eini-
gen Hauptanbaugebieten und damit der Welt-Ka-
kao-Vorräte haben die Weltmarktpreise — von we-
nigen Notierungen abgesehen — auch 1983 den Ab-
kommens-Mindestpreis nicht erreicht. 

9 Bildung und Beratung 

263. Eine erfolgreiche zielgerichtete Agrarpolitik 
ist nur zu verwirklichen, wenn Bildungswesen, Bil-
dungsorganisation (zum Stand der Allgemeinbil-
dung vgl. Tz. 67) und Beratung dem ländlichen 
Raum und seiner Bevölkerung gerecht werden. Die 
berufliche Aus- und Weiterbildung und die Bera-
tung haben den in der Landwirtschaft Tätigen den 
neuesten Kenntnisstand der Technik, Ökonomie, 
Sozioökonomie sowie Ökologie zu vermitteln und 
bei konkreten Problemen in diesen Bereichen Hil-
festellung zu leisten. 

264. Das Interesse an einer Ausbildung in land-
wirtschaftlichen Berufen hat im Jahr 1982 wieder 
zugenommen. Mit 49 617 Jugendlichen wurden 6,6% 
mehr als im Vorjahr ausgebildet (Übersicht 68). Ge-

genüber dem Jahr 1973 hat sich die Zahl der Auszu-
bildenden damit nahezu verdoppelt. Diese Zu-
nahme ist in starkem Maße auf die Ausweitung der 
Berufsausbildung im Gartenbau zurückzuführen. 
Der Beruf Gärtner ist 1982 erstmals zum zahlenmä-
ßig bedeutendsten Ausbildungsberuf im Agrarbe-
reich geworden. 

In den Agrarberufen beläuft sich der Anteil der vor-
zeitig gelösten Ausbildungsverträge auf 4,7 % der 
insgesamt abgeschlossenen Verträge und liegt da-
mit deutlich unter dem für alle Ausbildungsberei-
che ermittelten Durchschnittswert. Zwischen den 
einzelnen Agrarberufen bestehen allerdings Unter-
schiede. Insbesondere in Berufen, die in den letzten 
Jahren eine deutliche Zunahme an Ausbildungsver-
hältnissen aufweisen, wird die Berufsausbildung 
häufiger abgebrochen. Überdurchschnittliche An-
teile verzeichneten im Jahre 1982 die Berufe Tier-
wirt (11 %), Pferdewirt (10 %) und Gärtner (7 %). Ur-
sachen für die vorzeitige Beendigung des Ausbil-
dungsverhältnisses sind u. a. mangelnde Informa-
tion über den Beruf und schwieriger werdende An-
stellungsmöglichkeiten nach Abschluß der Berufs-
ausbildung. 

265. Das Berufsgrundbildungsjahr im Berufsfeld 
Agrarwirtschaft wird in den Ländern Bayern, Hes-
sen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
durchgeführt. Einzelne Klassen werden auch in 
Berlin, Hamburg, Rheinland-Pfalz und Schleswig

-

Holstein angeboten. Im Schuljahr 1982/83 besuch-
ten knapp 9 000 Schüler das Berufsgrundbildungs-
jahr, d. h. rd. 40% der Berufsanfänger im Agrarbe-
reich durchlaufen diese Form der Grundbildung. 

In den Agrarberufen legten 1982 3 565 Nachwuchs-
kräfte die Meisterprüfung ab (Übersicht 68). Mit 
einer Zunahme von 12 % gegenüber dem Vorjahr 
wurde damit die bisher höchste Zahl an Meisterprü-
fungen erreicht. Die wachsende Fortbildungsbereit-
schaft wird auch daran deutlich, daß die Zahl der 
Absolventen zweijähriger Fachschulen im Agrarbe-
reich seit einigen Jahren kontinuierlich ansteigt 
und 1982 rd. 2 200 betrug (1978 = 1 610). 

Bei der seit einigen Jahren geführten Diskussion 
über die Meisterprüfung in den Agrarberufen geht 
es insbesondere um die Frage, wie diese Prüfung 
besser den betrieblichen Anforderungen angepaßt 
werden kann. Kritisiert wird vor allem die derzeit 
geringe Bewertung des praktischen Teils der Prü-
fung. Der Beirat für Bildung und Beratung beim 
BML hat kürzlich eine Stellungnahme zur Neuaus-
richtung der Meisterprüfung erarbeitet, die Vor-
schläge für eine stärkere Praxisorientierung der 
Prüfung enthält. Im Rahmen von Modellvorhaben 
soll zunächst für den Beruf Landwirt geklärt wer-
den, ob und ggf. wie diese Vorschläge umgesetzt 
werden können. 

266. Eine wichtige Maßnahme zur Förderung des 
Berufsnachwuchses ist der internationale Prakti-
kantenaustausch, der mit 17 Ländern durchgeführt 
wird. Die Teilnehmer an diesen auch vom Bund 
geförderten Austauschprogrammen haben in der 
Regel zuvor eine Ausbildung in einem Agrarberuf 
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abgeschlossen. 1982 absolvierten rd. 500 Nach-
wuchskräfte aus der Land- und Forstwirtschaft so-
wie dem Gartenbau ein Praktikum in Betrieben im 
Ausland. 350 ausländische Praktikanten kamen im 
gleichen Jahr in die Bundesrepublik Deutschland. 
In dem 3- bis 12-monatigen Praktikum haben die 
Teilnehmer Gelegenheit, ihr berufliches Wissen zu 
erweitern und das Gastland kennenzulernen. Die 
Mehrzahl der deutschen Praktikanten arbeitet im 
europäischen Ausland und in den USA. Seit 1979 
haben deutsche Nachwuchskräfte auch die Gele-
genheit zum Aufenthalt in Japan; 1983 konnten 
Praktikanten erstmals Betriebe in der Volksrepu-
blik China kennenlernen. 

267. Die im letzten Jahrzehnt erheblich gewach-
sene Zahl von Studienanfängern in den Agrar-, 
Forst- und Ernährungswissenschaften an Universi-
täten, Fachhochschulen und Gesamthochschulen 
hat in den letzten Jahren eine deutliche Steigerung 
der Absolventenzahlen zur Folge gehabt. Dies ist 
u. a. auch auf die seit Mitte der 70er Jahre geringer 
werdende Quote an Studenten zurückzuführen, die 
in einen anderen Studiengang überwechseln oder 
ihr Studium abbrechen. 1982 wurden in der gesam-
ten Fächergruppe 1 789 Abschlußprüfungen an Uni-
versitäten, 1 708 an Fachhochschulen und 232 Lehr-
amtsprüfungen abgelegt. Die Gesamtzahl der Prü-
fungen hat damit gegenüber 1978 um 30 % zugenom-
men. Auf die Studiengänge der Agrarwissenschaf-
ten entfallen etwa die Hälfte der insgesamt 3 750 
Prüfungen, auf die Ernährungs- und Haushaltswis-
senschaften sowie auf Gartenbau und Landespflege 
jeweils 20 % und auf die Forstwissenschaften 10 % 
der Prüfungen. 

268. In der landwirtschaftlichen Beratung gewin-
nen der Einsatz von elektronischen Datenträgern 
und neue Formen der Informationsübermittlung zu-
nehmend an Bedeutung. Von seiten des Bundes 
wird das Modellvorhaben „Computereinsatz in der 
Landwirtschaft" gefördert. Die Bundespost erprobt, 
wie das Bildschirmtextsystem für die Beratungsar-
beit eingesetzt werden kann. 

Übersicht 68 

Entwicklung der Zahl der Auszubildenden und der 
Meisterprüfungen in den Agrarberufen 

Auszubildende Meisterprüfungen 

1981 1982 1981 1982 

Landwirt 	 18 175 18 098 1 548 1 746 

Gärtner 	 17 393 18 891 567 710 

Haus- 
wirtschaftlerin 
(ländlicher 
Bereich) 	 4 494 5 685 652 693 

Forstwirt 	 1 932 2 252 50 24 

Winzer 	 1200 1 213 80 123 

Pferdewirt 	 1 528 1 556 106 91 

Molkereifachmann 706 793 48 114 

Laborantenberufe 536 556 — — 

Sonstige 	 561 573 73 64 

insgesamt 	 46 525 49 617 3 124 3 565 

10 Fischwirtschaft 

269. Aufgabe der Fischwirtschaftspolitik ist die Si-
cherung einer ausreichenden Versorgung der Be-
völkerung mit Fischereierzeugnissen zu angemes-
senen Preisen. Dieses Ziel setzt die Erhaltung und 
Erweiterung von Fangmöglichkeiten für eine an die 
Entwicklung angepaßte leistungsfähige deutsche 
Seefischerei voraus und erfordert einen mög-
lichst liberalen fischwirtschaftlichen Außenhandel. 
Durch die Sicherung der Rohwarenversorgung wird 
die Wirtschaftskraft der strukturschwachen Kü-
stenregionen erhalten mit sicheren Arbeitsplätzen, 
angemessenen Einkommen und Arbeitsbedingun-
gen für die in der Fischwirtschaft Tätigen. 

270. Einen wichtigen Schritt zur Sicherung der 
Fangbasis für die deutsche Seefischerei stellt die 
am 25. Januar 1983 im Rat nach mehrjährigen Ver-
handlungen erzielte Einigung über die gemeinsame 
Fischereipolitik dar. Das EG-Fischereiregime ent-
hält folgende Hauptelemente: 

— eine Zugangsregelung zu den Fanggründen: Er-
richtung nationaler Vorbehaltszonen bis zu 
12 sm (z. T. weitergehend nur bei Shetlands/ 
Orkneys) bei weitestgehender Fortführung tra-
ditioneller Fischereien anderer Mitgliedstaaten 
in den Vorbehaltszonen; die Regelung ist befri-
stet auf 20 Jahre und soll 1992 bzw. nach Fristab-
lauf überprüft werden; 

— eine Fanganteil-Regelung: die für die wirt-
schaftlich wichtigsten Fischarten — getrennt 
nach Fanggebieten im EG-Meer — für das Jahr 
1982 festgelegten Fanganteile haben Bestands-
kraft für 20 Jahre, d. h. sie sind für diesen Zeit-
raum festgelegt mit Überprüfungsmöglichkeit 
nach zehn Jahren; bei Nordsee-Hering und Ka-
beljau vor Westgrönland konnte sich der Rat nur 
auf ad-hoc-Lösungen einigen; 

— technische Erhaltungsmaßnahmen: die bis Ende 
Oktober 1981 geltende EG-Regelung wurde in 
verbesserter und aktualisierter Fassung weitge-
hend wieder eingeführt. Sie regelt Schonzeiten 
und -gebiete, Maschenöffnungen, Mindestgrö-
ßen der Fische und beinhaltet Beifangregelun-
gen; 

— Drittlandsabkommen: die vereinbarte EG-Fi-
schereiregelung umfaßt auch die Fortführung 
der Drittlandsabkommen mit Kanada, Norwe-
gen, den Färöern und Schweden; die Aufteilung 
der sich aus diesen Abkommen für die EG je-
weils ergebenden Fangmöglichkeiten auf die 
Mitgliedstaaten hat Bestandskraft. 

271. Im Jahresverlauf 1983 ergaben sich für die 
Regelung des Fangs von Nordsee-Hering und hin-
sichtlich der Fangmöglichkeiten vor Grönland und 
Kanada besondere Probleme. 

Hering in der Nordsee und West-Grönland-Kabel-
jau waren die einzigen wirtschaftlich wichtigen Ar-
ten, für die am 25. Januar 1983 keine dauerhafte 
Aufteilungs-Vereinbarung getroffen werden konnte. 
Dies gelang erst im Fischereirat am 14. Dezember 
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1983. Dadurch wurde auch eine Einigung über die 
Gesamtfangmengen 1983 bei den anderen Fischar-
ten im EG -Meer ermöglicht (Voraussetzung für die 
Anwendung des am 25. Januar 1983 beschlossenen 
Quoten-Schlüssels), da Dänemark aus „vitalem In-
teresse" die Regelung bei anderen Fischarten mit 
einer dauerhaften Heringsaufteilung verknüpft hat-
te. Für die Fischerei auf Nordsee-Hering hatte der 
Rat das Fangverbot zeitweise durch eine Interims-
Regelung aufgehoben; wegen der dänischen Hal-
tung mußte die Heringsfischerei aber während der 
Fangsaison eingestellt werden. 

Ungeklärt ist der künftige Status Grönlands nach 
dessen für Anfang 1985 zu erwartenden Ausschei-
den aus der Gemeinschaft. Für die deutsche Hoch-
seefischerei hat eine befriedigende Dauerregelung 
existentielle Bedeutung, da mehr als die Hälfte ih-
rer Fangmöglichkeiten an traditionellen Fischarten 
auf Gewässer vor Grönland entfällt. Die Bundesre-
gierung tritt dafür ein, daß auch nach einem Aus-
scheiden Grönlands ausreichende Fangmöglichkei-
ten für die EG bei gleichzeitiger Berücksichtigung 
der besonderen Bedürfnisse Grönlands vertraglich 
abgesichert werden. 

Die Durchführung des mehrjährigen Fischereiab-
kommens mit Kanada war 1983 weitgehend unter-
brochen.. So hat Kanada entgegen seinen vertragli-
chen Verpflichtungen der deutschen Hochseefische-
rei nur für 2 000 t Kabeljau Fanglizenzen erteilt, ob-
wohl der deutsche Fanganteil 13 125 t (Fangmenge 
der EG insgesamt 16 000 t) beträgt. Es verlangte 
eine Nachbesserung des Abkommens hinsichtlich 
des Zugangs zum EG-Markt und hat trotz weitge-
hender Konzessionsbereitschaft der EG aus innen-
politischen Gründen die weitere Erfüllung des Ab-
kommens im Jahre 1983 auch unter Berufung auf 
das ab dem 1. Oktober 1983 geltende EG-Einfuhr-
verbot für Jungrobbenfelle verweigert. 

Nach einer Reihe von Konsultationen einigten sich 
die EG und Kanada schließlich auf vom 1. Januar 
1984 an geltende Zusatzvereinbarungen, die kanadi-
schen Wünschen nach Handelskonzessionen entge-
genkommen und strittige technische Fragen regeln. 
Mit der Annahme dieser Zusatzvereinbarungen 
durch den Fischereirat vom 14. Dezember 1983 ist 
die Fortführung der für die deutsche Hochseefi-
scherei wesentlichen Fischerei vor Kanada nach 
dem Jahreswechsel 1983/84 gewährleistet. 

272. Der Beitritt der EG zur Danziger Ostsee

-

Fischereikonvention kann nunmehr vollzogen wer-
den, nachdem alle Ostsee-Anliegerstaaten ein ent-
sprechendes Änderungsprotokoll ratifiziert haben. 

Im Rahmen der Internationalen Walfangkommis-
sion hat sich die Bundesrepublik Deutschland mit 
Erfolg dafür eingesetzt, daß die Fangquoten für 
heute noch genutzte Bestände stärker als bisher 
entsprechend wissenschaftlichen Empfehlungen 
festgesetzt wurden. 

273. Im Marktbereich haben sich die an das In-
krafttreten der überarbeiteten Fassung der Ge-
meinsamen Marktorganisation für Fischereier-
zeugnisse und ihrer Folgeverordnungen geknüpften 

Hoffnungen vor allem bei der Binnenmarktrege-
lung im Grundsatz erfüllt. Insbesondere die Mög-
lichkeit, die EG-Rücknahmepreise flexibler und da-
mit marktgerechter zu handhaben, die degressive 
Ausgestaltung des finanziellen Ausgleichs, nach der 
mit steigender Interventionsmenge die Erstattungs-
beträge herabgesetzt werden, sowie die Begrenzung 
der Interventionsmenge haben mit dazu beigetra-
gen, den Markt zu stabilisieren. 

Die Orientierungspreise 1984 wurden für frische Fi-
schereierzeugnisse — gewogen an den deutschen 
Anlandungen — im Durchschnitt um 4,7 % in ECU 
und — bedingt durch die Anpassung der Grünen 
Paritäten — um 2,3% in DM erhöht. Die von den 
Orientierungspreisen mit Hilfe bestimmter Koeffi-
zienten abgeleiteten Rücknahmepreise und Refe-
renzpreise für frische Ware wurden entsprechend 
angehoben, wobei die Anhebung dort, wo techni-
sche Anpassungen an veränderte Vermarktungs-
normen vorgenommen wurden, etwas stärker aus-
fiel. 

Die Referenzpreise für gefrorenen Seefisch wurden 
etwas geringer angehoben als diejenigen für frische 
Ware. Hierbei wurde der Entwicklung der Welt-
marktpreise und der Tatsache Rechnung getragen, 
daß die EG, ganz besonders aber die Bundesrepu-
blik Deutschland, zur Versorgung der Verarbei-
tungsindustrie mit Rohware in hohem Maße auf 
Frostfischimporte zu angemessenen Preisen ange-
wiesen ist. Besondere Auswirkungen der neuen 
Preisregelung 1984 auf das Marktgeschehen sind 
kaum zu erwarten. 

Verbesserung der Fischereistruktur 

274. Im Rahmen der für 1982 nochmals verlänger-
ten gemeinschaftlichen Übergangsmaßnahmen zur 
Umstrukturierung der Küstenfischerei wurden für 
27 deutsche Kuttervorhaben rd. 5,5 Mio. DM an Zu-
schüssen bewilligt. Darunter fallen die Neubauten 
von 4 Hochseekuttern und von 20 Küsten- und 
Kleinkuttern. Seit Beginn dieser Gemeinschafts-
maßnahmen 1978 hat damit die deutsche Kleine 
Hochseefischerei insgesamt rd. 12 Mio. DM für 
65 Vorhaben aus dem EAGFL erhalten. 

Die bisherigen jährlichen Übergangsmaßnahmen 
der EG und ein erheblicher Teil der bisherigen na-
tionalen Finanzhilfen zur Kapazitätsanpassung und 
-umstellung wurden inzwischen durch eine mehr-
jährige EG-Fischerei-Strukturpolitik abgelöst. Nach 
der vom Rat im Rahmen der Gesamteinigung über 
die gemeinsame Fischereipolitik am 25. Januar 1983 
verabschiedeten Entschließung zur Strukturpolitik 
sollen im wesentlichen die folgenden Maßnahmen 
mit einem Finanzvolumen von 250 Mio. ECU und 
zusätzlicher Beteiligung der Mitgliedstaaten inner-
halb von drei Jahren durchgeführt werden: 

- Anpassung der Flotte durch zeitweilige Stille-
gung und endgültiges Ausscheiden von Schiffen 

— Neuausrichtung der Fischereitätigkeit auf Fang 
und Verarbeitung bisher wenig genutzter Fisch-
arten sowie Erschließung neuer Fanggebiete 
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- Bau von Fischereifahrzeugen zwischen 12 und 
33 m Länge 

- Entwicklung der Aquakultur. 

Die Vorschläge für entsprechende Rechtsakte der 
Gemeinschaft zur Durchführung dieser Maßnah-
men sind mit einigen Änderungen, die besondere 
Rücksicht auf die Flottenstruktur vor allem in den 
Mittelmeerregionen nehmen, vom Rat am 4. Okto-
ber 1983 verabschiedet worden. 

Die Aufwendungen aus dem Bundeshaushalt zur 
Strukturförderung der Seefischerei beliefen sich 
1982 auf 24,2 Mio. DM. In der Großen Hochseefi-
scherei, auf die 80 % der Anpassungshilfen von ins-
gesamt 15,8 Mio. DM entfielen (Übersicht 69), wur-
den die Mittel fast ausschließlich für die Erschlie-
Bung neuer Fanggebiete und zur Förderung bisher 
wenig genutzter Fischarten verwendet. Dadurch 
konnten die Verluste bei der Umstellung der Fi-
schereitätigkeit teilweise ausgeglichen und die 
Flotte weitgehend im Einsatz gehalten werden. Bei 
der Kutterfischerei lag der Schwerpunkt der An-
passungshilfen bei Prämien für die zeitweilige Still-
legung, von denen im wesentlichen die Ostseefi-
scherei Gebrauch machte. Die Neuausrichtung auf 

wenig befischte Fanggebiete wurde hauptsächlich 
von Nordseekuttern genutzt. Die Förderung von An-
landungen neuer Fischarten ist eingestellt worden, 
da die Möglichkeiten einer solchen Umstellung bei 
der Kutterfischerei praktisch nicht gegeben sind. 
Mit der Gewährung von Abwrackprämien wurde 
die Schließung von Betrieben erleichtert, die unter 
den gegenwärtigen Bedingungen nicht mehr renta-
bel wirtschaften. 

Die Anpassung und Umorientierung der deutschen 
Fischereiflotte an die längerfristig zu erwartenden 
Fangmöglichkeiten erforderten auch 1983 die Be-
reitstellung von Bundesmitteln in Höhe von 10 Mio. 
DM, davon 7,5 Mio. DM für die Große Hochseefi-
scherei. In der Kutterfischerei ließ die Verbesse-
rung der Fangmöglichkeiten eine Beschränkung 
der Stillegehilfen ausschließlich auf den Ostseebe-
reich zu. In der Hochseefischerei wurden die Mittel 
für die Neuausrichtung wegen der knappen Fang-
möglichkeiten im 1. Halbjahr vorzeitig ausge-
schöpft. Da eine Konsolidierung in der Großen 
Hochseefischerei wegen der erneuten Schwierig-
keiten vor Drittländern, insbesondere vor Kanada, 
bisher nicht erreicht werden konnte und auch in 
Teilbereichen der Kutterfischerei noch ein gewisser 
Anpassungsbedarf besteht, sieht der Haushalt 1984 

Übersicht 69 

Ausgaben im Programm Fischwirtschaft (Bundesmittel) 

1982 1983 1984 

Maßnahmen Soll 	Ist Soll Soll Bemerkungen 

Mio. DM 

Investitionsförderung Die Förderungsmaßnahmen umfassen: 
Seefischerei 	 10,5 	8,4 11,3 13,6 - Zuschüsse zur Strukturverbesserung und 

Konsolidierung 

- Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für 
Kapitalmarktdarlehen 

- Darlehen für die Kleine Hochsee- und 
Küstenfischerei (Kutterdarlehen) 

- Zuweisungen für Neubauten der Großen 
Hochseefischerei 

Kapazitätsanpassung Zuschüsse werden gewährt für: 
Seefischerei 	 16,0 	15,8 10,0 12,0 - Neuausrichtung der Fischereitätigkeit 

- Abwrackung von Fischereifahrzeugen 

- Stillegung von Fischereifahrzeugen 

Zusammenschlüsse 
nach EG-VO und 
Strukturverbesserung 
Seefischmärkte 1) 	 0,8 	0,2 0,7 . 

Erkundung neuer 
Fanggebiete 	 0,4 	0,3 0,2 0,2 

Fischereischutzboote 	 15,2 	16,6 15,5 16,1 

Fischereiforschungsschiffe 16,0 	16,9 16,6 16,9 

Forschung 
(Forschungsanstalten) 	 17,2 	17,9 17,3 18,2 EP. 10 Kap. 10 10 (geschätzt) 

insgesamt 	 76,1 	76,1 71,6 77,0 

1 ) anteilig an Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 
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einen Betrag von insgesamt 12 Mio. DM für Anpas-
sungsmaßnahmen vor. Diese Hilfen werden nach 
gemeinschaftlichen und nationalen Regelungen ge-
währt und teilweise von der Gemeinschaft wieder 
erstattet. 

Die Investitionstätigkeit in der Kutterfischerei 
blieb 1982 unverändert lebhaft. Für Neubauten und 
sonstige Investitionen wurden 3,7 Mio. DM an Dar-
lehen und 2,4 Mio. DM an Zuschüssen aufgewendet. 
Dagegen waren die Modernisierungsmaßnahmen 
in der Großen Hochseefischerei erneut rückläufig. 
Etwa 20 Neubauten, überwiegend Küstenkutter, 
sind 1983 in Dienst gestellt worden, zu deren Finan-
zierung der Haushaltsansatz für Kutterdarlehen 
deutlich erhöht worden war. Auch 1984 ist mit einer 
lebhaften Investitionstätigkeit in der Kutterfische-
rei zu rechnen, der der Bundeshaushalt Rechnung 
trägt. Die Neubauten ersetzen allerdings lediglich 
unwirtschaftlich gewordene Fahrzeuge und führen 
nicht zu einer Kapazitätserhöhung. Erstmals seit 
1978 werden wieder zwei der Großen Hochseefi-
scherei zuzurechnende Frischfischtrawler für den 
Einsatz im näheren EG-Bereich gebaut, für die im 
Haushalt 1984 Zuschüsse vorgesehen sind. 

Fischereiforschung 

275. Die von der deutschen Hochseefischerei tra-
ditionell genutzten Fischbestände sowie auch die 
bisher wenig genutzten Fischbestände im Nordat-
lantik wurden hinsichtlich ihrer Verteilung und 
quantitativen Entwicklung von Wissenschaftlern 
der Bundesforschungsanstalt für Fischerei, insbe-
sondere unter Einsatz der Fischereiforschungs-
schiffe des BML, laufend untersucht. 

Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auf dem 
Gebiet der Fangtechnik wurden insbesondere auf 
die Belange der Kleinen Hochsee- und Küstenfi-
scherei mit dem Schwerpunkt der Energieeinspa-
rung ausgerichtet. Ferner wurden die Auswirkun-
gen der Meeresverschmutzung auf die Nutzfischbe-
stände der Nord- und Ostsee intensiv untersucht. 
Andere Forschungsvorhaben galten der Qualitäts-
erhaltung und -verbesserung bei der Fischverarbei-
tung sowie der Entwicklung neuer Nahrungsmittel 
aus Krill und antarktischen Fischen. Eine wichtige 
Aufgabe der Bundesforschungsanstalt für Fischerei 
war auch die Bereitstellung von wissenschaftlichen 
Entscheidungshilfen bei der Formulierung der ge-
meinsamen Fischereipolitik. 

Teil C 

Programmübergreifende Aspekte und Aktivitäten 

I. Währungspolitische Maßnahmen auf dem Agrarsektor 

276. Die landwirtschaftlichen Umrechnungskurse 
mußten im Jahre 1983 erneut angepaßt werden. Ab 
31. Januar 1983 wurde zunächst der landwirtschaft-
liche Umrechnungskurs der Griechischen Drachme 
abgewertet. Dies hatte eine Senkung der in Grie-
chenland anzuwendenden Währungsausgleichsbe-
träge zur Folge. 

Am 21. März 1983 wurden dann die Leitkurse im 
Europäischen Währungssystem geändert (wegen 
Aufwertung der DM, des Niederländischen Gulden, 
der Dänischen Krone und des Belgisch/Luxembur-
gischen Franc sowie Abwertung des Französischen 
Franc, der Italienischen Lira und des Irischen 
Punt). In Dänemark und Irland mußten daraufhin 
Währungsausgleichsbeträge eingeführt werden, so 
daß ab dem 26. März 1983 in allen Mitgliedstaaten 
der EG Währungsausgleichsbeträge angewandt 
wurden. Für die Bundesrepublik Deutschland stieg 
der Währungsausgleichssatz auf den bisher höch-
sten Stand von + 13 %. 

Im Vorgriff auf den Preisbeschluß 1983/84 wurden 
ab 1. bzw. 4. April 1983 die landwirtschaftlichen Um-
rechnungskurse des Belgisch/Luxemburgischen 
Franc und des Französischen Franc abgewertet, so 
daß sich die Währungsausgleichsbeträge entspre-
chend reduzierten. Im Rahmen des Agrarpreisbe-
schlusses 1983/84 wurden schließlich die landwirt-
schaftlichen Umrechnungskurse der DM und des 
Niederländischen Gulden aufgewertet, die der Grie-
chischen Drachme, des Französischen Franc, des 
Irischen Punt und der Italienischen Lira abgewer-
tet. Gleichzeitig wurden die ECU-Leitkurse infolge 
einer Neubewertung des Britischen Pfunds im 
ECU-Währungskorb geändert. Ab dem 23. Mai 1983 
entfiel demzufolge der Währungsausgleich in Bel-
gien, Luxemburg, Irland und Italien. Der Währungs-
ausgleich in den anderen Mitgliedstaaten verän-
derte sich bei den einzelnen Produkten unter-
schiedlich. 

Ab dem 20. Juni 1983 wurde der landwirtschaftliche 
Umrechnungskurs des Belgisch/Luxemburgischen 
Franc bis auf den Leitkurs abgewertet. 
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Übersicht 70 

Währungsausgleichssätze in der EG 

Mitgliedstaat 

Produkt D 	 F 	 NL 	GB 	DK 	GR 

in % 

allgemein 	  + 	9,8 - 4,4 + 5,8 + 7,6 + 1,0 - 4,5 

Milch 	  + 10,8 - 3,4 + 6,6 + 7,6 + 1,0 - 4,5 

Getreide 	  + 10,3 - 4,4 + 6,2 + 7,6 + 1,0 - 4,5 

Schweinefleisch 	  + 9,8 - + 5,8 + 7,6 + 1,0 - 4,5 
Wein 	  + 9,8 - - - . - 4,5 

(Stand: 30. Januar 1984) 

II. Finanzierung 

Haushalt für den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

277. Der Bundeshaushaltsplan 1984 sieht für den 
Einzelplan 10 - Geschäftsbereich des BML - Aus-
gaben in Höhe von 6 104 Mio. DM vor (Über-
sicht 71). Gegenüber dem Vorjahr steigt der Agrar-
etat um 156 Mio. DM oder 2,6 %. 

Der Mehrbetrag gegenüber dem Vorjahr ist im we-
sentlichen darauf zurückzuführen, daß bei der Gas-
ölverbilligung 1984 nach Abschluß der Umstellung 
mit 660 Mio. DM wieder die volle Jahresrate veran-
schlagt ist ( + 200 Mio. DM). Weitere nennenswer-
te Erhöhungen entfallen auf die Gemeinschafts-
aufgabe ( + 20 Mio. DM), die internationalen Or-
ganisationen ( + 10 Mio. DM) sowie die Fischerei 
( + 5 Mio. DM). Demgegenüber steht für die land-
wirtschaftliche Sozialpolitik ( - 47 Mio. DM), für 
alte Verpflichtungen ( - 20 Mio. DM) und für die 
nationale Marktordnung ( - 12 Mio. DM) ein gerin-
gerer Betrag zur Verfügung. 

Der Rückgang des Ansatzes für die landwirtschaft-
liche Sozialpolitik gegenüber dem Vorjahr betrifft 
hauptsächlich die Altershilfe. Er ist auf die Herab-
setzung des Bundeszuschusses von 79,5 % auf 75 % 
sowie auf die Anpassung der Renten an die Ent-
wicklung der Arbeitsentgelte des Vorjahres zurück-
zuführen. Bei der Unfallversicherung ist - wie 1983 
- ein Bundeszuschuß von 279 Mio. DM vorgesehen. 
Dieser Betrag kann um bis zu 10 Mio. DM aufge-
stockt werden, wenn sich bei den Bundesmitteln für 
die landwirtschaftliche Krankenversicherung ent-
sprechende Einsparungen ergeben. Der Ansatz für 
die Landabgaberente, die nach der entsprechenden 
EG-Richtlinie 1983 ausgelaufen ist, liegt mit 258 
Mio. DM um 2 Mio. DM niedriger als 1983. Die Aus-
gaben für die Krankenversicherung werden sich 
gegenüber dem Vorjahresansatz um 5 Mio. DM auf 
981 Mio. DM reduzieren. Mit einem Anteil von 57 % 

am gesamten Agraretat bilden die Ausgaben für die 
landwirtschaftliche Sozialpolitik nach wie vor den 
größten Ausgabeblock des Einzelplans 10. 

Übersicht 71 

Ausgaben des Einzelplans 10 

Soll Soll 

Kapitel/Maßnahme 
1983 1984 

Mio. DM 

Gasölverbilligung 	  460,0 660,0 

Internationale Organisationen 	 44,4 53,6 

Landwirtschaftliche Sozialpolitik 	 3 548,4 3 500,9 

Aufklärung, Absatzförderung 
und Verbraucherberatung 	 10,0 10,0 

Forschung 1 ) 	  26,0 23,4 

Fischerei (einschließlich 
Kapazitätsanpassung) 	 53,6 58,8 

Abwicklung alter Verpflichtungen 
und auslaufende Förderungs- 
maßnahmen (einschließlich 
Abwicklung Siedlung) 	 143,3 122,7 

Sonstige Maßnahmen 	 36,9 36,2 

(Summe Kap. 10 02) 	 4 322,6 4 465,6 

Gemeinschaftsaufgabe (Kap. 10 03) 1 155,0 1 175,0 

Marktordnung (Kap. 10 04) 	 112,8 100,6 

übrige Kapitel 2) 	  358,4 363,2 

Einzelplan 10 	  5 948,8 6 104,4 

EG-Marktordnungsausgaben 
in der Bundesrepublik 
Deutschland 	  6 376,8 7 838,9 

Summe Einzelplan 10 plus 
EG-Marktordnungsausgaben 	 12 325,6 13 943,3 

1) Die Haushaltsmittel für die Forschungsanstalten des Bundes im 
Bereich des BML sind in den „übrigen" Kapiteln enthalten. 

2) Ministerium, Bundesämter, Bundesforschungsanstalten 
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Die vom Deutschen Bundestag über den Regie-
rungsentwurf hinaus beschlossene Erhöhung der 
Ausgaben für die Gemeinschaftsaufgabe um 20 Mio. 
DM soll insbesondere für waldbauliche Maßnah-
men zur strukturellen Verbesserung von Wäldern 
aufgrund neuartiger Waldschäden verwendet wer-
den. 

Die investiven Ausgaben liegen mit insgesamt 1 257 
Mio. DM um 22 Mio. DM ( =1,8 %) über dem Vorjah-
resansatz. 

Die Ausgaben für die Fischerei erhöhen sich gegen-
über dem Vorjahr um 5 Mio. DM auf 59 Mio. DM. 
Hier sind — ergänzend zum nationalen Bereich — 
auch Maßnahmen zur Kapazitätsanpassung und 
Strukturhilfen aufgrund von EG-Vorschriften vor-
gesehen. 

EG-Haushalt 1983 und 1984 

Allgemeiner Überblick 

278. Der im Dezember 1982 verabschiedete 
EG-Haushalt 1983 mußte im Laufe des Jahres 
durch zwei Nachtrags- und Berichtigungshaushalte, 
Nr. 1/1983 vom 10. Februar 1983 und Nr. 2/1983 vom 
24. Oktober 1983, korrigiert werden. Der Nachtrags- 
und Berichtigungshaushalt Nr. 1/1983 wurde erfor-
derlich, weil der Nachtrags- und Berichtigungshaus-
halt Nr. 1/1982, in dem die Entlastungsregelung 
zugunsten Großbritanniens ursprünglich veran-
schlagt war, nicht zustande kam und in dem Haus-
halt 1983 hierfür keine Mittel vorgesehen waren. 

Die Notwendigkeit für den Nachtrags- und Berichti-
gungshaushalt Nr. 2/1983 ergab sich aus dem zu-
sätzlichen Mittelbedarf im Agrarbereich in der Grö-
ßenordnung von 1,7 Mrd. ECU; außerdem mußte 
einer Anpassung der Entlastung für Großbritan-
nien Rechnung getragen werden. Der EG-Haushalt 
in der Fassung des Nachtrags- und Berichtigungs-
haushalts Nr. 2/1983 führte erstmals zu einer na-
hezu vollständigen Ausschöpfung der Eigenmittel 
der Gemeinschaft. Die EG nutzte damit die ihr u. a. 
zur Verfügung stehenden Mittel von maximal 
1 % der Mehrwertsteuerbemessungsgrundlage zu 
0,998 % aus. 

279. Der EG-Haushalt 1984 wurde am 20. Dezem-
ber 1983 endgültig festgestellt. Das Haushaltsvolu-
men beträgt rd. 25 361,5 Mio. ECU Zahlungsermäch-
tigungen (Übersicht 72). Damit ist der Rahmen der 
der Gemeinschaft zustehenden Eigenmittel auch 
1984 voll ausgeschöpft. Für den Agrarbereich ein-
schließlich Fischerei sind 17 287,5 Mio. ECU veran-
schlagt. Das entspricht einem Anteil von 68,2 % des 
Gesamthaushalts und einer Steigerung um 4,5 % ge-
genüber dem Vorjahr. 

Das Europäische Parlament hatte in der 1. Lesung 
des  Haushaltsentwurfs weitere Ausgaben vorgese-
hen. Im Agrarbereich hatte es sich dafür eingesetzt, 
die vom Rat als Reserve in Kapitel 100 des EG-
Haushalts eingesetzten Mittel auf 5 % der Markt-
ordnungsausgaben insgesamt zu erhöhen, um da-

mit den Rat zur Sparsamkeit bei den Agrarausga-
ben zu veranlassen. Der Rat ist dem Europäischen 
Parlament in seiner 2. Lesung durch Erhöhung der 
Reserve auf 350 Mio. ECU entgegengekommen, d. h. 
2,1 % der Mittel der Abt. Garantie des EAGFL. Über 
die Freigabe dieser Mittel hat der Rat zu entschei-
den. 

280. Die Kommission hat im Mai 1983 einen Vor-
schlag zur Modifizierung des bisherigen Eigenmit-
telsystems vorgelegt, der u. a. vorsieht, bei den 
MWSt-Eigenmitteln den 1 %-Plafond der gemeinsa-
men einheitlichen Bemessungsgrundlage anzuhe-
ben. Die Diskussion dieses Vorschlags ist deut-
scherseits insbesondere an die Entwicklung der 
Verhandlungen über den Beitritt Spaniens und Por-
tugals zur EG gekoppelt. Der Europäische Rat hat 
auf seiner Tagung in Athen im Dezember 1983 dazu 
keinen Beschluß gefaßt. 

EAGFL, Abteilung Garantie 

281. Die Zahlungsermächtigungen für Marktord-
nungsausgaben beliefen sich 1983 auf 15 848,1 Mio. 
ECU und sind damit gegenüber 1982 um 27,7 % ge-
stiegen (Übersicht 73). Für 1984 sollen sie sich um 
weitere 2,8 % erhöhen. Rund 46 % der Zahlungser-
mächtigungen entfallen auf die beiden Produktbe-
reiche Milcherzeugnisse und Getreide, von denen 
die Milcherzeugnisse den weitaus größten Anteil 
haben. 

Hinsichtlich des EAGFL-Ansatzes Garantie ist zu 
berücksichtigen, daß er nach Aussage der Kommis-
sion ohne ausgabenbeschränkende Maßnahmen 
nicht einzuhalten ist. 

EAGFL, Abteilung Ausrichtung 

282. Im Haushaltsplan der EG 1984 sind für die 
finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft innerhalb 
der Abteilung Ausrichtung Mittel in Höhe von 
615,6 Mio. ECU ausgewiesen. Damit ist der für 
1980 bis 1984 festgesetzte Fünfjahresplafond von 
3 755 Mio. ECU praktisch vollständig ausgeschöpft. 

283. Im Rahmen der vier Agrarstrukturrichtlinien 
(72/159/EWG — Modernisierung landwirtschaftli-
cher Betriebe; 72/160/EWG — Landabgaberente; 72/ 
161/EWG — sozio-ökonomische Information und 
landwirtschaftlicheBeratung; 75/268/EWG — Berg-
bauernförderung) sind vom Bund und von den Bun-
desländern von 1973 bis Ende 1983 Erstattungen in 
Höhe von rd. 585,5 Mio. DM beantragt worden. Die 
nachstehende Übersicht zeigt die Aufteilung nach 
Maßnahmen und den Stand der Auszahlung. 

Die Erstattungen aus dem EG-Haushalt stehen dem 
Bund und den Bundesländern entsprechend der na-
tionalen Finanzierungszuständigkeit zu. Für die 
Richtlinien 72/159/EWG und 75/268/EWG gilt dafür 
im Grundsatz das Verhältnis von 60 :40 nach dem 
Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes". 
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Bei den Ausgaben nach der Richtlinie 72/160/EWG 
fallen, weil es sich um Maßnahmen im Sozialbe-
reich handelt, die Erstattungen der EG fast aus-
schließlich an den Bund, während sie nach der 
Richtlinie 72/161/EWG ausschließlich an die Bun-
desländer gehen, da Aus- und Fortbildung sowie 
Beratung Angelegenheit der Bundesländer sind. 

Bean- 
Bisher davon 

Richtlinie tragt 1) gezahlt Bund 	Länder Nummer 

Mio. DM 

72/159/EWG 	 350,8 241,0 138,7 	102,3 

72/160/EWG 	 7,4 5,9 5,9 	- 

72/161/EWG 	 9,8 8,2 - 	8,2 

75/268/EWG 2) 	 217,5 189,4 110,1 	79,3 

1 ) bis einschließlich 1983. 2) Erstattungsfähig erst ab 1. Januar 1975. 
Die Anträge auf Erstattung müssen jeweils bis zum 30. Juni eines Jah-
res für das vorausgegangene Jahr bei der Kommission eingereicht wer-
den. Erstmals wurden Erstattungsanträge für Ausgaben des Jahres 
1973 im Jahr 1974 vorgelegt. Die Ausgaben des Jahres 1983 müssen 
bis zum 30. Juni 1984 zur Erstattung angemeldet werden. 

Übersicht 72 

Einnahmen und Ausgaben (Mittel für Zahlungen) der EG 
nach Bereichen in den Jahren 1983 und 1984 

Bereiche 

Soll 1983 Soll 1984 
Veränderung 1984 
gegenüber 1983 

in % Mio. ECU 
Anteil am 

Gesamtansatz 
in % 

Mio. ECU 
Anteil am 

Gesamtansatz 
in % 

Einnahmen 

Zölle 	  7 234,6 28,9 7 623,5 30,1 + 5,4 

Agrarabschöpfungen 	 2 433,9 9,7 2 949,9 11,6 +21,2 

Finanzbeiträge (Griechenland) 	 217,0 0,9 - - - 

Mehrwertsteuereigenmittel 	 13 691,0 54,6 14 565,9 57,4 + 6,4 

Verschiedenes 	 1484,6 5,9 222,2 0,9 -85,0 

insgesamt 	 25 061,1 100 25 361,5 100 + 1,2 

Ausgaben 

Kommission 

- Agrarbereich insgesamt 	 16 548,8 66,0 17 287,5 68,2 + 4,5 

- Sozialbereich 	 1495,1 6,0 1 644,4 6,5 +10,0 

- Regionalbereich 	 2 383,0 9,5 1 454,8 5,7 -39,0 

- Forschung, Energie, Industrie u. Verkehr 1 386,5 5,5 1 740,1 6,9 +25,5 

- Zusammenarbeit mit Entwicklungs-
ländern  und Drittländern 	 992,2 4,0 897,1 3,5 - 9,6 

- Verschiedenes 1 ) 	 1 850,7 7,4 1 912,0 7,5 + 3,3 

- Andere Organe 	 404,8 1,6 425,6 1,7 + 5,1 

insgesamt 	 25 061,1 100 25 361,5 100 + 1,2 

1) Verwaltungsausgaben, Rückstellungen, Erstattungen an Mitgliedstaaten, Finanzmechanismus 
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Übersicht 73 

Ausgaben des EAGFL, Abteilung Garantie nach Erzeugnissen in den Jahren 1980 bis 1984 

1980 1981 1982 1983 1 ) 1984 1 ) 
Erzeugnis 

Mio. ERE Mio. ECU 

Getreide 	  1 669,3 1 921,4 1 824,5 2 466,8 2 590,0 

Reis 	  58,7 21,7 50,3 81,0 92,0 

Milcherzeugnisse 	  4 752,0 3 342,7 3 327,7 4 708,3 5 006,0 

Olivenöl 	  317,9 442,7 493,1 676,0 773,0 

Ölsaaten 	  369,4 592,7 803,5 1069,5 1226,0 

Zucker 	  575,2 767,5 1241,9 1434,0 1417,0 

Rindfleisch 	  1 363,3 1 436,9 1 158,6 1 474,3 1 399,0 

Schweinefleisch 	  115,6 154,6 111,6 180,0 197,0 

Eier und Geflügel 	  85,5 83,9 103,9 125,0 128,0 

Obst und Gemüse 	  687,3 641,1 914,3 1085,2 1045,0 

Wein 	  299,5 459,4 570,6 634,0 588,0 

Tabak 	  309,3 361,8 622,6 668,0 745,0 

Schaffleisch 	  53,5 191,5 251,7 357,0 351,0 

Sonstige 	  360,1 494,9 618,2 476,8 617,9 

Beitrittsausgleich 	  - 0,1 0,4 0,4 1,0 

Währungsausgleich 	  298,6 238,3 312,7 411,8 367,0 

insgesamt 	 11 315,2 11 151,2 2 ) 12 405,6 15 848,1 16 542,9 3) 

1) Haushaltsansatz 
2) Unter Berücksichtigung des Ergebnisses aus den in 1981 entschiedenen Rechnungsabschlüssen für 1974/75 reduziert sich dieser Betrag um 

161 Mio. ECU auf 10 980,2 Mio. ECU 
3) einschließlich in Reserve gestellte Mittel in Höhe von 350 Mio. ECU 

III. EG-Erweiterung 

284. Nach langen und intensiven Verhandlungen 
wurde am 18. Oktober 1983 im Agrarrat eine Eini-
gung über die Anpassung des gemeinsamen Besitz-
standes für mediterrane Erzeugnisse erreicht. Die 
beschlossenen Änderungen betreffen im wesentli-
chen den Bereich Obst und Gemüse (Regelungen 
auf dem Binnenmarkt und für die Einfuhr). Sie sol-
len erst in Kraft treten, wenn die Gemeinschaft ihre 
Erklärung zur Agrarpolitik gegenüber Spanien ab-
gegeben hat. Die vom Agrarrat beschlossene Anpas-
sung des gemeinsamen Besitzstandes stellt einen 
wichtigen Schritt auf dem Weg zu der von allen Mit-
gliedstaaten befürworteten Erweiterung der Ge-
meinschaft um Spanien und Portugal dar. 

Die EG-Kommission hat in den Beitrittsverhand-
lungen mit Spanien und Portugal neue Überlegun-
gen für die Gestaltung der Übergangsregelung ein-
gebracht, die von den bisherigen Erweiterungen er-
heblich abweichen. Für Portugal soll die Über-
nahme der EG-Marktordnungen für Obst, Gemüse, 
Wein, Getreide, Milch, Rind- und Schweinefleisch 
sowie Schaf- und Ziegenfleisch in zwei Etappen er-
folgen. Für die erste Etappe sind vier Jahre vorgese-
hen. Sie soll dazu dienen, die Übernahme der 
Marktordnungen technisch vorzubereiten. Für die 
zweite auf sechs Jahre befristete Etappe sollen die 
bei bisherigen Erweiterungen praktizierten Über-

gangsregelungen zur Anwendung gelangen. Für 
Spanien wird vorgeschlagen, zunächst nur Obst und 
Gemüse in dieses System einzubeziehen; wegen der 
zu erwartenden Schwierigkeiten bei der Über-
nahme der Marktordnungen für Milch, Rindfleisch, 
Getreide und Reis soll die Etappenregelung aber 
später ggf. auch auf diese Erzeugnisse erweitert 
werden. 

Die Gemeinschaft hat sich intern für den Beitritt 
Portugals auf eine solche Etappenregelung geeinigt, 
allerdings beabsichtigt sie, die Zeitdauer abwei-
chend von den Kommissionsvorschlägen auf je-
weils fünf Jahre für die erste und zweite Etappe 
festzulegen. Die Zustimmung Portugals zu diesem 
Verhandlungsangebot der Gemeinschaft steht noch 
aus. 

Bei Spanien hat die Gemeinschaft erst begonnen, 
die neuen Vorschläge zur Etappenregelung zu prü-
fen. 

In der Fischerei haben nunmehr die Verhandlun-
gen mit Spanien und Portugal begonnen. Hier wirft 
die Anpassung insbesondere der großen spanischen 
Flotte an die begrenzten Fangmöglichkeiten der EG 
erhebliche Schwierigkeiten für Spanien und die EG 
auf. 
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IV. Forschung 

285. Die ressortbezogene Forschung im Geschäfts-
bereich des BML unterstützt die Bundesregierung 
bei der Erfüllung ihrer agrar- und ernährungspoliti-
schen Ziele durch Bereitstellung wissenschaft-
licher Entscheidungshilfen. Die Forschungsaktivi-
täten, die in den 13 Bundesforschungsanstalten und 
den bezuschußten Forschungseinrichtungen durch-
geführt sowie im Wege der Projektförderung fi-
nanziert werden, orientieren sich an der Ziel-Pro-
gramm-Struktur des BML. Sie werden durch ein 
projektbegleitendes Planungs- und Koordinierungs-
verfahren sowohl innerhalb des BML als auch mit 
den übrigen Bundesressorts und den Ländern abge-
stimmt und ständig aktualisiert. Einzelne For-
schungsschwerpunkte, z. B. zu neuartigen Wald-
schäden, zu nachwachsenden Rohstoffen und zur 
Biotechnologie werden darüber hinaus durch inter-
ministerielle Arbeitsgruppen begleitet. Die im Rah-
men der mittelfristigen Forschungsplanung festge-
legten Arbeitsschwerpunkte werden im 3. For-
schungsrahmenplan 1984 bis 1987 veröffentlicht. 

286. Die Forschungsarbeiten im Ernährungsbe-
reich konzentrieren sich auf die Erhaltung und Ver-
besserung der Qualität, die ernährungsphysiologi-
sche Bewertung und die gesundheitliche Unbedenk-
lichkeit von Nahrungsmitteln. Im Bereich der 
landwirtschaftlichen Produktion wurden die For-
schungsaktivitäten stärker auf die Entwicklung 
qualitätsverbessernder, umweltfreundlicher und ko-
stensenkender Verfahren unter besonderer Berück-
sichtigung des Schutzes von Mensch und Tier, Na-
tur und Landschaft ausgerichtet. Dabei wurden ins-
besondere auch Probleme der Energieeinsparung 
bearbeitet. Die Arbeiten zum Thema Energiegewin-
nung sind in dem Schwerpunkt „Nutzung biogener 
Rohstoffe als Energieträger und chemische Grund-
stoffe" zusammengefaßt worden. Ein weiterer For-
schungsschwerpunkt wird durch das Forschungs-
programm „Waldschäden durch Luftverunreinigun-
gen 1982 bis 1985" abgedeckt. Es soll zur Klärung 
der Wirkung von Schadstoffen und biotischen bzw. 
abiotischen Schadfaktoren auf Boden und Pflanzen 

beitragen, um wirksame Abhilfemaßnahmen gegen 
das Waldsterben einleiten zu können. 

In Zukunft werden darüber hinaus die wissen-
schaftlichen Bemühungen um die Erhaltung geneti-
scher Ressourcen, den Schutz von Boden und Was-
ser sowie die Arbeiten zum integrierten Pflanzen-
bau und Pflanzenschutz intensiviert. Hierbei sind 
vor allem von der Biotechnologie weitere Fort-
schritte zu erwarten. Mikroorganismen, Enzyme 
und biochemische Wirkstoffe sowie genetische und 
biochemische Reaktionen stellen eine wesentliche 
Grundlage für einzelne Bereiche der Erzeugung 
und Verarbeitung von landwirtschaftlichen Produk-
ten dar und bestimmen damit in weiten Bereichen 
die Produktionsleistung des Agrarbereichs. Die 
wichtigsten biotechnologischen Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben betreffen die Bereiche 
Pflanzenzüchtung, mikrobielle Stickstoffbindung, 
Alternativen zum chemischen Pflanzenschutz, Vete-
rinärmedizin, Tierproduktion/Tierernährung, Nah-
rungsmittelverarbeitung, Gewinnung von Energie-
trägern und industriellen Grundstoffen aus Biomas-
se. In diesen Bereichen sind die biotechnologischen 
Arbeiten mit eigenen Mitteln sowie im Rahmen der 
Möglichkeiten des BMFT und internationaler Orga-
nisationen intensiviert worden. 

Angesichts knapper werdender Haushaltsmittel 
wurden zugleich die Bemühungen verstärkt, durch 
Planungs- und Koordinierungsmechanismen die 
vorhandenen Ressourcen effektiver zu nutzen. Dar-
über hinaus wurden größere Anstrengungen zur 
Bewertung und Umsetzung der Forschungsergeb-
nisse gemacht. 

Den 13 Bundesforschungsanstalten des BML stan-
den 1983 rd. 242 Mio. DM zur Verfügung. Für die 
Förderung anderer Agrarforschungseinrichtungen, 
für spezielle Programme im Bereich Umwelt, Ener-
gie und nachwachsende Rohstoffe, für die Vergabe 
sonstiger Forschungsaufträge und für die interna-
tionale Zusammenarbeit wurden darüber hinaus 26 
Mio. DM bereitgestellt. Hinzu kommen rd. 17 Mio. 
DM für die Fischereiforschungsschiffe. 

V. Nachwachsende Rohstoffe 

287. Im Jahre 1983 waren die internationalen Roh-
ölmärkte durch ein Überangebot und einen leichten 
Rückgang der Preise gekennzeichnet. Ungeachtet 
der gegenwärtig entspannten Situation, die durch 
Verbrauchseinsparungen insbesondere aufgrund 
nachlassender Wirtschaftsaktivitäten und rationel-
lerer Energieverwertung mitverursacht ist, progno-
stizieren die einschlägigen energiewissenschaftli-
chen Institute für das Ende dieses Jahrzehnts, daß 
mit zunehmender Wirtschaftsbelebung wiederum 
mit einer merklichen Zunahme des Primärenergie-
verbrauchs und einem Ansteigen der Preise für 

flüssige und gasförmige fossile Energieträger zu 
rechnen sei. Sollte diese Zukunftsperspektive zu-
treffen, würden sich den neuen und erneuerbaren 
Energien und damit auch den nachwachsenden 
Rohstoffen, deren Wirtschaftlichkeit sich kurzfri-
stig noch nicht abzeichnet, neue Chancen eröffnen. 

288. Verschiedene Anzeichen deuten darauf hin, 
daß zumindest für die Industrieländer die Zukunft 
der Biomassenutzung langfristig mehr in der Er-
zeugung hochwertiger chemischer Produkte liegt, 
für die die Pflanze mit Hilfe der Sonnenenergie je 



Drucksache 10/980 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

nach Spezies oder Fruchtart bereits Substanzen mit 
hohem Polymerisationsgrad liefern kann. Diese 
Stoffe müssen von der chemischen Industrie bisher 
im allgemeinen unter Einsatz teurer fossiler Ener-
gieträger aus einfachen chemischen Bausteinen 
aufgebaut werden. Deshalb dürften die Marktper-
spektiven für die Entwicklung und den Einsatz von 
Spezialprodukten aus nachwachsenden Rohstoffen 
unter weitgehender Ausnutzung der Polymerstruk-
tur von Stärke, Zucker, Stoffkomponenten der 
Lignocellulose, Fetten und Ölen relativ günstig sein. 
Zur Schaffung der Produktionsvoraussetzungen hat 
die agrarwissenschaftliche Forschung mit konven-
tionellen und biotechnologischen Züchtungsmetho-
den geeignete Rohstoffpflanzen zu entwickeln, die 
den Ansprüchen an spezielle Qualitätsmerkmale 
und eine kostengünstige Rohstoffquelle gerecht 
werden. Ebenso müssen die biotechnologischen 
Grundlagen zur biologischen und zellkulturtechni-
schen Vermehrung von Naturstoffen und zur Um-
wandlung land- und forstwirtschaftlicher Rohstoffe 
verbessert werden. 

Die gegenwärtigen EG-Marktordnungen beein-
trächtigen oft die Neugründung und Ansiedlung 
von Industrien, die agrarische Rohstoffe verarbei-
ten. Für diese Produkte müssen entsprechende 
Neuregelungen gefunden werden, die die Bereitstel-
lung der Rohstoffe zu weltmarktähnlichen Bedin-
gungen ermöglichen. Andernfalls würden die Bun-
desrepublik Deutschland und die übrigen EG-Staa-
ten auf dem zukunftsträchtigen Gebiet der Biotech-
nologie wissenschaftlich und wirtschaftlich ins Hin-
tertreffen geraten. Gedacht ist vor allem an eine 
Verbesserung der Chemiezuckerregelung und der 
Wettbewerbschancen von Industriestärke. 

289. Im Jahre 1983 wurde im Zusammenhang mit 
dem Kabinettsbeschluß vom 21. Juli 1983, der ab 
dem 1. Januar 1986 gesetzliche Regelungen zur Ein-
führung bleifreien Benzins vorsieht, vermehrt die 
Forderung erhoben, Blei durch die Beimischung 
von Bioäthanol zu ersetzen. Ansatzpunkt für die 
Beimischung von Äthanol zum Vergaserkraftstoff 
in der gesamten Europäischen Gemeinschaft ist der 
Entwurf einer Richtlinie des Rates zur Einsparung 
von Rohöl durch die Verwendung von Ersatzkraft-
stoffkomponenten im Benzin (vgl. Bundestags-
drucksache 346/82 vom 2. September 1982). Der Ent-
wurf sieht zwar Empfehlungen, jedoch keine Beimi-
schungspflicht vor. Bei den Ersatzkraftstoffkompo-
nenten handelt es sich um sauerstoffhaltige Verbin-
dungen, insbesondere Alkohole und Äther. 

Bei dem in Europa vorhandenen Qualitätsstandard 
der Vergaserkraftstoffe erlauben es die Stoffeigen-
schaften des Äthanols nicht, Blei in seiner oktan-
zahlsteigernden Wirkung voll zu ersetzen. Auch ist 
das Ziel einer nachhaltigen Herabsetzung sämtli-
cher Abgaswerte (Minderung des Ausstoßes von 
schädlichen Stickoxiden, Kohlenmonoxid und Koh-
lenwasserstoffen) für Kraftfahrzeuge nicht durch 
Änderung der Zusammensetzung des Benzins (z. B. 
durch Beimischung von Äthanol), sondern vielmehr 
durch Anwendung geeigneter technischer Konzepte 
im Kraftfahrzeug zu realisieren. Insofern ist eine 
umweltbezogene Argumentation zum Einsatz von 
Äthanol im Vergaserkraftstoff fragwürdig. Aller-
dings dürfte die chemische Umwandlung von Atha-
nol in Äther langfristig eine erfolgversprechende 
Möglichkeit zur Bleisubstitution in den Vergaser-
kraftstoffen bieten. Unabhängig davon kann die Zu-
mischung von Äthanol zum Vergaserkraftstoff so-
wohl aus energie- als auch aus agrarpolitischer 
Sicht grundsätzlich sinnvoll sein. Eine Beimischung 
von 5 % Äthanol ist nach Auffassung der Bundesre-
gierung aber vorerst aus zwei Gründen nicht reali-
sierbar. Zum einen können in den nächsten Jahren 
die erforderlichen Äthanolmengen nicht bereitge-
stellt werden und zum anderen ist Äthanol derzeit 
gegenüber den auf Mineralölen basierenden Kraft-
stoffen nicht wettbewerbsfähig. Daher müssen die 
Bemühungen fortgesetzt werden, durch spezielle 
Forschungs- und Pilotprojekte die technischen und 
ökonomischen Voraussetzungen für die Nutzung 
des Äthanols als Treibstoffkomponente zu schaf-
fen. 

290. Im Rahmen der Gesamtkonzeption Nach-
wachsende Rohstoffe des BML sind für unter-
schiedliche agrar- und energiewirtschaftliche Rah-
menbedingungen die grundsätzlichen Möglichkei-
ten und die ökonomischen, verfahrenstechnischen 
sowie agrarischen Voraussetzungen der Erzeugung, 
Verarbeitung und Verwendung nachwachsender 
Rohstoffe untersucht worden. Die Ergebnisse der 
Gesamtkonzeption legen die Notwendigkeit einer 
umfassenden Vorsorgestrategie nahe, die sich hin-
sichtlich der Förderung einer Vielzahl von For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben nicht nur auf 
Bioäthanol, sondern auch auf eine Reihe anderer 
wichtiger Produktgruppen wie Stärke, pflanzliche 
Öle und Fette, Holz und Holzprodukte erstrecken 
muß. Darüber hinaus ergeben sich für einzelne Pro-
grammbereiche des BML Ansatzpunkte für die Prü-
fung und Durchführung von administrativen Maß-
nahmen. 
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Anhang 

Zielstruktur des BML 1) 

1 ) Die Zielstruktur des BML trägt u. a. zur Verbesserung der Entscheidungsfindung im Bereich des Ministeriums bei. Sie 
gibt Aufschluß über Arbeitsaufgaben und Zielsetzungen des Resso rts. 
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noch: Zielstruktur des BML 
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noch Zielstruktur des BLM 


